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(Beginn um 9.02 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie sehr herzlich zur 15. Sitzung des Wiener Gemeinderats begrüßen und erkläre die Sitzung für eröffnet.

Entschuldigt sind Frau GRin Kato - wir wünschen ihr heute schon alles Gute zur kommenden Niederkunft -, Herr GR Rauchenberger - ihm wünschen wir gute Besserung - sowie ab dem Nachmittag Herr GR Kenesei.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, darf ich noch nach Lesung des Protokolls der Sitzung vom 22. März Herrn GR Blind mitteilen, dass Frau GRin Klier die ihm gegenüber erhobenen Vorwürfe und auch die sich daraus vielleicht ergebenden gesellschaftspolitischen Abwandlungen mit dem Ausdruck des Bedauerns zurückzieht. Ich hoffe, dass diese Angelegenheit somit erledigt ist.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/02000/2002/0002-KSP/GM) wurde von Herrn GR Mag Reindl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Mit dem neuen Wiener Hochhauskonzept, das noch heute vom Gemeinderat beschlossen werden soll, liegen erstmals konkrete Richtlinien für die Errichtung von Hochhausbauten in Wien vor. Auf welche Kriterien für Hochhäuser wird hier im Speziellen Wert gelegt?

Herr amtsf StR Dipl Ing Schicker, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Das neue Hochhauskonzept, das hoffentlich heute beschlossen werden wird, sieht vor, dass wir uns in Wien nicht zurückziehen und sagen: Wir wollen keine Hochhäuser mehr. Die, die wir haben, sind genug. Außerdem gefallen sie uns nicht und daher wollen wir keine neuen mehr. - Wir bewegen uns mit diesem Hochhauskonzept vielmehr dorthin, dass wir sagen, dass es in einer modernen Großstadt, einer Großstadt, die sich auch weiterhin als Wirtschaftsstandort positionieren möchte, die in Zentraleuropa eine Rolle spielen möchte, auch dazugehört, Hochhausstandorte zu haben, Hochhäuser in dieser Stadt zu haben.

Es geht uns bei diesem Konzept aber darum, erstens, die Qualität der Standorte zu verbessern, zweitens, die Qualität der Architektur zu verbessern, drittens, die Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit Hochhäusern zu verbessern, viertens, eine Orientierung in Richtung öffentlicher Verkehr durchzusetzen, und auch darum, die Frage des Sicherheitskonzepts - was nach dem 11. September natürlich besonders wichtig ist - unterzubringen und den Anforderungen der Bauökologie ebenfalls gerecht zu werden. 

Ein weiterer Punkt hat sich erst in den letzten Jahren herausgebildet, in denen erst deutlich geworden ist, dass Hochhäuser, was ihre Bausubstanz betrifft, ganz besondere Aufmerksamkeit benötigen. Dieser Punkt besteht nun darin, dass wir bei Hochhäusern einen Wartungsplan verlangen, dass wir auch die Abbruchmöglichkeiten genau dokumentiert haben möchten, weil, wie man sieht, auch Hochhäuser eine begrenzte Lebensdauer haben.

Wir legen besonderen Wert darauf, dass Hochhäuser in Zukunft bereits von Beginn an, ab dem Stadium des Projektentwurfs, in der Öffentlichkeit diskutiert werden können und dass diese Öffentlichkeit vom Projektträger auch gesucht wird, dass es Ombudsmänner und Beschwerdestellen gibt, dass es die Möglichkeit gibt, in die Planungen, in die Pläne Einsicht zu nehmen, und dass damit auch eine höhere Sicherheit besteht, dass das, was zunächst geplant wurde, am Ende dann auch realisiert wird.

Wir haben auch vorgesehen - und das ist einer der Punkte, über die es eine Diskussion gab -, dass wir nicht ganz dezidiert sagen: Diese Parzelle ist ein Hochhausstandort und die andere ist es nicht. - Der Grund dafür besteht darin, dass wir verhindern wollen, die Grundpreise dort so in die Höhe zu treiben, dass überhaupt kein Hochhaus mehr entstehen kann, weil sich das niemand mehr leisten kann. 

Deshalb definieren wir Eignungszonen, die sehr weit gefasst sind und die sich hauptsächlich daraus ergeben, dass wir die Orientierung am öffentlichen Verkehr, die Erschließung mit öffentlichem Verkehr verlangen. 

Innerhalb dieser Eignungszonen weisen wir aber Gebiete aus, für die städtebauliche Leitbilder erstellt werden sollen und in Bezug auf welche die Stadt selbst sagt: Das sind die Regionen in der Stadt, für die wir von uns aus städtebauliche Leitbilder erstellen wollen, damit auf diese Weise das Signal gesetzt wird, dass es sich hierbei um Gebiete handelt, in denen Hochhäuser von uns selbst gewünscht werden. 

Wir wollen aber nicht ausschließen, dass eine solche Entwicklung in anderen Gebieten ebenfalls Platz greift, dass auch Investoren eine solche Entwicklung einleiten können. Dann liegt es am Investor, dieses städtebauliche Leitbild gemeinsam mit der Stadt zu erarbeiten und, sofern soziale, technische und Umweltinfrastruktur dort fehlen, diese auch selbst herzustellen. 

Mit genau diesem Konzept gehe ich davon aus, dass es uns gelingen wird, erstens das Herauswachsen von Hochhäusern "quer über die Wiese" zu begrenzen und kompakte Hochhausstandorte zu Stande zu bringen und gleichzeitig die Öffentlichkeit, die Mitsprache, die Informationsqualität zu erhöhen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung. - Die erste Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Chorherr gestellt.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Wir werden ja diesem Hochhauskonzept zustimmen und das in der Debatte dann auch begründen. Lassen Sie mich aber doch eine kritische Frage stellen:

Wie wollen Sie sicherstellen, dass so etwas wie beim Millenniums-Tower nicht noch einmal passiert: dass eine Widmung erfolgt, laut der die Bauhöhe mit 140 Metern begrenzt ist, und wenn man heute misst, hat dieses Gebäude eine Höhe von über 200 Metern! - Jetzt weiß ich schon, wenn man die Antenne abzieht, dann sind es weniger, aber auch dann ist das Gebäude noch um rund 40 Meter höher, als in der Widmung vorgesehen. 

Ich weiß schon, dass nicht alles im Bereich des Planungsstadtrats liegt, aber wäre es nicht sinnvoll, auch im Bereich des berühmten § 69 BO, der viele Widmungen ja völlig obsolet macht, Reformen voranzutreiben? Wo stehen diese Reformen, und inwieweit wird es nicht wieder passieren, dass ein Hochhaus, das mit 140 Metern gewidmet ist, dann auf Grund von - wie ich meine - politischem Planungs- und Behördenversagen tatsächlich über 200 Meter hoch wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Klubobmann!

Mir ist diese Diskussion seit langem bewusst. Es war ja sichtbar, wie der Millenniums-Tower herausgewachsen ist, und es war auch der Verwaltung dieser Stadt - damals war ich noch nicht in meiner derzeitigen Funktion - sehr wohl bewusst.

Der § 69 ist ein hervorragendes Instrument im Bereich der Stadterneuerung, was die Möglichkeiten betrifft, Dachgeschoßausbauten durchzuführen, Liftzubauten vorzunehmen, alte Wohnhäuser, Substandardwohnhäuser wieder auf ein Qualitätsniveau zu bringen. Ich sehe beim § 69 aber dort ein großes Problem, wo er für neu gewidmete Areale, für Neubauten in Anspruch genommen wird. Deshalb lege ich so sehr darauf Wert, dass es eine enge Verzahnung zwischen dem städtebaulichen Konzept, der Ausschreibung der Architektur selbst, des Objekts selbst und der Widmung gibt. Wir haben einige Objekte in Wien, bei denen kritisiert wird, dass wir zu eng mit den Projektträgern zusammenarbeiten; aber durch diese Zusammenarbeit bereits im Widmungsstadium erreichen wir, dass Auswüchse begrenzt werden können. 

Sie werden sicherlich auch gehört haben, dass der Magistratsdirektor schon vor längerer Zeit - meines Wissens vor zweieinhalb Jahren - einen Erlass herausgegeben hat, wonach Genehmigungen für Überhöhungen, also für über die laut Flächenwidmung zulässige Höhe hinaus gehende Bauhöhen, nur im Ausmaß von 10 Prozent gewährt werden dürfen. - Das gab es beim Millenniums-Tower noch nicht. - Somit wurde vom Magistratsdirektor hier im Erlasswege eine Grenze eingezogen, womit zumindest ein erster Schritt dahin gehend gesetzt worden ist, dass eine derartige Überschreitung der Bauhöhe im Ausmaß von 25 Prozent nicht mehr zu Stande kommen kann.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. - Bevor ich die zweite Zusatzfrage aufrufe, richte ich eine Bitte an die Damen und Herren des Gemeinderats: Sie wissen ja alle, dass das Thema Hochhauskonzept heute auch Schwerpunktthema ist, und ich nehme daher an, dass es von allgemeinem Interesse ist. Daher ersuche ich Sie, die hier im Saal geführten Gespräche etwas zu reduzieren. Der derzeit herrschende Geräuschpegel ist nicht sehr angenehm und diesem Haus auch nicht adäquat. 

Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Neuhuber gestellt. - Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Wir werden ja heute noch ausführlich Gelegenheit haben, über das Hochhauskonzept zu diskutieren, und werden das sicher auch tun. Ein Charakteristikum dieses Konzepts besteht darin, dass in Zukunft Richtlinien in Form einer 10‑Punkte-Checkliste für Investoren und Developer vorgegeben werden, also sozusagen eine kleine - oder große - Anleitung, wie Hochhäuser in Wien in Zukunft entstehen können. 

Nun ist das per se sicherlich auch für die Wirtschaft zunächst einmal etwas Positives, dass man weiß, woran man sich halten kann. Glauben Sie aber nicht, dass es durch diese Checkliste von zehn Punkten, von denen es einige ja bisher nicht gegeben hat, die also völlig neu eingeführt wurden, zu längeren Genehmigungsdauern kommen kann, als es bisher der Fall war?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Diese Möglichkeit ist nie auszuschließen, aber wir wissen, dass es über markante Projekte in der Stadt - egal, ob sie hoch sind oder aber niedrig, dafür jedoch an markanten Punkten, ob sie Platzgestaltungen betreffen oder auch Grünflächengestaltungen -, wenn also ein besonderes öffentliches Interesse besteht, heftige Diskussionen gibt. Da gibt es Für und Wider, da gibt es immer Experten, die anderer Meinung sind als jene Experten, die dieses Projekt promoten. 

Daher muss man davon ausgehen, dass besonders markante Projekte in einer Stadt immer in Diskussion sind und dass es nur das Schlechteste sein kann, zu glauben, diese Diskussion umschiffen zu können. Wir werden uns Diskussionen um städtebauliche Projekte, um markante Punkte in der Stadt nie ersparen können. Eine der Neuerungen ist, dass Projektanten, Investoren dies aufnehmen sollen und dass die öffentliche Information besonders stark in den Vordergrund gerückt wird - vom Beginn des Entwurfs bis zur Fertigstellung der Realisierung. Genauso wie es die Stadt beim U‑Bahn-Bau macht, mit Ombudsmännern, die bestimmte Bauabschnitte betreuen, soll auch ein so markantes Projekt wie ein Hochhaus von einem Ombudsmann, von einer Beschwerdestelle, von einer Informationsstelle begleitet werden. Ich denke, dass das nicht zur Verlangsamung, sondern durchaus zur Beschleunigung beiträgt. 

Zweiter Punkt: die Grundlagen und Informationen, die wir verlangen. In diesem Konzept sind diese nun erstmals explizit als Erfordernis festgeschrieben, aber Sie wissen, so nehme ich an, auch aus eigener Erfahrung, dass zum Beispiel das Sicherheitskonzept ohnedies auch bisher bereits mit der MA 68 abzusprechen war. Es war nur nicht explizit festgeschrieben. 

Jetzt hingegen ist es so, dass die MA 68 als die für das Sicherheits- und Feuerwehrwesen in Wien zuständige Stelle natürlich auch hier intensiv eingebunden wird. 

Selbiges gilt natürlich auch für die Bauökologie. Auch auf diesem Sektor wissen wir aus den Bauträgerwettbewerben im Wohnbau, dass dieses Thema zunächst einmal zu Irritationen führt, dass die Bauträger aber im Grunde dann sehr schnell erfahren haben beziehungsweise erarbeitet haben, wie man damit umgeht, sodass bauökologische Fragen beim Wohnbau mittlerweile letztlich kein Thema mehr sind. 

Dasselbe gilt auch für die Frage des Nachweises der Standortqualität. In der Regel werden solche Analysen ja von den Investoren vorweg schon vorgenommen, nur gelangen sie nicht an das Licht der Öffentlichkeit. Jetzt geht es darum, dass das ebenfalls transparent gemacht, offen gelegt wird.

Ebenso ist es beim Verkehrskonzept, bei der Verkehrserschließung: Sie stellt den Hauptpunkt, den neuralgischen Punkt der öffentlichen Diskussion dar, und daher gibt es eigentlich bei keinem Hochhaus mehr eine Entwicklung ohne Verkehrskonzept. Auch hier geht es darum, das explizit zu machen, das öffentlich zu machen und auch entsprechend zur Diskussion zu stellen. 

Ich erwarte mir davon eine höhere Rechtssicherheit für die Projektanten, Klarheit darüber, welche Dinge beizubringen sind, und nicht eine Verlangsamung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben bei Ihrer ersten Beantwortung dieser Anfrage in Richtung des Anfragestellers aus Ihrer Fraktion gemeint, es könne nicht sein, dass in Zukunft eine Parzelle für den Bau eines Hochhauses gewidmet ist und die Parzelle daneben nicht. Diese Ihre Sichtweise ist eine etwas eingeengte, denn davon war ja an sich auch von unserer Seite nie die Rede, sondern wir haben den Vorschlag eingebracht, dass man für Wien ganz gezielt fünf bis sechs Hochhauszonen, Eignungszonen, Regionen - wie auch immer Sie das sehen wollen -, und zwar in einem größeren Zusammenhang als jenem einzelner Parzellen, festlegen sollte. - Diesem Vorschlag sind Sie nicht gefolgt, und das ist einer der Gründe, warum wir das hier vorliegende Konzept heute ablehnen werden. 

Sie gehen den entgegengesetzten Weg. Sie sagen: Alles, was nicht ausgeschlossen ist oder als Ausschlusszone deklariert ist, ist potenzielle Eignungszone und wird dann durch städtebauliche Leitbilder definiert - das hängt indirekt oder direkt zusammen. 

Daher frage ich Sie nun, was die Frage der Spekulation betrifft: Wo sehen Sie im Hinblick auf die Gefahr von Spekulation tatsächlich den qualitativen Unterschied zwischen diesen beiden Vorgangsweisen: einerseits im Vorhinein von der Stadtplanung her, fünf bis sechs Hochhaus-Eignungszonen zu fixieren und andererseits - Ihrem Modell entsprechend - städtebauliche Leitbilder heranzuziehen, die ebenfalls im Vorhinein bereits bekannt sind? Wo ist da der qualitative Unterschied zwischen diesen beiden Ansätzen, da Sie ja sagen, man könne das eine machen, aber das andere nicht, weil es da zu Spekulation käme? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal möchte ich klarstellen, was ich zu Herrn GR Reindl gesagt habe. Ich habe nicht behauptet, dass es nicht möglich sein soll, wenn eine Parzelle eine Hochhauswidmung hat, der anderen dann keine zu geben. Das ist sehr wohl möglich und ist auch städtebaulich begründbar und wird auch vor dem Verfassungsgerichtshof halten. 

Worauf ich hingewiesen habe, ist, dass wir im Hochhauskonzept keine parzellenscharfe Abgrenzung der Hochhaus-Eignungsgebiete vornehmen, und zwar aus gutem Grund, den ich vorher erläutert habe. 

Herr Gemeinderat, wir haben nach den Diskussionen der Stadtentwicklungskommission diese städtebaulichen Leitbilder - unter denen, wenn man den Westbahnhof mit einrechnet, ja auch welche von privater Seite erstellt werden - auf fünf Zonen begrenzt. 

Sie haben mich gefragt, was der Unterschied ist zu dem, was Sie vorgeschlagen haben: Herr Kollege Madejski! Nicht ich lehne das Konzept ab, Sie lehnen es ab. Sie müssten eigentlich sagen können, warum Sie es ablehnen. Ich sehe nämlich auch keinen Unterschied zwischen den Vorschlägen, die Sie eingebracht haben, und jenen, die wir in der Stadtentwicklungskommission diskutiert und im Konzept explizit gemacht haben. Ich habe eigentlich damit gerechnet, dass Sie nach dieser Präzisierung zustimmen werden. Mich hat es gewundert, dass Sie es nicht tun, aber wir werden damit leben können. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Thomas Reindl. - Bitte schön.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben ja in meiner Anfragebeantwortung die Kriterien ausgeführt, die im neuen Hochhauskonzept für Wien gelten sollen, damit sich die Investoren auch ein klares Bild über die Regeln machen können. 

Meine konkrete Frage: Sehen Sie eine Gefahr, dass durch die konkreten Auflagen die potenziellen Investoren eventuell weniger dazu bereit sein könnten, in Hochhäuser zu investieren, oder sind Sie vielmehr der Auffassung, dass durch diese klaren Richtlinien, die definiert sind, Verfahren auch im Sinne des Wirtschaftsstandorts Wien beschleunigt und verbessert werden können?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich habe auf diese Problematik schon bei der Beantwortung der Zusatzfrage von Herrn GR Mag Neuhuber Bezug genommen. Ich sehe infolge dieses Konzepts eine wesentlich klarere Situation für Investoren in Wien. Sie werden durch dieses Konzept die Möglichkeit haben, klar zu sehen, dass man sich in manchen Zonen mit Sicherheit kein Hochhaus vorstellen kann, und sie werden auch sehen, dass es an anderen Zonen problematischer ist, weil eben viel an Infrastruktur von ihnen selbst beizubringen sein wird, und dass es in anderen Gebieten wesentlich leichter ist, weil dort auch von Seiten der Stadt ein Interesse daran besteht. 

Ich denke, dass diese Präzisierung erstens zu einer Beruhigung der Hochhaus-Diskussion beitragen wird, weil klar ist, dass Wien keine Hochhausstadt werden wird, aber Hochhäuser in dieser Stadt sehr wohl zulässig sind, und dass es damit auch für internationale Investoren klar wird, dass es gerade dort, wo die Stadt selbst die städtebaulichen Leitbilder vorsieht, Sinn macht, sich zu engagieren, und dass es auch langfristig Sinn macht, in Wien Headquarters, unternehmensnahe Dienstleistungen, Bürostandorte zu forcieren. Diese Einladung ist ja unbedingt notwendig, wenn wir uns im Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen Union dafür besonders positionieren wollen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Damit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/02004/2002/0001-KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Herr Professor Krepler hat im letzten Gesundheitsausschuss berichtet, dass das AKH über zu wenig finanzielle Mittel für dringende Erneuerungsinvestitionen verfügt. Möglicherweise muss das AKH, so Professor Krepler, mittelfristig eine Zusatzfinanzierung bei der Gemeinde beantragen. Wie werden Sie dieses Ansuchen, angesichts des gedeckelten Budgets im Krankenanstaltenverbund, beantworten?

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auf die Frage von Frau GRin Pilz, ob wir dringende Erneuerungsinvestitionen nicht vornehmen können, möchte ich Ihnen Folgendes antworten: 

Sowohl ich als auch der Generaldirektor und die Teilunternehmensdirektoren des KAV sind daran interessiert und achten auch darauf, dass jederzeit dem letzten Stand an medizinischen und pflegerischen Standards entsprochen werden kann. Das AKH zählt zu den modernsten Spitalsbauten Europas, aber selbstverständlich auch Österreichs. Ich glaube, jedes Spital in Österreich könnte glücklich sein, wenn es über eine Ausstattung verfügen würde, die annähernd an jene des AKH in Wien heranreicht - das muss man auch feststellen -, sowohl in baulicher Hinsicht als auch, was die medizinischen Ausstattungen und Möglichkeiten betrifft, denn sonst würden nicht Patienten aus ganz Österreich und sogar aus dem Ausland nach Wien kommen, um sich hier behandeln zu lassen. (Beifall der GRin Ursula Lettner.) 

Die Deckelung der Finanzmittel bis zum Jahr 2005 war auch zum Zeitpunkt der Budgetierung und Beschlussfassung eine Notwendigkeit. Zu diesem Zeitpunkt ging man aber von einem klinischen Mehraufwand von Seiten des Bundes in der Höhe von 102 000 EUR aus. Der Bund hat diesen klinischen Mehraufwand auf 58 000 EUR reduziert. Wir haben aber die Vereinbarung, dass sowohl Investitionen als auch die Dinge für den laufenden Gebrauch im Verhältnis von entweder 60 zu 40 oder 50 zu 50 von Bund und Gemeinde Wien bezahlt werden. 

Es kann nicht Aufgabe der Länder sein, alle finanziellen Mittel für jene Bereiche aufzubringen, in denen sich der Bund aus seiner Verantwortung zurückzieht. Trotzdem tragen wir dafür Sorge, dass keine einzige Leistung reduziert wird. 

Sie, Frau Gemeinderätin, haben sich darauf bezogen, dass Herr Prof Krepler im Gesundheitsausschuss darüber gesprochen hat, was an Mehrkosten auf uns zukommt, dass es eine neue Operation gibt, mit der man das Vorhofflimmern verhindern kann, wozu man aber sehr teure Einmalmaterialien braucht. - Ich habe auch noch mit Prof Wolner gesprochen, der mir gesagt hat, dass bis jetzt kein einziger Patient abgelehnt worden ist. 

Was aber Herr Prof Krepler damals im Zusammenhang mit der Möglichkeit dieser Operation, die das Vorhofflimmern verhindert, meinte und was auch klar und deutlich zu verstehen war, ist Folgendes: 

Sie wissen, beim Vorhofflimmern kontrahiert sich der Vorhof nicht, das heißt, es kommt zur Thrombenbildung, vor allem im linken Vorhof, und zur Gefahr von Embolien. Das bedeutet für die Patienten, dass sie auf der einen Seite Medikamente nehmen müssen, dass sie mit Marcoumar eingestellt werden müssen, dass dann die Gefahr der Blutungsneigung gegeben ist und bei einer nicht ganz adäquaten Einstellung die Gefahr der Embolisierung mit einem Schlaganfall. 

Herr Prof Krepler hat gemeint, wenn sich nun durch neue Therapien und neue Möglichkeiten der Medizin die anderen Stellen etwas ersparen - nämlich die Krankenversicherung die Medikamente und die Pensionsversicherung die Arbeitsausfälle, die Invalidität und die Rehabilitierung -, so wäre es angezeigt, für neue Leistungen mehr Geld in das Gesundheitswesen einfließen zu lassen.

Damit kommen wir überhaupt zum Kernpunkt der Problematik, nämlich dass man sich, um die neuen Therapien immer möglich zu machen, ohne die Länder zu belasten, in Österreich dafür entscheiden wird müssen, dass von Bundesseite und von Seiten der Allgemeinheit mehr Geld in das Gesundheitswesen einfließt. - Trotzdem: Es wurde kein einziger Patient, der operationsfähig war, nicht zur Operation gebracht.

Wir haben steigende Kosten in vielen Bereichen der Medizin. Ich möchte nur wieder an die Kardiologie erinnern, wo auch durch die neuen Kathetersysteme die Kosten ansteigen. Wenn Sie sich die Leistungsbilanz im AKH anschauen, dann können Sie sehen, wie viele Menschen dilatiert werden, bei denen dann auch noch eine Bestrahlung stattfindet, damit das Gefäß nicht zurückgeht, wie viele Menschen mit immer neuen Methoden gestentet werden, bei wie vielen Stammzellentherapien versucht werden. Oder denken Sie an die neuen Methoden in der Onkologie, die teuer an Medikamenten sind, die natürlich die Patienten auch schwer pflegebedürftig machen - all das bieten wir im Wiener AKH. Gleichzeitig ist das Wiener AKH auch Ausbildungsstätte für mehr als zwei Drittel der Studenten. Es ist Ausbildungsstätte für die MTDs, es ist Ausbildungsstätte für die Pflegeberufe - Leistungen, die wir auch für die Bundesländer erbringen. All diese Leistungen erbringt das Land Wien.

Sollte eine dringende neue Investition nicht möglich sein, werden wir auch da versuchen, die dafür nötigen Mittel aufzubringen. Wir haben demnächst auch Gespräche mit der Frau Bundesministerin, da ja das AKH in eine eigene Betriebsgesellschaft übergeführt werden soll, und müssen uns auch wieder über die Finanzen einigen. Es wird aber sicher nötig sein, dass der Bund für den klinischen Mehraufwand mehr Geld zur Verfügung stellt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz. - Bitte schön. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt in sehr eindrucksvollen Worten geschildert, welche Leistungen im Allgemeinen Krankenhaus erbracht werden, und am Applaus Ihrer Kollegin sieht man, dass das hier auch durchaus auf Zustimmung stößt - auch meinerseits. Herr Prof Krepler hat mein vollstes Vertrauen, was die Leistungen und die Qualität der Behandlung und der wissenschaftlichen Arbeit im Allgemeinen Krankenhaus betrifft, und wir liegen im Spitzenfeld - auch hierin gebe ich Ihnen Recht, Frau Stadträtin. 

Aber ich habe den Appell von Herrn Prof Krepler im letzten Gesundheitsausschuss schon so verstanden - und es war ein sehr offenes, faires und informatives Gespräch, das dort geführt wurde -, dass dieser Leistungsstandard bedroht ist, bedroht ist von, wie Sie selbst gesagt haben, steigenden Kosten bei fallenden Einnahmen.

Ich muss Sie, da Sie jetzt gemeint haben, dass den Wienerinnen und Wienern keine notwendige Leistung vorenthalten würde, nun aber doch daran erinnern ... - Es ist so laut. Es ist schwer, dass wir einander verstehen. Vielleicht kann der Herr Vorsitzende für Ruhe sorgen.

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, die Fragestellerin hat ein Recht darauf, dass ihr zugehört wird. (GRin Dr Sigrid Pilz: Ich habe das Recht, dass ich etwas verstehe!) 

Ich ersuche Sie nun zum zweiten Mal darum, der Würde des Hauses nicht abträglich zu sein und den Ausführungen zuzuhören. - Bitte, Frau Doktor!

GRin Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! Dann muss ich nicht so schreien und dann wird es auch irgendwie angenehmer.

Nun stellt sich aus meiner Sicht die Frage: Das AKH ist zehn Jahre alt. Es hat dadurch eine substanzielle Reinvestition zu erfolgen, die über das hinaus gehen wird, dass man in Einzelfällen unterstützt. Es wird einer substanziellen Erneuerung bedürfen.

Wenn Herr Prof Krepler angesichts der konstatierten Sparmaßnahmen nicht mit diesen Mitteln auskommt und an die Gemeinde Wien bezüglich eines Nachschlagsbudgets herantritt, werden Sie dieses Ansuchen abschlägig beantworten oder ihm zustimmen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wir beantworten nichts abschlägig, was nötig ist. Ich möchte Ihnen nur die erfolgten Investitionen und die derzeit, also im Jahr 2002, laufenden und in Vorbereitung befindlichen Projekte vorlesen:

Pool für Kleinadaptierungen: 250 000 EUR. Aufstellung von Paternoster-Schränken: 450 000 EUR. Investitionen im Klinischen Institut für Medizinische und Chemische Labordiagnostik: 330 000 EUR, für die Nuklearmedizin: 110 000 EUR, die Adaptierung im Bettenhaus Ost, Ebene 7: 76 000 EUR, ja selbst - da hängt mein Herz nicht so sehr daran - eine Raucherzone wird um 33 000 EUR adaptiert, obwohl wir ein nikotinfreies Spital haben. Der Hörsaal in der Neurochirurgie wird um 200 000 EUR adaptiert. Für eine Röntgenanlage für Herrn Prof Lammer, der sehr viele invasive Röntgenuntersuchungen und Therapien bei den Röntgenuntersuchungen durchführt, werden 235 000 EUR aufgewendet. Behördlich notwendige Adaptierungen erfolgen um 58 000 EUR. Für die Vergiftungsinformationszentrale werden 298 000 EUR, für das Institut für Physikalische Medizin und Rehabilitation 101 745 EUR, für die Universitätsklinik für Nuklearmedizinische Diagnostik 130 000 EUR investiert. Ein Zytogenetisches Labor wird um 800 000 EUR eingerichtet. Investitionen an der Inneren Medizin, Abteilung Kardiologie, erfolgen um 120 000 EUR. - Allein das, was derzeit im Laufen ist, übertrifft eine Summe von 3 312 742 EUR. 

Alles, was nötig ist, wird selbstverständlich erfüllt, aber manche wünschen sich auch ein bisschen mehr, als nötig ist. Und das AKH reiht sehr wohl auch diese Dinge nach Prioritäten und Nichtprioritäten - abgesehen davon, dass für die Investitionen auch immer wieder die Zustimmung des Bundes nötig ist, weil der Bund dabei auch Zahler ist. Aber was nötig ist, wird erfüllt werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Die Akustik dieses Hauses ist katastrophal, der Volksmurmur ist hoch. 

Sie, Herr Vorsitzender, haben sich mit Ihrer Aufforderung, dass es hier leiser werden möge, nicht durchgesetzt. Ich verzichte angesichts dieser Umstände auf eine Debatte.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Gut. Auf die Zusatzfrage wurde verzichtet. - Ich habe zwei Mal, Herr Dr Hahn, versucht, den Geräuschpegel zu reduzieren. Ich möchte dazu feststellen, dass das Publikum auf den Zuhörerbänken sicherlich nicht das beste Bild von diesem Gemeinderat haben wird. Ich möchte hier nicht, weil mein Privatberuf Lehrer ist, Vergleiche mit Klassenzimmern anstellen, aber ich denke, dass die Arkadengespräche, die hier geführt werden, doch sicher nicht so interessant sein können, wie die Ausführungen der Frau Stadträtin. 

Ich ersuche jetzt wirklich eindringlich, diesem Appell Folge zu leisten. 

Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Kowarik gestellt.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Ich werde versuchen, etwas lauter zu sprechen, um den Lärmpegel zu übertönen.

Es ist zweifelsohne so, dass das Allgemeine Krankenhaus tatsächlich ein Spitzenkrankenhaus mit einer europäischen Dimension, möchte ich sagen, ist, dass es aber trotzdem ständig Anlass zu Diskussion gibt, nicht zuletzt bezüglich der Finanzierung. 

Ich möchte doch auch festhalten, dass die Problematik des AKH darin besteht, dass es einerseits ein Akutspital ist und dass auf der anderen Seite dort Forschung und Lehre durchzuführen beziehungsweise unterzubringen sind. Daraus ergibt sich sicherlich ein Spannungsfeld, das eigentlich schon seit Jahrzehnten nicht richtig bewältigt wird. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass der Ärztliche Direktor, Herr Dr Krepler, im Zusammenhang mit dieser Tatsache, dass am AKH einerseits Forschung betrieben wird und andererseits Akutversorgung durchgeführt wird, auch den Ärzten Vorwürfe gemacht hat. Dr Krepler schreibt - ich zitiere -:

"Patienten an den Uni-Kliniken könnten besser behandelt werden, wenn auch jene Ärzte mehr für Krankenbehandlung verantwortlich wären, die sich jetzt unter dem Hinweis auf angebliche eigene Forschungstätigkeit dem Hauptstrom der Arbeit entziehen."

Das ist doch eine sehr harte Kritik, zumindest an den Lehrenden, bedeutet aber für uns, dass wir, die wir für die Finanzierung zu sorgen haben, doch einmal klären müssen, in welcher Art und Weise die Aufteilung dieser Kostenblöcke zu erfolgen hat. Obwohl das AKH schon einige Zeit existiert, ist es meiner Ansicht nach noch nicht gelungen, tatsächlich aufzuzeigen, wer was zu bezahlen hat.

Ich frage Sie daher: Können Sie sich vorstellen, dass es, bevor Verhandlungen mit dem Bund über die Zukunft des AKH und über die Finanzierung geführt werden, unbedingt notwendig ist, exakt festzulegen, wie die Kostenblöcke - einerseits Bereich Akutkrankenhaus und andererseits Forschung und Lehre - abzugrenzen sind?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Wie Sie wissen, läuft jetzt bereits eine Untersuchung unter Beteiligung ausländischer Experten unter Führung von Prof Güntert, die sowohl von Frau Bundesministerin Gehrer als auch von der Stadt Wien in Auftrag gegeben wurde, weil wir die Kosten exakt feststellen wollen, weil es sonst immer wieder zu Zuweisungen kommt - das zahlt der eine, das zahlt der andere, und jeder fühlt sich übervorteilt. 

Dass die Ärzte Bundesangestellte sind, ist allgemein bekannt. Herr Prof Krepler ist der Ärztliche Direktor der Gemeinde Wien; ein Disziplinarrecht auf Bundesärzte hat er natürlich nicht. Mit der Ausgliederung im Jahr 2004 soll dieser Zustand bereinigt sein, dann ist der Ärztliche Direktor auch in dienstrechtlichen Belangen der Vorgesetzte aller Ärzte im AKH. Deshalb betreiben wir das auch sehr: nicht, weil wir uns erhoffen, uns dadurch so wahnsinnig viel zu ersparen, oder es privatisieren wollen und nichts damit zu tun haben wollen, sondern um diese Struktur, die durch diese doppelten Dienstgeber etwas schwierig ist, zu vereinfachen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Die Finanzsituation, wie sie sich beim AKH darstellt, ist durchaus ähnlich in den anderen Häusern des Krankenanstaltenverbunds zu konstatieren. Es gibt ein relativ restringiertes Budget und große Wünsche. Auch in anderen Häusern sind Erneuerungsmaßnahmen durchzuführen. Die Häuser haben mit der Generaldirektion des Krankenanstaltenverbunds Zielvereinbarungen zu treffen.

Meine Frage an Sie lautet: Sind diese Zielvereinbarungen jetzt alle schon unterschrieben und haben Sie sie zur Kenntnis genommen, wie Sie das nach § 8 des Statuts des Krankenanstaltenverbunds auch tun müssen, wenn es sich um relevante Ereignisse in den Häusern des Krankenanstaltenverbunds handelt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Die Zielvereinbarungen sind unterschrieben und ich habe sie zur Kenntnis genommen. Es haben sich die kollegialen Führungen in den Verhandlungen mit dem KAV damit einverstanden erklärt. 

Ich bin überzeugt, dass es uns heuer möglich sein wird - mit Bemühungen natürlich; es wäre leichter mit mehr Finanzmitteln, und ich wäre die Letzte, die sich das nicht wünschen würde, denn man hat schließlich gewisse Wünsche, die man verwirklichen möchte, und das ist nicht so einfach -, keinem Patienten irgendetwas an pflegerischer oder medizinischer Betreuung vorzuenthalten.

Die baulichen Maßnahmen werden nicht in dem Tempo erfolgen, wie ich persönlich es mir wünschen würde. Wir haben natürlich eine alte Bausubstanz, die haben wir überall. Es sind vielleicht in Österreich manche Häuser moderner ausgestattet, bieten allerdings eine wesentlich schlechtere medizinische und pflegerische Leistung, sodass es trotz der schönen Regionalkrankenhäuser in manchen Regionen die Patientinnen und Patienten vorziehen, nach Wien zu kommen und sich hier behandeln zu lassen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Damit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Die 3. Anfrage (FSP/02002/2002/0001-KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Wolfgang Gerstl gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Was hat Sie dazu bewogen, Ihren Standpunkt als Umweltexpertin aufzugeben und dem Wunsch der SPÖ nachzukommen, weiterhin am Standort Flötzersteig für die Müllverbrennungsanlage festzuhalten? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zu Ihrer Fragestellung betreffend Flötzersteig möchte ich grundsätzlich feststellen und in Erinnerung rufen: Die Müllverbrennungsanlage Flötzersteig ist eine Anlage der Fernwärme Wien GesmbH und fällt damit nicht in meinen Geschäftsbereich. Es ist daher von meiner Geschäftsgruppe aus auch nicht möglich, betriebswirtschaftliche Entscheidungen, welcher Art sie auch immer seien, herbeizuführen, zu beeinflussen oder auch mitzugestalten.

Da Sie Ihre Frage an mich als Umweltexpertin und Umweltstadträtin gerichtet haben, möchte ich Ihnen aus umweltpolitischer Sicht aber dennoch Folgendes mitteilen:

Ich bin Umweltexpertin und Umweltstadträtin und das ist zum Glück kein Widerspruch. Ich bestehe darauf und bekenne mich dazu, dass meine politischen Entscheidungen von meiner Kenntnis als langjährige Umweltschützerin und als Umweltexpertin getragen werden. Ich kann Ihnen auf Grund meiner reichhaltigen Erfahrungen als Umweltexpertin mitteilen, dass die Müllverbrennungsanlage Flötzersteig und die Müllverbrennungsanlage Spittelau auf dem höchsten Stand der Technik sind, dass sie international anerkannt sind. Die Müllverbrennungsanlage Flötzersteig wurde vor zehn Jahren generalsaniert. Die Rauchgasreinigungsanlagen finden international Anerkennung. Im Jahr 1993 wurde in der Anlage Flötzersteig der Katalysator eingebaut. Im Vergleich dazu: In der Anlage Spittelau wurde er 1990 eingebaut. Die Anlage Flötzersteig ist somit im Hinblick auf die Rauchgasreinigung sogar noch moderner ausgestattet als die Anlage Spittelau. 

Das heißt, diese beiden Anlagen sind gleichwertig. Sie stellen den internationalen Stand der Technik dar, sie sind Hightech-Anlagen. Die ganze Welt beneidet uns darum. In Osaka steht eine vergleichbare, optisch sogar gleiche Anlage wie hier in Wien. Delegationen von der EU schauen sich unsere Anlagen an, nehmen unsere Anlagen als Grundlage für ihre Entscheidungen im Hinblick auf die EU-Gesetzgebung. Die Müllverbrennungsanlagen Flötzersteig und Spittelau sind auch auf Österreichebene herzeigbar. Wir haben die strengsten Emissionsgrenzwerte, die strengsten Emissionswerte - das ist nachgewiesen - und den höchsten effizienten Wirkungsgrad, nämlich 73 Prozent. Kraft-Wärme-Kopplung ist gegeben. Auch das ist bis jetzt einzigartig in Österreich.

Diese beiden Müllverbrennungsanlagen sind nun einmal der Eckpfeiler, die Grundsubstanz unserer Wiener Abfallwirtschaft, einer erfolgreichen Wiener Abfallwirtschaft. Aber die Abfallwirtschaft besteht eben nicht nur aus der Müllverbrennung, sondern diese bildet das Ende einer langen Kette. Wir haben sehr viele moderne, hochtechnologische Anlagen, wie etwa Wirbelschichtverbrennungsanlagen für den Klärschlamm, für die gefährlichen Abfälle. Wir haben die Splittinganlage, die derzeit im Probebetrieb ist. Wir haben aber am Rautenweg auch eine Deponie, die in einer modernen Abfallwirtschaft auch notwendig ist.

Es ist uns aber klar, dass eine moderne Abfallwirtschaft ohne Müllverbrennungsanlagen nicht auskommt. Daher ist es meine Verantwortung als Umweltstadträtin, die für die Daseinsvorsorge der Wienerinnen und Wiener verantwortlich ist, all jene Anlagen vorzuhalten, die notwendig sind, um die Anforderungen des Umweltschutzes, die gesetzlichen Anforderungen des Umweltministers einzuhalten, und selbstverständlich auch das Klimaschutzziel - das muss eingehalten werden. Und das schaffen wir mit einer modernen Kraft-Wärme-Kopplung, und diese ist bei unseren modernen Müllverbrennungsanlagen gegeben. 

Daher ist es nur im Interesse der Entsorgungssicherheit unserer Wienerinnen und Wiener, dass diese Müllverbrennungsanlagen und alle anderen Anlagen, die der Abfallwirtschaft in Wien dienen, so lange betrieben werden, wie dies betriebswirtschaftlich und technisch erforderlich ist. Alles andere wäre ökologisch nicht sinnvoll und auch politisch nicht vertretbar. 

Was die dritte Müllverbrennungsanlage, die offenbar auch Inhalt Ihrer Fragestellung war, betrifft, so möchte ich nur nochmals in Erinnerung rufen: Vorsorgender Umweltschutz heißt Bau einer dritten Müllverbrennungsanlage, weil - Sie wissen es - die Deponieverordnung in Kraft tritt und wir steigende Müllmengen haben und bereits jetzt unbehandelte Abfälle auf Deponie gehen müssen. Das heißt, wir müssen eine neue Müllverbrennungsanlage in Wien errichten. Die Vorbereitungen dafür müssen daher rechtzeitig anlaufen. 

Zur Kapazität der dritten Müllverbrennungsanlage: Die Kapazität muss natürlich darauf ausgerichtet sein, jene Menge zu behandeln, die anfällt und auch in zehn Jahren anfallen wird. Das heißt, kapazitätsmäßig muss diese neue Anlage so ausgelegt werden, dass sie den Restmüll, der derzeit und in den kommenden Jahren nicht verbrannt werden kann, aufnehmen kann. Das ist die Grundlage unserer Untersuchungen und unserer Planungen.

Sie haben es angesprochen: Ich habe als Umweltexpertin, als eine von 40 UmweltexpertInnen beim SUP-Prozess mitgearbeitet. Ich war auch sehr froh darüber, dass es mir, als ich Umweltstadträtin geworden bin, möglich war, die wissenschaftlichen Experten zu koordinieren. Das heißt, dieser SUP-Prozess, der zu diesem erfolgreichen Bericht geführt hat, setzte sich nun einmal aus der Arbeit verschiedener Experten zusammen - Wissenschaft, NGOs, Experten des Magistrats -, und der SUP-Bericht liegt nun - Sie haben ihn im Gemeinderat zur Kenntnis genommen - als fachliche Grundlage für die politische Entscheidung vor. 

Ein Wissenschafter hat keine politische Verantwortung zu übernehmen. Ich als Wissenschafterin und Politikerin, als Umweltpolitikerin, als verantwortliche Umweltpolitikerin muss natürlich diesen Bericht zu Rate ziehen, aber die politische Verantwortung muss ich auch tragen. Das heißt, dieser SUP-Bericht kann nur insofern umgesetzt werden, als dies auch politisch sinnvoll und zweckmäßig ist. 

Es ist daher aus meiner Sicht kurzsichtig und verantwortungslos, kommunale Einrichtungen, die der Daseinsvorsorge dienen, optimal funktionieren und international anerkannt sind, aus rein politischer Willkür zu schließen. Diese Anlagen sind wesentliche Elemente unserer kommunalen Entsorgung, sie funktionieren, und daher sehe ich keine Notwendigkeit, auch nur eine dieser Anlagen zu schließen. 

Zurück zum SUP-Bericht: Die Müllverbrennung - das wissen Sie - ist nur ein kleiner Bestandteil dieses gesamten Berichts. Die Kreislaufwirtschaft bildet eine ganze Kette und diese beinhaltet auch unsere moderne Kompostanlage, deren Umbau wir derzeit auch in Planung haben. Die Kompostanlage bringt auch wieder Materialien in die Kreislaufwirtschaft, in die Landwirtschaft zurück - das ist auch ein Schwerpunkt dieses SUP-Prozesses. Und natürlich sind auch Abfallvermeidung und Monitoring Elemente dieses SUP-Berichts. Diese nehme ich gerne an, diese gilt es umzusetzen, und die Müllverbrennung ist auch ein integrativer Bestandteil dieses gesamten Prozesses.

Kurz gesagt: Die Müllverbrennungsanlagen Spittelau und Flötzersteig entsprechen dem modernsten Stand der Technik. Die Emissionswerte sind weit unter den gesetzlichen Grenzwerten. Würde man eine Erfüllung der Forderung, eine dieser beiden Anlagen zu schließen, auch nur andenken wollen, dann müsste man auch dazu 
übergehen, auch die zweite Anlage zu schließen - und das kann doch nicht in Ihrem Sinne sein: Anlagen, die funktionieren, zu schließen! 

Ich bin als Umweltstadträtin und als Umweltexpertin stolz darauf, auf einen solch hervorragenden Hightech-Anlagenpark zurückgreifen zu können. Andere Städte, andere Länder beneiden uns darum. Es geht daher jetzt darum, diesen SUP-Bericht in Angriff zu nehmen - im Sinne der Umsetzung einer zukunftsorientierten Abfallwirtschaft, und darin ist natürlich auch die Müllverbrennung enthalten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin, für die ausführliche Beantwortung. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Gerstl. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt sehr ausführlich alle Details der einzelnen drei Müllverbrennungsanlagen besprochen und aus Ihrer Sicht dargelegt. Tatsache ist jedenfalls, dass die Müllverbrennungsanlage Flötzersteig zwischen vier Spitälern eingebettet ist, dass sie von Grünland umgeben ist und dass, auch wenn die Anlage dem neuesten Stand der Technik entspricht, auf Grund der Nordwestwind-Wetterlage alle Wienerinnen und Wiener innerhalb eines sehr großen Einzugsbereichs dennoch einer sehr, sehr großen Belastung durch Abgase und Immissionen ausgesetzt sind.

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sie haben am 25. Juli 2001 erklärt, dass Sie für die Stilllegung der MVA sind, da dies auch der SUP-Bericht vorgeschlagen hat. Sie haben das damals unterstützt. - In Ihrer heutigen Wortmeldung hingegen haben Sie gesagt, es sei kurzsichtig und verantwortungslos, nur aus politischen Gründen eine Stilllegung zu verlangen. 

Daher meine Frage: War das kurzsichtig und verantwortungslos, als Sie damals die Stilllegung verlangt haben?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Im Juli - lesen Sie nach! - habe ich gemeinsam mit dem Expertengremium, mit dem SUP-Team, die Ergebnisse des SUP-Berichts vorgestellt. Die Ergebnisse dieses SUP-Berichts waren als Grundlage für die politische Entscheidung gedacht. Wenn ein Bericht vorliegt, der eine Expertenmeinung wiedergibt - nicht mehr und nicht weniger ist dieser Bericht -, dann ist es natürlich erforderlich, die politische Entscheidung auf der Grundlage dieser fachlichen Meinung durchzusetzen. Das ist meine Aufgabe als Umweltpolitikerin: Maßnahmen durchzusetzen, die politisch tragbar sind. Nicht alles, was wissenschaftlich durchsetzbar erscheint, ist auch politisch durchsetzbar. 

Daher: Wir haben - und das wissen Sie sehr genau - einen Vertrag mit der Fernwärme Wien über unsere Abfallmengen, und den gilt es einzuhalten. Meine politische Verantwortung ist es, für die Daseinsvorsorge der Wienerinnen und Wiener zu sorgen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zweite Zusatzfrage: Frau GRin Reinberger. - Bitte. 

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich frage mich nur, was die SPÖ dann mit ihrer Zustimmung im Gemeinderat zum SUP-Bericht Abfallwirtschaft eigentlich beschlossen hat. - Das war jetzt eine Frage, die ich mir selbst stelle und die nicht an Sie gerichtet ist. 

Meine Frage an Sie lautet anders: Das Ergebnis der "SUP - Abfallwirtschaft" sieht die Schließung des Flötzersteigs vor. Jetzt denke ich mir: Vielleicht war mit ein Grund dafür nicht nur die Tatsache, dass eine Müllverbrennungsanlage nun einmal Emissionen verursacht, sondern auch der Umstand, dass zusätzlich zu den durch die Müllverbrennung selbst verursachten Emissionen auch die Vielzahl von Lastkraftwagen, in denen der Müll dorthin anrollen muss, eine unheimliche Belastung für die Bevölkerung in einem dicht verbauten Gebiet darstellt.

Faktum ist - wir haben darüber diskutiert -: Es hat geheißen, dass die im Protokoll zum SUP enthaltene Gegenmeinung der Fernwärme Wien, der Flötzersteig möge offen bleiben, keine Wertigkeit hat und dass das SUP-Team vorschlägt, den Flötzersteig zu schließen. Genau das wurde dem Gemeinderat vorgelegt und so beschlossen. - Jetzt zeigt sich: Sie kapitulieren offensichtlich vor der Fernwärme Wien, denn jetzt bleibt der Flötzersteig offen.

Meine Frage lautet daher: Wie sehen die weiteren Kapitulationen vor der Fernwärme Wien aus? Wird die dritte Müllverbrennungsanlage trotzdem eine Kapazität von 450 000 Tonnen haben, wenn die Fernwärme Wien diese Kapazität möchte, um besser agieren und verstärkt Fernwärme liefern zu können?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich habe eingangs schon gesagt, dass die Planung für die neue Anlage davon ausgeht, dass beide funktionierenden Müllverbrennungsanlagen, Spittelau und Flötzersteig, bestehen, und auf der Grundlage dieser Rahmenbedingungen ist natürlich eine kleinere Anlage angedacht und in Planung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben in Ihrer ersten Antwort auf die Frage des Kollegen Gerstl gesagt, dass eine Expertin keine politischen Ansichten hat, aber in der Funktion als Stadträtin werden dann sozusagen politische Ansichten schlagend. - Sie haben einen anderen Ausdruck dafür gebraucht, aber das war letztlich Ihre Aussage.

Jetzt würde ich einmal feststellen, dass die Metamorphose von einer Vertreterin keiner politischen Ansicht zu einer Vertreterin einer immerhin doch wichtigen politischen Position innerhalb von 24 Stunden ein relativ rascher Änderungsprozess, was die politische Wertigkeit beziehungsweise die Ansichten betrifft, ist. 

Daher nun zu diesem SUP-Prozess, den wir ja hier im Dezember, wenn ich nicht irre, mit den Stimmen der SPÖ und gegen die Stimmen aller drei Oppositionsparteien verabschiedet haben: 

Ein Punkt betraf den Flötzersteig. - Die Anlage Flötzersteig wird jetzt nicht geschlossen auf Grund von, sage ich jetzt einmal, Interventionen des Herrn Bürgermeisters, Simmerings und der Fernwärme. 

Es gibt aber einen zweiten Punkt, der auch schlagend geworden ist, und zwar die Müllvermeidung. Auch das ist ein wichtiger Eckpfeiler im SUP-Prozess, für den Sie ja auch stehen - wir auch -, aber es ist etwas anderes herausgekommen. 

Ich hätte nun gerne von Ihnen erfahren, ob es weiterhin dabei bleiben wird, dass es keine zusätzlichen 70 Millionen S für ein Müllvermeidungsbudget in Wien gibt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Das SUP-Team hat einen fachlichen Vorschlag vorgelegt. Dafür bin ich sehr dankbar. Ich war eine der ExpertInnen in diesem Zusammenhang. Nur: Dieses SUP-Team hat eben nicht die Funktion, diesen SUP-Bericht in dieser Form auch umzusetzen. Das ist meine politische Verantwortung, die nehme ich wahr. Grundlage ist mein Expertenwissen, Grundlage ist dieser SUP-Bericht. Meine Aufgabe als Umweltstadträtin ist es selbstverständlich, für die Daseinsvorsorge zu sorgen. 

Was die Mittel betreffend Abfallvermeidungsbudget betrifft, so warten Sie bitte ab: Wir haben eine Abfallvermeidungsgruppe eingesetzt - das wissen Sie -, wir haben eine Monitoring-Gruppe eingesetzt - das wissen Sie -, und auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Monitoring-Gruppe, auf der Grundlage der Entscheidungen der Abfallwirtschaftsgruppe, auf der Grundlage der Entscheidungen der Abfallvermeidungsgruppe wird das Budget nach Prioritäten, nach Sinnhaftigkeit und nach Verfügbarkeit angelegt werden - zum Nutzen unserer Umweltmusterstadt Wien und zum Nutzen der Abfallvermeidung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Vierte Zusatzfrage: Herr GR Mag Gerstl. - Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ihre Ausführungen lassen den Schluss zu, den ich sehr bedauere, dass die Umweltexpertin Dipl Ing Isabella Kossina an der Umweltstadträtin Dipl Ing Isabella Kossina gescheitert ist. Das tut mir sehr Leid. 

Sie haben zuvor sehr ausführlich dargelegt, wie wichtig es ist, eine Umweltmusterstadt zu sein, welche Standards dafür zu erfüllen sind, was Sie alles dafür getan haben und dass Sie darauf stolz sind. 

In diesem Zusammenhang möchte ich Sie fragen: Sie haben eine große Werbekampagne mit einer kleinformatigen Tageszeitung gemacht. Wie viel Geld haben Sie in diese Werbekampagne investiert, und warum haben Sie diese nur mit dieser einen Tageszeitung gemacht - oder beabsichtigen Sie, auch mit anderen Tageszeitungen eine solche Kampagne durchzuführen, und falls ja, in welchem Ausmaß?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Diese Anfrage werde ich schriftlich beantworten. Jedenfalls ist festzustellen: Eine andere Zeitung ist nicht an mich herangetreten - leider. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/02001/2002/0007-KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Heinz Christian Strache gestellt und ist an den Bürgermeister gerichtet: Sind Sie bereit, bei den historisch und kulturell für die Stadt Wien äußerst wertvollen Sofiensälen, nach der nunmehr erfolgten Bestätigung und Aufrechterhaltung des Denkmalschutzes durch das Bundesdenkmalamt, alle notwendigen Verhandlungen und Schritte dahingehend einzuleiten, dass der Eigentümer, der Bund und das Land Wien (Altstadterhaltungsfonds und Sondermittel) die finanzielle Wiedererrichtung des abgebrannten Ballsaales, eingebettet in ein neu zu schaffendes Projekt, sicherstellen und aufteilen?

Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich habe in den letzten Tagen die Entscheidung des Bundesdenkmalamts, den Denkmalschutz insbesondere über den Ballsaal, das Foyer und die Fassade der Sofiensäle nicht aufzuheben, mit Freude zur Kenntnis genommen. Es ist jedoch auch zur Kenntnis zu nehmen, dass das Grundstück und damit das Objekt im Besitz eines privaten Eigentümers steht. Es ist weiters festzuhalten, dass eine gültige Baubewilligung für ein Kongress-, Hotel- und Bürozentrum vorliegt. Dieser baurechtliche Bescheid berücksichtigt die denkmalgeschützten Teile des Bauwerks, wodurch dieses Projekt nur unter Bewahrung des historischen Ballsaals verwirklicht werden kann. 

Aus diesem Bescheid ist weiters zu schließen, dass dieses Projekt vom Eigentümer in der Vergangenheit als wirtschaftlich erachtet wurde. Es ist für mich nicht nachvollziehbar, warum dieses Projekt nunmehr unwirtschaftlich sein soll und vom Eigentümer nicht mehr weiterverfolgt wird, wenn der Brandschaden, wie mehrfach kolportiert wurde, durch eine Versicherung gedeckt war. Diese Haltung erscheint vielmehr als logische Konsequenz der in den letzten Monaten wiederholt an die Wiener Stadtregierung gestellten Forderung, den Wiederaufbau der Sofiensäle zu finanzieren. Diese Forderung halte ich unter Berücksichtigung der Eigentumsverhältnisse und des aufrechten Denkmalschutzes in der Diskussion um den Wiederaufbau der Sofiensäle für kontraproduktiv. Ich gehe nämlich davon aus, dass der Eigentümer bestrebt ist, aus seinem Eigentum einen wirtschaftlichen Nutzen zu ziehen und diesen möglichst optimiert. 

Tatsache ist jedoch - und dies ist ganz deutlich zu betonen und beantwortet die Frage der Sicherstellung der Wiedererrichtung des abgebrannten Ballsaals -, dass der aufrechte Denkmalschutz der beste Garant dafür ist, dass die denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle erhalten bleiben, und dass jegliche weitere Nutzung, welche ja, wie bereits zuvor ausgeführt, auch im Interesse des Eigentümers liegt, nur bei einem Wiederaufbau sinnvoll wäre. 

Die Zusage einer finanziellen Aufteilung der Wiedererrichtung zwischen Eigentümer, Bund und Land Wien kann ich Ihnen hier nicht geben. Diese ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt weder opportun noch notwendig. Letztlich gibt es auch andere Möglichkeiten des kulturellen Sponsorings als sofort dem Steuerzahler in die Tasche zu greifen. Vor allem geht es hier auch um ein Wirtschaftsprojekt, für das die EU-Beihilfenregelung gilt. - Im Übrigen darf ich darauf verweisen, dass von den unabhängigen Gerichten die Verschuldensfrage über den Ausbruch des Brandes noch nicht abschließend geklärt wurde. 

Selbstverständlich und ungeachtet der hier dargestellten Überlegungen bekenne ich mich dazu, dass die Wiedererrichtung insbesondere des Ballsaals im besonderen Interesse der Stadt Wien liegt und daher der Eigentümer seitens der Stadt Wien im Bereich ihrer Möglichkeiten unterstützt werden soll. Selbstverständlich ist hiebei auch eine Unterstützung des Bundes anzustreben. 

Herr Gemeinderat! Um den Sermon in einem Satz zusammenzufassen: Wir haben höchstmögliches Interesse daran, dass die denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle wiederhergestellt werden respektive erhalten bleiben und in Zukunft für kulturelle Nutzungen verwendet werden können. 

Aber ich bitte nochmals, von den Fragen der Finanzierung in der Öffentlichkeit möglichst wenig zu reden, denn je mehr man davon redet, desto teurer wird es für den Steuerzahler.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister, für die informative Beantwortung. - Die erste Zusatzfrage: Herr GR Strache.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich danke auch für die Beantwortung, die Sie vorgenommen haben.

Die Frage war von unserer Seite nicht ganz scharf formuliert, das gebe ich schon zu, denn wir haben natürlich den denkmalgeschützten Ballsaal gemeint, wo es natürlich auch möglich wäre, Überlegungen dahin gehend anzustellen, dass man eben eine Finanzierungsaufteilung zwischen Eigentümer, Land Wien und Bund finden könnte, ähnlich wie das damals auch bei dem Hofburgbrand der Fall war. Damals hat man ja auch die Notwendigkeit gesehen, im Interesse der Republik, im Interesse der Stadt Wien, natürlich auch mit Steuermitteln dafür Sorge zu tragen, dass dieser kulturelle Trakt wiedererrichtet wird, und ich denke, dass das ähnlich auch bei den Sofiensälen, nämlich beim Ballsaal, der Fall sein könnte. Und nur auf den hat sich die Frage konzentriert, aber eben unscharf. 

Konkret jetzt die Zusatzfrage: Was werden Sie konkret unternehmen? - Der Eigentümer hat ja, nachdem das Bundesdenkmalamt beschlossen hat, dass der Denkmalschutz aufrecht bleiben soll, gedroht, dass er nunmehr halt eine Ruine dort stehen lassen wird, die er dem Verfall preisgeben will. Was werden Sie also konkret unternehmen, um in Gesprächen mit dem Eigentümer eine andere Haltung bei dem Eigentümer zu bewirken?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst ist es mir ohnehin nicht um die semantische Frage gegangen. Ich habe ausnahmsweise eine sprachliche Unschärfe in meinen Kommentaren ausgelassen, was ich ja sonst nicht zu tun pflege, wie man weiß, aber es ist das ja auch nicht unmittelbar das Problem. 

Ich glaube nur, dass Ihr Vergleich mit den Redoutensälen hinkt, nämlich hinkt im Hinblick auf den Eigentümer. Es ist im einen Fall ein privater Eigentümer, im anderen Fall war der Eigentümer der Bund. Sohin ist natürlich aus diesen Umständen heraus erklärbar, dass es zwar die Gemeinsamkeit - auch ein bisschen hinkend und schräg der Vergleich - des kulturellen Interesses gibt, aber mit Sicherheit den wesentlichen Unterschied der Eigentümerschaft.

Wenn der jetzige Eigentümer der Sofiensäle erklärt, dass er nicht daran denkt, seine Liegenschaft in Zukunft zu verwerten, dann würde ich in Anlehnung an den berühmten Wiener Spruch, ich habe schon größere Zwerge gesehen, ganz ehrlich sagen, ich habe schon härtere Drohungen vernommen. (Heiterkeit.) Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass ein Unternehmer, der selbstverständlich ein Verwertungsinteresse seines Kapitals hat - das ist ja ein Wesenselement des Kapitals -, nunmehr darauf verzichtet, dieses Kapital auch entsprechend zu verwerten.

Es ist ja nicht so, dass der Eigentümer nicht auch Vorteile hätte dadurch, denn zweifelsfrei hat er mit der Nutzung seiner Liegenschaft dort im Hinblick auf das bereits der Baubewilligung zugeführte Projekt einen erheblichen wirtschaftlichen Vorteil im Hinblick auf die Verwertung dieser Liegenschaft. Und so gesehen beschleunigt diese Drohung meinen Puls nicht, sondern ich denke, dass im Hinblick auf die Konsumation dieser Baubewilligung, die natürlich wie alle Baubewilligungen auch ihre zeitliche Begrenzung hat, zweifelsohne rechtzeitig auch darüber geredet werden muss. Da sehe ich durchaus Kompromissmöglichkeiten. Ich will diese allerdings nicht durch finanzielle Zusagen voreiliger Natur und sohin teurerer Natur belasten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Chorherr gestellt. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Sie haben richtigerweise das ökonomische Kalkül dort herausgestrichen. Ich teile im Übrigen die Meinung, dass es nicht hilfreich ist, einem Grundeigentümer, der gerade eine, wie ich glaube, nicht unbeträchtliche Versicherungssumme aus dem Brand lukrieren konnte, durfte, jetzt gleich vorweg noch zusätzlich öffentliche Mittel reinzutreten.

Trotzdem möchte ich nachfragen, wie man, nachdem jetzt ein Denkmalschutzbescheid vorliegt und insofern klar ist, wie das weiterzugehen hat, ordnungspolitisch verhindert, in einer rechtlichen Situation, die nicht ganz so einfach ist, dass dort jahrelang nichts passiert, mit dem Ziel, dass das so weit vergammelt, kaputt ist, bis dann über die wirtschaftliche Abbruchsfähigkeit im Nachhinein argumentiert wird. Also, wenn ich mir jetzt überlege, was das Zielführendste wäre, wenn ich dort einen ganz normalen Hotelkomplex hinstellen und den Ballsaal nicht errichten will, dann mache ich genau das. Da stellt sich die Frage nach der Verantwortung des Ordnungspolitischen oder auch des Verhandlungstechnischen, und da wollte ich nach der Strategie fragen, soweit man eine Strategie vorweg erzählt. Aber welche Bedeutung hat das und in welcher Weise werden Sie hier ordnungspolitisch, verhandlungstechnisch vorgehen, damit das nicht passiert, nämlich das jetzt verfallen zu lassen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, zunächst einmal teile ich die Ansicht, dass man in einer derartigen Diskussion - ich sage vorläufig noch Diskussion und verwende den Begriff Auseinandersetzung noch nicht -, Strategien, insbesondere in ordnungspolitischer Hinsicht, also Rechtsstrategien, nicht vorwegnimmt. Da sind wir derselben Meinung. Nur vom Grundsatz her will ich gar nicht hinter dem Berg halten: Wir wollen diese Nutzung des Grundstücks in dem Sinn, wie es in der Baubewilligung auch festgelegt wurde, und wir wollen die Erhaltung der Sofiensäle als einen traditionellen Ort kultureller Begegnung in dieser Stadt. Und wenn wir dies wollen, so ist, denke ich, die effektivste Strategieform die, dass man dem Eigentümer klar macht, wie sehr er Eigentumsprobleme und Verwertungsprobleme bekommt, je länger er dieses Grundstück leer stehen lässt. Er verliert mit Sicherheit jeden Tag Geld. 

Es handelt sich hier ja nicht um eine zu bezuschussende Einrichtung außerhalb dieses Kulturzentrums, wenn man das so sagen will, sondern es handelt sich um einen kommerziell zu verwertenden Gegenstand, der natürlich im späteren Einnahmen mit sich bringt. Daher ist darin auch begründet, dass der Eigentümer bei Nichtnutzung seines Eigentums Geld verliert, und ich denke, dass dies ihn auch dazu veranlassen wird - bei allem Poker, der sich zurzeit abspielt, und bei allem Suchen danach, neben der Versicherungssumme möglichst optimal auch Steuergelder zu lukrieren - und dass er selbstverständlich ein Interesse daran hat, auch möglichst frühzeitig zu einer wirtschaftlichen Verwertung seiner Liegenschaft zu kommen.

Das wird in den Diskussionen eine Rolle spielen, aber wir haben natürlich auch über den Baubescheid, über das Baurecht verschiedene Möglichkeiten. Ich will nicht so weit gehen, in Erinnerung zu rufen, dass gemäß der Wiener Rechtsordnung auch so etwas wie eine Ersatzvornahme und Ähnliches möglich ist, denn das würde uns wieder in die Richtung hinführen, die wir eigentlich nicht wollen, nämlich dass man versucht, möglichst viel Steuergelder seitens dieses wirtschaftlichen Projekts zu lukrieren.

Im Übrigen möchte ich noch einmal auf etwas aufmerksam machen, was vielleicht vorhin ein bisschen untergegangen ist: Man muss hier durchaus sehr auf das EU-weite Beihilfenrecht aufpassen, damit man nicht auch diesbezüglich Probleme bekommt. Das trifft in erster Linie natürlich uns. Wir haben hier aufzupassen, dass fein säuberlich getrennt wird zwischen der Förderung einer kulturellen Einrichtung und der Frage einer verbotenen Förderung eines kommerziellen Unternehmens.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Das Bundesdenkmalamt hat einen Bescheid erlassen, der den Denkmalschutz für wesentliche Bereiche erhält. Damit sind wir alle sehr zufrieden, und wir sind auch froh, dass der Bürgermeister diese Meinung teilt. Sie haben davon gesprochen, dass es darum geht, die Gemeinsamkeit des kulturellen Interesses hier durchzusetzen. 

Können Sie sich vorstellen, einen Runden Tisch einzuberufen mit allen daran Beteiligten, auch mit dem Eigentümer, um hier rasch weiterzukommen in dieser doch sehr verfahrenen Situation?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es tut mir Leid, aber ich sehe gar keine verfahrene Situation. Ich sehe die völlig normale Situation, die sich daraus ergibt, dass ein Liegenschaftseigentümer und Unternehmer ein bestimmtes Interesse hat, nämlich ein Verwertungsinteresse seiner Liegenschaft, während auf der anderen Seite das öffentliche Interesse, nämlich unseres, darin besteht, dass diese kulturelle Einrichtung dort auch für die Zukunft entsprechend erhalten bleibt. Daraus resultieren in der Folge völlig normale Verhandlungen.

Ich möchte Sie daher wirklich bitten, von einem Vorschlag Abstand zu nehmen, dass man derartige Verhandlungen de facto mit der Kamera auf der Schulter macht. Bei aller Wertschätzung für die Kollegen Journalisten, bei aller Wertschätzung für die Medienarbeit, die man mir sicherlich auch nachsagen kann, aber derartige Verhandlungen unter dem Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit zu führen - und ein derartiger Runder Tisch wäre das zweifelsohne -, das würde ich für noch kontraproduktiver halten, als die öffentliche Diskussion über finanzielle Bezuschussungen für den entsprechenden Eigentümer.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage stellt wieder Herr GR Strache.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Vielleicht noch anmerkend: Wir haben natürlich schon auch eine verfahrene Situation. Der Eigentümer, der jetzt auch der Eigentümer der Sofiensäle und des Areals ist, hat ja eigentlich, bevor es zu dieser Brandkatastrophe kam, schon immer wieder versucht - jahrelang, eigentlich jahrzehntelang -, den Denkmalschutz aufzuheben, beziehungsweise hat er Anträge in diese Richtung formuliert, wurde mir mitgeteilt, also er hat ja nie ein Interesse gehabt, bis dann - zum Glück - kurz vor dem Brand ein neues Projekt abgesegnet wurde und das auch vom Eigentümer unterschrieben wurde. Trauriges Schicksal: Eine Woche oder ein paar Wochen nach der Unterfertigung dieses Vertrags ist das Objekt plötzlich abgebrannt. 

Das wird ja auch noch zu klären sein von Seiten der Staatsanwaltschaft, welche Brandursache es wirklich in dem Bereich gegeben hat. Ich möchte jetzt aber gar nicht näher darauf eingehen, weil wir ohnehin in der dringlichen Anfrage das Thema heute noch ausführlich behandeln werden. 

Meine Frage ist dahin gehend: Welche Möglichkeiten sehen Sie, falls es zu einem Ergebnis mit dem Eigentümer kommt, falls man zu einer Einigung findet und der Sofiensaal als solcher wieder entsprechend hergestellt wird in der Art und Weise, wie das Bundesdenkmalamt das in einem neuen Projekt vorgesehen hat, welche Nutzungsmöglichkeiten sehen Sie für die Stadt Wien hinsichtlich des Ballsaals?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich sehe für die Stadt Wien gar keine spezifischen Nutzungsmöglichkeiten, sondern ich bin durchaus zufrieden damit, wenn sich die Sofiensäle im Rahmen jener Nutzungsmöglichkeiten befinden, die sie groß gemacht haben, nämlich mit einer gewissen Diversifität auch an kulturellen Veranstaltungen. Wir alle haben ja unsere Erinnerungen an die Sofiensäle, wir haben unsere Erinnerungen an die Veranstaltungen in den Sofiensälen, an die verschiedensten Veranstaltungen in den Sofiensälen. Zumeist sind es eher Jugenderinnerungen, die wir damit verbinden, und sohin natürlich besonders angenehme und schöne von den Veranstaltungen her. 

So denke ich, dass man neben der traditionellen Nutzung in Form von Veranstaltungen auch im Bereich der E‑Musik bis hin zu Bällen, Konferenzen, also neben einem bunten Mix an Veranstaltungen dort auch ein kommerziell geführtes Veranstaltungszentrum machen sollte. Das ist es, was ich mir im Prinzip wünsche. Die Wiener Sofiensäle haben einen Namen, haben einen Ruf, haben nicht nur Erinnerungen, sondern ich gehe davon aus, sie haben auch eine Zukunft. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung. 

Die 5. Anfrage (FSP/02000/2002/0001-KSP/GM) wurde von Herrn GR Dkfm Dr Ernst Maurer gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Sie haben einen Arbeitskreis zum Thema Biomassekraftwerk in Wien ins Leben gerufen. Was ist bisher geschehen? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Sie haben mich nach dem Stand der Arbeit des Arbeitskreises Biomassekraftwerk gefragt. Wir wissen, das Biomassekraftwerk ist eines der rot-grünen Projekte, das beschlossen wurde, und Ziel ist es, eine Machbarkeitsstudie für die Durchführung, die Realisierung eines Biomassegroßkraftwerks zu erstellen. Wir haben festgelegt, dass dieser Arbeitskreis unter der wissenschaftlichen Führung von Herrn Univ Prof Hackl, einem international anerkannten Klimaexperten, einem international anerkannten Verfahrenstechnikexperten, stehen soll. Teilnehmer in diesem Arbeitskreis sind neben den politischen Vertretern von Rot und Grün Experten der Energiewirtschaft, Experten der Energieverwertungsagentur, die Wiener Umweltanwaltschaft, die Magistratsdirektion - Klimaschutzkoordinationsstelle und selbstverständlich - das brauchen wir - diejenigen, die Anlagen bauen können, also Wiener Anlagenbaufirmen. 

Im Juni vorigen Jahres fand die erste, die konstituierende Sitzung statt, und es war schon während dieser ersten Sitzung klar, dass zur Erreichung der ElWOG-Ziele, dass zur Erreichung der Klimaschutzziele die Errichtung eines Großkraftwerks untersucht werden soll. Und es ist bekannt, in Österreich gibt es ein derartiges Großkraftwerk, ein derartiges Großkraftwerk mit Biomasse leider noch nicht. Daher war man sich einig, die Planung mit einer Fact-Finding-Mission zu beginnen, einer Fact-Finding-Mission in die Staaten, wo derartige Anlagen in Betrieb sind, um Erfahrungen zu sammeln über Einsatzbereiche, Stand der Technik und Möglichkeiten der Realisierung. 

Die zweite Sitzung hat dann im August stattgefunden, und da wurde konkret spezifiziert, welche Anlagen zu besichtigen wären. Darüber wurde berichtet. Zwei Anlagen wurden in Dänemark besichtigt, drei in Schweden, je eine in Finnland, Holland und auch in Oberitalien. Eine Anlage, nämlich die Anlage, die in Dänemark steht, wird mit Stroh befeuert, alle anderen Anlagen wurden mit Holzbrennstoffen, auch mit Abfallholzbrennstoffen befeuert. 

In der dritten Sitzung im Oktober, also gleich anschließend an die Reise zu diesen Anlagen, wurde dem Arbeitskreis ein Befund vorgelegt - und darauf können wir stolz sein, darüber habe ich mich auch sehr gefreut -: Biomassekraftwerke in dieser Größenordnung, die besichtigt wurden, sind erprobter Stand der Technik, sie funktionieren, sie gliedern sich oft in alte Kraftwerkstandorte ein und sind oft auch in unmittelbarer Nähe von bevölkerungsreichen Gebieten in Betrieb. 

Selbstverständlich - das war auch ein wesentlicher Punkt dieser Besichtigungsreise - brauchen derartige Anlagen, derartige Biomassekraftwerke auch öffentliche Förderungen. 

Das heißt, es wird jetzt ein Grobkonzept zu erstellen sein, unter welchen Rahmenbedingungen erstens ein Biomassegroßkraftwerk errichtet werden kann, welche Förderungsrichtlinien derzeit überhaupt vorhanden sind, die selbstverständlich einerseits mit den Wiener, aber auch mit den österreichischen energierechtlichen Bestimmungen koordinierbar und auch kompatibel sind. 

Beim letzten Arbeitskreis wurde eine Studie im Grobkonzept vorgelegt und die in diesem Konzept vorgesehene Anlage hat eine Brennstoffwärmeleistung von 62 Megawatt. Was heißt 62 Megawatt? - Das wäre die Ökoenergie für 40 000 Haushalte. Auf das Ökostromziel von 4 Prozent bezogen wäre das ein Viertel dieses Ziels, das heißt, das würde durch ein Biomassekraftwerk entsprechend dem Stand der Technik erreicht werden können. 

Wie geht es jetzt weiter? - In dieser letzten, nunmehr vierten Sitzung wurde festgelegt, dass ein weiterer Bericht vorzulegen ist, der eine Grundsatzentscheidung möglich macht, eine Grundsatzentscheidung über die tatsächlich Realisierung. Denn mir ist es wichtig, dass hier in Wien Biomasse tatsächlich eingesetzt wird und auch in einem großen Umfang, aber es muss auch finanzierbar sein, es muss auch leistbar sein. Wir müssen das Klimaschutzziel erreichen. Es wird schwierig, wir müssen jetzt beginnen, rasch beginnen, um dieses strenge Kyoto-Ziel auch einhalten zu können.

Selbstverständlich - darüber bin ich mir im Klaren - brauchen wir auch wirtschaftliche Anreize für die Investoren. Wir müssen jetzt handeln, wir dürfen nicht jammern, dass es sehr schwierig sein kann. Es wird schwierig, aber dieser Bericht, dieser Arbeitskreis gibt mir die Zuversicht, dass diese Grundlagen, die jetzt geschaffen wurden, zu einer Realisierung führen können. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung. - Herr Klubobmann Chorherr hat die erste Zusatzfrage. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich verzichte!) Er verzichtet darauf.

Zweite Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben betont, dass es sich bei diesem Biomassekraftwerk um ein rot-grünes Projekt handelt. Ich glaube, ich brauche nicht zu betonen, dass auch die ÖVP das immer gefordert hat und dass auch die ÖVP ein Kraftwerk, welches umweltfreundlich ist und welches mit erneuerbarer Energie betrieben wird, voll unterstützt. Also, auch wir sind da voll dafür. 

Aber meine konkrete Frage lautet: Können Sie sich vorstellen, dass dieses Kraftwerk auch mit Stroh befeuert wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung. Für ein derartiges Großprojekt brauchen wir eine breite Unterstützung und ich bedanke mich schon jetzt für Ihre Unterstützung. 

Befeuerung mit Stroh, das ist eine technische Frage. Ein Kraftwerk in Dänemark hat mit Stroh funktioniert. Die Experten haben mir mitgeteilt - und ich kann es nachvollziehbar auch für mich darstellen -, Stroh und Holz in einer Anlage ist schwierig, weil hier verschiedene Kriterien für die einzelnen Brennstoffe zu beachten sind. Das heißt, das ist eine technische Frage, die auch zu untersuchen sein wird, und selbstverständlich geht es auch um die Verfügbarkeit der Brennstoffe. Aber funktionieren kann das, das ist sicher. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Die dritte Zusatzfrage: Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Als Vertreterin der einzigen Fraktion, die bisher ausgeschlossen war von dieser Entscheidungsfindung, sehe ich natürlich den Zwischenergebnissen mit sehr großem Interesse entgegen. Selbstverständlich befürworten wir jede Form von erneuerbarer Energie. Und ich gebe Ihnen Recht: Um die Klimaschutzziele zu erreichen, um die Kyoto-Ziele zu erreichen, ist es höchste Zeit, Maßnahmen zu setzen. 

Ich frage Sie daher: Welche sonstigen Offensiven im Bereich der erneuerbaren Energie, insbesondere im Bereich der von uns forcierten Sonnenenergie, werden Sie noch setzen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Klimaschutzziele, die wir umsetzen müssen, sind vorgegeben bis zum Jahr 2012. Ein Klimaschutzprogramm wurde hier im Gemeinderat beschlossen. Die Maßnahmen, die darin enthalten sind, müssen umgesetzt werden. Das ist mein Ziel. 

Eine wesentliche Forderung von mir ist selbstverständlich, verstärkt auf Solarenergie zu setzen. Eine wesentliche Forderung von mir ist auch, verstärkt auf Biogas, auf Biomasse zu setzen. Das ist ein Gesamtpaket, und dafür arbeiten wir gemeinsam mit der Klimaschutzkoordinatorin sehr effizient und sehr erfolgreich zusammen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke: - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Dkfm Dr Maurer. 

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zurück zum Biomassekraftwerk. Das Klimaschutzprogramm wurde genannt. Ich hätte gerne gewusst, wie ist der letzte Stand der Technik der Emissionsentwicklung bei Biomassekraftwerken?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Bei der letzten Sitzung dieses Arbeitskreises wurde von der Wienstrom Verbundplan ein Bericht vorgelegt, der den letzten Stand der Technik darlegt. Wesentlich für mich erscheint, dass hier zur Umsetzung der strengen Emissionsgrenzwerte für Stickoxide auch ein Katalysator notwendig sein wird. Das ist sicherlich eine Neuerung. 

Insgesamt ist festzustellen: Diese Grenzwerte, die einzuhalten sind, sind nur mit effizienten Rauchgasreinigungsanlagen, mit effizienten Entstaubungseinrichtungen, mit effizienten Katalysatoren einhaltbar. Es ist Stand der Technik, es muss nur umgesetzt werden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. - Die Fragestunde ist mit Beantwortung der 5. Anfrage beendet. 

Wir kommen jetzt zur Aktuellen Stunde (AST/01964/2002/0002-KGR/AG). Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem, wie ich meine, wirklich überaus ernsten Thema "Skandalöse Neonazi-Demonstrationen im Zentrum Wiens" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte somit den Erstredner, Herrn GR Ellensohn, diese Aktuelle Stunde zu eröffnen. Redezeit: 10 Minuten.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen! Sehr geehrte Herren!

"Skandalöse Neonazi-Demonstration im Zentrum Wiens", das ist ein sehr ernstes Thema, und das ist vor allem ein Thema, von dem ich mir vor fünf Jahren nicht gedacht hätte, dass es zum Thema einer Aktuellen Stunde wird, ein Thema, von dem ich nicht erwartet habe, dass ich dazu aus gegebenem Anlass reden muss. 

Damit wir das in eine Reihenfolge bringen. Wie ist es zu diesen Neonazi-Demonstrationen gekommen? - Die Grünen haben einen Antrag gestellt, die Stadt Wien möge sich bemühen, die Wehrmachtsausstellung ein zweites Mal nach Wien zu bringen. Diesem Antrag ist stattgegeben worden von der SPÖ und von den Grünen. Der Antrag ist ursprünglich von der ÖVP und von der FPÖ abgelehnt worden. Dagegen argumentiert hat vor allem Harald Stefan, Abgeordneter der FPÖ, der uns hier erklärt hat, warum die Freiheitliche Partei gegen die Wehrmachtsausstellung in Wien ist. Und er hat Unterstützung bekommen in seiner Argumentation, Unterstützung auf der Straße, Unterstützung von Neonazis. Harald Stefan und die FPÖ sind in ihrer Argumentation im inhaltlichen Gleichklang mit Neonazis am Heldenplatz, mit Neonazis, die anschließend durch die Kärntner Straße marschiert sind, Nazisprüche skandierend. 

Es überrascht mich weniger, wenn ich mir den politischen Hintergrund vom Herrn Stefan anschaue, aber nicht nur vom Herrn Stefan, sondern auch von anderen FPÖlern. 

Wir haben uns in diesem Land, sehr viele von uns haben sich in diesem Land an die FPÖ gewöhnt, an die FPÖ in Parlamenten, in Landtagen und in Gemeinderatstuben, und ich möchte nicht, dass wir uns jetzt auch daran gewöhnen, dass Neonazis am Heldenplatz demonstrieren und dass Neonazis durch die Innenstadt Wiens laufen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Ich möchte ganz kurz ein Zitat vorlesen, einen Antrag von der Olympia. Das ist eine Burschenschaft, der mehrere Mitglieder dieses Hauses, allesamt von der FPÖ, angehören, eine schlagende Burschenschaft, die beim Deutschen Burschenschaftertag in Deutschland einen Antrag gestellt hat, in dem es heißt: "Die Unterwanderung des deutschen Volkes durch Angehörige von fremden Völkern bedroht die biologische und kulturelle Substanz des deutschen Volkes. Das deutsche Volk ist vor der Unterwanderung seines Volkskörpers durch Ausländer wirksam zu schützen." - Das ist die Politik der FPÖ, das ist die Politik von Harald Stefan und Kameraden. 

1996 hat derselbe Harald Stefan, wiederum bei einem Treffen der Burschenschaften in Deutschland - die treffen sich des Öfteren in Deutschland -, einen Antrag gestellt, in dem es heißt: "keine weiteren Aufenthaltsgenehmigungen für Ausländer". Weiters wird "die sanfte Rückführung von Ausländern" gefordert. 

Es ist auch kein Wunder, dass Herr Harald Stefan heute dazu natürlich nicht Stellung nimmt. Den haben sie in die zweite Reihe gesetzt, der wird uns heute nicht erklären, wie er das macht bei der Olympia, wie sie sich abgrenzen von Rechtsradikalen, von Antisemiten, von Neonazis. 

Ich erwarte mir diese Abgrenzung von der FPÖ auch nicht wirklich. Was ich mir schon erwarte, ist, dass die ÖVP in diesem Punkt klarer Stellung bezieht. Ich habe seit dieser Demonstration, seit diesem Aufmarsch von Neonazis in Wien, sehr wenig gehört von einer Distanzierung der ÖVP. 

Herr Innenminister Strasser hat wider besseren Wissens diese Demonstration zugelassen. Es wurde ihm im Vorfeld zur Kenntnis gebracht, was bei dieser Demonstration passieren wird. Das Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstands und der Nationalratsabgeordnete Karl Öllinger von den Grünen haben darauf aufmerksam gemacht, dass es eine Neonazi-Demonstration sein wird und dass zumindest, wenn sie schon nicht untersagt wird, dafür zu sorgen ist, dass vor 

Ort kontrolliert wird, ob die Demonstration den Boden des Gesetzes verlässt, ob ein Verstoß gegen das NS-Verbotsgesetz vorliegt. Das ist nicht passiert.

Aber ich möchte mich nicht so lange mit dem aufhalten, was schon passiert ist. Was passiert morgen, was passiert in den nächsten Wochen, was passiert in den nächsten Jahren in dieser Stadt und in dieser Republik? 

Ich habe es schon einmal gesagt: Mir fällt es schwer, mich daran zu gewöhnen, dass die FPÖ in den Parlamenten sitzt, angeführt von Leuten wie Harald Stefan, und ich gewöhne mich ganz, ganz sicher nicht daran, dass Neonazis in Wien demonstrieren dürfen. Ich gewöhne mich nicht daran, dass durch die Kärntner Straße Horden laufen mit "Sieg-Heil!"-, mit "Deutschland-den-Deutschen!"- und mit "Ausländer-raus!"-Parolen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Am 8. Mai planen Burschenschafter den nächsten Aufmarsch und die FPÖ ist natürlich auch wieder dabei. Der Herr Ewald Stadler oder der Herr Nationalratsabgeordnete Jung wollen gemeinsam mit Claus Nordbruch eine Veranstaltung machen. Nicht zur Befreiung und nicht zum Kriegsende, sondern anlässlich der totalen Niederlage, wie das in einer Festschrift der Olympia heißt. Dieser Claus Nordbruch, der beim Ring Freiheitlicher Studenten angekündigt wird - das Link dazu finden Sie natürlich auch wieder bei der Olympia; er wird da angekündigt, als ob er ein normaler Geschichtestudent gewesen wäre, der etwas zu sagen hat zum Zweiten Weltkrieg oder zum Kriegsende -, dieser Claus Nordbruch ist in Deutschland ein bekannter Neonazi, schreibt für die "Aula" und hat von Gerhard Frey 2001 10 000 Mark als Freiheitspreis der "Deutschen National-Zeitung" bekommen. Die heißt nicht nur so, wie sie klingt, sondern das ist eine deutsche Nationalzeitung. 

Diesen Referenten holt man sich jetzt, nachdem Nazis durch die Stadt gegangen sind, als FPÖ oder FPÖ-Vorfeldorganisation nach Wien. Claus Nordbruch, ein Nazi - was "neo" an dem sein soll, weiß ich nicht genau, er ist Jahrgang 1961 -, wird mit FPÖ-Politikern - falls es zugelassen wird, auf der Universität ist es nicht zugelassen worden -, mit dem Herrn Jung voraussichtlich, gemeinsam auftreten. Das sind die Lehren, die die Freiheitliche Partei Österreichs aus dem ersten Neonazi-Aufmarsch gezogen hat. 

Das ist beschämend, das ist beschämend für die FPÖ sowieso, aber es ist auch beschämend, dass jetzt nicht darauf geachtet wird, mit wem die FPÖ gemeinsam - und ich schaue auch zur ÖVP - Politik macht in diesem Land. 

Wenn Sie fragen: Wo findet jemand diese Informationen über irgendwelche Freiheitlichen und irgendwelche Zusammenhänge mit dem rechten Rand, mit dem rechtsextremen Rand oder mit Begegnungen mit Neonazis? - Das ist ganz einfach. Sie gehen nur ins Internet und geben in die Suchmaschine - Hausnummer - Harald Stefan, Nazi, Österreich ein, und es wirft Ihnen einen ganzen Haufen aus. Sie können es nicht durchlesen und Sie können es auch nicht in eine Rede packen. Sie können das mit mehreren Leuten von der FPÖ machen, es wirft Ihnen jedes Mal eine Menge aus (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der FPÖ.), und es sind erschreckende Aussagen dabei wie der ausländerfeindliche Antrag, den ich zu Beginn meiner Rede verlesen habe. 

Die FPÖ steht in der Tradition von Mölzer und Gudenus - der übrigens bei der letzten Wehrmachtsausstellung zurücktreten und sein Mandat hergeben musste -, von Schimanek und Windholz, von Gaugg und Dürr, einem Landtagsabgeordneten-Kandidaten, der angeblich am Heldenplatz war, eines Bezirksratskandidaten, des Herrn Konschill, der Sprecher der Olympia war oder ist und der ebenfalls dort gewesen sein soll. Es gibt eine Vermischung in dieser Stadt zwischen Neonazis und FPÖ. 

Ich erwarte mir - und ich weiß, dass die Wiener Bevölkerung diese Demonstrationen von Neonazis aus tiefstem Herzen ablehnt -, ich erwarte mir von allen, dass wir uns vom Gedankengut vieler Freiheitlicher lösen. Ich erwarte mir, dass wir am 8. Mai nicht eine Niederlage betrauern, wie das die FPÖ, der Ring Freiheitlicher Studenten plant, sondern ich erwarte mir, dass wir keine Nazis mehr - nicht in diesem Jahr, nicht im nächsten Jahr! - in Wien auf den Straßen sehen. Ich hoffe, dass alle Parteien (GRin Heike Trammer: Absagen!), die das unterstützen (GRin Heike Trammer: Absagen!), dass alle Parteien, die das unterstützen - es sind offensichtlich nicht alle, wie ich dem Zwischenruf entnehme -, am 8. Mai eine Befreiung und ein Kriegsende begehen und nicht einer Zeit nachtrauern, die längst vergangen ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich darf mitteilen, dass alle folgenden Redner inklusive Dr Ulm 5 Minuten Redezeit haben. - Bitte.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Herr Landtagspräsident, ich muss Sie persönlich ansprechen, weil Sie im Zusammenhang mit dem Thema der heutigen Aktuellen Stunde gestern bei der Eröffnung der Landtagssitzung einen Fehler begangen haben, einen gravierenden Fehler, indem Sie eine parteiliche tagespolitische Forderung erhoben haben. (GR Godwin Schuster: Das ist ja ungeheuerlich!) Ich hoffe, dass Sie einen solchen Fehler in Zukunft nicht mehr begehen und das Statut, die Geschäftsordnung des Landtags einhalten werden, denn die ÖVP wird sich das auf die Dauer sicher nicht von Ihnen gefallen lassen. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Der sieht den Wald vor lauter Bäumen nicht!)
Keine andere Interpretation des § 15 der Geschäftsordnung, Herr Landtagspräsident, ist möglich als die, dass die Mitteilung nur eine formelle sein kann. Vergleichen Sie dazu die Mitteilung, die vorgesehen ist für den Bürgermeister und die Mitglieder der Landesregierung im § 16. Dort ist ausführlich dargestellt, dass die Mitteilung selbstverständlich inhaltlicher Natur ist, dass das Thema bekannt zu geben ist, nämlich 24 Stunden vor Sitzungsbeginn, dass eine Redezeit dazu vorgesehen ist, mit 40 Minuten beschränkt, dass jeder Landtagsabgeordnete das Recht hat, sich zu Wort zu melden, zweimal, aber insgesamt nicht länger als 20 Minuten. (GR Franz Ekkamp: Kollege Ulm, das ist keine Geschäftsordnungssitzung! - GRin Martina Malyar: Es geht um die Nazi-Demonstration!)
Diese unterschiedliche Regelung der beiden Mitteilungen, die die Geschäftsordnung des Landtags vorsieht, lässt juristisch bei eindeutiger grammatikalischer und teleologischer Interpretation nur einen Schluss zu (GRin Renate Winklbauer: Sie haben zum eigentlichen Thema nichts zu sagen!), nämlich dass die Mitteilung des Landtagspräsidenten gemäß § 15 eine rein formelle und nicht annähernd inhaltlich ist, wie die des Bürgermeisters und der Stadtregierung. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ. - GRin Martina Malyar: Was hat die ÖVP zur Nazi-Demo zu sagen? - GR Godwin Schuster: Stört Sie die Nazi-Demo nicht? Stört Sie die gar nicht?) 

Was nun das Inhaltliche der Demonstrationen betrifft, die am 8. Mai möglicherweise stattfinden werden, so sage ich dazu ... (GR Godwin Schuster: Was sind das für Demonstrationen?) Das wird sich erst herausstellen, welche Demonstrationen am 8. Mai stattfinden werden. Sollte es sich um neonazistische Demonstrationen handeln (GR Godwin Schuster: Sollte? Wollen Sie darauf warten?), so sind sie selbstverständlich zu verbieten. Das ist ja selbstverständlich. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wenn es sich herausstellen sollte, im Zuge der Demonstration (GR Godwin Schuster: Im Zuge der Demonstration! Wenn man vorher schon genau weiß, wer das macht!), dass es neonazistische Äußerungen gibt, dann wird selbstverständlich eine Auflösung dieser Veranstaltung erfolgen. (Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Der Innenminister hat nach dem Legalitätsprinzip vorzugehen. Er hat sich an die Gesetze zu halten, und da gibt es einfach den § 6 des Versammlungsgesetzes, und ich empfehle Ihnen, sich den ein bisserl näher anzuschauen. (GRin Martina Malyar: Das ist eine entlarvende, eine feige Politik!) Dort heißt es: "Versammlungen, deren Zweck den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder deren Abhaltung die öffentliche Sicherheit oder das öffentliche Wohl gefährden, sind von der Behörde zu untersagen." - Liegen diese Gründe vor, wird die Demonstration nicht stattfinden, liegen sie allerdings nicht vor, so gilt das Versammlungsgesetz und kann die Behörde auf Grund geltender Regelung nicht dagegen einschreiten. (GR Godwin Schuster: Sie wissen ja gar nicht, was sich auf der Straße abspielt! Sie müssen sich das einmal anschauen!)
Aber lassen Sie mich auch noch zu den Demonstrationen, zu den Ausschreitungen im Zuge der Wehrmachtsausstellung kommen. Ich habe übrigens die Ausstellung besucht, ich habe sie mir angesehen. Sie ist sachlich, sie ist objektiv, gegen die Ausstellung ist nichts einzuwenden. Wenn es zu "Sieg-heil!"-Rufen von Personen auf der Kärntner Straße kommt, so ist das natürlich mit aller Entschiedenheit abzulehnen (GR Mag Hilmar Kabas: Im Parlament hat man das sogar gerufen!), nicht nur abzulehnen, sondern selbstverständlich wird die Polizei das ... (GR Paul Zimmermann: Die darf man gar nicht gehen lassen! - Weitere heftige Zwischenrufe.) Dann wird das natürlich zu verfolgen sein, und die Polizei verfolgt das auch und wird es den Strafgerichten zuführen. 

So lange es allerdings noch die Demonstration am Heldenplatz gegeben hat, da hat es - das muss man schon sagen - 180 Personen gegeben, und die Polizei hat keinen Grund zu einer Auflösung gefunden. Sehr wohl hat man den Grund für eine Auflösung gefunden, als es eine gewalttätige Gegendemonstration von 3 000 Personen der Linken gegeben hat, die dazu geführt hat, dass 34 Polizisten verletzt worden sind. (GR Godwin Schuster: Die Demo war nicht gewalttätig! - GRin Martina Malyar: Haben Sie aus 34 nichts gelernt?)
Ich erwarte mir unter anderem vom Landtagspräsidenten, allerdings in einer Wortmeldung als Landtagsabgeordneter, auch eine klare Distanzierung von Gewalt von der linken Seite. Rot-Grün tut dem Rechtsstaat nichts Gutes, wenn sich immer wieder Politiker der SPÖ und Politiker der GRÜNEN an gewalttätigen Demonstrationen beteiligen. Ich fordere Sie auf, sich klar davon zu distanzieren. Nehmen Sie nicht an gewalttätigen Demonstrationen teil! Finden Sie klare Worte und verurteilen Sie das! Ich sage Ihnen nämlich ... (GR Godwin Schuster: Man soll die Nazis marschieren lassen! Das ist Ihre Forderung!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Dr Ulm! Zum Schlusssatz kommen, bitte.

GR Dr Wolfgang Ulm (fortsetzend): Verstoßen Sie nicht bewusst gegen die Rechtsordnung, sei es, dass man sich an einer nicht genehmigten Demonstration beteiligt oder sei es an anderen Rechtswidrigkeiten. (GR Godwin Schuster: Das ist ja allerhand! - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Das kostet Sie nur einen Lacher!) Denn die Gewalt beginnt dort, wo bewusst gegen die Rechtsordnung verstoßen wird. (Jawohl-Rufe und Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Ebinger zum Wort gemeldet. (GR Godwin Schuster: Der hat sich das Internet genau angeschaut! Das wissen wir!)
GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Am 13.4.2002 haben zwei Demonstrationen stattgefunden: Eine davon, von einer kleinen Gruppe besucht, gegen die Wehrmachtsausstellung ist völlig friedlich abgelaufen und eine andere von der Mariahilfer Straße kommende Demonstration von allen möglichen Linken und Linksradikalen, inklusive Grüne und SPÖ. Und diese Demonstration, meine Damen und Herren, ist leider nicht friedlich abgelaufen. Die war massiv gewalttätig und verursachte 33 verletzte Polizisten und einen hohen Sachschaden.

Meine Damen und Herren! Es ist leider offensichtlich, dass Gewalt und Terror der Straße von vielen linksradikalen Gruppen ein durchaus akzeptiertes und gewolltes, politisch gewolltes Ausdrucksmittel darstellt. 

Ich zitiere aus einem Artikel dieser Woche im "profil" über den Schwarzen Block. "Gewalt ist leider wichtig", ist der Titel. Wenn dort etwa steht "Gewalt ist kein Selbstzweck, sondern ein politisches Stilmittel", oder "Wir geben zu, dass das, was wir machen, keine Notwehr ist, wir führen Angriffe durch", dann frage ich mich: Wie können friedliche Demonstranten immer wieder mit diesen Leuten marschieren? Wieso wird die Gewalt einfach hingenommen? Wieso distanziert sich da keiner? (GR Godwin Schuster: Es geht gegen Nazi, die auf dem Heldenplatz stehen!) Ist das für Sie so akzeptabel? Glauben Sie, dass das demokratisch ist, diese Gewalt der Straße oder auch ihre stillschweigende Hinnahme? Oder ist für gewisse Teilnehmer bei derartigen Demos die Demokratie auch nicht mehr so wichtig? 

Der Schlusssatz dieses Artikels führt dazu aus - ich zitiere -: "Demokratie ist ja gut, doch in Österreich gibt es ja leider so viele Idioten. Und dass diese Idioten das Sagen haben, nur weil es so viele sind, das ist die reinste Scheiße!" - Zitatende. Stimmen die friedlichen Teilnehmer damit auch überein? 

Es soll mir ja niemand sagen, man hätte die Gewalttaten bei dieser Demo auf der Mariahilfer Straße nicht von Anfang an sehen können. Von Anfang an waren Vermummte dort und Bewaffnete waren dort, konkret mit Stangen bewaffnet. (GR Godwin Schuster: Woher wissen Sie das? Waren Sie dabei?) Erzählen Sie mir nichts! Ich war einkaufen auf der Mariahilfer Straße. (Lebhafte ironische Oh-Rufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Ich habe sogar Fotografien davon. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie geben zu, Sie waren bei dieser Demo! - GR Mag Christoph Chorherr: Waren Sie auch auf dem Heldenplatz einkaufen? - Weitere lautstarke Zwischenrufe.) Darf ich weiterreden, Herr Vorsitzender? - Mittendrin die Frau Abg Jerusalem, und da frage ich mich: Was haben Sie mit diesen Leuten zu tun? (Anhaltende Zwischenrufe und Unruhe im Saal.) Können Sie bitte für Ruhe sorgen! (GR Mag Hilmar Kabas: Weiter! Weiter! Weiter!) Haben Sie sich nicht umgedreht und die Vermummten und Bewaffneten gesehen? Ich meine, beim Kollegen Ellensohn ist das ja klar. Dem passiert das ja ständig, dass er versehentlich und aus Zufall und ohne eigenes Verschulden in Einkesselungen und Straßenschlachten hineinkommt. Normalerweise hat er sein Dienstrad dabei, um wieder rauszukommen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Aber ich will das gar nicht weiter kommentieren. 

Diese linksradikale Demonstration war gewalttätig und nicht bloß vereinzelt und unvorhersehbar. Da gab es Barrikadenkämpfe, meine Damen und Herren (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo waren Barrikaden?), da gab es Farbbeutelwerfer. (Der Redner hält einige Fotos in die Höhe.) Das ist zumindest Sachbeschädigung. (GRin Martina Malyar: Haben Sie sich eine Digitalkamera gekauft?) Da gab es Stangen, Frau Kollegin Jerusalem. Sehen Sie hier. Damit Sie sehen, was man mit den Stangen macht, die die schon auf der Mariahilfer Straße gehabt haben. Da gab es Latten. Da gab es (GR Mag Rüdiger Maresch: Neonazi!) Teile von Parkbänken und da gab es schlussendlich Pflastersteine. (GR Harry Kopietz: Sie waren offensichtlich genau dort!) Und, meine Damen und Herren, wer zu Pflastersteinen und Eisenteilen greift, der nimmt die mögliche Tötung von Menschen in Kauf. 

Ich zitiere noch einmal aus diesem Artikel im "profil": "Er traf den Polizisten mehrmals voll am Hemd und Oberkörper. Ich war blind vor Hass und Wut und habe mit allem geworfen, was ich erwischen konnte." - Zitatende. Da hört der Spaß auf! 

Doch die eigentliche Schande, meine Damen und Herren, ist, dass Mandatare dieser Republik anwesend waren (GR Godwin Schuster: Aufrechte Demokraten!): der Grüne Öllinger, der Justizsprecher der SPÖ Jarolim und auch Wiener Abgeordnete wie zum Beispiel die Kollegin Jerusalem, der Kollege Ellensohn und der Kollege Margulies. (GR Godwin Schuster: Ich war auch dabei!) Da gibt es auch das Foto vom Kollegen Ellensohn. (Erregte Zwischenrufe bei allen Fraktionen im Plenum.) Allesamt Vorbilder für unsere Jugend. Allesamt haben auf die Verfassung geschworen, allesamt auf die Einhaltung der Gesetze und sind willentlich und wissentlich zu einer derartigen Gewaltdemo gegangen, bei der 33 Polizisten tätlich angegriffen und verletzt wurden. (Anhaltende Zwischenrufe. - GR Harry Kopietz: Wie stehen Sie zu dem Aufmarsch auf der Kärntner Straße?)

Der Klubobmann Van der Bellen hat in der ZiB 2, meine Damen und Herren, vom Grundrecht auf eine friedliche Demonstration gesprochen. Das teilen wir uneingeschränkt. Er hat übrigens auch vom Demonstrationsrecht für rechte Burschenschaften gesprochen. Das sollten sich die Grünen einmal vormerken. Er hat ausdrücklich bejaht und klargestellt, dass das keine Rechtsradikalen oder Neonazis sind. (Widerspruch bei den GRÜNEN. - GR Mag Hilmar Kabas: Ja, das hat er!) Und er hat schlussendlich gesagt, dass er kein Verständnis für Leute hat, die Steine werfen. Das haben wir auch nicht.

Und deswegen fordere ich hier und jetzt die Kollegen Jerusalem, Ellensohn und Margulies auf, nicht mehr an solchen Gewaltdemonstrationen teilzunehmen und sich klar und eindeutig auch von der linken Gewalt zu distanzieren, da sie sonst als demokratische Volksvertreter für uns untragbar sind. (Lang anhaltender Beifall bei der FPÖ und bei Gemeinderäten der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Klubobmann Oxonitsch zum Wort gemeldet. (GR Harry Kopietz: Waren Sie auf der Kärntner Straße auch einkaufen? - GRin Martina Malyar: Die FPÖ akzeptiert die Naziaufmärsche!)
GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist schon bezeichnend, wenn in der letzten Wortmeldung, die wir gehört haben, zum Thema dieser Aktuellen Stunde, nämlich zu einem Aufmarsch von Nazis, von Neonazis, von rechtsextremen Personen und Persönlichkeiten, kein Wort fällt und wir hier dasselbe Schauspiel erleben können, das wir in den letzten Tagen schon mehrmals erlebt haben, nämlich dass versucht wird, mit plumpen Argumenten, mit oberflächlichen Argumenten von dieser Problematik abzulenken, und kein Wort zu den beschämenden Demonstrationen von Rechtsextremen in Wien fällt. Das ist bezeichnend, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Was soll denn das? Ihr seid für Gewalt! Ihr Justizsprecher war dort! Der ist für Gewalt! - StRin Karin Landauer: Das ist ungeheuerlich!)
Man muss schon festhalten, meine Damen und Herren, dass eine Wortmeldung und eine Aktuelle Stunde wie diese eigentlich gar nicht notwendig sein sollten. Wir haben in Österreich eine klare antifaschistische Verfassung. (StR Johann Herzog: Äußern Sie sich zu Ihrem Justizsprecher!) Wir haben diese antifaschistische Verfassung und jede Form der Wiederbetätigung ist eigentlich verboten. (StRin Karin Landauer: Und deshalb ruft jemand von Ihnen im Nationalrat "Sieg heil!")

Wir haben heute schon in einigen Beispielen gehört, dass das unter dieser Bundesregierung anscheinend nicht so genau gehandhabt wird und dass das NS-Verbotsgesetz eigentlich nicht als eine der wesentlichen gesetzlichen Bestimmungen angesehen wird. (GR Heinz Christian Strache: Da müssen Sie mit dem Edlinger reden!)

Aber diese Wortmeldung ist notwendig geworden, denn wir haben vor wenigen Tagen erstmals seit 1945 auf dem Heldenplatz wieder eine Demonstration von Neonazis und Nazis erleben können, und man muss sich daran erinnern, dass das jener Ort ist, an dem 1938 Adolf Hitler den Österreicherinnen und Österreichern weismachen wollte, dass Wien eine Perle ist und dass er dieser Perle die nötige und die entsprechende Fassung verleihen wird. Aber wie hat diese Fassung ausgesehen? - Sie hat Leid gebracht. Sie hat Vernichtung gebracht. Sie hat Tod gebracht. Sie hat Verfolgung politisch Andersdenkender gebracht. Und an eben diesem Ort demonstrieren unbehelligt wieder Nazis. 

Ich glaube, wenn dann darüber diskutiert wird und es erfolgt von einem Abgeordneten der Freiheitlichen Partei keine klare Distanzierung, dann spricht das eine klare Sprache. Wir haben das auch gestern bereits anlässlich der Mitteilung des Landtagspräsidenten, der daran erinnert hat, dass vor 57 Jahren die Zweite Republik wieder erstanden ist, der daran erinnert hat, was die Folgen des Nationalsozialismus waren, erlebt, wie dann, wenn an diese historischen Vorkommnisse erinnert wird, von einer nichtamtsführenden Stadträtin festgestellt wird, er hat die Unwahrheit gesagt. 

Ich frage konkret: Was ist die Unwahrheit, wenn man daran erinnert, dass der Nationalsozialismus Millionen Menschen Tod, Vernichtung, Verfolgung, Verderben gebracht hat? Was ist die Unwahrheit, wenn man daran erinnert, dass es auch heute noch Einzelne gibt, die der Zeit des Nationalsozialismus nachtrauern? Was ist die Unwahrheit, wenn man daran erinnert, dass am 8. Mai die Befreiung vom Faschismus in Österreich stattgefunden hat? Was ist die Unwahrheit daran, wenn man daran erinnert, dass Demonstrationen, die der Verfassung widersprechen, untersagt werden sollen? 

In keinem einzigen Punkt der gestrigen Wortmeldung kann ich eine Unwahrheit erkennen. Vielleicht kann Frau StRin Landauer das im Zuge der heutigen Debatte noch ein bisschen genauer ausführen. 
Aber es müssen - und ich möchte das ganz klar sagen - die Vorkommnisse der letzten Tagen und Wochen, glaube ich, auch der ÖVP Anlass zum Nachdenken geben, denn ich glaube, dass die Gründerväter der Zweiten Republik, Figl und Raab, sich wahrscheinlich im Grabe umdrehen würden. (StR Johann Herzog: Rabl gab es damals noch nicht! - GR Heinz Christian Strache: Der Raab ist Ihnen nicht mehr so genau in Erinnerung!) Ich habe schon auf Raab ausgebessert. Horchen Sie ein bisschen genauer zu! Das ist die Oberflächlichkeit, mit der mit den Dingen umgegangen wird. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie werden sich wahrscheinlich im Grab umdrehen, wenn sie verfolgen, dass ein ÖVP-Innenminister tagelang zögert, eine Demonstration - Hinweise gab es zuhauf; darauf ist schon hingewiesen worden - zu untersagen, die eindeutig der Verfassung widerspricht. Es muss einem ÖVP-Innenminister und es sollte auch der Wiener ÖVP zu denken geben, dass im Anschluss an eine Kundgebung auf dem Heldenplatz 100 Neonazis mit diversen nationalsozialistischen Parolen durch die Straßen Wiens ziehen. Ich weiß nicht, ob wir jetzt noch die Erklärung bekommen, dass die auch nur einkaufen waren. Das wäre vielleicht auch noch eine Begründung. Ich glaube nicht, dass dem so ist. Es war eine politische Kundgebung und sie hätte aufgelöst gehört. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Und dass die diversen Abgrenzungsstrategien und Abgrenzungsbehauptungen der FPÖ gegenüber neonazistischen Gruppen nicht sonderlich glaubwürdig sind, wissen wir spätestens seit der Zeit, als wir erfahren mussten, wie glaubwürdig zum Beispiel die Ankündigung war, dass Frau Partik-Pablé in Wien Gemeinderätin sein wird. Sie ist nicht da und die Abgrenzung findet nicht statt. So ist der Wahrheitsgehalt von Aussagen der FPÖ, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich appelliere daher abschließend an den Innenminister, diese angekündigten Demonstrationen von nationalsozialistischen Gruppen am 8. Mai in Wien am Heldenplatz zu untersagen. - Danke schön. (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ und bei den grünen.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Das Thema der heutigen Aktuellen Stunde, die von den Grünen verlangt wurde, lautet "Skandalöse Neonazi-Demonstrationen im Zentrum Wiens", und erlauben Sie mir zu Beginn eine Feststellung: Dass Ihnen, Herr GR Ulm, zu diesem Thema nichts anderes einfällt, als zunächst einmal eine Kritik am Landtagspräsidenten Hatzl anzubringen (GR Johann Hatzl: Das haben Sie auch gemacht! Das haben Sie genauso gemacht!), ist mehr als erstaunlich (GR Heinz Christian Strache: Gestern haben Sie ihn auch kritisiert!), ist eigentlich ein schreckliches Zeichen für Ihre Partei. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Der Skandal, über den wir reden, besteht darin, dass Neonazis am Heldenplatz eine Kundgebung abgehalten haben. Der Skandal besteht darin, dass ein ÖVP-Innenminister diese Kundgebung genehmigt hat. (StR Johann Herzog: Das haben die Wiener Behörden gemacht! Das waren die Wiener Polizeibehörden, Frau Kollegin! Sagen Sie nicht die Unwahrheit!) Der Skandal besteht darin, dass diese Neonazis "Sieg heil!"-plärrend über die Kärntner Straße dürfen. In Begleitung der Polizei! Und der Skandal besteht eindeutig darin, dass der ÖVP-Innenminister dagegen nichts unternommen hat und nichts dazu gesagt hat. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Wissentlich sagen Sie die Unwahrheit!)

Was für ein Teufel reitet einen Klubobmann Khol, der zu der ganzen Sache nichts anderes findet, als einen Grün-Abgeordneten zu kriminalisieren? Welcher Teufel reitet den Innenminister? (GR Dr Andreas Salcher: Was hat er denn angestellt?) Und jetzt eine Frage, und die sollten Sie sich ganz ernsthaft stellen, meine Damen und Herren von der ÖVP. (StR Johann Herzog: Ihr wart ja bei der gewalttätigen Demonstration! - GR Heinz Christian Strache: Waren Sie vermummt? - StR DDr Eduard Schock: Vermummt war sie nicht! Man hat sie ja gesehen!) Stellen Sie sich diese Frage ganz ernsthaft: Hängt das Ganze vielleicht zusammen mit einem Bundeskanzler Khol (StR DDr Eduard Schock: Bundeskanzler ist er nicht!), der sagt, die Nazis nahmen Österreich mit Gewalt, mit einem Bundeskanzler Khol, der ein Geschichtsbild hat, das ihn zu dieser ... (StR DDr Eduard Schock: Wer ist der Kanzler?) Entschuldigung! Parteiobmann Schüssel, der sagt, die Österreicher waren das erste Opfer? (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Der Kanzler ist so selten zu sehen!) Hängt das möglicherweise mit diesem Geschichtsbild der ÖVP zusammen? Diese Frage sollten Sie sich stellen. - Das ist das eine, was ich Ihnen sagen möchte. 

Und das andere, was ich Ihnen sagen möchte, ist Folgendes: Als ich gehört habe, dass es diese Demo gibt (StR Johann Herzog: Was haben Sie dort zu suchen gehabt?), war für mich vollkommen klar: Wenn in Wien ein Signal gesetzt wird, dass Neonazis eine Kundgebung machen und hier demonstrieren dürfen, dann muss es das Gegensignal geben (StR Johann Herzog: Dann schlagen Sie auf die Polizei ein! 33 Polizisten wurden verletzt, 1 Polizist sogar schwer! Sie vertreten Gewalt in Ihrem Parteiprogramm!), nämlich dass in Wien auch Menschen leben, die sagen, Neonazis haben hier nichts verloren. Das war für mich klar. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Deswegen war ich nicht nur auf dieser Gegendemo, sondern es war für mich eine Selbstverständlichkeit, dass ich dort war! (StR Johann Herzog: Um die Polizei zu hauen!) Und es ist für mich eine Selbstverständlichkeit, dass ich auf der nächsten derartigen Gegendemo wieder sein werde, ganz sicher wieder sein werde! (StR Johann Herzog: Sagen Sie einmal, wie viele Verletzte es gab! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Und vielleicht auch zur Positionierung der Grünen, wo wir stehen und wofür wir stehen. (StR Johann Herzog: Für Gewalt! Sie sind für Gewalt!) Ganz eindeutig: Die Grünen gehören zum Widerstand gegen den Faschismus. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Kurth-Bodo Blind: Mit Gewalt! Ihr seid selber Faschisten!) Wir können von uns mit Stolz behaupten (StRin Karin Landauer: Mit Stolz auf 33 Verletzte!): Wir sind Widerstand gegen den Faschismus und werden auf all diesen Gegendemonstrationen sein. Mit Sicherheit! 

Und jetzt zum Abschluss nur noch eines, meine Damen und Herren, und das richtet sich jetzt an alle in diesem Hause: Wir leben in einem Europa, in dem der Rechtsextremismus erstarkt, in dem Le Pens und Haiders im Aufwind sind. Wir sind alle gut beraten, das sehr, sehr ernst zu nehmen und den Widerstand zu stärken, und zwar alle! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - GR Heinz Christian Strache: Mit Gewalt von der Linken! - StR Johann Herzog: Mit Gewaltbereitschaft der Linken!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Ich verstehe anlässlich dieser Diskussion sehr viele Emotionen und bin auch bekannt für eine gewisse Breite in der Zulassung. Nur, Herr Abg Blind, für den Zwischenruf, den Sie getätigt haben - ich möchte ihn nicht wiederholen (GR Kurth-Bodo Blind: Ich bedanke mich!) -, darf ich Ihnen einen Ordnungsruf erteilen. (GR Kurth-Bodo Blind - sich von seinem Platz erhebend -: Ich bedanke mich für das nicht und erkläre: Sie sind Linksfaschisten!)
Sehr geehrter Herr Abg Blind! Darf ich Ihnen nochmals einen Ordnungsruf erteilen und Sie auf die Geschäftsordnung hinweisen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ein Skandal! - GR Harry Kopietz: Unwahrscheinlich! - GR Johann Hatzl: Das ist unglaublich! Das ist eine Schweinerei! - Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Nehmen Sie das sofort zurück! Das ist ungeheuerlich! - GR Harry Kopietz: Das ist ein Grund zum Ausscheiden! - Weitere heftig erregte Zwischenrufe.) 
Es gibt keine tatsächliche Berichtigung in der Aktuellen Stunde. Ich würde bitten, die Geschäftsordnung zu beachten. (GR Harry Kopietz: Das kann doch so nicht vorübergehen? - GR Christian Oxonitsch: Gibt es da keine Distanzierung davon? - GR Godwin Schuster: Was ist jetzt mit der ÖVP? Unterstützen Sie das alles? - Anhaltende tumultartige Zwischenrufe.)

Meine Damen und Herren! Ich mache jetzt Folgendes - darf ich die Abgeordneten um Aufmerksamkeit bitten -: Ich unterbreche die Sitzung für 5 Minuten und darf die vier Klubvorsitzenden zu mir bitten. 

(Die Sitzung wird um 10.58 Uhr unterbrochen und um 11.16 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Zuschauergalerie! Wir bieten Ihnen heute volles Programm. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Ich darf die unterbrochene Sitzung des Gemeinderats wieder aufnehmen. 

Ich darf Ihnen Folgendes mitteilen: Die Präsidiale, alle vier Klubobleute, sind sich in voller Übereinstimmung einig, dass Ordnungsrufe, die vom Vorsitzenden erteilt werden, zu akzeptieren sind. Die Sache wird nicht besser, wenn man sie wiederholt. Ich darf Ihnen somit, Herr GR Blind, nochmals für die vor wenigen Minuten getätigten Äußerungen einen Ordnungsruf erteilen. Punkt 1. 

Punkt 2: Es war nicht möglich, eine Distanzierung von den gegebenen Äußerungen zu erzielen, dies unter anderem auch deshalb, als das exakte Wortprotokoll auf Grund der Kürze der Zeit noch nicht vorliegt. Ich darf mir als Vorsitzender gestatten, nach Vorlage dieses Wortprotokolls gemeinsam mit den Klubobleuten dies noch im Rahmen der heutigen Sitzung zu besprechen. 

Ich darf weiters noch einmal festhalten, wissend um die Emotionen, wissend um den Ernst des Themas, dass wir ein gemeinsames Gedankengut haben, dass wir uns, glaube ich, alle der Demokratie verpflichtend einig sind, dass dies in diesem Haus nicht wiederkehrt. 

In diesem Sinne darf ich die unterbrochene Sitzung wieder aufnehmen und darf Herrn GR Dr Salcher das Wort erteilen.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich glaube schon auch, wenn ich auf die Galerie schaue und weiß, dass hier heute eine Klasse der Sir-Karl-Popper-Schule ist, dass wir den jungen Menschen zeigen sollten, dass wir in der Lage sind, ein sehr sensibles Thema mit unterschiedlichen Auffassungen in einer Art und Weise zu diskutieren - bei aller Härte -, die dieses Hauses würdig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Österreichische Volkspartei lehnt jede Form von politischem Extremismus ab, besonders natürlich auch jedes Wiederaufflammen des Nationalsozialismus. Wir haben daher auch Verständnis für die Sorge mancher Bürger, dass es am Heldenplatz im Zuge des 8. Mai zu Szenen kommen kann, die wir alle nicht haben wollen. Ich meine, jedem aufrechten Demokraten dreht es den Magen um, wenn er daran denkt, was derartige Bilder von Sieg-Heil-Rufen oder von Neonazis am Heldenplatz, einem sehr sensiblen Platz, auslösen könnten, nicht nur bei der Wiener Bevölkerung, sondern auch im Ausland. 

Ich sage auch sehr klar: Mein Entsetzen ist aber kein einseitiges. Ich war auch entsetzt über die linke Gewalt in Salzburg bei den dortigen Antiglobalisierungsdemonstrationen. Ich habe selber als Zeuge miterlebt, wie anlässlich der Angelobung der Bundesregierung hier ganz nahe in der Lichtenfelsgasse Horden vorbeigezogen sind, die geschrieen haben "Widerstand, Widerstand, Schüssel, Haider an die Wand". Mir dreht es den Magen wegen des "Sieg Heil"-Rufens auf der Kärntner Straße, aber mir graut auch davor, wenn solche Worte, egal in welchem Zusammenhang, im österreichischen Parlament ausgesprochen werden. Ich finde es auch für falsch, egal in welchem Zusammenhang, wenn seinerzeit ein Abgeordneter der GRÜNEN eine Nazifahne im österreichischen Parlament gezeigt hat. Mit diesem Thema muss man sehr sensibel umgehen, meint die Österreichische Volkspartei, und ich glaube, auch der österreichische Innenminister ist ein Garant dafür, dass er das kann.

Die politische Haltung des Innenministers ist klar. Er hat selber in seiner politischen Zeit Anti-Burger-Demonstrationen mitorganisiert. Es ist schon erstaunlich, dass dieselben politischen Gruppen, die ihm auch öffentliches Lob dafür gegeben haben, wie liberal und tolerant er die teilweise nicht angemeldeten Donnerstags-Demonstrationen behandelt hat, jetzt zum Vorwurf machen, dass er die Demonstrationen, wo noch nicht klar ist, und es ist bis heute nicht klar, was am 8. Mai passieren wird, quasi schon im Vorfeld verbietet. Das ist die Falle, in die wir nicht gehen sollten. Ich möchte Sie daran erinnern: Das Erste, was die Nationalsozialisten gemacht haben, war, die Versammlungsfreiheit aufzuheben. Daher sollten wir Widerstand leisten, aber intelligenten und wirksamen Widerstand. (Beifall bei der ÖVP und des GR Heinz Christian Strache.) 
Und der Innenminister ist kein guter Innenminister, wenn er Demonstrationen, die dem einen gefallen, zulässt und die anderen verbietet, sondern er ist dann ein guter Innenminister, wenn er die Versammlungsfreiheit in diesem Land garantiert, wenn er aber Versammlungen und Demonstrationen verbietet, sobald sie entweder gewaltsam sind oder Wiederbetätigung zeigen. (GR Harry Kopietz: Die "Sieg Heil"-Rufe in der Kärntner Straße!) Ich habe gesagt Kärntner Straße und Parlament; in beiden sollten derartige Dinge nicht stattfinden.

Das Problem ist, und Sie sprechen das an, Versammlungen vorab zu verbieten, weil die Gefahr besteht, dass strafbare Handlungen gesetzt werden. Wenn wir das zum Prinzip machen, das ist es derzeit nicht, dann müssten wir zum Beispiel auch die Opernball-Demonstrationen vorab verbieten, weil es auf Grund der Vergangenheit ganz klar ist, dass die Wahrscheinlichkeit, dass es dort zu strafbaren Handlungen kommt, eine sehr große ist. Ich glaube daher, dass man sehr sensibel mit diesem Thema umgehen müsste. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Trauerkundgebung allein ist nicht schon problematisch für Sie?) Frau Stadträtin, nach dem jetzigen Stand der Information liegt bis jetzt im Innenministerium keine Anmeldung für eine Demonstration mit dem Thema vor. Wenn das der Fall wäre, was Sie sagen, würde der Innenminister sofort diese Veranstaltung verbieten. Bis dato liegt das nicht vor. Das ist mein Stand der Information. Wenn Sie einen anderen haben, ist es in Ordnung. (GR Harry Kopietz: Wissen Sie nichts von der Trauerkundgebung?) Entschuldigen Sie, ich möchte mich an meine Redezeit halten. 

Ich möchte einen politischen Lösungsvorschlag hier auch einbringen. Wenn viele der Meinung sind, dass der Heldenplatz ungeeignet ist zum Beispiel für derartige Demonstrationen, oder wenn es auch nur die Gefahr gibt, dann sollten wir das tun, was auch in Deutschland der Fall ist, dort von der CDU betrieben, nämlich so genannte politisch befriedete Zonen zu schaffen. Das heißt, wir werden auch als Wiener Volkspartei im nächsten Gemeinderat einen Antrag einbringen, das Parlament zu ersuchen, die gesetzlichen Möglichkeiten dafür zu schaffen, befriedete Plätze in Wien zu schaffen. Ich glaube, dass das einmal ein guter Lösungsansatz wäre.

Und eines sage ich Ihnen auch: Wenn wir uns hier einig sind, politischen Extremismus zu bekämpfen, dann sind Demonstrationen, das Verbot von Demonstrationen oder Gegendemonstrationen sicher ein Mittel, aber nicht das wirksamste. (GR Harry Kopietz: Was sagen Sie zu den Äußerungen von Kollegen Blind?) Das wichtigste Mittel gegen politischen Extremismus ist politisches Handeln. Man muss ihn an der Wurzel packen. Dort, wo die Menschen Ängste haben, dort entsteht politischer Extremismus. (GR Harry Kopietz: Was sagen Sie zu den Äußerungen von Kollegen Blind?) Das heißt, man muss eine gute Integrationspolitik machen, man muss eine Sicherheitspolitik machen, weil Kriminalität und Ängste der Menschen, das ist der wirkliche Nährboden für Extremismus, und den sollten alle politischen Parteien gemeinsam bekämpfen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Was sagen Sie zu den Äußerungen von GR Blind?) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Dr Salcher, bitte zum Schlusswort zu kommen!

GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): Ja. - Ich möchte zum Abschluss sagen, dass wir hier, glaube ich, gerade auf Grund der Heftigkeit der Debatte, zumindest einen Mindestkonsens haben sollten: Das Bekenntnis zum Demonstrationsrecht im Rahmen des Rechtsstaates, die Verurteilung von jeder Form von Gewalt bei Demonstrationen, kommt sie von links oder von rechts, und bei Gewalt oder Wiederbetätigung hat der Staat mit aller Härte und aller Kraft einzuschreiten und das zu unterbinden. Der Innenminister und der Staat sollten das aber tun im Wissen, dass die demokratischen Parteien hinter ihm stehen, dass die Bevölkerung hinter ihm steht, und dass die Mandatare hinter ihm stehen. (Zwischenruf.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Dr Salcher, bitte!

GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): Und bei diesem Innenminister bin ich mir sicher ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Dr Salcher!

GR Dr Andreas Salcher (fortsetzend): ... dass auch in der heiklen Situation des 8. Mai diese Aufgabe in besten Händen ist. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Was sagen Sie zu den Äußerungen des GR Blind?) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte eingangs den Bürgermeister außer Dienst, Dr Helmut Zilk, zitieren, der in der ORF-Sendung "Betrifft" Folgendes festgehalten hat zu besagtem Thema: "Man kann für die Wehrmachtsausstellung sein oder dagegen, das soll jedem zustehen, dafür soll auch eine Demonstrationsfreiheit für all jene, die die eine Meinung oder die andere Meinung vertreten, bestehen." Aber er hat - und ich zitiere ihn - dann festgehalten: "Wer mit Pflastersteinen auf der Straße wirft und wenn mit Pflastersteinen auf der Straße geworfen wird, ist das der neue Faschismus." - Das hat der Bürgermeister außer Dienst Dr Helmut Zilk gesagt. Ich meine, damit hat er Recht und da unterstütze ich ihn auch. 

Ich möchte symbolisch dafür auch heute eine Kerze herzeigen, die einem Pflasterstein nachgearbeitet wurde. (Der Redner hebt sie in die Höhe.) Mit solchen Pflastersteinen haben Demonstranten auf Polizeibeamte, auf Menschen geworfen, mit dem bewussten In-Kauf-Nehmen, dass man schwer Verletzte liegen haben wird auf den Straßen, dass vielleicht sogar einer getötet werden kann. 

Und wenn Menschen sich heute hier herausstellen, Mandatare dieses Hauses, und dann so tun, als wäre das nichts, wenn sie sich hier herausstellen und sich solidarisch erklären mit jenen Demonstranten, die so etwas tun, dann sage ich wirklich Pfui Teufel, dann schaden sie der Demokratie, dann stellen diese Abgeordneten sich außerhalb des demokratischen Spektrums. Und das gehört festgehalten. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wenn die GRÜNEN meinen, dass sie, so wie ein Politiker in der Bundesrepublik Deutschland, erfolgreich werden können oder vielleicht auch den Außenminister in Zukunft in Österreich einnehmen können, weil sie sich mit Gewalttätern hervortun, dann kann ich nur sagen: In Österreich werden wir mit aller Kraft verhindern, dass jemand bei uns, in dieser Republik, ein Amt bekommt als Außenminister, der auf Polizeibeamte eintritt oder dementsprechend mit Steinen auf Polizeibeamte wirft. 

Und deshalb auch mein Dank an die Beamten, die hier wirklich gute Arbeit geleistet haben, und ich wünsche den verletzten Beamten baldige Genesung. (Beifall bei der FPÖ und des GR Gerhard Pfeiffer.) 
Aber wir haben zwei Fakten. Wir haben das Faktum, dass es eine angemeldete Demonstration gegeben hat, wir haben das Faktum, dass diese anerkannt worden ist von den Wiener Polizeibehörden. Faktum. Wir haben dort eine gewaltfreie Demonstration auf der einen Seite erlebt und wir haben eine Demonstration erlebt auf der einen Seite, die nicht das Recht gebrochen hat. Deshalb hat die Polizei auch nicht einschreiten müssen. Das ist Faktum. 

Wir haben eine Zweite erlebt, die illegal war, nicht angemeldet war dort vor Ort, die gewaltvoll war, wo man auf Polizeibeamte losgegangen ist, die also genau all jene Kriterien erfüllt, dass sie eben nicht rechtlich ordnungsgemäß abgelaufen ist. Und da gibt es Mandatare wie GR Ellensohn, der dann hier herausgeht und dann noch richtet als einer, der aber selbst dabei war, dick dabei war und der auch, mit Foto dokumentiert, neben dem Nationalratsabgeordneten Öllinger steht, wo ein Bezirksrat der GRÜNEN noch den Öllinger zurückhalten muss, weil er offensichtlich sehr aufgeregt in Richtung Polizeibeamte hinagitiert. (GR David Ellensohn hebt eine Tafel mit der Aufschrift "Keine Nazis!")

Und Sie, Herr Ellensohn, Sie sind eh ein besonderes Früchtchen. Was Ihren Intellekt betrifft, das ist eine Sache. (Bewegung bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Sie haben ja auch damals im Internet bewiesen, mit welch niedrigen Argumenten Sie in eine Diskussion eingestiegen sind. Ich möchte das gar nicht zitieren, weil das wirklich sehr niedrig war. Sie haben bewiesen, dass Sie in Salzburg, immer dort, wo Gewalt ist, auch dabei waren bei Demonstrationen. Sie haben bewiesen beim Opernball, dass Sie dabei waren bei Gewaltdemonstrationen. Sie haben einen herrlichen Artikel über die Gewalt in Genua geschrieben. Sie sind ein Professionalist, was das betrifft. Und Herr GR Margulies ebenfalls, der ja ein Naheverhältnis hat zum Kirchweger-Haus, wo man bei einer vergangenen Opernballdemonstration ja auch zig Gewalttäter festnehmen konnte, die dort vor Ort angetroffen worden sind. Oder der BR Galhaup, der auch dabei war. (GR Godwin Schuster: Ich war auch dabei!) Die GRin Jerusalem haben wir schon gehört. 

Schade, dass der Sozialist Jarolim hier dabei war und sich bis dato nicht wirklich davon distanziert hat. 

Aber das grüne Parteiprogramm in Deutschland ist ja genau schon in die Richtung gegangen, nämlich Gewalt letztlich auch als Mittel in der Politik möglich zu machen. 

Und zum 8. Mai zum Schluss ganz kurz ein paar Worte. Die Veranstaltung zum 8. Mai ist eine Veranstaltung, die seit über zehn Jahren stattfindet, die Dipl Ing Dr Rainer Pawkowicz ins Leben gerufen hat, die immer friedlich und korrekt und rechtsstaatlich abgelaufen ist. Eine Veranstaltung, die immer bei der Krypta stattgefunden hat, weil dort das Gefallendenkmal der Republik Österreich ist und dort der Unbekannte Soldat aus dem Ersten Weltkrieg liegt, wo auch der Bundespräsident, auch die Bundesregierung einmal im Jahr einen Kranz niederlegt. Und was hier gemacht wird seit zehn Jahren ist eine religiöse Feier mit einer priesterlichen Weihe, wo man der gefallenen Soldaten gedenkt.

Und ich sage zum Abschluss warum: Weil wir wollen, dass nie wieder auf österreichischem Boden ein Krieg stattfinden wird und Soldaten auf unserem Boden, nämlich in der Republik Österreich, sterben müssen. Das ist die Intention: Nie wieder Krieg, nie wieder Intoleranz! Und das sollten Sie sich ordentlich ins Stammbuch schreiben. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Meinungsfreiheit ist etwas ganz Entscheidendes! 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, bitte!

GR Heinz Christian Strache (fortsetzend): Und was Sie wollen, ist die Verunglimpfung Andersdenkender!

Und ich zitiere zum Schluss - und wirklich mein letzter Satz - Solschenizyn. Der hat nämlich gesagt, sinngemäß, im "Archipel Gulag": "Kommunisten und Marxisten haben eines gemeinsam: Sie verschonen die wirklich Kriminellen, kriminalisieren aber den politisch Andersdenkenden."

Tun Sie das bitte nicht, denn es handelt sich hier um Demokraten ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Strache!

GR Heinz Christian Strache (fortsetzend): ... die diese Veranstaltung durchführen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Präsident Hatzl, bitte.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Hohes Haus!

Zu Vorrednern ganz kurz eine Bemerkung. Ich habe keinen Abgeordneten im Wiener Rathaus gehört, der Gewalttäter bei Demonstrationen verteidigt hat. Das ist das Erste. Und ich sage auch ganz offen: Ich halte nichts von Steinewerfern in dieser Form, wie es gewesen ist, und es ist völlig klar, ich kenne auch niemand, der in dieser Form sich in Wirklichkeit verbündet. Und damit sollte man mit dem Märchen aufhören. Aber ich verstehe, Herr Strache, Sie wollen FPÖ-Obmann werden. Da brauchen Sie das Haus nicht missbrauchen. Wir wissen eh, dass Sie zur extremen Rechten Ihrer Partei gehören. Das sei einmal fürs Erste festgehalten. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 
Zweiter Bereich: Ich habe wenigstens gehört, wenn man sich in der Nähe von Neonazis befindet in der Kärntner Straße, geht man Einkaufen. Ich hoffe, es war kein Einkaufen vom geistig Gestrigen, weil das steckt eh schon - so haben wir den Verdacht - zu stark in Ihrer politischen Bewegung. Und das wollte ich auch in diesem Bereich noch ganz gerne anbringen.

Eine kleine Hoffnung gibt es auch beim Unterschied, obwohl ich wenig Sympathien für Steinewerfer habe. Dort habe ich immer noch den Eindruck, dass sie wahrscheinlich in ihrer politischen Haltung und in ihrer Art veränderbar sind. Bei vielen von Ihnen habe ich das nicht mit Ihrer Gesinnung.

Meine Damen und Herren! Die zweite Vorbemerkung zum GR Ulm. Also ich habe zur Kenntnis genommen, für die ÖVP ist das Verlangen und die Aufforderung, dass man die Verfassung einhält und Nazidemonstrationen nicht zulässt, ein tagespolitischer Vorsitzmissbrauch. Ihnen ist gar nicht aufgefallen, dass etwa zum gleichen Zeitpunkt in Tageszeitungen wie der "Presse", der "Wiener Zeitung" und in anderen festgehalten wurde, dass die Entscheidung im Innenministerium noch offen ist. Und wenn Sie das so betrachten, dann werden Sie draufkommen, dass der Landtagspräsident eigentlich jene unterstützt hat, die dem Minister Mut machen wollen, hier in diese Richtung politisch Mut zu zeigen und tätig zu sein. 

Ich sage nur eines: Mein Gott, wie tief ist diese Wiener ÖVP bei einigen nach Figl gesunken. Das ist wirklich ein Problem, das wir haben. Ich hoffe, dass sich nicht eine Entwicklung zeigt, die Sie vorzeigen, dass diese berühmte so genannte Lagerstraße nach 1945 durch die jetzigen so genannten jungen Vertreter der ÖVP so entscheidend verlassen wird. 

Und es stimmt mich auch traurig, dass der ÖVP-Redner kein Wort einer Distanzierung zu den Äußerungen des GR Blind findet in seiner Wortmeldung. Das ist auch bezeichnend, muss man ganz einfach zur Kenntnis nehmen.

Meine Damen und Herren! Wir wissen, dass es eine Zeit gegeben hat zwischen 1938 und 1945, wo 65 000 österreichische Juden hingerichtet wurden, ermordet wurden.

Wir wissen, dass es eine Zeit gegeben hat, wo es mehr als 5 000 Zwangssterilisierungen gegeben hat.

Wir wissen, dass fast 10 000 österreichische Zigeuner gemordet wurden.

Wir wissen, dass 32 000 Österreicher in Konzentrationslagern gemordet wurden, dass rund 100 000 Häftlinge, die Österreicher waren, ebenfalls in den Konzentrationslagern umgekommen sind und Opfer sind.

Und wir wissen die Opfer des Krieges, wir wissen die Opfer der Verführten.

Und daher ist es, weil wir das wissen, so wichtig, weil sich die, die damals Österreich wieder aufgebaut haben, geschworen haben, nicht mehr zuzulassen, dass Faschismus, egal in welcher Art und Weise, in diesem Land wieder Fuß fasst, und wenn er in Wirklichkeit einen Fuß hereinbekommt, sich dagegen zu wehren. Und es gilt dann auch, schonungslos aufzuzeigen, wenn es geistig Verbündete in einer politischen Partei dieses Hauses gibt. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 
Meine Damen und Herren! Ich bleibe ganz einfach dabei: Diese unerquicklichen Szenen der Rechtsradikalen müssen ein Ende finden! 

Und es ist auch unerträglich in dieser Stadt, wenn der Obmann der Wiener Freiheitlichen Partei in einem Artikel seiner Zeitung in Wirklichkeit diesen Rechtsradikalismus und Faschismus verniedlicht und von der Spirale der linken Gewalt spricht. Aber wir nehmen halt zur Kenntnis, dass sich die Freiheitliche Partei immer stärker in die Form der Unbelehrbaren entwickelt. Und Sie sind eigentlich hier eine Organisation, die mithilft, dass sich diese Nazis überhaupt in dieser Stadt trauen können, in dieser Art und Weise des Rechtsradikalismus aufzutreten. Sie und Ihre Abgeordneten im Parlament, auch wenn sie heute als Gäste auf der Tribüne sind.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang sagen: Wie tief ist man gesunken, wenn man die Befreiung vom Faschismus als totale Niederlage bezeichnet und wenn man in Wirklichkeit nicht der Opfer gedenkt, die durch den Faschismus gemordet wurden, sondern einen Trauertag veranstaltet für jene, die diese gemordet haben.

Meine Damen und Herren! Da ist es verständlich ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Ich darf bitten, zum Schluss zu kommen!

GR Johann Hatzl (fortsetzend): ... dass sich die Menschen dagegen wehren, aufschreien. Da ist es verständlich, wenn in diesen Tagen die letzten Opfer einer schrecklichen Zeit am Zentralfriedhof symbolisch zu Grabe getragen werden. Und daher ist die Wehrmachtsausstellung eine wichtige Geschichtsaufarbeitung gewesen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Ich bitte, zum Schluss zu kommen!

GR Johann Hatzl (fortsetzend): Und ich sage, es bleibt dabei: Gegen Faschismus und Neonazismus muss man entschlossen vorgehen. Das ist man dieser Heimatstadt Wien schuldig. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Grünen Klub 20 und vom Klub der Freiheitlichen 4 eingelangt sind.

Von den GRe Heinz Christian Strache und Ing Gunther Wolfram wurde eine Anfrage (PGL/02055/2002/0001-KFP/MDGF) an den Herrn Bürgermeister, betreffend die Zukunft der Sofiensäle in Wien, gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist dies um 16.00 Uhr noch nicht der Fall, wird die Gemeinderatssitzung für die Beantwortung unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs 1, des ÖVP-Klubs keine, des Klubs der Freiheitlichen 1 und der Sozialdemokraten keine Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den GRe Dr Herbert Madejski, Ing Gunther Wolfram und Heike Trammer wurde gemäß § 73 Abs. 6a ein Ersuchen, betreffend Praxis der Flächenwidmung in Wien, an das Kontrollamt gerichtet. Dieses Ersuchen hat die notwendige Anzahl von Unterschriften und wird somit an das Kontrollamt weitergeleitet.

Herr GR Michael Kreißl hat am 24. April auf sein Mandat im Wiener Gemeinderat verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs. 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch frei gewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Freiheitlichen Partei Österreichs, Herrn Günther Barnet, in den Gemeinderat berufen.

Gemäß § 19 der Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. 

Ich bitte nun den Herrn Schriftführer, die Gelöbnisformel zu verlesen, und anschließend das neue Mitglied des Gemeinderats, auf meinen Aufruf hin, das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. Ich bitte um Verlesung. (Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.)

Schriftführer GR Rudolf Stark: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten." 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Barnet. 

GR Günther Barnet: Ich gelobe. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die Angelobung vollzogen und ich darf Sie hier begrüßen.(Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.) 

Nachdem es mir nicht möglich ist, Herrn GR Kreißl persönlich hier zu verabschieden, den Herrn GR a.D., darf ich die Freiheitliche Partei ersuchen, dies zu tun und ihm zu danken für seine 6‑jährige Zugehörigkeit - bei allem Diskurs, den wir immer hatten. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 und 2, 5, 7, 9 und 10, 12 bis 16, 20 bis 23, 25, 27, 29 bis 31, 33 bis 39, 41, 43 und 44, 46, 48, 56, 58 bis 62, 64, 66, 68, 70 und 71 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Hauses gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 49 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern nach 49: 45, 47, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 57, 63, 65, 19, 24, 26, 28, 32, 40, 42, 4, 6, 8, 11, 17, 18, 3, 67, 69, 72 und 73. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge verhandelt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 49 (01667/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft städtebauliche Leitlinien bezüglich der Richtlinien für die Planung und Beurteilung von Hochhausprojekten, und ich bitte Herrn GR Zimmermann, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. - Danke schön. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet, und ich darf als Erstem Herrn GR Mag Chorherr das Wort erteilen. - Bitte. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Ja, meine Damen und Herren, die emotionalen Brüche der Debatten sind nicht immer ganz leicht zu überbrücken. Ich möchte mich mit dem durchaus wichtigen Hochhauskonzept auseinander setzen. 

Ich halte es für gut und richtig, dass sich erstmals zur Frage, wo und wie und unter welchen Bedingungen sollen Hochhäuser gebaut werden, der Gemeinderat hier ein politisches Programm gibt. Es ist ja nicht so, dass mit diesem Beschluss jetzt entschieden wird über Hochhäuser, sondern erstmals gibt es durchaus restriktive Rahmenbedingungen. In vielen Bereichen wird einmal festgestellt, wo Hochhäuser und wann Hochhäuser nicht genehmigt werden dürfen. Es wird ein Leitfaden festgelegt, der einem Planungsausschuss Richtlinien vorgibt, Nein zu sagen, und auf der anderen Seite klare Zielvorgaben für die Investoren enthält. Es wird für das Privileg - ich wiederhole: für das Privileg -, ein Hochhaus errichten zu dürfen, das für die Umgebung durchaus auch eine Reihe von Nachteilen bringen kann, Klarheit geschaffen. 

Ich möchte vorweg durchaus sagen, dass der Prozess der Verhandlungen ein Positiver war, dass ein Konzept vorgelegt wurde, einige Male darüber diskutiert wurde und es jetzt zu einer Beschlussfassung kommt, insbesondere über 10 Punkte, an die sich jeder Investor, der ein Hochhaus errichten möchte, halten muss. 

Ich möchte einige wenige dieser Punkte hervorheben, die uns dazu bringen, diesem Hochhauskonzept zuzustimmen. 

Beginnen wir mit dem Verkehr. Wieweit ist ein Hochhaus ein Verkehrserreger im Sinne von Verkehrschaos durch Autoverkehr? - Hier ist der Punkt, den wir begrüßen, und jener, warum es die ÖVP ablehnt.

Meine Damen und Herren! Wir halten hier etwas sehr Grundsätzliches fest. Vor Errichtung eines Hochhauses muss klargestellt werden, dass 75 Prozent des dadurch hervorgerufenen Verkehrs nicht Autoverkehr sein muss. Also der Anteil des Autoverkehrs darf nur ein Viertel betragen. 

Wenn es dieses Hochhauskonzept schon gegeben hätte, wenn ich so sagen darf, wäre eine Hochhausentwicklung am Wienerberg sicherlich nicht genehmigungsfähig gewesen, und ich glaube auch nicht, dass die uns demnächst ins Haus stehende Verbauung auf der Porr-Platte genehmigungsfähig wäre, denn dort ist dieser Modal Split sicherlich nicht erzielbar. Ich halte es für sehr vernünftig, und schon allein das ist ein großer Durchbruch im Verhältnis zu bisherigen Genehmigungen. 

Ein Zweites, was erstmals festgeschrieben wird: Es gibt Widmungsgewinne, und ein Gemeinderatsbeschluss, der Hochhäuser zulässt, lässt die Grundkosten in diesem Bereich deutlich wachsen, deutlich steigen. Und hier halten wir erstmals fest, dass das soziale und öffentliche Nutzen eines Hochhauses, wie Freiflächen, kulturelle Einrichtungen, Behebung von Strukturdefiziten des Umfelds, mitfinanziert werden muss von denen, die Widmungsgewinne durch die Umwidmung bekommen. Das halte ich für einen wesentlichen zweiten Punkt, den ich für richtig und wichtig erachte. 

Ein weiterer Punkt: Bauökologie und Energieeffizienz. Meine Damen und Herren! Es wird unterschätzt: Ein Hochhaus kann eine Strom- und Energievernichtungsmaschine der Sonderklasse sein, kann aber auch auf der anderen Seite mit verhältnismäßig hoher Energieeffizienz ausgestattet sein. Das ist eine Frage der Bautechnik, das ist eine Frage der Planung. Hier rechtzeitig Berechnungen vorlegen zu lassen, Standards im Rahmen der Stadt Wien zu entwickeln und bis hin zu Wartungsplänen ökologische Kriterien zu erfüllen, das würde Wohnhäuser, das würde Hochhäuser, wenn sie in Wien errichtet werden, nach diesen Kriterien weltweit durchaus führend machen. Hochhäuser sind oft primär Prestigeangelegenheiten. Fragen der Energieeffizienz werden nur nebenbei beachtet. Wenn das der Standard in Wien wird, haben wir, glaube ich, weltweit etwas vorzuzeigen. 

Ein weiterer Punkt, der uns sehr wichtig ist: die öffentliche Diskussion vor der Widmung. Derzeit ist es ja meistens so, dass Widmungen stattfinden, Projekte eingereicht werden und dann vor Baubeginn, meist nach Erteilung aller Genehmigungen, erst eine öffentliche Diskussion geführt wird, wo rechtsstaatlich nicht mehr viel zu ändern ist. Die wesentliche Entscheidung ist vor der Widmung. Will man an diesem oder jenem Standort eine entsprechende Hochhauswidmung? Wie sieht das aus? Welche Auswirkungen gibt es dadurch? Diese öffentliche Präsentation soll vorher stattfinden, wird vorher stattfinden, und das gibt auch eine neue Form der Bürgerbeteiligung, dass hier drinnen steht, dass das in einer Weise zu präsentieren ist, dass es nachvollziehbar ist. Ich wage in Frage zu stellen, dass alle Gemeinderäte im Detail einen Flächenwidmungsplan lesen können, geschweige denn eine breitere Öffentlichkeit. Hier bieten Animationen, hier bieten Visualisierungen eine gute Möglichkeit, vorher zu wissen, was auf die Anrainer zukommt.

Beim letzten Punkt, um den ich lange gekämpft habe, geht es noch einmal um den Widmungsgewinn. Ich darf das nur technisch vorlesen, was jetzt herinnen steht. Das klingt irgendwie sehr nebensächlich. Unter einem werden die Zuwächse an Kubatur und Bruttogeschossflächen im Vergleich zur bisherigen Rechtslage dokumentiert. Was ist da so Besonderes dran? - Es ist erstmals klargestellt bei einer Widmung, um welchen enormen Wertzuwachs es da geht. Ich würde mir das nicht nur bei Hochhäusern wünschen. Ich würde mir sehr wünschen, dass bei allen Widmungen - Stichwort Atzgersdorfer Friedhof - im Plandokument drinnen steht, welche Zuwächse an Kubatur und Bruttogeschossflächen diese Widmung mit sich bringt, damit wir erstmals erkennen, welche Geldmaschine Widmung ist, und insofern, weil es ja auch durchaus sinnvoll sein kann und sinnvoll ist, dass es Wertzuwächse gibt, wer davon profitiert. 

Und das kann die Basis dessen sein, dass bei Hochhäusern eine Umfeldverbesserung mitfinanziert wird von den privaten Investoren, dass Kultureinrichtungen, dass viele notwendige öffentliche Einrichtungen, die der Stadt dienen, auch privat mitfinanziert werden. Sonst geht es darum, dass die, die im Hochhaus drinnen sind, den Ausblick haben, damit auch entsprechende Mieten lukriert werden, also die Gewinne, wie es so schön heißt, privatisiert, die Lasten, Beschattung, Verkehrschaos et cetera aber kommunalisiert werden. Wo sehen wir das? Durchaus kritisch. Das sehen wir am Wienerberg, wo erst an einem falschen Standort entsprechende Höhenentwicklung stattfindet und jetzt im Nachhinein die öffentliche Hand U‑Bahnen oder Straßenbahnen oder öffentliche Einrichtungen nachbringen muss. Ich hoffe, dass mit diesem Hochhauskonzept jetzt ein neuer Weg beschritten wird. 

Geben wir uns aber keinen Illusionen hin. Das ist in keiner Weise rechtsverbindlich. Kann auch nicht rechtsverbindlich sein. Es wird darum gehen, in der konkreten Genehmigungs- und Widmungspraxis diese Dinge ernst zu nehmen, die wir heute beschließen, die Transparenz ernst zu nehmen und jenen 10 Punkten, die für mich ein deutlicher Fortschritt gegenüber der bisherigen Widmung sind, dann auch wirklich in der Praxis zum Durchbruch zu verhelfen. Wir werden uns darum bemühen. 

Wir halten das für einen guten, richtigen Schritt, dieses Hochhauskonzept, und werden dem auch deswegen zustimmen. - Danke schön (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist - es gibt einen Tausch in der Rednerliste - zum Wort gemeldet: Herr GR Mag Neuhuber. - Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich fahre dort fort, wo Kollege Chorherr gerade aufgehört hat. Letzten Endes wird die Widmungspraxis in den nächsten Jahren zeigen, ob das Wiener Hochhauskonzept, das heute höchstwahrscheinlich hier beschlossen wird, greift oder nicht. Es sind Richtlinien, und da bin ich in der Lagebeurteilung mit dem Herrn Stadtrat und mit Chorherr einer Meinung, die ein Korsett für die Stadt wie auch für Investoren und Developer vorgeben. Und es ist gut so, dass sich die Stadtplanung und der Gemeinderat mit derartigen Fragen auseinander setzen und auch ein gewisses Konzept vorgeben, weil Planen heißt für uns auch Gestalten.

Hochhäuser, meine Damen und Herren, sind ohne jeden Zweifel Teil einer modernen Stadt. Wir alle kennen von Auslandsreisen, wie wir selbst vor der Skyline von New York oder Hongkong oder Singapur stehen und fotografieren. In einer modernen Stadt sind einfach Hochhausbauten nicht mehr wegzudenken. Sie üben auch eine gewisse Faszination aus und sie sind auch, gerade in urbanen Gebieten, der Inbegriff der Verdichtung. Weil es halt in Innenstädten heutzutage fast nicht mehr möglich ist, leere Grundstücke zu finden, müssen die wenigen, die es noch gibt - das ist in allen Großstädten auf der ganzen Welt gleich -, bestmöglich, also das heißt dichtestmöglich verbaut werden. 

Das hebt natürlich die Bodenpreise, das ist völlig klar, und das ist auch vom Herrn Stadtrat heute in der Früh schon einmal angesprochen worden. Allerdings - und da bin ich in der Beurteilung vor allem mit dem Chorherr nicht einer Meinung -verhindern gerade auch Hochhäuser die Abwanderung von Betrieben und von Arbeitsplätzen ins Umland. Für manche Betriebe, gerade für service- und dienstleistungsorientierte, wird es immer schwieriger, größere Flächen in der Stadt zu finden und vor allem hochwertige Flächen in der Stadt zu finden. Was tun sie? - Sie siedeln dann ins Umland ab. Wir alle kennen die vielen Businessparks, also große Büroparks, die einstweilen rund um Wien an den Stadtgrenzen entstehen, und ein Zurückdrängen der Hochhausverbauung, also von einer dichten Verbauung, im Stadtgebiet bewirkt genau das Gegenteil von dem, was Chorherr eigentlich möchte. Es kommt zu immer mehr Verkehr und vor allem Pendelverkehr über die Stadtgrenze hinaus. Also in diesem Punkt - darauf werde ich dann noch eingehen - sind wir wirklich konträr und keinesfalls einer Meinung, sowohl mit den GRÜNEN als auch mit den Sozialdemokraten. 

Gerade in Wien mit dem historischen Stadtkern und der historischen Verbauung sind Neubauten, große Projekte und vor allem Hochhäuser natürlich eine sehr sensible Angelegenheit. Und ich glaube, wir sind uns alle hier im Hause wohl einig, und darüber brauchen wir gar nicht zu diskutieren, dass wir uns unsere Grünzonen, unsere Sichtachsen und den historischen Stadtkern natürlich bewahren wollen. 

Dennoch kann es, und das sagen auch die Erläuterungen zum Weltkulturerbe, ein Nebeneinander des Historizismus und der modernen Architektur geben. Weltkulturerbe auch für die Innenstadt heißt nicht, dass man jetzt die Wiener City nur unter einen Quargelsturz stellt, sondern wir müssen sehr behutsam und sehr sensibel mit unserem wunderbaren Erbe in dieser Stadt umgehen. Und ich glaube, das ist auch bisher im Großen und Ganzen geschehen.

Wien hat ja eine sehr junge Hochhausgeschichte. Es gibt nur etwa 100 Gebäude, die überhaupt über 40 Meter Gesimshöhe haben in dieser Stadt, und dennoch sind in den letzten Jahren einige bemerkenswerte Bauten von durchaus guten Architekten errichtet worden. Wenn Sie nur denken an Peichl, an Fuksas, an Holzbauer, an Seidler, an Hollein, an Coop-Himmelblau, alle diese wirklich renommierten Architekten haben Hochhausgebäude in Wien errichtet. Also es ist, obwohl wir eine junge Hochhausgeschichte haben, einiges geschehen, und es ist daher auch richtig, dass sich der Gemeinderat mit den Grundlagen, die zu dieser Verbauung führen, auseinander setzt. 

Im Konzept definiert sind die Ausschlusszonen. Wie gesagt, ich glaube, darüber brauchen wir gar nicht weiter zu diskutieren. Da sind wir uns einig.

Bei den Eignungszonen schaut es schon ein bisschen anders aus. Wir haben kritisiert, auch schon in den letzten Monaten, dass, wenn Sie sich jetzt die Eignungszonen im Konzept genau anschauen, weit über 100, fast 150 mögliche Standorte definiert werden. Das ist auf der einen Seite natürlich für die Bauwirtschaft und für die Immobilienwirtschaft positiv, das möchte ich gar nicht unerwähnt lassen, weil es mehr Möglichkeiten gibt, Hochhäuser zu bauen. Aber rein theoretisch, meine Damen und Herren, würde das auch bedeuten, dass ich an 150 verschiedenen Standorten in Wien ein Hochhaus errichten könnte. Auch wenn es wahrscheinlich, sage ich einmal, nicht geschehen wird. 

Unsere Vorstellung wäre eher gewesen, Hochhauslandschaften, also mehrere Hochhäuser in einem knapp bemessenen Gebiet zuzulassen. So haben wir ein wenig die Angst, dass nach dem Zufallsprinzip auch in Zukunft Immobiliendeveloper versuchen werden, an einzelnen Standorten Hochhausprojekte durchzuziehen, dass also nach einem Try-and-error-Prinzip, nach einem Zufallsprinzip gehandelt wird und nicht nach strategischer Planung. 

Wiewohl wir auch sehr froh sind, dass der Herr Stadtrat dann auf unser Betreiben einzelne städtebauliche Leitlinien in das Konzept aufgenommen hat, also besondere Zonen jetzt definiert sind, unter anderem letzten Endes auch der Westbahnhof, um nur eine zu nennen, die Aspang-Gründe und viele andere, wo also eine besondere Verdichtung von Hochhäusern erwünscht ist und auch möglich ist. 

Der zweite Schwerpunkt im Konzept, meine Damen und Herren, ist das Procedere, wenn Sie so wollen, die Gebrauchsanleitung für Immobilieninvestoren: Wie kann ich in Zukunft in Wien ein Hochhaus errichten? - Da gibt es diese bereits erwähnte 10‑Punkte-Checkliste und ich gehe sie einmal ganz kurz kursorisch durch. 

Der Punkt 1 war das Einsetzen eines Projektteams. Das ist halt jetzt kodifiziert. Das war natürlich auch bisher schon für die Errichtung eines Hochhauses oder eines größeren Bauwerks unbedingt notwendig.

Die Crux liegt für uns im Detail des Punktes 2, bei der Standortprüfung und der stadtstrukturellen Verträglichkeit. Kollege Chorherr hat das vorhin ausgeführt. Der Knackpunkt für uns ist, dass maximal 25 Prozent des zu erwartenden Verkehrsaufkommens, das ein Hochhaus generiert, durch den individuellen Verkehr geschehen dürfen. Wenn es diese Zahl übersteigt, dann werden die Stellplätze dennoch zurückgeschraubt. Das heißt also, dass man unter Umständen in Zukunft auch für Hochhausverbauungen weniger Stellplätze, als nach der Wiener Bauordnung zu errichten wären, vorsehen wird müssen, also die Stellplatzverordnung sozusagen herunterschraubt. 

Das Verkehrsaufkommen lässt sich nicht verordnen, meine Damen und Herren, und ich versuche, es Ihnen an Hand eines konkreten Beispiels zu belegen. Nehmen wir den Millenium-Tower, den Chorherr heute in der Früh schon einmal angesprochen hat. 

Der Millenium-Tower hat rund 38 000 Quadratmeter Büronutzfläche, was also nach Stellplatzverordnung - laut Bauordnung mit 80 Quadratmeter ein Stellplatz, der dort vorgeschrieben ist - etwa 475 vorgeschriebene Stellplätze bedeuten würde. Nach Hochhauskonzept wäre das in Zukunft wahrscheinlich das Maximum, unter Umständen wäre sogar noch weniger zu erwarten und das, meine Damen und Herren, obwohl der Millenium-Tower, das wissen wir alle, an einer extrem frequentierten öffentlichen Anbindung liegt, wo also per se schon anzunehmen ist, dass bei diesem Projekt sehr viele dort arbeitende Menschen ohnehin mit dem öffentlichen Verkehrsmittel kommen. Tatsächlich sind aber nach Auskunft der Verwaltung des Millenium-Tower im Schnitt 650 bis 700 Parkplätze im Gebäude an Büronutzer vermietet. Also rund 200 mehr als die vorgeschriebene Stellplatzverordnung es zulassen würde. 

Gerade in Hochhäusern, die ja in der Miete sehr teuer sind, sind keine reinen Verwaltungsfirmen, sondern dienstleistungsorientierte, serviceorientierte, kundenorientierte Firmen. Schauen Sie sich die Mieterlisten beim IZD, beim Ares-Tower, am Wienerberg beim Twin-Tower, beim Millenium-Tower an. Sie haben dort hochwertigste Unternehmen. Die haben im Allgemeinen einen sehr regen Kundenverkehr. Hali-Büromöbel zum Beispiel im Millenium-Tower. Wo schauen sich die Leute die Büromöbel an? - Dort in den Schauräumen. Oder Sie haben - wie Agip etwa im Millenium-Tower und viele andere könnte man noch nennen - Unternehmen, die schlicht und einfach viele Außendienstmitarbeiter haben, die auf ihr Kfz angewiesen sind. Das heißt, gerade bei Hochhäusern ist logischerweise zu erwarten, dass mehr Stellplätze errichtet werden müssen, als laut Wiener Bauordnung vorgeschrieben werden. 

Wir gehen jetzt den entgegengesetzten Weg und das wird dazu führen - das wage ich einmal heute hier zu prophezeien, wir werden es in ein paar Jahren ja evaluieren können -, dass Betriebe ins Umland auswandern, dass Bürogebäude in vermehrtem Maße außerhalb der Wiener Stadtgrenzen errichtet werden, uns also Wertschöpfung und Arbeitsplätze verloren gehen, und dass viele Immobilienprojekte eben auf Grund dieser 25‑Prozent-Verordnung erst gar nicht angegangen werden. Das kostet uns auch von der Bauseite her eine ganze Reihe von Arbeitsplätzen, meine Damen und Herren. Und das ist auch der wichtigste Punkt in diesem Konzept, warum wir es letzten Endes ablehnen.

Die Punkte 3 und 4 betreffen den Wettbewerb, der stattzufinden hat, die Beschattungswirkung, der 5. Punkt die technische und soziale Infrastruktur - ein absoluter Gummiparagraph, mit dem übrigens alles oder nichts möglich ist, wenn Sie sich die Formulierung genau durchlesen. 

Der Punkt 6 ist wieder etwas interessanter und wurde von Chorherr auch schon angesprochen. Er betrifft den sozialen und öffentlichen Nutzen. Da gibt es zwei Unterpunkte dazu: Zum einen, wie schon erwähnt, die Partizipation am Widmungsgewinn. Ja, meine Damen und Herren, mit Hochhäusern, mit einer sehr dichten Verbauung, mit hohen Mieten lässt sich durchaus gutes Geld verdienen. Ja, auch die ÖVP ist der Meinung, dass die Stadt an diesen Widmungsgewinnen mitpartizipieren sollte. Das ist etwa, wenn Sie so wollen, im Urland des Kapitalismus, in Amerika, gang und gäbe. Dort gibt es in vielen Städten eine Art Abgabe für Widmungsgewinn. Wenn also die Stadt durch eine höherwertige Widmung einen Gewinn für den Investor schafft - das muss nicht nur ein Hochhaus sein, das kann auch durchaus eine horizontale Verbauung sein-, dann wird darauf eine wie immer man es auch nennt Art Abgabe, Steuer, was auch immer, eingehoben.

Ähnliches schwebt ja natürlich auch Wien vor. Das ist auch meiner Meinung nach aus Sicht der Stadt nicht nur zulässig, sondern notwendig. Allerdings geschieht es bei uns auch weiterhin, auch wenn es hier wenigstens einmal festgeschrieben wurde, in einer Grauzone. 

Es wird zwischen Stadt Wien, zwischen dem Stadtrat und dem Investor verhandelt. Na was muss er jetzt machen, der Immobilieninvestor? Muss er eine Schule bauen oder muss er einen Park schaffen? - Es ist alles im Graubereich. Es ist leider nicht kodifiziert worden. Uns und auch der Bau- und Immobilienwirtschaft logischerweise wäre eine Festschreibung viel angenehmer, weil man dann mit wirklich echten kalkulatorischen Größen operieren könnte. 

Der zweite Unterpunkt beim sozialen und öffentlichen Nutzen, der in diesem Hochhauskonzept besonders störend ist und für uns auch einen echten Knackpunkt darstellt, ist der mögliche Eingriff der Stadt in die Nutzung des Gebäudes. Das ist sehr kritisch anzusehen und bedeutet in der Praxis, ein Developer baut ein Hochhaus und die Stadt Wien sagt, die letzten drei Stockwerke müssen für eine Aussichtsterrasse, für - jetzt übertreibe ich einmal - einen Kindergarten oder was auch immer verwendet werden.

Dagegen gibt es jetzt verschiedenste Argumente, warum das sehr sensibel und schwierig ist. Ich sage Ihnen aber nur ein einziges, das, glaube ich, wirklich verständlich ist: Wenn Sie sich den Ares-Tower und den IZD anschauen, so ist im Ares-Tower in den obersten Stockwerken die japanische Vertretung bei der UNO und im IZD-Tower die amerikanische Vertretung bei der UNO und bei anderen dort ansässigen internationalen Behörden.

Glauben Sie, die Amerikaner hätten sich dorthin gesetzt, wenn die obersten Stockwerke frei zugänglich wären? - Völlig unmöglich. Das ist aus Sicherheitsgründen ausgeschlossen! Und jetzt gehe ich einen Schritt zurück und sage, es müssen ja nicht nur diplomatische Vertretungen sein, sondern es geht ja auch bei vielen Firmen um wirtschaftliche Geheimnisse. Also, ein generelles Aufmachen des Turms für die Öffentlichkeit, so lange das nicht von vornherein von den Developern im Bau vorgesehen und erwünscht ist, kann wirklich zu einer wirtschaftlichen Katastrophe für das Gebäude führen. Im Übrigen glaube ich, dass es nicht unbedingt dem privatwirtschaftlichen Gedanken entspricht, wenn die Stadt vorschreibt, wie ein Gebäude zu nutzen ist. Das war für uns der zweite große Knackpunkt in diesem Hochhauskonzept.

Die Nummern 7 und 8 betreffen die Nachhaltigkeit der Nutzung, die Sanierung und den Abbruch, wobei das eigentlich obsolet sein müsste. Also dass wir im Hochhauskonzept jetzt schon auf den Abbruch eingehen, halte ich für etwas übertrieben, denn wenn wir nämlich vertrauen und wenn vor allem Sie in dieses Hochhauskonzept und in seine Wirkung Vertrauen haben, dann müssen wir über den Abbruch eh nicht mehr diskutieren.

In der Konzeptwerdung und in den Gesprächen dazu wurde immer auf die bisherigen Gebäude, die so schlecht ausschauen oder so übel gebaut sind, Bezug genommen. Na genau das versuchen wir zu verhindern. Also, das sollte eigentlich in Zukunft mit dem Konzept eh nicht mehr passieren können. Aber gut, jetzt haben wir es halt trotzdem noch einmal als doppelte Absicherung drinnen. 

Der Punkt 9 bietet eigentlich auch ein Schmankerl, wenn man es genau liest. Dort steht nämlich, dass die bauliche Realisierung projektgemäß erfolgen muss und durch eine begleitende Qualitätskontrolle sichergestellt werden muss. Also offensichtlich hat hier die Stadtplanung nicht sehr viel Vertrauen in die Baupolizei, der ja diese Aufgabe eigentlich zukommen würde, dass das auch tatsächlich laut Pläne realisiert wird. Aber bitte, hilft es nichts, so schadet es nichts, würde ich bei dieser Formulierung sagen.

Und letzten Endes der Punkt 10, den wir durchaus auch begrüßen und der sehr positiv sein kann, nämlich dass für Hochhausprojekte schon in der Anfangsphase vermehrt Öffentlichkeitsarbeit zu leisten ist. Das ist eine Art, wenn Sie so wollen, Mediationsprozess zwischen Betreibern, Anrainern und der Stadt Wien, den es in Zukunft geben wird. Ich denke, dass das nicht nur im Sinne der Bevölkerung äußerst positiv ist, sondern ich glaube, dass das auch als Hinweis für die Projekt-Developers, sich mit diesem Gedanken auseinander zu setzen, und durchaus auch für die Immobilien- und Bauwirtschaft ein interessanter Anstoß ist.

In Summe fürchten wir aber, so wie ich es heute in der Früh in der Fragestunde angesprochen habe, dass durch die 10‑Punkte-Checkliste das Bauen von Hochhäusern und Großprojekten um einiges teurer werden wird, was letzten Endes auch die Mietpreise für hochwertige Büroflächen steigen lässt, und dass es bürokratisch werden wird. Das werden wir tatsächlich erst in der Praxis sehen. Es ist einmal als gelernter Österreicher und gelernter Wiener meine Prophezeiung, dass es dadurch nicht einfacher, sondern schwieriger werden wird. Vielleicht überzeugen Sie und die Beamten dieses Hauses mich in den nächsten Jahren eines Besseren, aber ich stelle es einmal zur Diskussion. Wir werden es in ein paar Jahren einmal überprüfen können.

Wir glauben, dass es in einigen Punkten zu willkürlich ist und dass es, wenn es um die 25‑Prozent-Regelung des Individualverkehrs geht, schlichtweg unrealistisch ist. Deshalb wird meine Fraktion dieses Hochhauskonzept auch ablehnen.

Dennoch möchte ich in aller Kürze auch noch auf positive Aspekte eingehen, weil es die nämlich sehr wohl gibt. Vor allem möchte ich auch erwähnen, dass der Diskussionsprozess, die Diskussion um dieses Konzept in den letzten Wochen aus der Sicht meiner Fraktion durchaus positiv zu sehen war. Es haben sich, glaube ich, alle hier im Hause vertretenen Parteien letzten Endes sehr sachlich um eine Einigung bemüht. Es konnte halt nicht zustande kommen. Aber ich glaube, dass wir abseits aller Ideologie auf diesen fachlichen Diskussionsprozess aufsetzen sollten und ihn auch als Beispiel für weitere Prozesse in der Zukunft heranziehen sollten.

Positiv wäre weiter zu sehen, dass jetzt eine neue Hochhausdefinition vorgesehen ist, sozusagen das Hochhaus light und das Hochhaus heavy, wenn Sie so wollen, das erst bei 35 Metern beginnt. Das ist also eine kleine Erleichterung. Und vor allem, was durchaus sehr angenehm ist, gibt es eine Festschreibung des Planungsablaufs und klare Vorgaben für Investoren, wie dieser Planungsverlauf in Zukunft auszusehen hat.

Ebenso, und da bin ich wieder bei Chorherr, ist die Festschreibung der Zunahme der Kubaturen für den Ausschuss, für uns Gemeinderäte zur Evaluierung von Projekten absolut begrüßenswert. 

Einen positiven oder überhaupt den positivsten Aspekt, meine Damen und Herren, hat dieses Konzept für die bestehenden Gebäude. Und das sollten Sie von der Sozialdemokratischen Fraktion sich einmal überlegen. Auf Wienerisch ausgedrückt: Sie vergolden mit diesem Konzept die bisherigen Hochhäuser in Wien. Durch diese 10‑Punkte-Checkliste, durch den 25‑Prozent-IV-Anteil, wird es in Zukunft wesentlich schwieriger und wesentlich unlukrativer sein, Hochhäuser zu bauen, wenn es überhaupt noch große Projekte geben wird. Das heißt, die wenigen bestehenden richtigen hohen Häuser in Wien steigen immens in ihrem Wert, und das ist eigentlich genau das Gegenteil von dem, was StR Schicker heute gesagt hat, dass man nämlich versucht, durch die vielen einzelnen Standorte und die ungenaue Definition Widmungs- und Spekulationsgewinne hintan zu halten. Aber genau durch dieses Konzept werden die bestehenden Häuser enorm in ihrem Wert steigen. Also der Dank der Wiener Hochhausbesitzer, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, ist Ihnen in diesem Punkt sicher gewiss. 

Wir von der ÖVP wollen, so wie bisher schon und auch in Zukunft, auch im Hochhausbau einen fairen Wettbewerb. Wir wollen, dass wir vor dem Hintergrund unseres historischen Stadtbildes sensibel mit dieser Materie umgehen. Wir wollen Chancen für Investoren. Wir wollen Chancen für die Wirtschaft, ohne dabei auf die Stadtverträglichkeit zu vergessen. Wir wollen bei diesen Hochhäusern den Maximalnutzen für uns als Stadt, seien es Arbeitsplätze, sei es Wertschöpfung, seien es Widmungsgewinne. Und wir wollen einen klaren Gestaltungswillen des Planungsreferats sehen, das vordefiniert, wo diese sensiblen Bauten in unserer Stadt entstehen sollten. 

Wir wollen also, mit einem Wort und kurz gesagt, eine vernünftige Politik sowohl für die Bevölkerung als auch für die Wirtschaft. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Trammer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Erlauben Sie mir, bevor ich auf das Hochhauskonzept näher eingehe, doch auch daran zu denken, dass heute genau an diesem Tag der 16. Jahrestag von Tschernobyl ist. Auch über diese wichtigen Dinge sollte in diesem Hause geredet werden. Erlauben Sie mir auch, einen Bogen zum Hochhausprojekt zu spannen, denn ein Reaktorunfall erfordert bei Hochhäusern besondere Evakuierungsmaßnahmen.

Das Hochhauskonzept für Wien, meine Damen und Herren, zeichnet sich für mich durch drei Dinge aus: Konzeptlosigkeit, Konzeptlosigkeit, Konzeptlosigkeit. Da hat man versucht, internationale Hochhauskonzepte zusammenzustoppeln, um der Stadt Wien mit aller Macht Hochhäuser zu verpassen, damit Häupl und Schicker unauslöschlich ihren prägenden Stempel aufdrücken können. Mit der absoluten Mehrheit, na ja, geht das ja auch umso besser. Und die GRÜNEN? - Als Wasserträger der SPÖ stimmen sie der wachsenden Betonwüste auch noch zu. Ob das Weltkulturerbe bedroht ist wie durch das Schicker-Prestigeobjekt Wien Mitte - egal, die GRÜNEN spielen bei allerhand Hochhausprojekten mit. 

Herr Stadtrat, mit Wien-Mitte bauen Sie sich kein Denkmal. Sie bauen ein Mausoleum, wo das Weltkulturerbe begraben sein wird! Was ist denn das für ein Hochhauskonzept, wenn so ein Projekt mitten in der Stadt überhaupt möglich sein kann? - Wir Freiheitliche haben dieses Konzept immer aufs Schärfste kritisiert, weil die festgelegten Ausschluss- und Eignungszonen keine Schutzfunktionen bieten, um einen Hochhauswildwuchs zu verhindern. Unzählige Hochhauseinzelstandorte, die so genannten Towers in the Park, wären möglich. Doch spätestens seit dem 11. September ist ein Knick im Mythos Hochhaus entstanden. Das wissen Sie. Das Hochhaus als Symbol von Kraft, Selbstbewusstsein, Giganterie und Vertrauen in die Zukunft und Zivilisation, ist zu hinterfragen. Ohne Zweifel, fortschreitende Technik lässt Architektenträume unter der Prämisse schneller, höher, weiter, mehr Büros, Infrastruktur und Funktionen, oftmals unter Missachtung der Sicherheit für die Menschen, in den Himmel wachsen. 

Geldgeber, Großfirmen, Banken, Versicherungen sind es, die im Hochhausbau das Big Business sehen und so sind Grundstücksspekulationen nicht auszuschließen. Obwohl man weiß, dass es für heimische Hochhäuser nicht genügend Mieter gibt, die Platte nur bis zu 60 Prozent ausgelastet ist, die unteren Stockwerke schwer zu vermieten sind, da kein Hochhausfeeling entsteht, die Wiedereinbringung der Baukosten auf die oberen Stockwerke entfällt, was wiederum zu erheblichen Mietpreisen führt, was die Mieter abschreckt - ein Teufelskreis also -, soll jetzt mit diesem Hochhauskonzept Tür und Tor geöffnet werden, um in Wettbewerb mit anderen europäischen Ländern um die Anzahl der Hochhäuser zu treten. So wird der Stolz der verantwortlichen Politiker, Architekten und Bauherrn teuer zu bezahlen sein. 

Bei der Ausstellungseröffnung im Tech Gate Vienna überbrachte StR Schicker Grüße vom Pariser Bürgermeister, der die Stadtplaner lobte, nach 25 Jahren aus Wien endlich eine europäische Großstadt zu machen. Halten Sie das nicht auch für ungeheuer anmaßend? - Ich hatte immer das Gefühl, in einer einzigartigen, besonders liebenswerten Großstadt zu leben. Und ich bin der Meinung, moderne Architektur und die Veränderung einer Stadt und die Hochhausentwicklungen sind nur dann wünschenswert, wenn das charakteristische Stadtbild erhalten bleibt. Das Wetteifern mit anderen europäischen Städten um die Anzahl der Hochhäuser auf Kosten des Stadtbildes, ist strikt abzulehnen. 

Das Beispiel Donaustadt zeigt deutlich, wie in Salamitaktik die charakteristischen Gärtnerein verschwinden und Wohnsilos errichtet werden, damit man dann sagen kann, das städtebauliche Leitbild erlaubt nun auch einen Hochhausstandort. 

Schauen Sie Punkt 3 Ihrer Hochhauscheckliste an. Sie planen sozusagen von hinten durch die Brust ins Auge.

Wird die U 2 bis zum Flugfeld Aspern verlängert, droht dann auch dort ein Hochhausstandort? Die städtebaulichen Leitlinien für eine Megaverbauung in diesem Gebiet gibt es ja bereits. Wo sind da die GRÜNEN? Die besetzen doch auch sonst jeden Grashalm, um ihn vor der Vernichtung zu schützen! Wo bleibt das Verständnis für Ökologie und den Umgang mit der Natur? Wir Freiheitliche haben ein Nutzungskonzept für das Flugfeld Aspern schon vor einiger Zeit präsentiert. Dort sind die Wohnwünsche der Bevölkerung berücksichtigt und es trägt der Gartenstadtbewegung nach Adolf Loos Rechnung, nämlich so, wie es für den Gartenstadtbezirk Donaustadt charakteristisch ist. 

Welche Art von Hochhäusern sollen welche Funktionen erfüllen? - Davon steht nichts in Ihrem Konzept, Herr Schicker! Nachdem Kollege Reindl heute in der Fragestunde ja auch über Errichtungskriterien gefragt hat, dürften diese in dem Hochhauskonzept nicht wirklich herausgearbeitet worden sein.

Wollen Sie vielleicht weiterhin die Einfamilienhäuser verbieten? - 80 bis 85 Prozent der Wohnungssuchenden wünschen sich nämlich ein kleines Einfamilienhaus, Reihenhaus oder eine Wohnung mit Garten. Mit diesem Hochhauskonzept vernachlässigen Sie die Wohnwünsche der Bevölkerung auf undemokratische Art und Weise, denn so entsteht ein krasses Missverhältnis zwischen den Wünschen der Steuerzahler und dem, was mit ihren Steuermitteln gemacht wird.

Daher fordern wir zur Schaffung einer Rechtssicherheit für die betroffenen Bürger bei Hochhausprojekten ein in der Bauordnung für Wien verankertes Bürgerbeteiligungsverfahren, nämlich vor Beschluss der Flächenwidmungs- und Bebauungspläne. 

Wir fordern die Einführung einer neuen Bauklasse mit einer zulässigen Gesamthöhe von 36 Metern, um eine nachträgliche Höhenentwicklung über den § 69, wie es ja schon so oft passiert ist, zu unterbinden. Ebenso ist der Begriff Gestaltungsspielraum bei der Planung von Hochhausprojekten in der Bauordnung für Wien genau zu definieren.

All dies, Herr Stadtrat, habe ich in den Arbeitskreisen immer wieder gefordert. Ihre lapidare Antwort war: "Wir sind hier nicht die Bauordnungskommission." 

So lange dieses Hochhauskonzept noch so viele offene Fragen aufwirft, wie wir auch heute Morgen erfahren durften, und so lange Sie diese wichtigen Punkte in der Bauordnung nicht verankern, finde ich, ist dieses gesamte Hochhauskonzept zum Krenreiben und bleibt eine schwammige Angelegenheit. (Beifall bei der FPÖ.)    

Schade. Für mich bleibt übrig: Schicker hat aus den vielen Diskussionen um die Hochhausstandorte, Höhenentwicklung und Widmungsmodalitäten nichts gelernt. Daher ist die Standortfrage für uns Freiheitliche von besonderer Bedeutung, um eine langfristige, kontinuierliche und sinnvolle Hochhausentwicklung zu ermöglichen. Deswegen kommen für uns nur diese folgenden Standorte in Frage: Das WED-Gelände in Kaisermühlen, Station U 3-Erdberg, Überbauung Südosttangente Absbergtunnel, Wienerberg, Aspang Gründe, Achse Süd- und Westbahnhofgelände und der Meidlinger Bahnhof. 

Um unserem Anliegen Nachdruck zu verleihen, haben wir diese wichtigen Änderungsvorschläge im letzten Gemeinderat als Antrag eingebracht und dem GRA für Stadtentwicklung und Verkehr zuweisen lassen.

Herr Stadtrat, Sie haben es nicht einmal der Mühe Wert gefunden, diesen Antrag im vergangenen Ausschuss auf die Tagesordnung zu setzen, obwohl das Hochhauskonzept zur Diskussion stand. Daher muss meiner Meinung nach diesen Selbstverwirklichungsneurosen von gewissen verantwortlichen Politikern und ihren städtebaulichen Grauslichkeiten eine Absage erteilt werden. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Schieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Seit 1883 besteht in Wien der Bauzonenplan, der in Wahrheit die Bauklassen von V bis I von oben nach unten festlegt und der Bauklasse VI ist in der Stadt ja auch kein örtlicher Bereich zugeordnet, sondern es wurden alle jene Projekte, die eben in der Bauklasse VI oder darüber waren, ja auch bis jetzt als Sonderbauvorhaben im Gemeinderat behandelt. Man kennt ja auch die Gebäude, den Ringturm, das so genannte Hochhaus in der Herrengasse und alle diese Gebäude. 

Ich glaube, wenn man über ein Hochhauskonzept spricht, muss man auch nicht nur die sprichwörtliche, sondern auch die gebaute Kirche nicht im Dorf, sondern in der Stadt lassen und sich auch bewusst sein, dass von 150 000 Gebäuden, die wir in Wien haben, nur ganz wenige Hochhäuser im Sinne der Bauordnung sind, nämlich die über 40 m Höhe haben, und das sind nur zirka 100 Häuser in dieser Wiener Stadt. Das ist nur im Sinne der Bauordnung, weil nicht einmal die Kritiker alle diese Häuser als Hochhäuser ansehen, denn die Kritikerin Lisbeth Wächter-Böhm hat zum Beispiel einmal anlässlich des Millenium-Towers gemeint: "Wiens erstes Hochhaus, denn richtige Hochhäuser hat es ja in Wien bisher nie gegeben." - Das hat sie damals geschrieben und damals ist auch schon fest auf der Donauplatte gebaut worden. Nur so viel auch zur Relativität von "Hoch" und "Haus". 

Die positive und dynamische Entwicklung, die die Stadt Wien in den letzten Jahren und Jahrzehnten nimmt, braucht eben auch eine Positionierung der Stadtentwicklung und der Stadtplanung zwischen dem Pol der Utopie in der Architektur und dem anderen Pol der Pragmatik in der Stadtentwicklung. Das heißt, man muss einen Weg finden, wo man eben die wertvolle Bausubstanz, den schützenden Bestand beachtet und schützt und auf der anderen Seite sich aber auch jenen notwendigen Entwicklungsspielraum schafft, den man angesichts der Modernität, der technologischen Entwicklung und auch der veränderten Lebens- und Arbeitsgewohnheiten eben braucht.

Wien soll, wird und kann auch nicht um das höchste Haus oder um die meisten Hochhäuser konkurrenzieren und nicht mit Manhattan oder sonstigen Flecken der Erde in Konkurrenz treten. Wien kann und tut es auch, und wird es mit dem Hochhauskonzept auch noch besser tun, kann aber nur im Bereich der Qualität in die internationale Städtekonkurrenz eintreten. Jeder, der Architekturzeitungen liest und studiert, weiß auch, dass in diesem Wettbewerb Wien auch schon mit den jetzigen Projekten sehr gut positioniert ist. Wichtig ist, dass sich aber angesichts dieser zwei Pole die Stadt Leitlinien gibt, die eben ihren Umgang mit Hochhäusern diskutiert und festlegt. Das ist ein langer Prozess und wir wissen auch schon, dass in der letzten Legislaturperiode die Forderung nach einem Hochhauskonzept und auch die Ankündigung eines Hochhauskonzepts am Tisch war. Deswegen bin ich umso mehr froh, dass es jetzt heute hier endgültig zur Beschlusslegung vorliegt. 

Ich möchte mich auch bei jenen Fachexperten und Mitarbeitern des Hauses bedanken, die sich sowohl ausländische internationale Beispiele von Hochhauskonzepten angeschaut haben, insbesondere beim Leiter der MA 21A Klaus Vatter, und auch bei der MA 19, aber auch bei denen, die die Vorarbeiten geleistet haben, bei Coop Himmelblau und Synthesis, die die erste Hochhausstudie erstellt haben, bei der Architektin Tilner und bei vielen anderen, die hier mitgearbeitet haben. Nicht zuletzt auch bei den Politikern im Planungsbereich der Stadt, weil wir ja gemeinsam mit StR Schicker das in vielen Sitzungen, nicht nur in den Sitzungen der Arbeitsausschussstadtentwicklungskommission, der Stadtentwicklungskommission selber und im Gemeinderatsausschuss diskutiert haben, sondern wir haben ja auch einige Besprechungen im Büro gehabt, um eben hier alle Wünsche und Bedenken in dieses Hochhauskonzept einzuarbeiten. 

Wenn Frau Trammer heute hier ihre Wünsche noch einmal vorgetragen hat und gesagt hat, sie waren alle dem StR Schicker bekannt und er hätte und er sollte und er müsste, dann möchte ich Sie schon daran erinnern, dass es, vielleicht nicht enttäuschend, aber doch merkwürdig war, dass von den Freiheitlichen bei diesen Besprechungen nie jemand anwesend war. Das war eben ein Angebot, hier abseits des Formalismus einer Stadtentwicklungskommission die politischen Wünsche einzuarbeiten. Wenn man es nicht wahrnimmt, dann braucht man sich auch nachher nicht zu beschweren. Was nicht heißt, das möchte ich auch betonen, dass alles, was Sie hier heute vorgetragen haben, ich wirklich für sinnvoll erachtet hätte einzuarbeiten, denn ich denke, das Hochhauskonzept ist so, wie es ist, ein gutes.

Das Hochhauskonzept definiert die Ausschlusszonen und die Eignungszonen. Ich bin da mit Neuhuber vollkommen einer Meinung, dass man sagt, die Ausschlusszonen liegen in dieser Wiener Stadt relativ klar und sie sind sehr wichtig. Sie sind den Wienern wichtig, sie sind auch uns für die Stadtentwicklung wichtig, für die Grünraumerhaltung und so weiter. Das ist nicht der große Diskussionspunkt hier. Die Eignungszonen sind das Interessantere. Hier geht es um die Bereiche hohe Erschließungsqualität mit öffentlichem Verkehr: S‑Bahn, U‑Bahn, mindestens zwei Straßenbahnstationen, Anbindungen in 300 m Umkreis Entfernung. Da geht es um die Zielvorgabe, nur 25 Prozent motorisierten Individualverkehr zu erzeugen. Das ist keine wirklich radikale Forderung, möchte ich schon betonen, weil es einerseits auch die Zielvorgabe ist, die sich dieses Haus erst 1993 im Rahmen des Verkehrskonzepts gegeben hat, nämlich einen Anteil von 25 Prozent motorisierten Individualverkehr bis 2010 zu erreichen. Ich denke, was man für die ganze Stadt bis 2010 erreichen will, wird ja dann erst recht bei der Beurteilung von einzelnen Hochhausstandorten Gültigkeit erlangen. 

Ich wage auch zu behaupten, dass wir in innerstädtischen Bereichen heute schon unter 25 Prozent motorisierten Individualverkehrsanteil haben. Ich denke zum Beispiel auch an die so genannten Hochhäuser. Ich glaube, dass zum Beispiel der Ringturm durchaus ein Hochhaus ist, das weniger als 25 Prozent MIV erzeugt. Ich möchte auch durchaus der These widersprechen, dass in Hochhäusern vor allem solche Firmen einziehen, wo die Leute nur mit dem Auto kommen. Das glaube ich so nicht und das ist auch meiner Kenntnis nach und nach der Kenntnis der Leute, die in solchen Gebäuden arbeiten, nicht so, sondern es sind vor allem oft sehr junge, innovative Branchen mit jungen, innovativen Mitarbeitern, die sehr wohl auch auf das Auto verzichten und die, wenn die öffentliche Verkehrsanbindung da ist, was sie ja zum Beispiel im Bereich des erwähnten Millenium-Towers auch ist, dann auch sehr gern die U‑Bahn benützen, weil sie auch wissen, sie kommen nicht nur staufrei, sondern auch stressfrei durch die Stadt. Wir wissen auch, dass die ganzen Internet-Bereichsarbeiter dann oft auch in der U‑Bahn - klack, klack, Laptop auf - noch ein paar Sachen hineintippen. All das geht halt, wenn man hinterm Volant sitzt, so wohl nicht.

Als wichtig erachte ich auch, dass gleichzeitig mit dem Hochhauskonzept auch ein zusätzlicher Gestaltungsspielraum aufgemacht wird, nämlich nicht bezüglich der Hochhäuser, sondern generell innerhalb der Bauklasse V, dass man dort sagt, nicht alles muss so strikt sein, sondern der höchste Punkt des Hauses kann in Zukunft vielleicht auch 35 Meter sein, wenn es sonst im Bereich der Kubatur keine massiven Veränderungen gibt.

Interessant ist beim Hochhauskonzept des Weiteren, dass hier auch ein Planungsablauf festgelegt wird, den ich für durchaus wichtig erachte, neben der Checkliste eben auch einen Kriterienkatalog zu haben, der der Stadt Wien für die verbindliche Erfüllung als Entscheidungsgrundlage dient. Hier ist der Phasenablauf - und ich halte es für notwendig, dass man sich auch dieses Ablaufs bewusst wird - vom städtebaulichen Leitbild, Erstellung desselben in der Phase 1, über die Standortplanung in der Phase 2, über Projektstudien, den Vorentwurf und den Wettbewerb seitens des Bauträgers in den Phasen 3 und 4 zur öffentlichen Präsentation in Phase 5 seitens des Bauträgers unter Mitwirkung der Stadtplanung - was ich generell auch für einen sehr wichtigen Punkt halte, denn jener, der das Gebäude errichten und verwerten wird, soll sich auch der öffentlichen Präsentation, Diskussion und Information selbst annehmen -, dann natürlich Phase 6 Projektprüfung, Phase 7 Widmungsverfahren und Vertragsvereinbarungen, Phase 8 Gemeinderatsbeschluss und Phase 9 baubehördliche Sachen und Einreichplanung.

Vielleicht erwähnenswert zu der Widmungsfrage ist noch, dass hier in dem Hochhauskonzept auch andiskutiert wird, für Hochhausprojekte Widmungen mit zeitlichem Ablauf festzulegen. Wenn ein Hochhauskonzept die Antwort auf den dynamischen Prozess einer Stadt ist, dann darf man sie ja auch dieser Dynamik quasi nicht entnehmen, sondern muss sie auch nutzen und sagen: Wenn das nach einem gewissen Jahresablauf, einer gewissen Jahresanzahl eben nicht realisiert wird, dann muss auch im Sinne der Dynamik eine Neuorientierung der Stadt möglich sein und dann verfällt eben auch die Widmung.

Die 10‑Punkte-Checkliste umfasst neben der umfassenden Standortprüfung, die eben den 25‑prozentigen Individualverkehr richtigerweise einschließt, auch die städtebauliche und gestalterische Einbindung, also genau den Punkt, den auch Kollegin Trammer hier erwähnt hat. Die technische und die soziale Infrastruktur und der sozial-öffentliche Nutzen ist darzustellen. Das halte ich für einen sehr wichtigen Punkt - vielleicht nicht aus der politischen Diskussion heraus, aber im Geschehen der Stadtverwaltung -, für ein Neuland, das betreten wird, nämlich dass sich in die Nähe des Planwertausgleichs das Ablösen von zusätzlichem Nutzen für die öffentliche Hand hereinspielt. Es steht nur nicht drinnen, dass die letzte Terrasse eines Hochhauses immer eine Aussichtsplattform sein muss. 

Zum gewählten Beispiel der Japanischen Botschaft sage ich: Nach dem Wiener Hochhauskonzept wäre es auch möglich, denn wenn ein zusätzlicher sozialer öffentlicher Nutzen in Freiflächen, in kulturellen Einrichtungen, in Strukturdefiziten, im Mitfanzieren von ganz anderen Varianten unten am Boden, im Umfeld oder sonst wo möglich ist, dann wäre diese Ansiedlung auch nicht einmal im geringsten durch das Hochhauskonzept behindert worden.

Ich halte es auch für sehr notwendig, dass der Investor, der einen Nutzen daraus zieht, einen Teil dieses Nutzens wiederum an die Öffentlichkeit weitergibt, weil auch die Öffentlichkeit die anderen Effekte zu tragen hat.

Ich möchte schon noch zu den Freiflächen im letzten Stock sagen: Ich bin nicht dafür, dass man das verbindlich festschreibt, nur es sind das dann natürlich die schönen Aussichtspunkte, wo man auf die sonst wunderbare Wienerstadt auch hinunterblicken kann. Das soll nicht nur den Herrn Supermanagern oder den Herrn Botschaftern vorbehalten sein, weil nicht jeder Wiener auch die Möglichkeit hat, irgendwie in diese Büros zu gelangen. Daher muss es an mehreren Ecken dieser Stadt auch möglich sein, eine gewisse Art von öffentlicher Zugänglichkeit zu erhalten. Wir wissen auch alle, wie sehr die Leute zum Beispiel diese Terrasse oder den letzten Stock im Ringturm nutzen. Jetzt ist es dort auch nicht so, dass man sich als Tourist ein Ticket kauft und hinauffährt und hinunterschauen kann. Aber es besteht eine prinzipielle Möglichkeit, in den Genuss dieses Ausblicks zu kommen. Man geht halt zum Helmut Zilk in die Fernsehsendung oder zu eine der vielen Veranstaltungen, und es gibt auch sonstige Möglichkeiten. Worum es geht, ist, dass man die Leute nicht von vornherein ausschließt, sondern hier eben auch Möglichkeiten eröffnet.

Wir haben in dieser Stadt aber auch schon erlebt, dass Hochhäuser ihre ursprüngliche Nutzungsdauer überlebt hatten und dann mit immensem Aufwand saniert oder umgebaut werden mussten. Daher ist es auch bei zukünftigen Projekten notwendig, auf den Erhaltungsaufwand zu schauen, auf die größtmögliche Nutzungsneutralität zu schauen, sprich höhere Raumhöhen zum Beispiel zu verwirklichen, wo man nicht automatisch komplett auf eine Nutzung festlegt, sondern wo eben angesichts der dynamischen Wirtschaftsentwicklung auch eine andere Nutzung möglich ist. Aber auch die Sanierung und der Abbruch sind zwei wichtige Punkte, weil es eben auch dazu gehört, dass manchmal saniert und erneuert werden muss, das manchmal aber nicht mehr geht. Daher gehört auch dieses bedacht.

Sicherheitskonzept, Energiekonzept, bauökologischer Standard- und Wartungsplan gehören genauso dazu wie ein Ombudsmann, der seitens des Errichters zu bestellen ist. Das halte ich auch für eine notwendige Sache, weil die bisherige Arbeitsteilung - der Errichter errichtet und baut und zieht den ökonomischen Nutzen daraus und quasi die Diskussionsnotwendigkeit trägt dann die Stadt alleine - kann es wohl nicht sein, denn wenn einer errichtet, dann soll er sich auch der Diskussion stellen, weil er sein Projekt dann eben auch dieser Diskussion unterziehen können soll. Eine öffentliche Präsentation und der Unterhalt einer Informationsstelle sind daher eben auch vorgesehen.

Lassen Sie mich abschließend nur sagen, dass wir nicht nur hier, sondern allerorts schon sehr ausführlich diskutiert haben und auch, wie es sich bei einem Hochhaus gehört, eine lange Strecke zurückgelegt haben. Bei Hochhäusern macht man es halt von unten nach oben oder von oben nach unten. Wir machen es in einer politischen Dimension und ich habe mir eigentlich, ehrlich gesagt, schon erwartet, dass die Zustimmung zu dem Hochhauskonzept eine breitere sein wird. (GR Heinz Christian Strache, lachend: Das glauben Sie aber nicht selbst!) Das glaube ich sehr wohl selbst. Ich habe sie mir nicht von Ihnen erwartet, Herr Strache. Das muss ich auch ehrlich sagen. Aber ich habe sie mir, ehrlich gesagt, schon von den ÖVP-Kollegen erwartet. 

Ich möchte schon sagen, dass ich weder diese 25 Prozent Individualverkehrsquote noch die öffentliche soziale Nutzensvariante mit den Terrassen als wirklich den großen Grund sehe. Ich vermute, das ist mein Gefühl, dass es hier auch rein politische, nicht nur sachpolitische Gründe gibt, warum man nicht zustimmt. Das finde ich schade, aber es stimmt mich andererseits auch wieder zuversichtlich, dass es ein sehr gutes Konzept ist, weil auch die Differenzpunkte anscheinend nur sehr geringe sind.

In diesem Sinne freue ich mich, dass es heute in der Stadt Wien diesen historischen Schritt zur Beschlussfassung des Hochhauskonzepts gibt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Dr Rothauer zum Wort gemeldet. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Stadträtin!) Verzeihen Sie was ...? (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Stadträtin!) Frau Stadträtin, entschuldigen Sie, das war ein Fauxpas. Entschuldigen Sie, Frau Stadträtin.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das ist leicht zu entschuldigen, weil es darauf wirklich nicht ankommt. Ich hoffe, es kommt darauf an, was ich Ihnen jetzt zu erzählen habe.

Ich möchte zunächst einmal auch mit dem Positiven beginnen. Ich meine, es freut uns wirklich, dass es zu dieser Konzepterstellung gekommen ist. Es ist sehr positiv zu sehen, dass eine Stadt eine Antwort auf die Fragen hat, die Hochhäuser grundsätzlich aufwerfen.

Ich möchte mich aber dem anschließen, was Kollege Chorherr gesagt hat: Man soll es nicht fehl einschätzen, es ist ja zunächst eine Beurteilungsgrundlage. Auch mein Kollege Neuhuber hat schon darauf hingewiesen, dass die Probe in der Praxis erst zu bestehen sein wird und wir werden sehen, ob wir mit diesem Instrument das Richtige gefunden haben, um die Hochhäuser in Wien bestmöglich zu händeln.

Auch der Arbeitsprozess - und das hat Kollege Neuhuber schon näher ausgeführt - ist durchaus positiv hervorzuheben. 

Nun gibt es keine Zustimmung der ÖVP und Sie werden sich fragen: Wenn so viel Positives ist, warum nicht? - Ich glaube, das hat Herr GR Neuhuber wirklich schon dargestellt. Auch wenn Herr Kollege Schieder jetzt ungeheuer enttäuscht ist und das nicht ganz verstehen kann und dahinter irgendwie eine politische Finte sieht und es sachlich durchaus nicht akzeptieren kann oder will, werde ich noch einmal einen Versuch unternehmen, Herr Kollege Schieder, um das ein bisserl herauszukristallisieren.

Es geht unter anderem, aus meiner Sicht sogar hauptsächlich, um den berühmten Punkt 2 der Checkliste, der unserer Meinung nach in diesem Hochhauskonzept inakzeptabel ist. Ich sage es noch einmal: Punkt 2 dieser Checkliste ist nicht nur ein Punkt von 10 Punkten - dann hätte er nicht so viel Gewicht -, sondern für mich hat er eine ganz besondere Bedeutung.

Einmal hat er etwas mit der Projektentwicklung zu tun. Kollege Neuhuber ist sehr ausführlich darauf eingegangen, was das für die Projekterstellung bedeutet und was das auch für die Investitionswilligkeit in dieser Stadt bedeuten wird. Auch wenn Sie, Herr Kollege Schieder - jetzt muss ich Sie da noch einmal ansprechen -, das alles nicht glauben wollen, dass es da Mitarbeiter gibt, die im Außendienst Autos verwenden oder dass es Besucher gibt oder welche Kalküle auch immer, ist es dennoch ein Aspekt, der ernst genommen werden muss. Ich werde im Laufe meiner Ausführungen sogar noch zahlenmäßig darauf zu sprechen kommen.

Es hat nämlich dieser Punkt 2 auch noch einen anderen Aspekt, auf den ich besonders eingehen möchte, der über das einzelne Objekt weit hinausgeht. Er hat nämlich eine grundlegende und eminente Bedeutung für die Verkehrsbelastung. Es kam gerade - wie es der Zufall so will - vorgestern zur Veröffentlichung dieser Studie des Österreichischen Instituts für Raumplanung im Auftrag der Arbeiterkammer, wo ja sehr drastisch dargestellt und festgestellt wurde, wie stark sich das Verkehrsaufkommen in Wien erhöht hat, nämlich das Pkw-Verkehrsaufkommen um 56 Prozent - im Übrigen das Lkw-Verkehrsaufkommen weniger, also nur um ein Drittel -, und es war auch in dieser Veröffentlichung sehr genau dargestellt, wie sich das in Wien verteilt hat. Das hat sich ja nicht gleichmäßig über das Stadtgebiet verteilt, sondern da gab es sehr eindeutige Indizien, aus denen man sehr eindeutige Schlüsse ziehen kann. 

Ich sage dazu, ich unterstütze auch die Schlussfolgerung der Arbeiterkammer. Das geht natürlich auf Planungssünden zurück, die schon seit Jahrzehnten getätigt werden. Wir kennen sie alle. Das sind die Stadterweiterungsgebiete, die großen Wohngebiete an der Peripherie, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht entsprechend angeschlossen sind. Das sind Betriebsgebiete ebenfalls an der Peripherie, die nicht nur nicht entsprechend, sondern nahezu nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen sind. Ich möchte hier nur ein Beispiel nennen, das ist das Industrie- oder Betriebsgebiet rund um den Rautenweg. Ich habe selbst noch als Kammermitarbeiterin lange Zeit die Klagen der dort angesiedelten Betriebe unterstützt und sie betreut, aber wir sind leider Gottes bei den Wiener Linien in keiner Weise durchgekommen. Dort gibt es eine mäßige Autobusverbindung, die zu den Zeiten, wo es in manchen Betrieben Schichtwechsel gibt oder wo eben Dienstschluss oder Dienstwechsel ist, überhaupt nicht verkehren. Also, es sind dort skandalöse Zustände. 

Da sind weiterhin Planungssünden, wie zum Beispiel in einem erhöhten Ausmaß Einkaufszentren, die natürlich oder automatisch Kraftfahrzeugverkehr anziehen. Ein solches Beispiel liegt mir besonders am Herzen, es hier jetzt zu nennen, weil es nämlich erst jüngst hier gegen die Stimmen der ÖVP beschlossen wurde. Das ist ein Einkaufszentrum an der künftigen U 1-Station an der Nordverlängerung, die so genannte Brachmühle. Meine Damen und Herren, dieses Einkaufszentrum ist erstens einmal überdimensioniert. Es findet in dieser Größenordnung keine entsprechende Kaufkraft im Naheinzugsbereich und daher wird es einen großen Ferneinzugsbereich erschließen müssen. Da wird es allein nichts nutzen, wenn da ein U‑Bahn-Anschluss ist, der ein oder zwei Stationen später an der Stadtgrenze dann ohnedies endet, sondern da wird die Macht des Faktischen, auch wenn man es nicht immer glauben will oder manche es nicht glauben wollen, zuschlagen. Allein die Tatsache, dass dort ein Parkhaus oder Parkflächen für etwa 1 400 Pkw vorgesehen ist, beweist ja schon, dass selbst die Stadtplanung nicht daran glaubt, dass die U‑Bahn-Erschließung ausreichen wird, um die Kundenströme zu versorgen. Ich weiß schon, dass das dort auch mit Park-and-ride begründet wurde. 

Wir haben übrigens heute einen Beschlussakt, wo ein Park-and-ride-Platz in Leopoldau mit 1 050 Stellplätzen eben an dieser U‑Bahn Linie an der richtigen Stelle, nämlich an der Endstelle, beschlossen wird. Daher möchte ich noch einmal sagen, dass dieses Einkaufszentrum bei der Brachmühle durchaus darauf angelegt ist, sehr viel Autoverkehr anzuziehen.

Und jetzt komme ich wieder zur eigentlichen Causa zu sprechen: Planungssünden auch bei der Hochhausentwicklung. Es ist heute schon die Entwicklung am Wienerberg erwähnt worden, dieser ganze Businesspark. Auch die zwei Hochhäuser, die Twin-Tower, sind ja an einem Standort entstanden, den man wirklich nicht als gut erschlossen mit öffentlichen Verkehrsmitteln betrachten kann. Ich möchte daher daran erinnern und besonders betonen: Die ÖVP verlangt nach wie vor, und das wurde erst unlängst deutlich vorgestellt, dass es nach der jetzt durchgeführten Bauetappe des U‑Bahn-Baus eine weitere Etappe gibt und eine U 5 in dieser Stadt gebaut wird, die von Dornbach über den Karlsplatz auf den Wienerberg führt. Nur so kann man wenigstens im Nachhinein noch gewisse Fehlentwicklungen korrigieren. 

Der Verkehrszuwachs in dieser Stadt und auch die Ungleichverteilung des Verkehrszuwachses hat aber seine Ursachen nicht nur in der Planung, in der Konzeption, sondern auch im Faktischen, und da muss man sich einmal die Kraftfahrzeugsbestandszahlen in Wien anschauen. Ich habe mir diese Kraftfahrzeugsbestandsstatistik auch im 10‑Jahres-Vergleich - das ist die gleiche Zeitspanne wie die Arbeiterkammerveröffentlichung zur Verkehrsentwicklung - angesehen und habe dabei festgestellt, dass in Wien die Kraftfahrzeuge im Durchschnitt um 18 Prozent angestiegen sind, das heißt der Bestand, dass es aber Gebiete in Wien gibt, wie zum Beispiel der 22. Bezirk, wo 45 Prozent mehr Kraftfahrzeuge angemeldet wurden und jetzt in dem Bezirk bestehen. Dass diese Kraftfahrzeuge natürlich Verkehr verursachen, darüber, glaube ich, brauche ich keine Worte zu verlieren, aber jetzt komme ich zu jenem Punkt 2 des Anstoßes aus der Checkliste der Hochhausplanung zu sprechen. 

Natürlich findet es auch unsere Zustimmung, dass der Individualverkehr in Wien insgesamt reduziert werden sollte beziehungsweise der Modal Split, wie es im Fachjargon heißt, verändert werden sollte. Das heißt an dem Grundprinzip, an dem Ziel, dass an einem Hochhausstandort, der ganz hervorragend mit hochrangigen öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen ist, möglichst nicht mehr als 25 Prozent Autoverkehr entstehen soll, ist grundsätzlich noch nichts zu kritisieren. Zu kritisieren ist die Frage, wie das erreicht werden soll. Und da haben wir den Stein des Anstoßes, den wahren Stein des Anstoßes, in diesem so genannten Stellplatzregulativ, das da im Punkt 2 der 10‑Punkte-Checkliste angeführt ist.

Meine Damen und Herren, ich halte es in Anbetracht dessen, dass die Kraftfahrzeugbestände ständig anwachsen und in Anbetracht dessen, dass wir uns zwar etwas wünschen können, dass aber das Verhalten der Autofahrer mit Zwangsmaßnahmen nicht in dem Maß reguliert werden kann, wie wir es uns vielleicht wünschen würden für eine unwiederbringliche Fehlleistung in der Planung, wenn wir den Bau privater Stellplätze außerhalb des öffentlichen Gutes beschränken. Wenn Sie ein Hochhaus errichten, dem es an Stellplätzen mangelt und wenn sich dann die Bevölkerung nicht so verhält, wie wir uns das erträumt hätten, dann ist das ein unwiederbringlicher Fehler. Das kann man nicht wieder gutmachen, weil es in einem Großstadtgebiet den Platz einfach nicht mehr geben kann, um diesen Nachholbedarf aufzuholen. 

Das müssen die Konzeptersteller ja auch schon vorgeahnt haben, denn ich entdecke hier in dieser Checkliste zum Hochhauskonzept eine Ungereimtheit, die, so hoffe ich, nicht aus Konzeptlosigkeit entstanden ist. Es war vielleicht gut gemeint, aber es ist trotzdem ein Widerspruch in sich. Es ist nämlich in Punkt 6, wo der soziale und öffentliche Nutzen des Hochhauses angezogen ist, der darzustellen ist, unter anderem auch angeführt, dass ein solches Hochhaus zur Behebung von Strukturdefiziten des Umfelds herangezogen werden sollte oder dass das ein Beurteilungskriterium ist. Und da ist in Klammer als Beispiel explizit angeführt "zum Beispiel Wohnquartiersgaragen". Nun sage ich, was ist jetzt? - Wenn ich mir schon wünsche und glaube, dass ich durch eine positive Angebotsplanung, nämlich durch die Erschließung mit hochwertigen Verkehrsmitteln, den Verkehr zum oder vom Hochhaus weg etwas reduzieren kann, ich aber in der Umgebung wesentliche Defizite für die Unterbringung der Bewohnerfahrzeuge feststellen muss, dann kann ich nicht das Stellplatzregulativ einsetzen und die Stellplätze, die Errichtung von Stellplätzen, unterbinden, wenn ich gleichzeitig explizit, wie es hier dargestellt ist, das Ziel verfolge, dass ich damit auch Defizite oder Mängel beheben kann. 

Ich hoffe, dass das jetzt ausreichend dargestellt ist, warum die ÖVP aus sachlichen Gründen dem Hochhauskonzept nicht zustimmen kann. Sie müssen dahinter nicht politische Polemik vermuten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben vor einiger Zeit den ersten Entwurf des Hochhauskonzepts von Herrn StR Schicker vorgelegt bekommen und da hatte er auch noch die Ausschlusszonen drinnen und die Bereiche, wo es das Weltkulturerbe gibt, festgehalten gehabt. Unter anderem wurde da Schönbrunn aufgezählt und andere Orte natürlich, denn es gibt ja nicht nur dort das Prädikat "Weltkulturerbe", das verliehen wurde. Es gibt natürlich auch mehrere und andere Plätze in dieser Stadt, in der Zwischenzeit auch den innerstädtischen Bereich. 

Das fehlt jetzt gänzlich. Das hat man also herausgenommen und man hat gesagt: Da tun wir also nur mehr explizit Schönbrunn anführen und alles andere lassen wir unter den Tisch fallen. Es fehlt jetzt auch die definitive Darlegung der Pufferzone und der Schutzzone in diesem Zusammenhang, wie er das vorher formuliert hatte. Ich meine, mir war schon klar, dass Herr StR Schicker, wenn er sich in Diskussionen befindet und zum Projekt Wien-Mitte diskutieren und reden muss, natürlich sein eigenes Konzept vorgehalten bekäme, wo er eben definitiv ausschließt, dass das Projekt Wien-Mitte überhaupt gebaut werden darf. Deshalb hat es mich ja auch gewundert, dass das einmal in den Grundkonzeptvorschlag hineingekommen ist. Er hat das jetzt im Nachhinein repariert. 

Ich möchte schon festhalten: Es ist sehr kühn, dass Herr StR Schicker mit so einem Hochhauskonzept in den Gemeinderat geht. Ich finde es prinzipiell - und das möchte ich auch anmerken - natürlich positiv, dass wir endlich darüber diskutieren und dass wir uns Gedanken machen, wo es Sinn macht, Hochhausbau in dieser Stadt stattfinden zu lassen. Aber dass er jetzt ein Hochhauskonzept in den Gemeinderat bringt, das wirklich nicht das Papier wert ist, das ist schon sehr enttäuschend. Ich werde dann auch noch inhaltlich klar und deutlich festhalten, warum das eine Enttäuschung darstellt, weil er staatsvertragliche Verpflichtungen hier in keinster Weise eingebaut und erwähnt hat und inhaltlich vollkommen an den Kriterien, an die wir eigentlich als Republik Österreich, aber natürlich auch als Bundesland Wien gebunden sind, vorbeigeht. 

Aus dem Papier, wenn man sich das inhaltlich durchliest, kann man herauslesen, dass Herr StR Schicker einen Fleckerlteppich an Hochhausbaustruktur in dieser Stadt möglich machen will und dass es nicht so abgehalten wurde, wie man das in Paris in der Zwischenzeit schon gemacht hat und wie wir das auch mehrmals im Gemeinderat thematisiert und auch beantragt haben, nämlich den innerstädtischen Bereich in einer gewissen Schutz- und Pufferzone eben vom Hochhausbau prinzipiell auszunehmen. Er hat auch in der gesamten Debatte um Hochhausbauten gemeint, das Prädikat "Weltkulturerbe" kann man ja nicht unter einen Quargelsturz stellen. Das hat er gesagt. Er hat also das Prädikat "Weltkulturerbe" mit einem stinkenden Käse verglichen. Das sei ihm unbenommen. Mir schmeckt der Käse auch sehr gut, keine Frage. Aber es zeigt schon, welch niedrige Wertschätzung Herr StR Schicker zum Prädikat "Weltkulturerbe" hat.

Ich sage und gebe ihm retour: Dieses Hochhauskonzept, das er heute hier vorgelegt hat, ist ein echter Käse. Da ist er seiner eigenen Diktion wirklich nachgekommen. Da bleibt er sich treu. 

Ich komme jetzt zum inhaltlichen Bereich, warum dieses Papier auch so nicht umsetzbar sein kann. Im Jahr 1992 hat nämlich die Bundesregierung eine Welt-
kulturerbekonvention unterfertigt. Das haben dann natür-
lich auch der Bundespräsident und die Bundesregierung ratifiziert. Es wurde auch zu einem Bundesgesetz und ist zu einer staatsvertraglichen Verpflichtung geworden. Wir haben damals etwas unterschrieben, das uns staatsvertraglich dazu verpflichtet, dass in Bereichen, wo Sichtachsen beeinträchtigt sind, wo Weltkulturerbe gefährdet ist, wo auf Grund der Kubaturplanung Verkehrsbeeinträchtigung stattfindet, die für den jeweiligen Standort nicht gerecht ist, man keine Hochhausbauten hinbauen darf. Das ist eine staatsvertragliche Verpflichtung, die wir hier unterfertigt haben, der natürlich auch die Bundesländer nachzukommen haben! Und das Bundesland Wien hat nichts Besseres zu tun, als hier offensichtlich ganz offen und kühn staatsvertragliche Rechte einfach zu verwerfen und zu übergehen und auch nicht einmal in das Hochhauskonzept aufzunehmen. Nichts dergleichen lese ich hier bei den Ausschlusszonen! Ich lese nichts davon, dass wir diese Weltkulturerbekonvention unterschrieben haben und dass wir eine staatsvertragliche Verpflichtung haben, dieser nachzukommen. 

Das alles ist schon sehr verwunderlich. Es wird nur ganz kurz bei der Ausschlusszone angeführt, dass es natürlich entscheidend ist, wesentliche Sichtachsen und Blickbeziehungen zu berücksichtigen. Es wird auch das Belvedere und die Gloriette erwähnt. Der bekannte Canalettoblick wird hier im Hochhauskonzept auch kurz angerissen. Ja genau, das ist auch ein Beispiel, das ganz genau aufzeigt, dass man mit der Planung der Hochhaustürme im Bereich Bahnhof Wien-Mitte vollkommen danebenliegt und vollkommen an dieser Weltkulturerbekonvention vorbeihandelt. Denn eines ist klar, Herr StR Schicker, wie Sie damals in einem Medium kundgetan haben, man sieht die Salesianerkirche vom Canalettoblick schon schön und die verdeckt die zukünftigen Hochhausbauten - na ja, das ist ja in der Zwischenzeit schon widerlegt worden. Diese Behauptung, die Sie hier aufgestellt haben, stimmt nicht. 

Sie sollten das Prädikat "Weltkulturerbe" wirklich ernst nehmen. Das ist ja bitte nicht vom Himmel gefallen. Das Prädikat "Weltkulturerbe" ist ja bitte auch von Ihnen, und Sie sind ja bitte seit über 55 Jahren in dieser Stadtregierung, immer angestrebt worden. Sie haben diesen Antrag gestellt. Sie haben dafür gekämpft und sind dafür eingetreten, dass wir dieses Prädikat bekommen! Und als es dann da war, haben Sie nichts davon in diesem Hochhauskonzept aufgenommen. Nichts aufgenommen! Ich wundere mich wirklich darüber, wie man ein Konzept inhaltlich eigentlich so fehlgeleitet gestalten kann. Denn das ist eigentlich der wesentlichste Punkt. Sie dürfen das so nicht handhaben, wie Sie das im eigenen Hochhauskonzept vorgeben wollen. Sie dürfen das nicht! 

Deshalb sind wir auch jetzt im Rahmen einer Petition, die wir ins Leben gerufen haben, an den Nationalratspräsidenten Prinzhorn herangetreten und haben ihm diese Petition übergeben, weil die Republik Österreich und die jetzige Bundesregierung nicht nur die Möglichkeit haben, sondern auch auf Grund der staatsvertraglichen Situation sogar die Verpflichtung haben, sich zumindest an den Verfassungsgerichtshof zu wenden, damit der umgehend eine Entscheidung darüber trifft, ob und in welcher Art und Weise die erfolgten Flächenwidmungen hier im Gemeinderat widerrechtlich zustande gekommen sind. Und dass sie widerrechtlich zustande gekommen sind, das liegt laut Fachmeinung mehrerer Juristen auf der Hand. Hier wird der Verfassungsgerichtshof wahrscheinlich demnächst auch eine Entscheidung zu treffen haben. 

Es hat aber die Bundesregierung auch die Möglichkeit, die widerrechtlich zustande gekommene Flächenwidmung Bahnhof Wien-Mitte außer Kraft zu setzen. Ich sage Ihnen heute schon voraus: Wenn Sie Ihr eigenes Hochhauskonzept, das Sie heute hier vorlegen, umsetzen und dann wieder vorhaben, im innerstädtischen Bereich weitere Hochhausbauten hineinzupflanzen, dann wird die Bundesregierung aufgerufen zu sein, im Sinne der Weltkulturerbekonvention einzuschreiten. Denn Ihre Aufgabe wäre es gewesen und wird es auch in Zukunft sein, sich rechtzeitig mit der Unesco und auch mit der Bundesregierung in Verbindung zu setzen, ob nicht das, was Sie hier an Planungen im Hochhausbereich vorhaben, der staatsvertraglichen Verpflichtung eben widerspricht. Sie negieren das.

Herr StR Schicker! Sie selbst haben sich im Rahmen eines Interviews mit einer Tageszeitung eines Vergleichs bedient, in dem Sie gesagt haben: "Die Stadt Wien ist ja kein Taliban-Regime, wir können ja keine rechtlich zu Stande gekommenen Baugenehmigungen oder Flächenwidmungen wieder zurücknehmen." 

Dazu darf ich schon in Erinnerung rufen, dass das Taliban-Regime in Afghanistan das Weltkulturerbe dort in die Luft gesprengt hat, und ich sage auch klar und deutlich: Ich möchte nicht erleben, dass wir jetzt - sinnbildlich - unser Prädikat "Weltkulturerbe" in die Luft sprengen, nur weil man überhaupt nicht einsehen will, dass man hier nicht korrekt vorgegangen ist, dass man sich eben nicht an die Vorgaben gehalten hat, die wir als Republik Österreich auch unterzeichnet haben und deren Einhaltung wir uns auch verschrieben haben. Deshalb sage ich klar und deutlich: Wir sind dazu verpflichtet.

Ich möchte auch Grundsätzliches zum Hochhausbau festhalten: Es wird immer so getan, als wäre die moderne Architektur prinzipiell nur mit Hochhausbauten in Verbindung zu bringen. - Die moderne Architektur hat prinzipiell einmal nicht immer etwas mit einem Hochhausbau zu tun, das möchte ich hier schon feststellen. Und der Hochhausbau ist schon gar nicht mehr modern - der war vor 100 Jahren modern, und er macht und machte vor allen Dingen dort Sinn, wo man in diversen Städten einen Platzmangel gehabt hat, wo man Wohnraum gebraucht hat, Büroraum gebraucht hat, weil man keinen Platz gehabt hat, in die Breite zu bauen. Dieses Kriterium war der vorwiegende Grund, warum Hochhausbauten in der amerikanischen Architekturszene überhaupt umgesetzt worden sind. - Wir haben keinen Platzmangel in der Stadt Wien. Wir haben die Möglichkeit, an den Rand der Stadt zu gehen, wir haben die "Platte", wir können uns herrlich auch in dem Bereich architektonisch in die Höhe entwickeln, wo es nicht störend und nicht gefährdend für das Weltkulturerbe ist. Und genau darum geht es uns ja auch.

Innovative Architekten haben auch in diesem Bereich schon ganz andere Methoden. Man geht heute eigentlich eher schon mehr in die Tiefe als in die Höhe, um eben keine Verkehrs-, Umwelt- und sonstigen Probleme zu verursachen und eben auch neuere Methoden in diesem Bereich anzuwenden. Der Hochhausbau, wie er von StR Schicker hier favorisiert wird, ist nicht mehr wirklich innovativ, und das erkennen auch die Architekten in dieser Stadt. Die Architekten haben das auch in einem offenen Brief an die Wiener Stadtverwaltung - er wurde auch in der "Kronen Zeitung" abgedruckt - sehr schön festgehalten, und ich zitiere im Folgenden daraus: 

"Warum die Türme in Wien-Mitte eine falsche städtebauliche Entscheidung sind: Die geplanten Türme würden hier zu nahe an der Inneren Stadt stehen, der Standort ist für Türme ungeeignet. Es geht nicht darum, an dieser Stelle höhere oder niedrigere Türme zu bauen, sondern gar keine", sagen die Architekten. "Um dies zu konstatieren, braucht es kein Weltkulturerbe", stellen sie fest. Dazu muss ich schon ergänzen - und das habe ich heute schon getan -: Natürlich braucht es auch das Weltkulturerbe dazu, weil wir eben diese rechtliche Verpflichtung haben, dass wir uns an die Konvention halten.

Die Architekten schreiben dann weiters: "Dennoch muss dieser neuralgische innerstädtische Verkehrsknotenpunkt neu und großzügig gefasst werden. Die Unterzeichneten erlauben sich, dies kraft ihrer langjährigen Erfahrung mit Wiener Architektur- und Städtebauproblemen den Verantwortlichen zu bedenken zu geben, fern aller parteipolitischen Überlegungen." 

Unterschrieben wurde dieser Brief von Univ Prof Ernst Hiesmayr, Univ Prof Friedrich Kurrent, Univ Prof Hans Puchhammer, Anton Schweighofer, Johannes Spalt, Ottokar Uhl, Gunther Wawrik - alles Persönlichkeiten, die mit Sicherheit nicht in irgendeine Ecke zu stellen sind, Persönlichkeiten, von denen man mit Sicherheit nicht behaupten kann, das seien Hinterwäldler, die keine Ahnung haben, Persönlichkeiten, deren Kritik man eigentlich ernst nehmen sollte und auch in dieses Konzept einfließen lassen hätte sollen. 

Ich sage auch klar und deutlich: Gerade was den Hochhausbau betrifft, brauchen wir messbare Kriterien. Es ist nicht messbar, über Höhen zu diskutieren - das stelle ich schon fest -, aber wir müssen dann eben messbare Kriterien heranziehen, und solche gibt es ja eindeutig: Da gibt es den Faktor der Kubatur, da gibt es den Faktor der Nutzung, die für die dort zu schaffenden Flächen vorgesehen ist. Ist das kompatibel, passt das zu dem jeweiligen Standort? Ist das nicht eine Überforderung des Standorts? Oder kommt es nicht dann gerade deshalb, weil eine solche Überforderung eintritt, zu einem übermäßigen Verkehrsaufkommen? - Frau StRin Rothauer hat ja bereits festgehalten, dass es in der Stadt Wien eine Verkehrssteigerung im Ausmaß von 56 Prozent gibt. Auch die Verkehrsgutachter Rosinak & Partner sagen, dass wir, wenn man das Projekt Wien-Mitte so gedankenlos umsetzt, auch dort im innerstädtischen Bereich ein Verkehrsaufkommen erleben werden, das zu einem Stillstand vor Ort führen wird, das zu einer Problematik führen wird, deren Leidtragende wieder die Anrainer, die Bürger in dieser Region sein werden. Das kann es ja alles nicht sein!

Und das sind die Messwerte, die man heranziehen muss: die Kriterien der Verkehrsverträglichkeit und der Umweltverträglichkeit - und nicht irgendeine Pseudodiskussion über "modern" oder "unmodern". Das ist kein messbares Kriterium! Es wird die Diskussion da immer wieder in eine Richtung geführt, die gänzlich falsch ist, wenn es darum geht, wirklich objektiv festzuhalten, was für diese Stadt vernünftig ist und was nicht.

Herr StR Schicker ist hier wirklich gescheitert. Er ist gescheitert mit der Art und Weise, in der er bisher mit Bürgern generell und auch mit Bürgereinbindung umgegangen ist. Er hat sich als Stadtrat profiliert, der - und jetzt komme ich wieder auf den Bahnhof Wien-Mitte zurück - damals in einer Nacht-und-Nebel-Aktion hier im Gemeinderat die Flächenumwidmung beantragt, durchgepeitscht hat. Ich sage ganz offen: Es hat damals den Anschein gehabt, als hätten wir halt so ein kleines Braut-
geschenk für die Hypo-Bank auf den Weg mitzugeben. Es sind ja 4 Milliarden S, die das Projekt den Betreibern kosten wird und die dann auch dementsprechende Gewinne erwarten lassen werden. Das hat sich alles sehr überschnitten, wenn ich daran zurückerinnern darf, und das erweckt schon ein bisschen den Eindruck, als hätte das damals auch diese Bedeutung gehabt.

Wir Freiheitliche werden in diesem Bereich weiter lästig sein - wir müssen hier weiter lästig sein -, weil man leider Gottes von Seiten der verantwortlichen Stadtregierung nicht für objektive und sachliche Kriterien und Kritikpunkte offen ist. Man will sie nicht einfließen lassen, man negiert Gesetze, man negiert Recht, man negiert Anrainerrechte. Das können und wollen wir nicht hinnehmen, und das werden wir auch nicht hinnehmen. Wir werden uns daher auch in den nächsten Jahren klar und deutlich als Partei, als Oppositionspartei in dieser Stadt darstellen, die für die Rechte der Anrainer und Bürger in dieser Stadt eintritt und diese Rechte auch mit allen demokratischen Mitteln durchzusetzen versuchen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dkfm Dr Maurer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Gerade die langwierigen und fruchtlosen Debattenbeiträge, wie wir soeben einen gehört haben, haben es erforderlich gemacht, dass solch ein Konzept, wie es jetzt vorliegt, einmal erstellt wird. Viele wären froh gewesen, wenn es so etwas schon früher gegeben hätte - wünschen darf man sich vieles. Es wäre dadurch vielleicht auch mancher Wildwuchs, der da und dort stattgefunden hat, verhindert worden. Aber andererseits sind auch die negativen Folgen einer nutzlosen und leidigen Hochhausdebatte darin zu sehen, dass es zu lange gedauert hat. 

Tatsache ist, dass der Schandfleck Wien-Mitte - und ich bezeichne ihn bewusst so - dort nach wie vor existiert und dass bis jetzt noch keine Lösungsmöglichkeit ansteht. (GR Heinz Christian Strache: Da hat es einen schönen ... des Architekten Rainer gegeben!) Es gibt hier also durchaus den positiven Aspekt, dass man mit einem Konzept, das klar und eindeutig definiert, was gestattet ist und was nicht, etwas beschleunigen kann. Das nehme ich im Unterschied zu Herrn Neuhuber doch an, dass es hier auch diesen positiven Effekt geben kann.

Meine Damen und Herren! Die Tatsache, dass es hier keine Lösung gibt, hat nicht nur für Wien-Mitte zur Folge, dass dort ein Schandfleck existiert, sondern sie ist eigentlich für den gesamten Wirtschaftsstandort Wien kein besonderes Lob. Für ganz Wien und die Ostregion könnte Wien-Mitte ein Signal sein. Ich beziehe mich dabei besonders auf Wien-Mitte, weil die Hochhausdebatte immer wieder an diesem Projekt angehängt wird. 

Völlig indiskutabel ist natürlich eine Haltung zur Frage der Stadtentwicklung allgemein und zur Frage der Hochhäuser, aus der nur Kleinkrämerei und Sumpertum herauszuhören ist, wie sie uns die FPÖ ständig präsentiert und wie eine tibetanische Gebetsmühle immer wiederholt. Wie weit hier der Kleingeist geht, werden wir ja heute Nachmittag, wenn es um die Sofiensäle geht, auch noch sehen. Dazu gab es ja zum Beispiel auch Vorschläge, sie ganz genau so wieder aufzubauen, wie sie einmal waren. Nun ja, sehr innovativ ist das ja gerade nicht. Ich meine, in einer Stadt einfach alles beim Alten zu belassen, ist nicht vernünftig und auch nicht zukunftsweisend. (GRin Barbara Schöfnagel: Da haben Sie nicht zugehört! So war es nicht gemeint!)

Bei Wien-Mitte kommt nun noch die absolute Schmierenkomödie dazu, dass es, wie wir gerade gehört haben, eine Petition der Herren Kabas, Strache und Herzog an die Bundesregierung gibt, womit sie das Weltkulturerbe oder was immer schützen wollen. Das muss man sich einmal vorstellen: An die eigene Regierung wird hier eine Petition gerichtet! (GR Dr Herbert Madejski: Wohin sonst?) - Kann die Regierung da nicht selbst tätig werden?, fragt man sich da. Aber ich glaube, das ist deshalb geschehen, weil nicht einmal diese Regierung einen solchen Unsinn unterstützt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Um aus dieser fruchtlosen Diskussion in Hinkunft zu entkommen, ist nun dieses Hochhauskonzept mit klaren Definitionen entwickelt worden. Ich lobe besonders den logisch konsequenten Aufbau dieses Konzepts, das klar und deutlich die hier geltenden Prioritäten festlegt. Wir sollten nämlich nicht nur gebannt auf die Höhenmeter starren, sondern von einem Gesamtkonzept ausgehen, und das ist hier zwar nicht in voller Länge, aber doch andeutungsweise geschehen. Ich meine, dass man hier neben Stadtentwicklungs- und Stadtgestaltungsrichtlinien auch Verkehrsüberlegungen berücksichtigen muss - das geschieht - und natürlich auch ein Bewusstsein für den Wirtschafts-, aber auch Kulturstandort Wien mit einbeziehen muss. Unter diesem Dach ist dann ein einzelnes Konzept zu sehen. Man diskutiert immer viel zu isoliert über die Gestaltung einzelner Bauten, ohne die Einbindung in die gesamte Region zu sehen. 

Ein solches Konzept ermöglicht es auch - und das klingt banal, aber ich halte es für einen ganz gewaltigen Vorteil -, dass man nicht so wie bisher in jedem Einzelfall extra Richtlinien entwickeln muss und auf Grund dieser Richtlinien dann jedes Mal neu Erhebungen beginnen muss - und dann unter Umständen in jedem Fall anders entscheidet, was ja auch geschehen ist -, sondern dass einmal klare Regeln gesetzt werden, die es einerseits den Investoren ermöglichen, von vornherein abzuschätzen, welche Anforderungen gestellt werden, und es andererseits auch den Beamten ermöglichen, schnelle Entscheidungen zu treffen, zum Beispiel, wenn unmögliche Projekte eingereicht werden, diese unter Berufung auf diese festgesetzten Richtlinien sofort abzulehnen und dies nicht immer extra begründen zu müssen. 

Dieser Katalog der Entscheidungsrichtlinien geht von einem kompakten Stadtaufbau aus. Auch das klingt banal, aber der Grundsatz, dass Bebauungsdichten nur in Abhängigkeit von öffentlichen Verkehrsanbindungen möglich sein sollen, steht zwar in vielen Konzepten drinnen, wurde aber teilweise auch nicht so verwirklicht, wie wir uns das gewünscht hätten.

Ein weiterer wichtiger Punkt, der heute vielleicht noch nicht erwähnt wurde, besteht darin, dass in diesem Konzept festgehalten ist, dass die innere Stadtentwicklung nach wie vor Vorrang genießt, dass eine kleinräumige Nutzungsmischung vorgesehen ist - auch keine Selbstverständlichkeit - und dass zur Stadterweiterung ja gesagt wird, dass sie aber nur auf den Siedlungsachsen mit sehr guten öffentlichen Verkehrsanbindungen stattfinden soll. Es erfolgt also, so kann man sagen, in vielen Dingen nur eine Bestätigung bereits vorhandener Konzepte und Pläne, aber dennoch auch eine wichtige Ergänzung, gerade in diesem Fall einer besonderen Form der Stadtentwicklung. 

So wie einige meiner Vorredner bereits gesagt haben, glaube auch ich, dass Wien sicher keine Hochhausstadt werden wird. Wien ist von seiner Geschichte her keine solche und kann eine solche daher auch nicht werden. Man soll aber Architektur eben nicht nur über die Gebäudehöhe definieren und der in diesem Konzept verfolgte Ansatz ist daher vollkommen richtig. Die 26 Meter Höhe, ab denen ein Hochhaus nach derzeitiger Regelung beginnt, erinnern ja wirklich an längst vergangene Zeiten und leiten sich von Feuerwehrleiterlängen oder ähnlichen Rettungsmöglichkeiten ab. Solche Regelungen waren daher zur damaligen Zeit absolut berechtigt, sind aber in der heutigen Zeit angesichts der heutigen technischen Möglichkeiten selbstverständlich völlig überholt. 

Aus diesen Vorgaben, die ich hier nur kurz zitiert habe - ich möchte meine Ausführungen nicht in die Länge ziehen -, ergibt sich, dass es eben diese Ausschlusszonen gibt. Nicht unerheblich ist auch, dass die Sichtachsen und Rundblicke hier mit berücksichtigt wurden - sie wurden im Rahmen von sehr akribischen Untersuchungen auch dargestellt -, was bisher keine Selbstverständlichkeit in der Stadtplanung war. 

Die Eignungszonen wiederum sind mit strengen Auflagen an die Verkehrsanbindung gebunden, und all das mündet dann in diese 10‑Punkte-Checkliste. 

Aber natürlich ist Stadtentwicklung nicht nur davon abhängig, sondern gerade bei Wien-Mitte bietet sich auch der Bezug zum Bahnhof Wien-Mitte an. In diesem Zusammenhang erinnere ich schon daran, dass wir hier nicht nur einen Bedarf an architektonisch interessanter Stadtentwicklung haben, sondern dass auch ein großer Bedarf an Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen vorhanden ist, der sich nicht nur auf Straßen - die sicherlich sehr wichtig sind - bezieht, sondern bei dem es auch um Schieneninfrastruktur geht, für die im Wesentlichen der Bund zuständig ist und wo Wien nach wie vor große Forderungen hat. Ich erinnere an die jahrzehntelangen Diskussionen über die S 80 und den Lainzer Tunnel, die nach wie vor nicht in dem Umfang verwirklicht werden können, wie wir uns das wünschen würden. Es gibt hiezu zwar Abkommen mit der ehemaligen Ministerin Forstinger, aber ich weiß nicht, wie viele Fragezeichen man jetzt, nach einem Ministerwechsel, dahinter setzen muss. 

Auch die Bahnhofsoffensive, die groß angekündigt und von den ÖBB auch sehr beworben wurde, ist stecken geblieben - gerade Wien-Mitte bietet sich hiefür als Anhaltspunkt an, aber auch der Südbahnhof, der Westbahnhof, der Nordbahnhof, Hütteldorf und Heiligenstadt bedürfen großer Investitionen, die sich nicht abzeichnen. S‑Bahnen in Wien benötigen dringendst neue Garnituren, die wir nicht haben, und vieles andere mehr - ich rede gar nicht von den Güterterminals, wovon wir in Bezug auf Inzersdorf-Metzgerwerke auch schon seit eineinhalb Jahrzehnten sprechen. Dieser Güterterminal wäre für die regionale Entwicklung sehr wichtig, das Projekt wurde aber nicht durchgeführt. Es gab zwar einen riesigen politischen Streit, aber dort unten existiert noch immer dieselbe G'stätten wie damals vor 15 Jahren. 

Positiv für die Stadtentwicklung wird es sein, wenn das, was StR Schicker angekündigt hat, begonnen wird, nämlich nicht nur die U‑Bahn-Verlängerungen, sondern auch der Ausbau tangentialer Straßenbahnlinien, wobei dann auch bezüglich der Linie 65 Überlegungen zum Wienerberg angestellt werden. All das ist sehr zu begrüßen und steht in unmittelbarer Beziehung nicht nur zur Stadtentwicklung, sondern auch zu den Überlegungen in Bezug auf den Hochhausbau. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nun einige Anmerkungen zu den Kritikpunkten. - Ich gehe hier nur auf jene von der ÖVP ein; die von der FPÖ sind von ihrer Qualität her wirklich nicht zu kommentieren. - Was die Haltung der ÖVP betrifft, so sehe ich es als sehr positiv, dass sie eine ganze Reihe von Dingen auch so sieht, wie sie gemeint sind, nämlich positiv. Ich unterstelle hier nicht eine gesamte Ablehnung, möchte aber doch besonders zu zwei Dingen Stellung nehmen: 

Bezüglich dessen, was Kollege Neuhuber gesagt hat, dass man so quasi Hochhausstädte definieren soll, innerhalb deren eine solche Entwicklung stattfinden kann und sonst nicht, meine ich, dass das ein zu starkes Ungleichgewicht in den Besiedlungsdichten hervorrufen würde, wobei man gar nicht abschätzen könnte, wie sich die Verkehrsnotwendigkeiten dann verteilen würden. Eine so einseitige Entwicklung würde ich vom städtebaulichen Aspekt her nicht vertreten können.

Was die berühmten 25 Prozent des Verkehrsaufkommens Individualverkehr beziehungsweise öffentlicher Verkehr betrifft, so weise ich darauf hin, dass es ja gerade deshalb eine Auflage ist, dass die Verkehrsanbindungen für Hochhausstandorte ganz hervorragend sein müssen. (Ruf bei der ÖVP: "Müssen"?) - Natürlich müssen sie das sein, sonst wäre dies ja auch gar nicht möglich. Eben aus diesem Grund ist es dann auch möglich, die Stellplatzflächen dort zu reduzieren. In allen Verkehrskonzepten steht, dass die Förderung des öffentlichen Verkehrs erfolgen soll, und gerade an solchen heißen Punkten, wo es zu einer besonderen Massierung kommt, kann ich mir nicht vorstellen, dass es sinnvoll ist, mit dem Pkw hinzufahren. Ich habe im Zusammenhang mit der Parkplatzfrage auch schon die Darstellung gehört, dass dort, wo es keine oder nur wenige Parkplätze gibt, Abwanderungen von Betrieben stattfinden. Das halte ich auch für empirisch widerlegbar, denn ich kenne einige Betriebe und einige Stadtgebiete, wo massenhaft Parkplätze vorhanden waren und die Betriebe dennoch nach Niederösterreich oder sogar in die Steiermark oder nach Oberösterreich übersiedelt sind. Das alleine kann also nicht der Grund sein. Diese Frage ist fast eine philosophische, man kann natürlich auch sagen: Wo viele Parkplätze sind, kommen eben viele Menschen mit dem Auto hin, und wo das nicht der Fall ist, ist der öffentliche Verkehr im Vorteil. Aber als ein Argument für eine Ablehnung halte ich das eher für dünn. 

Was die Sicherheitsbedenken im Zusammenhang damit, dass die Obergeschosse für öffentliche Zwecke gewidmet werden sollen, betrifft, so sehe ich das auch anders. Ich sehe das eigentlich unter dem übergeordneten Gesichtspunkt, dass ausreichend andere Flächen für öffentliche Benutzung freistehen sollen, wenn hier schon besondere Gebäudehöhen genehmigt werden. Ich sehe das auch im Kontext eines Gesamtkonzepts, glaube aber bei Betrachtung anderer Hochhäuser in anderen Städten, wo die Dachgeschosse sehr wohl der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, auch nicht, dass dort dann die Büros fluchtartig ausziehen. Ich halte diese Bedenken zwar für diskutabel, aber eigentlich nicht für sehr berechtigt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss meiner Ausführungen: Wien benötigt als Zentralpunkt der Ostregion - und das sollten wir immer bedenken: wir sind der Zentralpunkt unserer Ostregion - nicht nur ein modernes Architekturdenken, sondern auch ausreichende öffentliche Infrastruktur. Mit Kleingeisterei werden wir diese jedenfalls nicht erreichen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Mit dem Wiener Hochhauskonzept wurden nicht nur erstmals verbindliche Richtlinien für den Bau von Hochhäusern in Wien festgelegt, sondern es wurde auch ein weiteres der "100 Projekte für Wien" realisiert. Das zeigt, wie ausgezeichnet und effizient die Wiener Stadtregierung arbeitet. StR Schicker ist es damit gelungen, das zu Stande zu bringen, was sein Vorgänger Görg leider nicht umgesetzt hat. (Ruf bei der ÖVP: Berichterstattung!) War früher offensichtlich Beliebigkeit eine Prämisse (GR Dr Matthias Tschirf: Berichterstattung! Das ist eine Polemik!), so gibt es nunmehr konkrete Vorgaben für die städtebauliche Verträglichkeit von Hochhausprojekten. Dafür ist den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der zuständigen Magistratsabteilungen zu danken, die fürwahr ganze Arbeit geleistet haben. 

Positiv hervorzuheben sind erstens die intensive Einbeziehung der Öffentlichkeit in den Entstehungsprozess von Hochhauskonzepten, zweitens ein eigenes Internetprogramm und ein ‑forum, drittens die umfassenden Expertendiskussionen sowie - und dies nicht zuletzt - eine breite Debatte zwischen den politischen Fraktionen. 

Allerdings ist das Hochhauskonzept keine Verordnung darüber, wo Hochhäuser stehen, noch wie sie aussehen sollen, sondern die Schaffung verbindlicher Kriterien für die Bürgerinnen und Bürger, für die Verwaltung einerseits und für potenzielle Investoren andererseits. 

Das bedeutet, geschätzte Damen und Herren, dass der Hochhausbau in Wien künftig unter bestimmten Voraussetzungen erfolgen wird: Anbindung an hochrangige öffentliche Verkehrsmittel, stadtstrukturelle Verträglichkeit, intensive Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger, Beachtung sozialer und ökologischer Kriterien, Berücksichtigung historischer Gegebenheiten und Sichtachsen. 

Meine Damen und Herren! Auf dieses Hochhauskonzept soll Wien und die Wiener Bevölkerung stolz sein und dafür ist auch ein qualitativer Hochhausbau in dieser Stadt geeignet. 

Ich ersuche Sie daher nochmals um Zustimmung zu diesem Konzept. - Herzlichen Dank. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, angenommen. (Rufe bei der ÖVP: Zweier Freiheitlicher! Die anderen müssen Mittagessen!) 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 45 (01381/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Sachkreditgenehmigungen für die Vorhaben in 11, Alberner Hafenzufahrtsstraße, 12, Altmannsdorfer Straße, 23, Perfektastraße und 11, Weichseltalweg. 

Es hat sich niemand zu Wort gemeldet. 

Es ist hier eine getrennte Abstimmung vorgesehen und ich lasse die Punkte der Reihe nach abstimmen.

Als Erstes stimmen wir ab über Punkt 1, das Vorhaben in 11, Alberner Hafenzufahrtsstraße. 

Wer diesem Punkt zustimmen möchte, den bitte ich, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall und daher angenommen. 

Punkt 2 ist das Vorhaben in 12, Altmannsdorfer Straße. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Punkt 2 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zu Punkt 3, dem Vorhaben in 23, Perfektastraße.

Wer diesem Punkt zustimmen will, möge die Hand erheben. - Dies ist einstimmig der Fall und daher angenommen.

Schließlich Punkt 4, das Vorhaben in 11, Weichseltalweg. 

Wer diesem Punkt zustimmen möchte, möge die Hand erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich der Fall.

Es gelangt nunmehr Postnummer 47 (01611/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7475 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte vorausschicken, dass mit diesem Flächenwidmungsplan, dem Plandokument 7475, der Kernbereich der Wiener Messe umgewidmet wird und dass beim derzeitigen Zustand der Wiener Messe, bei den derzeitigen Gegebenheiten die Voraussetzungen für einen modernen Messestandort Wien nicht gegeben sind.

Der Grund, warum das so ist, ist eine lange Geschichte. Die derzeitige Situation hat eine lange Historie, auf die man leidvoll zurückblicken muss und die sich aus den Versäumnissen und Fehlern zusammensetzt, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten begangen wurden, auf der einen Seite von Seiten des Managements, auf der anderen Seite aber auch von der Stadt Wien, die die Wiener Messe beziehungsweise diesen Teil der Stadt immer als Hinterhof und als Anhängsel des Praters und des Wurstelpraters gesehen hat. Irgendwie hat offensichtlich für die Wienerinnen und Wiener, aber auch für die Verantwortlichen der Stadt der gedankliche Spielraum beim Schweizerhaus geendet und hat sich nicht bis zum Messegelände erstreckt.

Es hat sich aber auf Grund der wirtschaftlichen Situation der Wiener Messe ergeben, dass sich nunmehr nach langer Suche und schwierigen Verhandlungen ein neuer Betreiber gefunden hat, dass die Stadt Wien wieder eingesprungen ist, so wie es schon vor langer Zeit einmal der Fall gewesen ist, um hier als Eigentümer der Wiener Messe aufzutreten und mit einem Kooperationspartner einen Messestandort zu entwickeln.

All diese Vorgangsweisen sind zu begrüßen. In einer europäischen Metropole, wie Wien unserer Ansicht nach doch eine ist, ist ein interessanter, neu errichteter, durchaus attraktiver Messestandort ein wesentlicher Impuls auch für die Wirtschaft und für die wirtschaftliche Weiterentwicklung.

Nichtsdestotrotz gibt es einige Punkte, die es uns schwierig machen und heute verunmöglichen, dieser Flächenwidmung zuzustimmen. Es werden leider dieselben Fehler gemacht, die schon oft im Planungsstadium von Projekten gemacht wurden: Entweder wird mit Halbwahrheiten agiert oder es werden vorrangig Fakten geschaffen, die sich im Nachhinein als unüberbrückbare Hindernisse vor einem auftun.

Ich möchte drei wesentliche Punkte unserer Kritik herausheben, an denen Sie, wenn Sie sich objektiv mit diesem Projekt auseinander setzen, erkennen werden, dass wir so falsch nicht liegen werden.

Es beginnt zunächst einmal mit der Absiedlung des Rollschuhplatzes und des Tennisplatzes an der Ausstellungsstraße. Da eben auf Grund dieser veränderten Situation auch auf diese Flächen zugegriffen werden muss, gab es Überlegungen und Ideen, wo man diese Sport- und Freizeitanlagen in Zukunft unterbringen wird. So heißt es zum Punkt "Verlagerung der Sportanlagen und –flächen", dass über dem Parkhaus West als Erholungsgebiet Sport- und Spielplätze gewidmet werden sollen. 

Das heißt, auf das Dach des Parkhauses soll der Rollschuhplatz kommen. Das einzige Problem, das sich unter Wissen der Stadtplanung und der Verantwortlichen jetzt auftut, ist Folgendes: 

Es gibt eine Ausschreibungsveröffentlichung "Messe Wien neu" und darin heißt es unter "Art des Auftrags": "Errichtung von zwei Parkhäusern (Neubau)". - Jetzt gehe ich davon aus, dass, wenn man auf ein Dach eines Parkhauses etwas darauf bauen will, dieses Parkhaus auch ein Dach haben sollte, denn sonst führt sich die ganze Geschichte ad absurdum.

Nun haben entweder sehr viele Damen und Herren den Akt nicht genau gelesen, oder es ist einfach Wurscht, was passiert, nach dem Motto: In diesen Akt können wir vieles hineinschreiben, die Realität sieht dann ohnedies anders aus. Ich möchte nur einen Satz aus den Ausschreibungsunterlagen, die Ihnen zugänglich sind, vorlesen: 

"Die oberste Ebene je Parkhaus soll nicht überdacht werden."

Ich bin schon sehr gespannt, wie der Kollege oder die Kollegin von der Sozialdemokratischen Fraktion, der oder die zu diesem Punkt hier sprechen wird, erklären wird, wie auf einem Dach, das nicht errichtet werden soll, der Rollschuhplatz untergebracht wird. (GR Karlheinz Hora schüttelt den Kopf.) - Sie schütteln den Kopf! Das wissen Sie wahrscheinlich auch nicht. Das ist mir schon klar, dass Sie das auch nicht wissen, denn das ist eine technische Meisterleistung, die nicht zu lösen ist: auf einem nicht existierenden Dach etwas zu errichten. (Heiterkeit des GR Josef Wagner.) Das hat es auf dieser Welt noch nicht gegeben. - Die Wiener Messe wird uns jetzt vorführen, wie das funktioniert. Kollege Hora wird dazu die Anleitung geben.

Zweiter Punkt: die Tennisplätze. Es heißt laut Stellungnahme der MA 51: Der Tennisklub will nicht auf das Dach. - Das denke ich mir, weil natürlich das Tennisspielen auf einem nicht vorhandenen Dach die Sache unheimlich schwierig macht! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es ist schon schwer genug, den Ball jeweils über das Netz zu bringen. Wenn natürlich dann dummerweise der ganze Platz nicht da ist, wird es ein fast unmögliches Unterfangen, und dann macht das Tennisspielen auch keinen Spaß mehr. (GR Gerhard Pfeiffer: Der Ball-Schani ...!) Die Ball-Schanis haben es dann besonders schwer, aber das ist nur ein nebensächliches Problem.

Die MA 51 schlägt also dann vor - weil dieser Tennisplatz partout auf das nicht vorhandene Dach nicht drauf will -, ein Ersatzgrundstück im Bereich Rustenschacherallee bereitzustellen. Und zwar soll das an der Ecke Rustenschacherallee/Sportklubstraße sein. Leider gibt es da wieder ein widmungstechnisches Problem: Gerade dieser Bereich, den sich die MA 51 jetzt offensichtlich gemeinsam mit dem Tennisplatz ausgesucht hat, liegt in einem Parkschutzgebiet, und es ist für dieses Parkschutzgebiet ziemlich genau definiert, was dort sein darf und was nicht. Was ganz sicher nicht sein darf, sind Tennisplätze und die Klubräumlichkeiten dafür. Da muss oder müsste daher umgewidmet werden. - Mit welcher Argumentation Sie dann ein Parkschutzgebiet für diesen Tennisklub umwidmen, ist noch offen.

Ein weiterer wesentlicher Punkt: die Parkhäuser selbst. - Nun wissen wir schon, sie bekommen kein Dach, obwohl etwas auf das Dach draufkommen soll, aber hier geht es jetzt um die Parkhäuser selbst.

Die MA 22 hat einen Feststellungsbescheid erlassen, dass keine UVP für die Errichtung von zusätzlichen Parkhäusern notwendig ist. Der Feststellungsbescheid rechnet die derzeit bestehenden und teilweise aufzulassenden Parkplätze mit den neu zu errichtenden Parkplätzen auf und kommt per Saldo auf einen Zuwachs von 440 Stellplätzen. - Ab 750 zusätzlichen Stellplätzen wäre eine UVP notwendig gewesen. - Was aber die MA 22 bei Erstellung ihres Feststellungsbescheids nicht gewusst hat, ist, dass es ein Protokoll einer Sitzung aus dem Juli 2001 gibt, an der der Geschäftsführer der Wiener Messe, Vertreter des Bezirks und Vertreter verschiedener Magistratsdienststellen teilgenommen haben, in dem es heißt: 

"Am Standort 6 wird das Parkhaus Ost mit zirka 1 700 bis 2 000 Stellplätzen errichtet. Eine optionale Erweiterung für Stellplätze des Entertainment-Komplexes wird vorgesehen."

Das bedeutet, dass die vorgeschlagene zusätzliche Erweiterung bereits vor Ausstellung des Feststellungsbescheids festgestanden ist. - Nun gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder es wurde die Behörde, also die MA 22, nicht ausreichend informiert, oder - und das unterstelle ich der MA 22 keinesfalls - es hat die MA 22 trotz Kenntnis dieser Unterlagen einen Feststellungsbescheid erlassen, der sich auf falsches Zahlenmaterial stützt. Fakt ist, dass dieser Feststellungsbescheid vor dem Verwaltungsgerichtshof landen wird und nach Sichtung der Aktenlage durch die Juristen gute Chancen hat, aufgehoben zu werden.

Im Vertrag der Wiener Messe mit dem Betreiber Reed Messe Wien GmbH heißt es in einem der Punkte unter anderem: "Die Wiener Messe garantiert, dass die Mieterin während der Messe- und Kongressveranstaltungen bei Bedarf Zugriff auf 1 000 Parkplätze beim Ernst-Happel-Stadion hat." - Das ist der große Parkplatz vor dem Stadion. 

Auch diese 1 000 Plätze, die ursprünglich nicht der Messe zugerechnet wurden, sind in diesem Feststellungsbescheid der MA 22 nicht enthalten.

Sie sehen, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kommen weit über diese Anzahl von 750 Parkplätzen hinaus, ab der an und für sich bei der Errichtung neuer Parkhäuser im Bereich der Wiener Messe ein UVP-Verfahren notwendig gewesen wäre. 

Der nächste Punkt, der sich nahtlos daran anschließt, ist der Vertrag selbst, der zwischen der Wiener Messe und dem Betreiber Reed abgeschlossen wurde, denn darin ist ein Passus enthalten, den wir schon damals kritisiert haben, der eigentlich jegliche Mitwirkung, Mitsprache- und Einspruchsmöglichkeiten von Bürgerinnen und Bürgern ad absurdum führt. Im Vertrag heißt es wörtlich: "Die Wiener Messe garantiert insbesondere, dass der Errichtung aller geplanten neuen Gebäude und Anlagen keine bau-, gewerberechtlichen oder sonstigen Bewilligungshindernisse entgegenstehen." 

Das finde ich spannend: Die Stadt Wien als durchführende Behörde auf der einen Seite und als Besitzer der Wiener Messe auf der anderen Seite garantiert der Reed Messe Wien GmbH, dass es keine Schwierigkeiten geben wird! - Wie können Sie wissen, dass es bei dem behördlichen Verfahren, sei es beim baubehördlichen Verfahren, sei es beim gewerberechtlichen Verfahren oder auch bei den sonstigen Bewilligungsverfahren, zu keinen - wie Sie es in diesem Vertrag nennen - Schwierigkeiten kommen wird? Missachten Sie bei Vertragsabschluss grundsätzlich die Einspruchsrechte der Bürgerinnen und Bürger, oder wissen Sie schon vorher, bevor es überhaupt einen Einspruch gibt, wie mit diesem Einspruch umgegangen wird? - Offensichtlich probieren Sie mit allen Möglichkeiten - am Rande der Rechtsmeinung vieler im Haus -, wie bei diesem Feststellungsbescheid der MA 22, hier einfach überhaupt keine Diskussion aufkommen zu lassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin sehr dafür, dass auf dem Messegelände endlich etwas Gescheites passiert, doch ich bin strikt dagegen, dass BürgerInnenrechte, Anrainerrechte ausgeschaltet werden, dass ein Feststellungsbescheid der MA 22 dazu missbraucht wird - oder die MA 22 selbst missbraucht wird -, als Persilschein herhalten zu müssen, um zum Ausdruck zu bringen: alles in Ordnung, bei der Messe ist alles bestens!, dass Sie von Haus aus wissen, dass es keine Einsprüche oder sonstigen Probleme mit diesen Anlagen geben wird, dass Sie alles aus dem Weg räumen werden und dass Sie Ihre eigenen Versprechungen, die in Dutzenden Gesprächen immer wieder zum Ausdruck gebracht wurden - etwa was diese Möglichkeiten betreffend Freizeiteinrichtungen auf dem Dach des Parkhauses betrifft -, offensichtlich selbst nicht ernst nehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie werden verstehen, dass wir aus diesen Gründen dieser Flächenwidmung nicht zustimmen werden. Einer so hatscherten Geschichte, die offensichtlich nur einen Zweck hat, nämlich hier etwas rasch umzusetzen, ohne auf die Bürgerinnen und Bürger zu hören, werden wir sicher nicht zustimmen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Kenesei hat gegen Ende seiner Ausführungen selbst gesagt, dass er sehr dafür ist, dass dort etwas Anständiges geschieht. Ich glaube, man kann sagen, dass es trotz der zugegebenermaßen unschönen offenen Fragen betreffend die Sporteinrichtungen mit dieser Planung zu einer eklatanten Verbesserung für die Wiener Messe kommt, was nicht nur von betrieblicher, sondern auch von stadtwirtschaftlicher, überregionaler Bedeutung ist, weil es dadurch zu einer Aufwertung des Messestandorts Wien, des Kongressstandorts Wien kommen kann. All dies sind, glaube ich, genug Gründe, um diese Planung durchaus positiv zu sehen und diesem Geschäftsstück zuzustimmen, was meine Fraktion auch tun wird. 

Darüber hinaus eröffnet uns diese Planung und die schon in Gang befindliche Realisierung auch die Möglichkeit, einen entsprechenden Planungsspielraum für die Weiterentwicklung des Praterareals zu gewinnen, für eine Entertainment-Zone, die zwar in diesem Bebauungsplan noch nicht im Detail festgelegt ist - und dies zu Recht, weil zuvor sicher noch Entwicklungsschritte gesetzt werden müssen -, aber wir sehen zumindest schon einen Silberstreifen am Horizont. Die Absicht, im Prater eine zeitgemäße Entwicklung zu planen und auch zu realisieren, besteht ja bereits länger, und es ist bedauerlich, dass wir - weil wir natürlich auf die Neuorientierung und Neuordnung der Messe warten mussten - diese neue Entertainment-Zone nicht früher bekommen konnten. Dennoch muss ich sagen: Wir haben ja Glück gehabt, denn wenn vor den Toren Wiens das, was zunächst zu befürchten war, tatsächlich stattgefunden hätte, nämlich die Errichtung der Kugel in Ebreichsdorf und des Vergnügungsparks bei der SCS, dann wäre dieser Mangel schon sehr viel stärker ins Gewicht gefallen.

Herr Kollege Kenesei hat im Zusammenhang mit der Frage der Parkplätze - es wird ja dort dann letztlich doch ein größeres Parkplatzreservoir von 4 500 Parkplätzen, wie ich im Akt gezählt habe, geben - den Umstand, dass laut dem von ihm dargestellten Feststellungsbescheid und auf Grund der Argumentation, dass der Zuwachs nicht so groß ist, keine UVP stattfinden muss, kritisiert und das als schweren Mangel für die Planung dargestellt. - Okay, in früheren Zeiten habe ich die Kritik auch anders gehört, nämlich als Kritik an der Anzahl der Stellplätze an sich und an der Tatsache, dass dort beim Messegelände diese Anzahl von Stellplätzen errichtet werden soll.

Ich komme nun - und damit spannt sich der Bogen zu jener Causa, die wir zuvor diskutiert haben - zur Frage: Soll man an Standorten, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erschlossen sind - und die Messe wird ja zusätzlich noch mit der Linie U 2 erschlossen -, überhaupt Pkw-Stellplätze vorsehen, und wenn ja, in welchem Ausmaß? - Ich sage es noch einmal, obwohl ich meine Meinung schon beim letzten Tagesordnungspunkt eindeutig kundgetan habe: Natürlich soll man das, denn eine Verabsäumung in dieser Richtung ist sehr schwer nachzuholen und wir wissen ja, dass das Verhalten der Kraftfahrer nicht in jedem Fall durch Zwangsmaßnahmen so beeinflussbar ist, wie wir es uns wünschen würden. Ich komme noch einmal auf diese Veröffentlichung der Arbeiterkammer zu sprechen, auf Grund deren wir zur Kenntnis nehmen mussten, dass das Verkehrsaufkommen in Wien zum Teil dramatisch gestiegen ist, sodass wir uns insgesamt - unabhängig von der Garagenfrage - ernsthaft eine Verkehrsvermeidungsstrategie überlegen müssen: eine Verkehrsvermeidungsstrategie, die bei der Siedlungs- und Verkehrspolitik beginnt, die aber auf der anderen Seite kontraproduktive und drastische Zwangsmittel nicht gebraucht. Das Verbot der Errichtung privater Stellplätze auf Privatgrund wäre ein solches Zwangsmittel, das aus meiner Sicht abzulehnen ist. Viel besser fahren wir da mit einer effizienten Angebotsplanung, was die öffentlichen Verkehrsmittel betrifft.

Weil das ein Lieblingsthema der grünen Fraktion in diesem Hause ist und wir ja heute, wie ich der Tagesordnung entnommen habe, noch dreimal bei Akten, die sich mit Garagenbauten beschäftigen, Gelegenheit haben werden, von dieser Einstellung zu hören, nehme ich das jetzt gleich vorweg, weil ich nicht glaube, dass wir das dreimal hintereinander diskutieren müssen. Ich gehe dabei auch gleich auf den Beschluss- und Resolutionsantrag ein, den die Fraktion der Grün-Alternativen zur Postnummer 67 der heutigen Tagesordnung stellen wird - den die ÖVP im Übrigen ablehnt, weshalb sie auch bei der Abstimmung nicht dafür stimmen wird. 

Die Frage der Beschränkung von Garagenbauten oder die Infragestellung der Errichtung eines Garagenbaus an einem bestimmten Standort hat nicht nur damit zu tun, wie viel Geld die öffentliche Hand hier zuschießen soll, sondern hat sehr wesentlich auch damit zu tun, ob wir diese Garagen brauchen. Das stellen die GRÜNEN einmal grundsätzlich in Frage.

Ich behaupte grundsätzlich das Gegenteil und stütze mich dabei noch einmal auf die von mir schon zitierten Zahlen aus der Kraftfahrzeugbestandsstatistik. Diese haben nicht nur den von mir schon erwähnten dramatischen Anstieg des Kraftfahrzeugbestands in den Bezirken jenseits der Donau - der im Übrigen auch zu einem sehr hohen Verkehrsaufkommen geführt hat - bewiesen, sondern haben auch aufgezeigt - und das muss einem schon zu denken geben -, dass in den parkraumbewirtschafteten Bezirken ein Anstieg des Kraftfahrzeugbestands im Ausmaß von rund 11 bis 15 Prozent stattgefunden hat. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Dieser Anstieg gibt zu denken! ... Garagenbau!) Wir wissen aus einer Veröffentlichung auch, dass der Motorisierungsgrad in Wien noch lange nicht so hoch ist wie in anderen Bundesländern; und wenn er wahrscheinlich in einem Ballungsraum auch nie so hoch werden wird wie auf dem freien Land, so liegt dennoch der gesamtösterreichische Durchschnitt der Bestandszahlen weit über dem Wiener Durchschnitt, sodass wir noch mit einem weiteren Zuwachs an angemeldeten Kraftfahrzeugen rechnen müssen. Und ich sage es noch einmal: Wenn die Bewohner Kraftfahrzeuge besitzen, dann bleibt es, auch wenn sie diese aus Vernunftgründen nicht für jede Fahrt, sondern nur sparsam einsetzen, dennoch ein Faktum, dass diese Kraftfahrzeuge irgendwo abgestellt werden müssen. Ich meine, dass wir, wenn der Anstieg so weitergeht, nicht in der Lage sein werden - auch nicht mit besonderer Bevorrechtung der Bewohner in den bewirtschafteten Gebieten -, den Stellplatzbedarf aller Kraftfahrzeuge auf öffentlichem Gut abzudecken. 

Daher halte ich es nach wie vor für ganz wichtig, den Garagenbau mit allen möglichen Unterstützungen, auch mit den finanziellen Unterstützungen, die über die 20 Prozent Garagenförderung hinausgehen, zu forcieren. 

Wir werden daher den diesbezüglichen Antrag der Grün-Alternative ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Josef Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Geschichte um das Thema Messe ist ja schon lange und oft genug hier im Gemeinderat debattiert worden. Ich möchte gar nicht so sehr auf die Vergangenheit eingehen. Es ist uns allen bewusst, dass hier viele Fehler passiert sind. 

Es ist auch sehr klar, dass es, wie Kollege Kenesei aufgezeigt hat, auch bei der jetzt in Gang befindlichen Entwicklung und Planung neuerlich nicht nur zu Schlampereien, sondern offensichtlich auch zu Täuschungen kommt. Ich erinnere nur im Zusammenhang mit den 4 500 versprochenen oder behaupteten neuen Parkplätzen an eine Anfrage, die vor kurzem hier im Gemeinderat gestellt wurde und in deren Beantwortung der Stadtrat damals ganz klar erklärt hat, es wird 4 500 zusätzliche, neue Parkplätze geben. - Jetzt behauptet man offenbar, dass es nicht einmal 750 neue Parkplätze gibt. Das ist schon ein besonderer Widerspruch! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was mich auch besonders stört, ist, dass es, was die Frage eines Verkehrskonzepts betrifft, erst seit Ende Jänner ein Verkehrskonzept zur "Messe neu" gibt. Wenn man sich dieses Verkehrskonzept ansieht, dann weiß man, dass es nur ein vorläufiges Papier sein kann, das in Wirklichkeit nicht der Anforderung gerecht wird, den Verkehr, den wir dort befürchten und erwarten müssen, regeln zu können. Die große Sorge der Bezirksbewohner, der Bürgerinnen und Bürger in der Leopoldstadt, ist, dass es für die Anrainer durch dieses Messekonzept und Verkehrskonzept zu wesentlichen Mehrbelastungen kommen wird. 

Ich sage aber auch dazu, dass das für mich - und wir haben das auch im Bezirk lange diskutiert - kein ausreichender Grund ist, die Flächenwidmung abzulehnen. Ich glaube, dass wir, wie auch die Vorredner festgestellt haben, alle diesen Messestandort wollen und für die wirtschaftliche Entwicklung brauchen. Wir wollen die Entwicklung nicht verzögern. Der Bau ist in vollem Gang. Daher ist zur Flächenwidmung aus unserer Sicht auch die Zustimmung zu geben. Allerdings muss es Adaptierungen im Bereich der Detailplanung und vor allem auch im Bereich des Verkehrs geben. 

Ein Detail am Rande: Wir Freiheitliche haben im Jahr 2000 einen Tunnel vorgeschlagen, der von der Südosttangente im Bereich des Verbindungsgleises U 2 nach Erdberg in den Prater führen sollte. Das wäre eine für die Bezirksbevölkerung besonders schonende Verkehrsanbindung gewesen. Damals haben uns die SPÖ und auch andere still belächelt oder ausgelacht, und man hat gesagt: Unrealisierbar. - Dieser Tunnel ist leider nicht geplant worden, obwohl dazu Zeit gewesen wäre.

Jetzt kommt die SPÖ-Fraktion Leopoldstadt und fordert auch einen Tunnel - allerdings vom Handelskai, damit man nicht eine freiheitliche Idee übernimmt. Nur, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ: Sie kommen nun einmal zu spät, denn das wird sich hinten und vorne nicht mehr ausgehen. Wenn Sie erst bis zum Jahr 2007 ein endgültiges Verkehrskonzept vorlegen, in der Zwischenzeit aber schon Kongresse und so weiter stattfinden, dann frage ich mich, was Sie den Bürgern bis zum Jahr 2007 zumuten - nämlich ein Chaos! 

Ich möchte dazu nur ein Detail am Rande erwähnen: Es gibt die Schrotzbergstraße, die Sie plötzlich über die Ausstellungsstraße queren lassen wollen - wobei Sie eine Grünfläche vernichten -, um damit eine Zufahrt zum Parkhaus West zu erreichen. Was die Frage betrifft, wofür Sie diese Verkehrsanbindung herstellen, so habe ich eine klare Vermutung - und das befürchten auch die Bezirksbewohner im Stuwerviertel -: Sie wollen ganz einfach auch die Zufahrt aus dem Stuwerviertel zu dieser Garage West ermöglichen. Das ist unserer Meinung nach überhaupt nicht notwendig, weil Sie die Perspektivstraße, die Nordportalstraße und die Messestraße als Zubringer und als Abfahrt haben. Und plötzlich bauen Sie durch das Grüngebiet eine Straße in das Wohngebiet hinein! Sie ziehen Verkehr vom Messegelände und ins Messegelände durch das Stuwerviertel! - Das ist aus unserer Sicht ein Unsinn und gehört geändert.

Dazu noch ein Detail am Rande: Reden Sie einmal mit den besorgten Polizisten am dortigen Wachzimmer! Sie nehmen diesen das Vordach weg, das einen gewissen Lärmschutz und auch einen Schutz vor Vandalen und so weiter bietet, Sie nehmen ihnen Parkplätze weg, Sie verlagern ihre Einfahrt an eine andere Stelle. Das sind alles Dinge, angesichts deren man einfach sagen muss: Hätten Sie die entsprechenden Institutionen rechtzeitig mit einbezogen - und ich glaube, dass ein Wachzimmer auf der Ausstellungsstraße doch ein wichtiger Punkt ist und dass man die dortigen Beamten daher einbeziehen hätte müssen -, dann hätten Sie diese Planung so nicht vorgenommen.

Ich fordere daher, dass hier im Bereich der Verkehrsplanung wesentliche Verbesserungen vorgenommen werden, damit nicht die Bürger für sozialistische Versäumnisse zum Handkuss kommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Hora zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich darf eingangs ganz kurz auf die Fragen von Herrn Kenesei einige Antworten geben: Mich hätte es gewundert, Herr GR Kenesei, wenn die GRÜNEN gesagt hätten, sie stimmen zu - das wäre etwas Neues gewesen -, obwohl Sie grundsätzlich gesagt haben, dass ein Messestandort wichtig und genau in diesem Gebiet sicher angebracht wäre und dass eine neue Konzeption, wie sie jetzt stattfindet, auch wichtig ist. Ich habe in diesem Haus immer wieder den Eindruck, dass es bei den GRÜNEN irgendwie diese Mischung gibt: Man will schwanger werden, aber nicht ganz schwanger. - Aber "ein bisschen schwanger" gibt es eben nicht! 

Ganz konkret zu der von Ihnen dargestellten Geschichte betreffend Absiedlung Rollsportplatz: Ich kann keine Absiedlung Rollsportplatz erkennen! Es gibt ja so eine nette Broschüre darüber, wie man einen Plan liest. Ich muss ganz offen sagen: Wo Sie das herhaben, weiß ich nicht.

Richtig ist allerdings, dass der "Union"-Tennisplatz ursprünglich auf diesem Parkhaus geplant war. Es wird aber noch immer verhandelt, wobei die "Union" meines Wissens - aber da fragen Sie besser woanders nach - einen Freisportbetrieb haben will und sich daher anderen Verhandlungen hingibt. Was die Frage betrifft, wo der genaue Standort ist, so wissen Sie diesbezüglich anscheinend etwas mehr als ich. (GR Günter Kenesei: Entschuldigen Sie! Sie sind ja die Mehrheitsfraktion! Reden Sie mit der Planungsabteilung!)

Was die Geschichte um die Parkplätze betrifft, so haben Sie hier ein UVP-Verfahren gefordert. Gerade die GRÜNEN auf Bezirksebene - und Ihr Klubobmann aus der Leopoldstadt ist ja da - haben immer verlangt, dass die Anzahl der Parkplätze nicht erhöht wird. 

Wenn Sie das ganze Konzept anschauen, dann werden Sie draufkommen, dass eine Konzentration in Parkhäusern stattfindet. Aber viel an Umfläche war dort auch schon bisher für Parkplätze vorhanden, zum Beispiel waren auch dort, wo dieses eine Parkhaus errichtet wird, schon bisher Parkplätze. Das ist also nichts Neues. (GR Günter Kenesei: Die Summe der Stellplätze ...!) Daher glaube ich, Sie versuchen jetzt wieder einmal das herauszuholen, was Sie gerne haben.

Aber kommen wir auf die Messe zurück, kommen wir auf die wesentliche Bedeutung der Messe zurück. Das Messegelände ist ja nicht ein neuer Begriff, sondern dort hat 1873 die Messe begonnen; damals war dies das Weltausstellungsgelände und es hat sich zur Messe entwickelt. Dass die Messe für die Belebung der Wirtschaft und als wirtschaftlicher Impuls etwas Wichtiges ist, brauche ich in diesem Haus niemandem zu sagen, das ist sicherlich ein wichtiger Bestandteil. Denken wir nur daran, was diese Neuentwicklung der Messe für die Wirtschaft bringt, zum Beispiel an Bauaufträgen.

Wir haben vor ein paar Tagen in diesem Haus darüber diskutiert, wie wichtig für die Arbeitsplätze Bauaufträge in der Höhe von 140 Millionen EUR sind; für alle jene, die noch gerne die Schillingwerte hinzufügen: das sind rund 1,9 Milliarden S. Das ist also ein wirtschaftlicher Impuls für diese Stadt und für die Bauwirtschaft, der sicherlich sehr notwendig ist. Wir tun ja in Wien etwas mehr, als in anderen Häusern getan wird, die hier in unmittelbarer Nähe liegen und in denen Investitionen gekürzt werden.

Wichtig ist die Messe auch im Sinne unseres Fremdenverkehrs und im Sinne des Kongresstourismus. Wenn wir uns die Zahl, was den Kongresstourismus betrifft, anschauen, so wissen wir, dass ein Kongresstourist mehr als 400 EUR pro Tag hier lässt. Wir haben für das Jahr 2003 einen ganz wichtigen Kongress geplant, den Kardiologenkongress, der zwischen 30 000 und 40 000 Teilnehmern haben wird. Das ist eine Zahl, meine Damen und Herren (GR Günter Kenesei: Die kommen eh nicht mit dem Auto!), die sicherlich nicht niedrig ist.

Kollege Kenesei! Ich höre Ihre Zwischenbemerkungen schon: Die fahren ohnedies nicht mit dem Auto. - Glauben Sie mir, wenn 30 000 bis 40 000 Menschen aus der ganzen Welt in diese Stadt kommen, dann kann ich mir keinen aus den Überseegebieten, aber auch nicht aus den angrenzenden europäischen Ländern, die etwas weiter weg sind, vorstellen, der mit dem Auto nach Wien fährt. Wenn Sie zu einem Kongress fahren, dann werden auch Sie höchstwahrscheinlich ein anderes Verkehrsmittel - wie Bahn oder Flugzeug - dafür wählen und hier die öffentlichen Verkehrsmittel verwenden.

Wir haben aber in unserer Konzeption - ich hoffe, dass die GRÜNEN es nicht verhindern werden, die Planungen und die Bauarbeiten haben ja schon begonnen - für 2007 auch einen Anschluss der U 2 direkt am Messegelände mit zwei Stationen vorgesehen. Bis dahin - da gebe ich Ihnen Recht, und da sind wir vielleicht einer Meinung - müssen wir natürlich die 

öffentlichen Verkehrsmittel entsprechend verstärkt dort hinführen, damit die Teilnehmer von Kongressen sie auch verwenden. Ich glaube, da sind wir d'accord. Aber wir sind meiner Ansicht nach auch darin d'accord, dass insbesondere Kongressteilnehmer eher nicht das Auto verwenden, außer sie kommen wirklich aus dem Umland. Aber 30 000 bis 40 000 Kardiologen hat Wien, hat Österreich nicht. Das ist also ein kleines Rechenbeispiel, das man leicht nachvollziehen kann.

Information für die Bevölkerung - das muss ich ganz offen gestehen - hat es bei dieser "Messe neu" massiv gegeben. Ich weiß selbst von Wanderausstellungen, die quer durch den Bezirk gegangen sind, und von Diskussionen quer durch den Bezirk. Die Bevölkerung war in direkter Weise eingebunden. Es hat bei der Messe-Betriebsgesellschaft direkte Ansprechpartner gegeben, dort können auch jetzt noch die Bedenken und die Wünsche der Bevölkerung jederzeit eingebracht werden. Es hat auch entsprechende Informationen gegeben. Es war also nicht so, dass die Messe ein Geheimnis war, sondern der ganze Bezirk ist mit einem Informationsblatt versorgt worden. Ich glaube, wir sollten auch einmal lobend erwähnen, dass es in diesem Bereich für die Bevölkerung, also für die Mitbürger und insbesondere für die Leopoldstädter Bürger, die entsprechende Information gegeben hat.

Eines stimmt mich allerdings bedenklich, das sage ich Ihnen auch gleich - das ist jetzt an die Fraktion der GRÜNEN gerichtet -: Die grüne Fraktion hat eine Bürgerinitiative "Maulwurf" ins Leben gerufen. Gut, das ist Ihr Recht, es soll ja kein Problem sein. Aber dazu, dass ich aus dem Internet eine Jubelmeldung "Geschafft: Parteienstellung" vorliegen habe und gleichzeitig lesen darf, dass zum Beispiel ein Vorschlag existiert, die Überwachung der Baustelle mit Videokameras durchzuführen, muss ich sagen: Da war ich mehr als entsetzt, weil ich mir von den GRÜNEN eigentlich etwas anderes erwartet habe! Ich habe es schon am Anfang gesagt und komme hier im Haus immer wieder darauf zurück: Ein bisschen schwanger, das gibt es nicht - aber die GRÜNEN versuchen diesen Weg!

Die Wiener Messe ist ein wichtiger Bestandteil, und ganz wichtig ist, dass dieser Standort auch in Zukunft gehalten und entsprechend ausgebaut wird. Wien hat sich mit diesem Standort durchgesetzt. Es gab auch in anderen, angrenzenden Ländern wie der Bundesrepublik Deutschland, in der Slowakei und in der Tschechei Überlegungen, dort vieles, was wir an Messe haben, hinüberzuziehen. Wenn es also 2003, wenn Sie so wollen, bei diesem Kardiologenkongress die erste Bewährungsprobe geben wird, dann wird dies sicherlich im Jahr 2007, wenn das Messekonzept komplett und die Messe - auch mit der öffentlichen Anbindung - fertig sein wird, ein wichtiger Bestandteil in Europa sein und für die wirtschaftliche Entwicklung in Wien Sorge tragen.

Das wird aber auch für die wirtschaftliche Entwicklung in der Leopoldstadt gelten. Wir alle wissen, dass das angrenzende Stuwerviertel - das hat Kollege Wagner angesprochen - zum Ziel‑2-Gebiet gehört. Wir sind aber auch alle, glaube ich, davon überzeugt, dass überall, wo die U‑Bahn als ein wesentliches Verkehrsmittel dieser Stadt hinkommt, die Infrastruktur verbessert wird, dass eine Belebung stattfindet und dass dort Investitionen hinfließen. Daher glaube ich, dass es auch positive Impulse für das Stuwerviertel geben wird.

In Bezug auf die Verbindungsstraße, die Kollege Wagner angesprochen hat, kann ich nur sagen: Auch im Messeplan ist drinnen, dass zum Beispiel die neue Straße als Ersatz für die Messestraße dienen soll. So habe zumindest ich es aus den Plänen herausgelesen. Aber, wie gesagt, jeder versucht dann, sein persönliches Süppchen zu kochen.

Ich kann daher für Wien und für die Leopoldstädter Bevölkerung nur sagen, dass wir hinter diesem Projekt stehen. Ich bin froh darüber, dass wir heute die entsprechende Widmung hier im Gemeinderat beschließen werden. Einmal mehr zeigt sich, wie wichtig es ist, dass die Sozialdemokratie in dieser Stadt dazu beitragen darf und die Feder in der Hand hat. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Geschäftsstück zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Als Nächstes kommt die Postnummer 50 (01108/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft den Entwurf einer Verordnung bezüglich Feststellung der Haupt- und Nebenstraßen.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich stehe noch unter dem Eindruck von heute Vormittag und möchte daher meine Rede sehr kurz halten.

Herr StR Schicker! Zunächst: Die Hauptstraßenverordnung ist eine Verordnung, in die nun die Bundesstraßen B übertragen werden. Es hat alles formal seine vollkommene Richtigkeit, wie es hier vorgesehen ist. Wir würden nur meinen, dass man eine solche Gelegenheit auch wahrnehmen könnte, um aus dieser Hauptstraßenverordnung etwas mehr zu machen, als derzeit vorliegt, nämlich dass man die Hauptstraßenverordnung dazu benützt, um auch verkehrspolitische Grundsatzregelungen zu treffen: Was hat es für eine verkehrspolitische Bedeutung, eine Hauptstraße B zu sein oder eine Hauptstraße A zu sein? Was hat es für eine Bedeutung, eine Nebenstraße zu sein?

Wir stellen aus diesem Grund einen entsprechenden Beschlussantrag:

Wir bitten Sie, Herr Stadtrat, dies im Ausschuss der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr zu diskutieren und die jeweiligen Parameter dazu festzulegen.

Dafür bitten wir um Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Troch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geschätzte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann dem Kollegen Gerstl versichern, auch ich bin sehr betroffen von heute Vormittag. Allerdings ist meine Betroffenheit primär durch die Ignoranz der ÖVP ausgelöst worden. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Kehren wir jedoch zum Thema zurück. Ein Antrag der kleinen Oppositionspartei liegt vor. Ich kann es meinem Vorredner allerdings nicht ersparen, kurz einen kritischen Kommentar zur einleitenden Antragsbegründung abzugeben. Auch wenn gemunkelt wird, Herr Mag Gerstl, dass Sie gerne die Wiener ÖVP-Zentrale in ein Headquarter für Verkehrspolitik umwandeln möchten und Verkehrspolitik für Sie mehr als ein Steckenpferd ist: Mit dieser Antragsbegründung können Sie sich keine politischen Lorbeeren verdienen. Sie bestreiten in Ihrer Begründung, dass die zur Diskussion stehende Verordnung - Zitat - "auf einer detaillierten Konzeption und Definition über die Straßeneinteilung in Wien" - Zitat Ende - basiert.

Ich empfehle Ihnen da eine gründlichere Recherche. Denn erstens dient als Grundlage der vorliegenden Hauptstraßen-Auflistung das klare und exakte Punkteschema des Verkehrsamts der Stadt Wien. Kurz zu diesem Punkteschema: In 21 Aspekten werden hier Punkte vergeben in Bezug darauf, welche Straße eine Hauptstraßenbezeichnung verdient und welche nicht. Dieses Punkteschema ist also ganz klar und eindeutig. 

Zweitens: Die vorliegende Verordnung ist mit den Wiener Bezirken akkordiert worden. 

Weiters: Der laufende Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission beschäftigt sich auch mit dieser Frage der Hauptstraßen in Wien. Im Verkehrs-Masterplan werden neben einem großräumigen, zukunftsweisenden Verkehrskonzept Wien auch detaillierte Bezirkstandems einfließen. Das heißt, es sind dies effiziente lokale Verkehrskonzepte.

Abschließend möchte ich auf eine - wohlwollend bezeichnet - nebulose Formulierung in Ihrem Antrag hinweisen. Sie sprechen hier vom - Zitat - "Verhältnis des motorisierten zum Individualverkehr". Wenn ich einmal von den Gehsteigen absehe, die ja auch Verkehrsflächen sind, so spielen sich 99 Prozent des Verkehrs mit Passagieraufkommen in der einen oder anderen Form motorisiert ab. Wenn ich diese Antragsbegründung richtig interpretieren darf, meinen Sie wohl das Verhältnis des motorisierten zum nicht motorisierten Individualverkehr oder das Verhältnis des öffentlichen Verkehrs zum Individualverkehr.

Ich empfehle aber trotz dieser kleinen Schwächen die Zustimmung zur Zuweisung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mit aller Entschiedenheit diesen Äußerungen des Vorredners entgegentreten. Eine Partei wie die Österreichische Volkspartei, die seit dem 27. April 1945 eine staatstragende Partei ist, die wie keine zweite auf die Rechtsstaatlichkeit, auf die Verfassungsmäßigkeit, auf die Grundrechte in diesem Land Wert legt, braucht sich hier nicht so behandeln zu lassen. (GR Godwin Schuster: Die Wortmeldung vom Kollegen Ulm war heute ...! - Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.)

Das ist einfach ein Skandal, wir weisen das zurück! Gerade dieser Innenminister ist ein Garant für die Rechtsstaatlichkeit und unsere Verfassungsmäßigkeit, für die wir seit über 50 Jahren kämpfen. (GRin Renate Winklbauer: Das werden wir sehen!)

Das brauchen wir uns nicht gefallen zu lassen! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich möchte in aller Kürze auf die vorliegenden Sachfragen zurückkommen und dazu noch einmal betonen, dass es hier um eine Verordnung geht.

Das letzte Mal wurden sie vor fast genau drei Jahren, nämlich am 29. April 1999, beschlossen, und sie werden nach sachlichen Kriterien, auch nach den Fragen der Zunahme des Verkehrs, überarbeitet. Dieser überarbeitete Entwurf liegt uns hier vor. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu demselben.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP und GRÜNE, angenommen. 

Wir kommen nun zu dem Antrag, gestellt vom ÖVP-Klub, mit der Bitte um Zuweisung.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Die Zuweisung erfolgt einstimmig. (GR Christian Oxonitsch: Trotz alledem!)
Wir kommen nun zur Postnummer 51 (00556/2002-GSV) der Tagesordnung. Sie betrifft den 9. Bezirk, KatG Alsergrund.

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Ich darf nun, wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE, angenommen. (Ruf bei der FPÖ: Ohne FPÖ!) Entschuldigung, ohne GRÜNE und FPÖ.

Es gelangt nun die Postnummer 52 (01470/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 6778 im 4. Bezirk.

Auch hier liegt mir keine Wortmeldung vor.

Wer dazu seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne die GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 53 (01485/2002-GSV). Sie betrifft das Plandokument Nr 7383 im 19. Bezirk.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Hinter der Postnummer 53 verbirgt sich die Festlegung, Wieder-Festlegung der Schutzzonen in einem der begehrtesten Naherholungsgebiete der Wienerinnen und Wiener, in dem Gebiet rund um den Kahlenberg.

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir werden diesem Tagesordnungspunkt zustimmen. Denn man kann es bei dieser Stadtregierung durchaus schon als Erfolg bezeichnen, wenn etwas nicht schlechter wird, als es derzeit ist. Mit der Unterschutzstellung bleibt zumindest in einem Teilbereich der Status quo erhalten, ein Status quo, der - und angesichts der Debatte von heute überrascht mich das fast - hier besonders geschützt wird. Ich glaube aber trotzdem, dass diese besondere Form der politischen Bescheidenheit, welche die Stadtregierung hier an den Tag legt, in diesem Gebiet nicht zum Maßstab des politischen Handelns werden darf.

Denn gerade der Bereich Kahlenberg - Leopoldsberg bräuchte stadtgestaltende Impulse. Zurzeit überwiegt dort nämlich eher der museale Charakter. Da gibt es am Leopoldsberg beispielsweise eine Heimkehrer-Gedächtnisstätte, das Heimkehrer-Gedächtnismal. Dieses Heimkehrer-Gedächtnismal trägt das Datum 22. Oktober 1983 und ist übergetitelt mit 8. Mai 1945. Es erinnert, wie dort steht: "Im Gedenken an die mehr als 200 000 Kriegsgefangenen und Verschleppten, die in fremder Erde ruhen. Im letzten Großtransport 1953 und 1955 kamen Kriegsgefangene und Verschleppte aus dem Osten nach Österreich zurück. Die dem Schicksal dankbaren Heimgekehrten. Heimkehrerverband Österreichs." - Das finden Sie am Leopoldsberg, also genau in dem Gebiet, das jetzt hier auch Gegenstand dieser Flächenwidmung ist, und zwar bis dato völlig unkritisiert und völlig unbeeinsprucht. Ich nehme auch an, dass Sie das kennen.

Aber es mag sein, dass Sie diese Gegend dort nicht so besonders wertschätzen. Denn es gibt dort einen anderen Gedenkstein, von dem ich mir vorstellen kann, dass er die Sozialdemokratie sehr unangenehm berührt. Es gibt dort den Gedenkstein zur Erinnerung an den Bau der Höhenstraße - 1934 begonnen, 1938 fertig gestellt -, den finden Sie ebenfalls in diesem Bereich im 19. Bezirk. Das sind die historischen Details und das wird - weil hier von der Heimkehrer-Gedenkstätte die Rede war - vielleicht auch den einen oder anderen Hobby-Historiker aus Simmering interessieren. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was ist die Botschaft!)
Die Botschaft ist ganz einfach - wenn Sie es nicht verstehen, Herr Kollege -, es ist ganz einfach. Dort wird an mehr als 200 000 Kriegsgefangene gedacht, diese Kriegsgefangenen waren im Wesentlichen Angehörige der deutschen Wehrmacht. Diese Kriegsgefangenen erhalten dank einer Initiative der Bundesregierung auf Grund eines Beschlusses im österreichischen Nationalrat eine Rente. Der Beschluss für diese Rente größtenteils an ehemalige Angehörige der deutschen Wehrmacht erfolgte im österreichischen Nationalrat am 6. Juni 2001 einstimmig. Ich sage das nur, weil es heute möglicherweise noch eine sehr interessante Diskussion zu dem Thema geben wird.

Da ist es dann ein interessanter Gegensatz, wenn man auf der einen Seite sagt, es gibt jemand, der bezugsberechtigt für eine Rente ist, und andererseits ist er gleichzeitig auch ein Verbrecher. Das ist ja ein bisschen Ihre Geisteshaltung. - Sie wollten die Botschaft haben; hier haben Sie sie.

Es gibt aber noch eine zweite Botschaft. (GR Franz Ekkamp: Herr Kollege! Bitte trennen!) Es gibt eine zweite Botschaft und diese zeige ich Ihnen. Denn Sie waren schon so oft dort, haben aber trotzdem nichts zusammengebracht, Herr Kollege. Das ist das Hotel dort am Kahlenberg, das auch eine recht interessante Geschichte hat.

Dieses Hotel am Kahlenberg steht seit 1991 leer. Wenn ein Gebäude zehn Jahre lang leer steht, wird es natürlich nicht besser, sondern es wird permanent schlechter. Dieses Gebäude gehört der August Voigt GmbH, die in Konkurs gegangen ist. Es gab einmal den Plan, daraus ein Sanatorium, ein Privatsanatorium zu machen. Da gab es hier im Haus sogar den Beschluss einer Flächenwidmungsänderung: 5 Quadratmeter Bauland wurden gegen 5 Quadratmeter Wald und Wiesengebiet verändert. Da hat man also den ganzen administrativen Apparat in Bewegung gesetzt, um diese Flächenwidmung zu ermöglichen. Dann kam der damalige Gesundheitsstadtrat Rieder, der ja für die Bedarfsprüfung zuständig ist. Gesundheitsstadtrat Rieder hat gesagt: Das brauchen wir nicht.

Man hat also zuerst dem Betreiber Hoffnungen gemacht, und er hat viel Geld investiert. Dann hat man gesagt: Leider, Pech gehabt! Wir haben zwar eine Flächenwidmung vorgenommen, und wir haben sehr viel Geld investiert, auch im Bereich der Verwaltung, aber jetzt haben wir das da oben stehen, es verfällt, und es passiert nichts.

So schaut es dort oben aus: Es gibt auf dem Gebiet zwei markante Elemente. Es gibt dieses wirklich wunderschöne Ensemble des großen Parkplatzes auf dem Kahlenberg, wirklich eine städtebauliche Meisterleistung allererster Güte: ein große, öde Fläche, oftmals kann man dort Autowracks wegräumen, die MA 48 ist dort sehr beschäftigt. Auf der anderen Seite gibt es dieses wunderschöne Hotel am Kahlenberg, das langsam verfällt und wofür die Gemeinde Wien nichts tut.

Ich könnte Ihnen jetzt auch die Geschichte vom Josefstor erzählen, von dem Friedhof am Josefstor: dass dort Prälat Ungar begraben ist und dass es angesichts der Leistungen des ehemaligen Caritas-Präsidenten eigentlich eine Frage der Kultur dieser Stadt wäre, dass man sich dieser Begräbnisstätte ein wenig annimmt. Aber nein, sie liegt in einem Wald, der Friedhof ist aufgelöst und verfällt. Würde man dort nicht seitens der Caritas den einen oder anderen Beitrag leisten, so wäre, glaube ich, dieser Friedhof schon völlig verfallen. Es ist dies dort in Wirklichkeit eine Kulturschande. Ich nehme an, dieser Bereich der Stadt Wien interessiert Sie ganz einfach nicht.

Es ist notwendig, neue Impulse für diesen Bereich der Stadt zu geben. Das ist ein Bereich, der, wenn er in einer anderen Stadt liegen würde, natürlich intensiv genutzt worden wäre. Vergleichbar wäre das zum Beispiel mit dem Gellert-Berg in Budapest. Dieser wird selbstverständlich intensiv genutzt, er wird erschlossen, er ist in das Stadtleben integriert. Der Bereich des Kahlenbergs und des Leopoldsbergs hingegen liegt am Rand, das lässt man, möchte ich fast sagen, ein wenig "vergammeln", und das ist schade. Das hat sich die Gegend nicht verdient, das hat sich der Bezirk nicht verdient, das hat sich die Stadt nicht verdient.

Wir werden daher am kommenden Montag ein Projekt präsentieren. Klubobmann Hilmar Kabas und StRin Karin Landauer werden ein umfangreiches Projekt zur Regenerierung dieses Gebiets präsentieren. Wir sind hier gerne hilfreich, um Ihnen die eine oder andere Idee dafür zu geben, was man an Interessantem und Spannendem aus diesem Teil der Stadt machen kann. Ich lade Sie ein, kommen Sie zu der Präsentation am kommenden Montag, 29.4., 10.30 Uhr, in den Klub der FPÖ. 
Sie sind herzlich eingeladen, sich neue Ideen zur Wiederbelebung dieses Stadtgebiets anzuschauen, damit es nicht so ist, dass man, wenn man dort auf der Höhenstraße über das Kopfsteinpflaster fährt, lebendig daran erinnert wird, wann diese Straße gebaut wurde, und nicht daran erinnert wird oder nicht darauf aufmerksam gemacht wird, was man aus diesem Gebiet der Stadt an Schönem machen kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich war einigermaßen gespannt, als ich auf die Rednerliste gesehen und festgestellt habe, dass wir hier ein Flächenwidmungs-Geschäftsstück haben, das im Bezirk nicht rasend spannend verlaufen ist und das auch im Gemeinderatsausschuss in Wirklichkeit zu keiner Diskussion geführt hat. Ich habe mir gedacht: Was hat uns Herr Ing RUDOLPH zu sagen? - Diese Spannung hat bis vor wenigen Minuten angehalten, ja, ich würde fast sagen, sie hat sich zur Raserei entwickelt. (GR Christian Oxonitsch: Werbeeinschaltungen!) Doch dann war festzustellen, dass er uns zu dem Geschäftsstück eigentlich gar nichts zu sagen hat. (GR Christian Oxonitsch: "Werbeeinschaltungen", das haben Sie vergessen, einzublenden!)

Ich möchte es mir nicht leicht machen, aber er hat sich nicht einmal die Mühe gemacht, sich das Geschäftsstück wenigstens von außen anzusehen oder sich die Kurzfassung, die Kurzlegende anzusehen. (GRin Barbara Schöfnagel: Ist das Berichterstattung, was Sie machen?) Denn vieles von den Dingen, von denen er gesprochen hat, fällt nicht einmal in das Gebiet, das zur Flächenwidmung angestanden ist. Insofern war es vielleicht doch gut, dass ich zu Beginn, in der Einreferierung des Aktes, zu sagen versucht habe, wo das liegt. Es bezieht sich nämlich nicht auf den Kahlenberg. - Das ist das eine.

Das Zweite ist, ich finde es durchaus rührig (GRin Barbara Schöfnagel: Berichterstattung ist das nicht, was Sie tun! Sie haben keine Ahnung!), dass Herr Ing RUDOLPH in Vorbereitung der heutigen Sitzung auf Spurensuche gegangen ist, sich bei Gedenktafeln und Gedenksteinen in dem Gebiet kundig gemacht hat und auch fündig geworden ist. Es sei von mir als Berichterstatter angemerkt, dass das auch keine Frage der Flächenwidmung ist. Aber weil er es gesagt hat, möchte ich darauf eingehen, allein schon aus Höflichkeit gegenüber dem Debattenredner.

Er hat, nachdem er offensichtlich steinfündig geworden ist, eine politische Konsequenz abgeleitet. (GRin Barbara Schöfnagel: Ha, ha, ha!) Er hat Folgendes abgeleitet: Weil es Gedenksteine und Denkmäler in der Stadt Wien gibt, mit denen wir der vielen Hunderttausenden missbrauchten Männer in der deutschen Wehrmacht gedenken, ist das ein intellektuell-politischer Bruch bei den Sozialdemokraten. (GRin Barbara Schöfnagel: Melden Sie sich zu Wort! Das ist ja keine Berichterstattung!)
Da die Sozialdemokraten - im Gegensatz zu anderen Teilen dieses Hauses - nicht pauschalieren, sondern sich einer differenzierten Geschichtsbetrachtung zuwenden, sehen wir natürlich klar und deutlich, dass nicht alle Mitglieder, nicht alle Soldaten der deutschen Wehrmacht Kriegsverbrecher waren, ganz im Gegenteil. Es gehört dazu, dass man derjenigen, die in diesem Krieg missbraucht wurden und genauso Opfer waren wie viele andere Opfer in dieser unseligen Zeit, auch gedenkt.

Meine Damen und Herren! Eine letzte Bemerkung: Auch die Betriebe oder Ex-Betriebe, die es auf dem Kahlenberg gibt, gehören nicht in den Bereich der Flächenwidmung. Sie waren auch nicht Bestandteil des Flächenwidmungsbereichs, den wir heute diskutieren wollten. Ich möchte trotz der Exkurse des Kollegen RUDOLPH, die allesamt nichts mit dem Geschäftsstück zu tun gehabt haben (GRin Barbara Schöfnagel: Ihr Blabla genauso wenig!), Sie bitten, dem Geschäftsstück als solchem zuzustimmen. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters die Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 54 (01568/2002-GSV) zur Verhandlung. Sie betrifft die KatG Brigittenau.

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Ich darf nun jene Damen und Herren, die dem Antrag ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 55 (01664/2002-GSV). Sie betrifft den 5. Bezirk, KatG Margarethen.

Hier liegt auch keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Ich darf jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE, angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 57 (01648/2002-GSV). Sie betrifft eine Äußerung des Gemeinderats an den Verfassungsgerichtshof bezüglich der Anfechtung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans Plandokument Nr 5520.

Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ, angenommen.

Es kommt nunmehr die Postnummer 63 (01682/2002-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung.

Ich darf den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Wieder einmal soll eine Garage errichtet werden und schon wieder unter einem Park. Aber diese Garage hat etwas Besonderes. Sie liegt im 18. Bezirk, präferiert wird sie jedoch von Herrn BV Tiller im 19. Bezirk. Offensichtlich ist Herr BV Tiller daran interessiert, dass der 19. Bezirk größer werden soll. Zuerst war seine Begehrlichkeit auf die Park-and-ride-Anlage im 9. Bezirk gerichtet und jetzt möchte er sich den Währinger Park "einnähen", wie es so schön heißt.

Nachdem wir zuerst über die Grinzinger Garage abgestimmt haben - diese brauchen wir nicht wirklich, aber sie heißt jetzt wahrscheinlich "Tiller-Garage" -, braucht auch Herr Pfeiffer eine Namens-Garage. Vielleicht können wir das noch ändern und die Währinger-Park-Garage, oder wie auch immer sie heißen soll, heißt dann eben "Pfeiffer-Garage". Auch nicht schlecht!

In Bezug auf die Bedarfserhebung - ich habe mir den Akt angesehen - steht dort drin, in dieser kleinen Kleingasse - so heißt sie nämlich - gibt es jede Menge Überparkung. Die Kleingasse ist, wie der Name sagt, klein, und deswegen gibt es dort nur wenige Stellplätze. Diese werden dann sozusagen entfallen und darunter wird es eine nette, tolle, große Garage geben.

Warum sind wir dagegen? - Es gibt kein Verkehrskonzept für den 19. Bezirk. Auch wenn Herr Pfeiffer "Feuer" schreien wird: Es gibt keines! - Erster Punkt.

Zweitens: Es gibt keine ordentliche Erhebung der dortigen Stellplätze. Das heißt, man weiß nicht wirklich, wie viele Leute dort parken: wie viele sind es aus dem Umland, wie hoch ist der Prozentsatz der so genannten einheimischen Wiener Autos, die dort parken - keine Ahnung! Hauptsache Garage, Hauptsache Park verbauen, Hauptsache Bäume umschneiden, Hauptsache Grünfläche vernichten, und dann ein bisschen Boden draufgeben, 80 Zentimeter, dann wird dort schon irgendetwas wachsen!

Warum wir also dagegen sind, sage ich jetzt noch einmal zum Mithören: Wir wollen keine zerstörte Parkanlage und wir wollen ordentliche Untersuchungen vor dem Bau einer Garage, nicht nur irgendwie, husch pfusch, ohne Verkehrskonzept. Deswegen sind wir gegen den Bau der "Herr-Pfeiffer-Herr-Tiller-Garage" unter dem Währinger Park. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. Ich erteile es ihm.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Beim vorliegenden Projekt geht es um weiteres Projekt im Rahmen des Garagenprogramms der Stadt Wien, eben um die Errichtung einer Tiefgarage im Währinger Park. Konkret geht es in dem Zusammenhang um den Abschluss eines Baurechtsvertrags und eines Dienstbarkeitsbestellungsvertrags zwischen der Stadt Wien und der CTF Finanzierungsberatungs- und Betreiber GmbH. Es ist dies ein durchaus sinnvolles Projekt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt ja keine Bedarfserhebung!) Ich glaube, dass die GRÜNEN ihre Aversion gegen Garagen eher zur Weltanschauung erklärt haben und dass das sachlich nicht nachvollziehbar ist. 

In diesem Sinn empfehle ich die Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wer dem Antrag des Berichterstatters seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 65 (01572/2002-GWS) der Tagesordnung. Sie betrifft die Neufestsetzung der Mietkosten im Rathaus.

Es liegt mir keine Wortmeldung vor.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 19 (01526/2002-GKU). Sie betrifft Subventionen an verschiedene Vereinigungen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der vorliegende Akt macht es uns nicht ganz leicht, leichten Herzens zuzustimmen. Tatsächlich geht es um die Umwidmung von 300 000 EUR aus dem Bau- und Investitionskostenbudget der MA 7 in den Bereich der freien Theatergruppen.

Es ist grundsätzlich sehr begrüßenswert, dass es für Projekte und Produktionen in diesem Bereich mehr Gelder geben soll. Doch jetzt kommt das Aber, und das ist es, was es uns nicht ganz leicht macht, hier zuzustimmen, obwohl wir natürlich froh sind, dass es mehr Geld gibt. Denn tatsächlich handelt es sich hier um ein typisches Beispiel von Loch-auf-Loch-zu-Politik.

Sie werden es vielleicht verfolgt haben, in den letzten Wochen gab es einige Aufregung innerhalb der freien Szene der Theatermacherinnen und Theatermacher. Sie haben gesagt: Hilfe, wo ist unser Geld? Wie können wir weiter freie Produktionen machen, wenn immer mehr Geldmittel in Verträgen, in Dreijahresverträgen gebunden sind? - Die Dreijahresverträge sind an und für sich eine gute Sache, das ist nicht grundsätzlich ein Problem. Es wird aber dann zu einem Problem, wenn durch die Vergabe von Dreijahresverträgen an immer mehr Gruppen immer weniger Geld für Neues, für Freies, für Experimentelleres, für ganz Neues zur Verfügung steht.

Ich würde meinen, dass man mit dieser Umwidmung feststellen kann, dass erkannt wurde, dass es diesen zusätzlichen Geldbedarf gibt - und das begrüßen wir. Gleichzeitig stellt dies aber ein Stück weit auch, sagen wir einmal, ein Problem insofern dar, als es die tatsächlichen Herausforderungen nicht berührt. Die strukturellen Gegebenheiten werden davon nicht verbessert.

Ich mache Sie nur in aller Kürze darauf aufmerksam, was alles im Theaterbereich - und damit meine ich nicht nur den Bereich der Freien Gruppen in Wien - ansteht. Reformbedarf gibt es etwa beim Vergabemodus der Freien Gruppen. Selbstverständlich muss man auch darüber diskutieren können, ob das System, wie wir es derzeit kennen, gut funktioniert oder nicht. Darüber müssen wir diskutieren, derzeit passiert das aber nicht wirklich.

Wir brauchen Strukturen für die professionell arbeitenden Freien Gruppen. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass viele der Freien Gruppen sehr bewusst den Schritt in die freie Szene hinein gewählt haben, weil sie sagen: Die großen Strukturen der Häuser wie des Volkstheaters sind nicht das Meine, das ist nicht das Theater, das ich mache. Gleichzeitig aber - und ich glaube, das festzuhalten, ist sehr wichtig - braucht es Durchlässigkeit. Diese Durchlässigkeit müssen wir herstellen.

Wir müssen einen Mittelweg zwischen der Vergabe von freien Geldern und der Vergabe von Dreijahresverträgen finden. Wir müssen überlegen - das ist, glaube ich, eine ziemliche Herausforderung an alle Kulturpolitiker und ‑politikerinnen dieser Stadt, und da schließe ich mich durchaus ein -, wie wir damit umgehen, dass diese Szene auch ein Stück weit einem Problem der Stagnation entgegensieht. Es ist ja so, dass es mit der Vergabe von Dreijahresverträgen, mit der Bindung von Mietverträgen an Personen auch zu personeller Stagnation im Bereich der Theater gekommen ist. Wir müssen uns überlegen, wie wir damit umgehen, vor allem dann, wenn wir nicht aufwachen wollen, um festzustellen, dass das Theaterwunder Wien keines mehr ist, weil es leider an den strukturellen Problemen zugrunde gegangen ist.

Daher meine ich, es gilt in den nächsten Wochen und Monaten - um nicht zu sagen Jahren -, eine ganze Reihe von Problempunkten zu behandeln. Diese Probleme liegen eigentlich schon seit vielen Jahren auf dem Tisch, wir kennen sie alle. Es würde mich sehr freuen, wenn im Anschluss an die Enquete der IG Freie Theater, die vor nicht allzu langer Zeit stattgefunden hat, endlich wirklich ernsthafte, öffentliche Diskussionen mit den Theatermacherinnen und ‑machern dieser Stadt in Angriff genommen würden, um die Problemkreise, die in der Enquete identifiziert wurden, zu lösen.

Ich nenne sie noch einmal: Wir glauben, es braucht eine gesamt-theaterpolitische Konzeption für die Stadt, die sowohl die freie Szene als auch die so genannten Mittelbühnen als auch die großen Häuser umfasst: Wohin wollen wir? Welche Profile erwarten wir uns von welchen Menschen, die diese Theaterangebote in der Stadt machen?

Wir müssen uns überlegen, wie wir mit der Vergabe von Häusern weiter umgehen. Ich habe Ihnen schon gesagt, es gibt Häuser, in denen die Mietverträge ad personam an Intendanten und Intendantinnen gebunden sind. Das führt zu einer Art Erbrecht, was in manchen Fällen vielleicht okay sein kann, aber im Grunde eine äußerst problematische Situation vor allem in Zukunft darstellen wird. Es braucht mehr Durchlässigkeit zwischen diesen einzelnen Bereichen der Szene, es braucht Unterstützung für das Touring von Theaterproduktionen und es braucht - das ist natürlich etwas, was die Stadt Wien nicht allein wird lösen können - Lösungsansätze für das Problem der sozialen Absicherung von Kunst- und Kulturschaffenden.

Die Künstler-Sozialversicherung, wie sie jetzt eingeführt wurde, kann diese Probleme, wie Sie vielleicht auch wissen, nur sehr bedingt abdecken. Unsere grüne Kritik an der Künstler-Sozialversicherung haben wir schon oft geäußert. Hier hoffen wir, dass es möglich sein wird, in den nächsten Jahren eine Änderung herbeizuführen.

Ich kann nur sagen, lieber Herr Stadtrat: Mit mir haben Sie, was diese Frage betrifft, sicherlich eine Partnerin, wenn es darum geht, in der Stadt, für die Stadt und für die Theaterschaffenden Verbesserungen vorzunehmen. Kein Verständnis habe ich für eine Loch-auf-Loch-zu-Politik, wie ich sie vorhin skizziert habe. Wir werden diesem Antrag zwar zustimmen, aber, wie gesagt, ein bisschen mit einem schweren Herzen. Denn die Probleme sind damit bei weitem nicht gelöst. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, auch mein Herz ist schwer. Ich sage gleich dazu, mein Herz ist so schwer, dass wir nicht zustimmen werden.

Es wurde argumentiert, dass heuer wundersamerweise das Investitionsbudget, von dem ja das Geld herkommt und das de facto auch ein Theaterbudget ist, nicht so sehr in Anspruch genommen werden muss und dass man daher glücklicherweise in der Lage ist, Gelder von dort umzuschichten. Die Botschaft hör' ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. Denn die ganze Wiener Theaterszene weiß - das ist ja ein offenes Geheimnis -, dass es im Finanzierungsbereich gerade für die Freien Gruppen kracht wie eine Kaisersemmel. Das ist unüberhörbar, und wir haben weder im Kulturausschuss noch in der Öffentlichkeit bisher gehört, wie hoch der Finanzierungsbedarf wirklich ist und wie viel Geld dort tatsächlich fehlt. Gerüchteweise hört man aus der Szene von diesen 5 Millionen S, doch wurden diese bisher nie bestätigt oder auch nicht dementiert.

Warum man es sich nicht so leicht machen kann, möchte ich Ihnen jetzt an dem Beispiel zeigen, einfach die Baukosten herzunehmen und diese umzuwidmen. Das heißt, es gibt auch einen inhaltlichen Grund, warum wir dagegen stimmen.

Mir war es bisher nicht möglich, im neuen Budget zum Beispiel eine Position für die Förderung von behindertengerechten Umbaumaßnahmen - die Dr Marboe damals noch hineingegeben hat - zu finden. Wir haben auch bei den Beamten nachgefragt und konnten dort keine Antwort finden. Ich bin aber hocherfreut, wenn der Redner der Sozialdemokraten oder der Herr Stadtrat selbst uns anschließend sagt, ob es diese Position vielleicht irgendwo anders gibt und nur wir sie im Budget nicht finden konnten, oder ob es das in Zukunft überhaupt nicht mehr geben kann. Denn wir alle wissen, dass nach dem Beschluss des Spielstättengesetzes jede neue Theaterinstitution dazu gezwungen sein wird, aber auch die Bestehenden, mittelfristig große Investitionen im Bereich der behindertengerechten Gestaltung und der Zugänglichkeit von Theatern vorzunehmen haben.

Warum diese Finanzprobleme im Theaterbereich bestehen, ist auch ganz offenkundig: weil eben die Sozialdemokraten ihre Lieblingsprojekte - ich nenne hier nur die Stichworte Rabenhof und Public Netbase - finanzieren mussten, vorfinanzieren mussten. Dort, wo es noch um viel größere Beträge geht, nämlich - und das hat auch Kollegin Ringler angesprochen - bei der Albertina-Renovierung das Geld zur Gänze aus dem eigenen Budget zu nehmen, und zwar gegen den Antrag, den wir damals hier gestellt haben, schafft natürlich ungeheure Finanzprobleme, die nicht so leicht lösbar sind.

Die Beispiele der Renovierung des Konzerthauses oder des Musikvereins haben ja gezeigt, dass es, wenn man geschickt mit dem Finanzstadtrat verhandelt, möglich ist, sich den notwendigen Budgetspielraum zu erhalten. (GRin Renate Winklbauer: ... geschickt verhandelt!) Da würde es mich interessieren, vom Herrn Stadtrat einmal zu hören, wie die finanzielle Situation wirklich ausschaut. Wir waren ja alle bei der Enquete der Freien Gruppen und dort haben wir diese Antwort eigentlich nicht gehört. (GRin Renate Winklbauer: Davon haben nur Sie nichts gehört!) Ich würde sie jetzt gerne einmal hören. Denn dass dieser Akt hier ein Zufall ist - dass im Baubudget zufällig etwas übrig geblieben ist und das nehmen wir jetzt für die Freien Gruppen her -, kann ja niemand im Ernst glauben.

Herr Stadtrat! Eine letzte Bemerkung von mir: Sie haben einmal angekündigt, dass wir uns im Kreis der Kultursprecher intensiv mit den Fragen des Besetzungsmodus von Theater- und Intendantenpositionen auseinander setzen wollen. Dazu möchte ich nachfragen, wann die Einladung dazu ergehen wird. Meine Mobilbox ist täglich 24 Stunden lang eingeschaltet und ich bin jederzeit bereit, darüber ein Gespräch zu führen. Ich sage das auch deshalb, weil zum Beispiel das Volkstheater, ein ganz wichtiges Theater in dieser Stadt, ansteht. Da sind wir alle schon sehr interessiert daran, dass wir uns vielleicht über einen Modus einigen, bevor dort die Besetzung vorgenommen wird. Dann ersparen wir uns die Problematik, die in der Josefstadt gegeben ist.

Sie haben das selbst gesagt, und ich sehe das auch so: Es ist in Ihrem eigensten Interesse, hier zu einer gemeinsamen Vorgangsweise zu kommen. Wir sind, glaube ich, als Partei immer dafür bekannt gewesen, dass wir Handschlagqualität haben, wenn man mit uns etwas vereinbart. Aber ich sage auch ganz offen: Sie sind der demokratisch legitimierte Ressortführer, Sie können das natürlich auch - wie Sie es bei der Josefstadt getan haben - mit Ihrer eigenen Kompetenz und mit Ihrer eigenen Erfahrung durchsetzen, wie Sie wollen. Dann müssen Sie allerdings auch in der Öffentlichkeit die Konsequenzen tragen.

Der Grund, warum wir als Volkspartei heute dagegen stimmen, ist - und dafür bitte ich um Verständnis -, dass wir hier keine Pauschalvollmacht erteilen können für Umverteilungen im Theaterbereich, die wir im Vorhinein nicht kennen. Zweitens glauben wir, dass sehr wohl auch im Bereich der Bauinvestitionen die Mittel benötigt werden würden. Unsere Theaterpolitik hieße, dass man in härteren Verhandlungen mit der Finanz einfach dafür sorgt, dass das Kulturkapitel die notwendige Flexibilität und den notwendigen finanziellen Spielraum hat. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit diesem Akt, mit dieser Umwidmung von 300 000 EUR ist es uns möglich, der Förderung im Bereich der Freien Gruppen nachzukommen. Es hat gerade im Jahr 2002 ein erhöhtes Ausmaß an Einreichungen gegeben und es ist daher auch für uns sehr wichtig, dass wir den Empfehlungen, die durch die Beiräte an die MA 7 und an den Stadtrat herangetragen werden, nachkommen können.

Der Beirat tagt ja nicht nur einmal im Jahr, sodass die Empfehlungen nicht vorhersehbar, nicht bereits im Frühjahr oder im Jänner absehbar sind. Daher ist es notwendig geworden, noch einen Betrag übrig zu haben, um auch für die Empfehlungen, die im Juni ausgesprochen werden, noch Mittel zur Verfügung stellen zu können.

Durch die Umwidmung wird es im baulichen Bereich zu keinen akuten Notlagen kommen. Es ist auch dort noch ein Polster vorhanden, um für das laufende Jahr gewissen Bauinvestitionen nachkommen zu können. (GR Gerhard Pfeiffer: Ihre Form der Arbeitslosenverhinderung!)

In Bezug auf die Pauschalvergabe möchte ich nur feststellen, dass es auch in den vergangenen fünf Jahren unter Herrn StR Marboe so war, dass für die Freien Gruppen ein Gesamtrahmenbetrag zur Verfügung stand, der dann je nach Empfehlung vergeben wurde. (GR Gerhard Pfeiffer: Im Baubudget?)
Ich ersuche Sie daher, dem vorliegenden Akt zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Meine Damen und Herren! 

Zum vorliegenden Akt ist ohnedies schon genug gesprochen worden, denke ich. Aber ich glaube, wir brauchen keine Angst zu haben, dass bei uns jemand, der einreicht, kein Geld bekommt. (Heiterkeit bei der ÖVP und bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Ich melde mich an!) Die Freien Gruppen sind bei uns bestens bedient. 
Auch Kollegin Ringler hat gesagt, es gibt viele Dinge, die man andenken muss. Ich denke, das kann jede Partei einmal für sich andenken. (GRin Marie Ringler: Ach so! Ja, wenn Sie nicht mit mir reden wollen ...!) Nein, aber ich denke, man muss zuerst einmal in den eigenen Reihen abklären, was besprochen werden soll. (GRin Marie Ringler: Das heißt, wenn man nicht mehr ...!) Dennoch kann man sich natürlich zusammensetzen und sich überlegen, was gemeinsam für die Künstler zu tun ist.

Es ist nie perfekt, das wissen wir ganz genau. Aber ich denke, man kann dieser Umwidmung ohne schlechten Gewissen zustimmen. Auch die Behinderten werden in die Theater gehen können, daran soll es nicht mangeln. Diese Sorge hätte ich nicht.

Ich ersuche nochmals um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dem Antrag ihre Zustimmung geben können, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 24 (01423/2002-GKU).

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht um eine Teilentschuldung des Klangforums Wien in der Höhe von 73 000 EUR.

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich nehme hocherfreut zur Kenntnis, dass ab sofort alle AntragstellerInnen der Stadt Wien Geld bekommen werden. Das ist eine gute Nachricht für die Kunst- und Kulturschaffenden dieser Stadt! Wenn ich mir allerdings das sorgenvolle Gesicht des Herrn Stöphl anschaue, dann stelle ich fest, dass es wahrscheinlich nicht ganz so einfach sein wird. (GR Christian Oxonitsch: Das ist eine Missinterpretation!) Ich würde mir aber sehr wünschen, Frau Zankl, vielleicht könnten wir dieses Ihr Versprechen einmal gemeinsam bei Herrn Rieder deponieren und einzulösen versuchen. Ich denke, dafür bin ich jederzeit zu haben. Das wäre, glaube ich, ganz hervorragend.

Ich möchte gerne auch auf etwas Bezug nehmen, was Kollege Salcher vorhin gesagt hat. Wir sind jetzt zwar schon bei einem anderen Tagesordnungspunkt, es ist aber nicht unwichtig - wir haben ja darüber geredet -, dass es eine Enquete zum Thema Besetzung der Theaterdirektorenposten geben könnte. Das wurde ja von Ihnen, von den Damen und Herren von der SPÖ, abgelehnt. Nichtsdestoweniger wurde uns vor mittlerweile schon mindestens zweieinhalb bis drei Monaten versprochen, dass wir einmal darüber reden werden. Ich stelle jetzt also fest: Ich rede gerne noch einmal darüber, aber ich denke, es wäre vielleicht wirklich auch in Ihrem Sinne, Herr Stadtrat, hier die Initiative zu ergreifen und mit uns Kultursprecherinnen und ‑sprechern darüber zu reden, wie es weitergehen kann.

Jetzt zur Frage Klangforum; wir haben schon im Ausschuss darüber debattiert: Das Klangforum ist, wie Sie alle wissen, sicherlich eines der anerkanntesten und bekanntesten Ensembles für neue Musik in Österreich, das uns einigen Weltruhm gebracht hat. Deshalb unterstützen wir selbstverständlich diese Teilentschuldung.

Aber ich möchte gerne Folgendes hinzufügen. Das Klangforum als eines der bekanntesten und international sicherlich sehr angesehenen Ensembles leidet unter eklatantem Geldmangel und das führt zu ziemlich unangenehmen Auswirkungen. Um Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren, die alle hier in diesem Hause ein nicht ganz unstattliches Salär als Landtagsabgeordnete verdienen, dies vor Augen zu führen, möchte ich die Summe anführen, welche die 24 Musiker und Musikerinnen dieses Ensembles monatlich verdienen, und ich möchte Sie bitten, sich diese Summe auf der Zunge zergehen zu lassen: Das sind nämlich 1 380 EUR brutto!

Ich möchte Sie bitten, sich das wirklich auf der Zunge zergehen zu lassen: ein Weltklasse-Ensemble, dessen Mitglieder 1 380 EUR brutto monatlich verdienen! Ich würde einmal meinen, das entspricht ungefähr dem, was die meisten anderen Kulturschaffenden in dieser Stadt auch verdienen, und auch das ist eine Schande. Aber da kann mir dann niemand mehr erzählen, dass dieses Ensemble ausreichende Finanzmittel hat, vor allem dann - und das wissen auch Sie alle, sehr geehrte Damen und Herren -, wenn die Eigendeckung dieses Ensembles ganz hervorragend ist: 70 Prozent der Einnahmen kommen aus Eigeneinnahmen!

Es ist wirklich, so meine ich, eine Schande, dass es bis dato nicht möglich war, das Klangforum auf jenen Betrag an jährlichen Subventionen aufzustocken, die notwendig wären. Es wären dies 500 000 EUR im Jahr. Ich meine, dass uns das für das Klangforum nicht zu viel sein sollte, da es wirklich hervorragende und international anerkannte Leistungen erbringt, und zwar verknüpft mit einem Dreijahresvertrag, um auch eine Sicherheit der Finanzierung zu ermöglichen.

Ich glaube daher, dass es nicht nur wichtig ist, heute dieser Teilentschuldung zuzustimmen - und finde es sehr bedauerlich, dass sich die freiheitliche Fraktion dem zumindest im Ausschuss nicht hat anschließen können -, sondern möchte in aller Deutlichkeit an die Mehrheitsfraktion in diesem Hause appellieren, sich doch noch einmal diese Fakten und Zahlen vor Augen zu halten: 1 380 EUR brutto! (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist das gesamte Einkommen?) Das ist das gesamte Einkommen dieser Musikerinnen und Musiker aus den Produktionen mit dem Klangforum!

Wenn diese Leute zufälligerweise Kinder haben sollten, dann werden sie sich wahrscheinlich noch einen zweiten oder einen dritten Job zulegen müssen. Das heißt dann "MacJob", aber ich glaube nicht, dass es in unserem Interesse sein kann, dass Musikerinnen und Musiker anfangen müssen, Taxi zu fahren oder irgendetwas anderes zu machen. Ich halte es kulturpolitisch für eine Katastrophe, wenn Leute, die so hervorragende Arbeit leisten, so wenig Geld verdienen. Sie als Sozialdemokraten sollten sich das wirklich vor Augen halten! (Beifall bei den GRÜNEN.)
In diesem Sinne: Wir werden diesem Akt zustimmen, und ich bitte sehr darum, weiter darüber nachzudenken, wie man dem Klangforum in dieser Stadt helfen kann. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Ist sicher nicht das einzige Ensemble, wo Leute mit dem Taxi fahren!)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zweifellos ist das Klangforum wirklich ein renommiertes österreichisches Orchester zeitgenössischer Musik. Es hat gerade erst vor wenigen Tagen zum Beispiel auch ein sehr positives Echo bei der Eröffnung des Kulturinstituts in New York geerntet, und zwar zu Recht geerntet.

Und weil es in diesem Haus üblich ist, sich über positive kulturelle Leistungen dieses Landes auch zu freuen, möchte ich das auch an dieser Stelle einmal sagen. Ich glaube, wir können nach diesem wirklich nicht ganz einfachen Kampf, der mehrere Bundesregierungen und Finanzminister überdauert hat, sagen, dass es uns jetzt gelungen ist, in einem der wichtigsten Länder der Welt an prominentester Stelle ein architektonisches Meisterwerk zu eröffnen, nämlich das Kulturinstitut von New York, das für Österreich, aber sicher auch für Wiener Künstler an einer ganz prominenten Stelle eine große Chance bieten wird, sich in diesem Land der Kultur zu präsentieren. Ich glaube, das ist ein großer Erfolg, der uns mit Freude erfüllen sollte, und es ist bezeichnend dafür, dass das Klangforum ausgewählt wurde, bei der Eröffnung einen wesentlichen Teil zu übernehmen.

Wir werden daher auch dem heutigen Akt zustimmen. Ich sage allerdings dazu: sehr wohl auch mit einem weinenden oder sehr kritischen Auge, und zwar gar nicht so sehr, was die Höhe des Betrags betrifft, sondern was wieder einmal die Vorgangsweise betrifft. Die Problematik des Klangforums ist bereits seit langem bekannt, und ich verstehe daher einfach nicht, dass wir uns hier wieder mit Teilentschuldungen, Entschuldungen und unklaren Konzepten hinüberretten müssen. Das, was ich hier mit aller Vehemenz einfordere, ist ein mittel- bis langfristiges Konzept für das Klangforum, damit dessen Mitglieder einmal wissen, welches Budget ihnen zur Verfügung steht und sich daran orientieren können. Dieses Dahintaumeln von Budget zu Budget über Teilentschuldungen und Halbentschuldungen ist gerade einem renommierten Orchester wie dem Klangforum einfach nicht weiter zuzumuten. (Beifall bei der ÖVP.)
Überhaupt fällt mir, wenn ich mir die Akten so ansehe, auf, dass der Begriff der Entschuldung mittlerweile schon wieder fast in jedem dritten Akt vorkommt, und das scheint mir einfach keine richtige Kulturpolitik zu sein. Richtige Kulturpolitik heißt, Dreijahresverträge abzuschließen, langfristige Finanzierungen aufzustellen - und daran haben sich dann aber auch alle zu halten: Daran hat sich der Subventionsempfänger zu halten, aber auch der Subventionsgeber. Das Konzept nach dem Motto: Wir werden euch schon helfen, macht einmal weiter, macht einmal Schulden, und dann werden wir euch teilweise entschulden!, ist schon in der Vergangenheit gescheitert. Ich verstehe daher nicht, warum man jetzt wieder damit anfängt, sogar bei so renommierten Institutionen wie dem Klangforum. 

Daher: Wir werden diesem Akt heute selbstverständlich zustimmen. Ich sage aber auch dazu: Wir erwarten uns, dass, wann immer der nächste Akt zum Thema Klangforum vorgelegt wird, dieser ein klares, langfristiges Finanzkonzept enthält. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Teilentschuldung und Entschuldung sind eine Sache, die sich wie ein roter Faden durch die Kulturpolitik zieht. Wie mein Vorredner gesagt hat, ist es leider so, dass wir in Wien in dieser Hinsicht wirklich kein richtiges Konzept entwickelt haben. Wir haben diesbezüglich einmal eine Anfrage gestellt und haben gefragt, wie denn das so geht: Während man auf der einen Seite, haben wir gesagt, gönnerhaft Großzügigkeit demonstriert, werden auf der anderen Seite Daumenschrauben angesetzt. Wir haben gefragt, wie nun diese Kriterien aussehen könnten.

Die Antwort hat gelautet, dass die Kulturverwaltung bei Vorliegen von Verschuldung anhand künstlerischer und wirtschaftlicher Kriterien die Situation prüfe, und dabei werde die Entwicklung sorgfältig abgewogen, und es würden aber auch die Zukunftschancen des Theaters beurteilt und berücksichtigt. - So weit, so gut. 

Man muss sich aber dann wundern, wenn man einen Akt vorgelegt bekommt, in dem einfach nur steht, man möge einer Teilentschuldung an das Klangforum - dann wird die Höhe noch hineingeschrieben - zustimmen. Erstens einmal ist hier von Teilentschuldung die Rede und man weiß nicht, wie groß der ganze Schuldenberg ist. Es ist aber auch eigenartig, wenn man die Begründung liest, warum man das Klangforum überhaupt subventionieren soll. Es steht hier nämlich, dass man beim Publikum erst die Hemmschwelle überwinden müsse, zeitgenössische Kunst näher kennen zu lernen. - Diese Hemmschwelle gibt es seit 1985.

Jetzt finde ich Folgendes sehr eigenartig: Frau Kollegin Ringler hat ja gesagt, es tue ihr sehr Leid, dass die Freiheitlichen nicht zustimmen würden, und man würde unsererseits die Qualität des Klangforums nicht erkennen können. - Das stimmt natürlich nicht. Unsere Argumentation geht nicht dahin, dass wir gegen die Qualität des Klangforums sprechen wollen, sondern es geht darum, dass hier ganz einfach eine falsche Unterstützung erfolgt und eine falsche Subventionspolitik betrieben wird.

Wenn man sich ansieht, was das Klangforum in den letzten Jahren bekommen hat, so ist auch das interessant, denn es fällt auf, dass immer wieder Subventionsnachträge erfolgen, dass immer wieder Entschuldungen verlangt und dann auch gewährt werden. Und dass das Klangforum wenig Geld bekommen würde, stimmt auch nicht: 1992 waren es noch 2,1 Millionen S. Es hat sich gesteigert: 1995 waren es 3,5 Millionen, 1998 waren es 3,7 Millionen. Am 27. November hat man das letzte Mal mit 4,8 Millionen von Seiten Wiens eine Unterstützung gewährt. Natürlich kommt vom Bund auch noch Geld dazu.

Jetzt könnte man doch meinen, dass man mit diesen Steuergeldern, die gewährt werden, ganz einfach sorgsam umgeht. Es wird eine Höhe festgelegt und an die hat man sich zu halten. - Genauso müsste man seriöserweise vorgehen. Dass man mit Husch-Pfusch-Vorgangsweisen immer wieder die verschiedenen Ensembles dazu ermutigt, mit Steuergeldern nicht sorgsam umzugehen, lehnen wir ab, und deshalb lehnen wir auch diese Teilentschuldung ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Polkorab. Ich erteile es ihr.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Es ist mir ein Anliegen, hier einige Worte zum tatsächlichen Sachverhalt zu sagen: Prof Friedrich Cerha, der wohl bedeutendste lebende österreichische Komponist, und Dr Peter Oswald haben in den Jahren 1992 bis 1999 als Vorsitzender und als Intendant das Klangforum durch konsequente, engagierte Aufbauarbeit an die Weltspitze unter den internationalen Ensembles geführt. In diesen Jahren des Aufbaus hat sich die Stadt Wien an der Finanzierung des jährlichen Budgets mit bis zu 3,8 Millionen S, das sind knapp 13 Prozent des Jahresetats, beteiligt. Andere öffentliche Förderungen betrugen durchschnittlich 17 Prozent des Etats des Spitzenensembles.

Das Klangforum erwirtschaftete jährlich eine Eigendeckung von 70 Prozent seines Budgets. Das Klangforum war damit nicht nur künstlerisch, sondern auch wirtschaftlich eine der erfolgreichsten Kulturinstitutionen Wiens und der Republik Österreich. In acht Aufbaujahren wurden Schulden von insgesamt rund 3,4 Millionen S akkumuliert. Das bedeutet einen jährlichen Deckungsfehlbetrag von weniger als 1,5 Prozent des Budgets.

Dieser Schuldenstand per 31.12.1999 wurde vom neuen Intendanten Dr Sven Hartberger übernommen. In einer öffentlichen Dokumentation wies er auf die beschämende Einkommenssituation der Ensemblemitglieder sowie auf die gesundheitsschädigenden Probenbedingungen, unter denen das Ensemble zu arbeiten hat, hin. Diese Dokumentation, die selbstverständlich auch von den Gemeinderäten der FPÖ hätte studiert werden können, wenn sie nur das leiseste Interesse für Tatsachen aufbringen würden, enthält außer der Darstellung der aktuellen Situation auch präzise und nachvollziehbare Grundlagen für eine wirtschaftliche Führung und eine ausgeglichene Bilanz für die Vertragsperiode bis Dezember 2003. Diese Dokumentation weist einen jährlichen Finanzbedarf eines internationalen Spitzenensembles für neue Musik von rund 2 662 000 EUR nach. Die Bundesförderung beliefe sich auf knapp 39 Prozent, die Eigenwirtschaftlichkeit des Klangforums beliefe sich auf 60 Prozent. Lediglich 19 Prozent des Gesamtbudgets würden davon auf die Stadt Wien entfallen. 

Der Beirat beim BKA-Kunst hat Staatssekretär Franz Morak eine Erhöhung der Förderung durch den Bund dringend empfohlen. Trotz dieser Empfehlung ist Morak - wie kann es anders sein? - untätig geblieben. Und was das Löcherstopfen betrifft, da war StR Marboe Weltmeister. 

In den Jahren 2000 und 2001 wurde die Förderungssumme durch die Stadt Wien auf 5 Millionen S erhöht. Damit war natürlich der Schuldenabbau nicht möglich, aber die versprochene ausgeglichene Bilanz ist vom Klangforum eingehalten worden. Dies zeigt die zuverlässige und seriöse Art und Weise, wie Intendant Dr Sven Hartberger mit Steuermitteln umgeht. 

In den beiden ersten Jahren der Intendanz von Dr Hartberger ist das Klangforum dreimal hintereinander mit dem Preis der deutschen Schallplattenkritik ausgezeichnet worden, hat eine Nominierung für den Royal Philharmonic Society Music Award London erhalten, wurde von internationalen Medien wie der "New York Times", der "Neuen Zürcher Zeitung", der "Süddeutschen Zeitung" und der London "Times" als Europas führendes Solo-Ensemble bezeichnet und hat begeisterte Akklamation durch Fachkritiker in Italien, Spanien, Frankreich, England, Deutschland und der Schweiz erfahren. In Wien hat sich das Abonnementpublikum verdreifacht. Die heimischen Medien zeugen vom hohen Stellenwert des Ensembles, das den Namen der Stadt Wien führt und damit auf der ganzen Welt einen wesentlichen Beitrag zum guten Image Wiens leistet. 

Es ist wieder einmal typisch FPÖ, ein hervorragendes Ensemble mies zu machen und ihm Unseriosität vorzuwerfen, anstatt mit der Bundesregierung Kontakt aufzunehmen, um Förderungsmittel flüssig zu machen. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind stolz auf das Klangforum Wien und werden alles daransetzen, damit die finanzielle Situation sichergestellt ist. Die beantragte Teilentschuldung in der Höhe von 73 000 EUR ist der richtige Weg dorthin. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Weil Kollege Pfeiffer in einem Zwischenruf gemeint hat, viele Musiker müssten nun einmal nebenbei Taxi fahren, möchte ich vorschlagen, dass vielleicht Kollege Marboe oder Kollege Salcher Herrn Pfeiffer einmal darüber informieren, um welche Musiker es sich hier handelt. Das sind nämlich nicht irgendwelche Musiker, sondern das sind Weltklassemusiker! Das ist ein Orchester, ein Klangkörper, wie sie sich selbst nennen, von Weltrang und ist auf eine Ebene zu stellen mit den Wiener Philharmonikern und den Wiener Symphonikern. Es würde auch niemand auf die Idee kommen zu sagen: Die Symphoniker oder die Philharmoniker verdienen ein bisschen zu wenig, sie sollen halt nebenbei Taxi fahren. - Sie wissen, was ich meine. Helfen Sie Herrn Kollegen Pfeiffer diesbezüglich einmal ein bisschen auf die Sprünge!

Vielleicht ist irgendwann auch einmal Zeit, sich anzuschauen, wie Proben dieses Orchesters ablaufen. Es ist ja nicht so, dass die sich treffen, weil um 17 Uhr jemand anruft und sagt: "Heute am Abend spielen wir." Bei der Musik, die das Klangforum aufführt, handelt es sich vorwiegend um Welturaufführungen. So etwas muss man sich mühsamst und lange erarbeiten, weil das auch eine überaus komplizierte Musik - nicht nur zum Zuhören, sondern auch zum Spielen - ist. Das erfordert mehr als einen achtstündigen Probentag. Noch dazu finden die Proben in schwierigsten räumlichen Verhältnissen statt. Es ist ja bekannt, dass wir als Stadt Wien derzeit bemüht sind, auch eine Lösung für den Probenraum des Klangforums Wien zu finden, und ich bin sehr optimistisch, dass wir das in der nächsten Zeit auch umsetzen werden. 

Um ihre wirkliche Spitzenqualität als Musiker - in Wirklichkeit sind alle Musiker des Klangforums in der Qualität von Solisten und nicht von Orchestermusikern -, um diesen Standard aufrechtzuerhalten, bedarf es eines Fulltime-Jobs aus Proben- und Konzerttätigkeit, und daher ist es notwendig, das Klangforum finanziell ausreichend auszustatten. 

Der derzeitige Kulturstadtrat ist am besten Weg, das Klangforum finanziell dorthin zu führen, dass es einigermaßen ausgeglichen bilanzieren kann. Die heutige Teilentschuldung ist in Wirklichkeit auch eine Lösung von Problemen, die einige Jahre zurückliegen. 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Kollege Pfeiffer hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. (GRin Renate Winklbauer: Nach dem Berichterstatter?!)

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Natürlich darf ich zum Berichterstatter eine tatsächliche Berichtigung machen! 

Ich habe nicht gemeint, dass die Musiker unserer Stadt Taxifahrer sein müssen. Das haben Sie mir jetzt unterstellt, und das ist nicht anständig, wenn Sie das als Berichterstatter tun. 

Ich habe nur gefragt: Ist das das einzige Einkommen? - Mehr habe ich nicht gefragt. Daraufhin hat Frau Kollegin Ringler gemeint, da würden dann McJobs et cetera entstehen, weil sie dann nebenbei - weiß ich - Geschirr abwaschen oder Taxi fahren oder Sonstiges tun müssten. - Ich habe das nicht gesagt! - Das zum Ersten.

Und zweitens - das wissen Sie selbst ganz genau - sind die meisten Musiker bei sehr vielen unterschiedlichen Ensembles beschäftigt und das jeweilige Einkommen ist zumeist nicht das einzige Einkommen, das sie haben. 

Und das war, was ich wollte: Ich wollte mit meiner Frage die Art Ihrer Darstellung hinterfragen. - Dass Sie mir da zusätzlich etwas unterstellen, das wollte ich damit nicht erreichen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der Herr Berichterstatter hat sich noch einmal zum Wort gemeldet. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich möchte auch noch eine Richtigstellung zur Richtigstellung anbringen: Ich habe schon auszuführen versucht, dass die Qualität der Musiker des Klangforums Wien nur zu halten ist, wenn man den ganzen Tag dort arbeitet. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben ja keine Ahnung, wovon Sie reden!) Es besteht da ein Unterschied zu den so genannten Telefonorchestern, die eben um 17 Uhr zusammentelefoniert werden und dann spielen. Die spielen wirklich verschiedene Jobs, das ist dort auch möglich. Nur: Bei der musikalischen Leistung, die die Musiker des Klangforums erbringen, ist es einfach nicht möglich, nebenbei einen Job auszuüben - weder als Taxifahrer noch als Musiker in einem anderen Ensemble. Daher muss das Klangforum Wien entsprechend finanziell ausgestattet werden und wir sind auf dem besten Weg dorthin. (GR Gerhard Pfeiffer: Das stimmt nur leider nicht! Das ist falsch, was Sie sagen!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir kommen nun zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 26 (01416/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Gesellschaft bildender Künstler Österreichs, Künstlerhaus. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Themel, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Ich ersehe nun aus meinen Aufzeichnungen, dass es keine Wortmeldungen mehr dazu gibt. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Ich nehme auch nicht an, dass die Berichterstatterin noch ein Schlusswort wünscht.

Daher kommen wir zur Abstimmung. 

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 26 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 28 (01424/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für die Sommerkinoveranstaltungen im Jahr 2002. 

Berichterstatterin ist Frau GRin Vitouch. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Ihre Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte diesen Akt ganz kurz nützen, um auf ein Problem zu sprechen zu kommen, das uns in diesem Haus auch schon des Öfteren begegnet ist. - Wir begrüßen es im Übrigen natürlich sehr, dass es Geld für die Freiluftkinos in dieser Stadt gibt. Das ist, glaube ich, eine feine Sache. Ich selbst bin ja sehr oft und sehr gerne Besucherin der verschiedensten Freiluftveranstaltungen. 

Ganz kurz aber zu einer nicht im Freien stattfindenden Kinoangelegenheit, dem Filmmuseum. Ich möchte an dieser Stelle noch einmal darauf hinweisen, in welcher äußerst schwierigen Lage sich das Filmmuseum derzeit befindet - wir haben bei der letzten Sitzung des Gemeinderats schon darüber gesprochen. Das Filmmuseum bricht in sich zusammen, während die Albertina gerade saniert wird, und jetzt ist der Zeitpunkt, um dem Filmmuseum unter die Arme zu greifen, um die lang anstehende Sanierung zu ermöglichen - jetzt deshalb, weil es später wesentlich mehr kosten wird. Im Sinne der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler muss es also, wenn wir uns einig darüber sind, dass das Filmmuseum eine ungeheuer wichtige Institution in dieser Stadt ist, möglich werden, dass die Sanierung in diesem Sommer zusammen mit der Sanierung der Albertina vorgenommen wird, denn sonst wird sich der Betrag, der dafür notwendig ist, mindestens verdoppeln oder verdreifachen. 

Nach meinen Informationen ist es nun so, dass es eine grundsätzliche Willenserklärung des Herrn Stadtrats gibt, dem Filmmuseum zu helfen, wenn - und das ist der wichtige Punkt - der Bund auch einen Anteil an diesen Sanierungskosten trägt. Wir begrüßen das, allerdings möchte ich doch zu bedenken geben: Was passiert denn, wenn der Bund nun nicht einspringt? - Ich hielte das für eine äußerst problematische Situation, die sich da entwickeln würde. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was heißt "einspringt"?) - Der Bund springt nicht ein, sondern der Bund würde sich diese Kosten dann mit der Stadt Wien teilen, und das wäre ja auch gut so. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist ein Bundesgebäude!) - Ich möchte festhalten, dass wir gerade eben 32 Millionen S für die Sanierung der Albertina beschlossen haben - Kollege Salcher hat schon gesagt: aus dem laufenden Budget. Wenn Sie sagen, Herr Stadtrat, wir haben ohnedies gerade 30 Millionen S für die Albertina ausgegeben, dann kann ich nur sagen: Vielleicht hätten wir sie besser auch für das Filmmuseum ausgeben können. 

Ich richte daher einerseits noch einmal einen Appell an den Bund, sich hier zu beteiligen, an das Wirtschaftsministerium, an Frau Ministerin Gehrer, an Herrn Staatssekretär Morak, diese Institution zu unterstützen, wende mich aber andererseits auch an Sie, Herr Kulturstadtrat, mit der dringenden Bitte, diese Verantwortung wahrzunehmen und sicherzustellen, dass uns das Filmmuseum auch in den nächsten Jahren und Jahrzehnten noch ganz besondere Kinoerlebnisse schenken kann. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Elisabeth Vitouch: Ich möchte ganz kurz auf meine Vorrednerin eingehen: Soweit ich informiert bin, wurde die Subvention an das Filmmuseum aufgestockt, erhöht. Von den 5 Millionen S sind 2 zur Entschuldung vorgesehen, 3 stehen zusätzlich zur Verfügung. Nun ja, und was die 30 Millionen vom Bund betrifft, da hüpfen wir einfach alle nicht drüber!

Ich möchte an diesem Punkt gleich anschließen, denn es ist in den letzten Tagen etwas, wie ich meine, doch sehr Skandalöses passiert: Sie kennen wahr-scheinlich alle das Österreichische Filminstitut - man könnte sagen, das ist der Subventionsgeber, der den Wiener Film Fonds auf Bundesebene ergänzt. Dieses hat eine Art Aufsichtsrat, ein Kuratorium. Dieses Kuratorium hat unter anderem die nicht unwichtige Aufgabe, die Subventionsrichtlinien, die Vergabe- und Förderrichtlinien festzulegen. Klarerweise sind in diesem elfköpfigen Kuratorium Fachleute vertreten, die auch von den einzelnen Fachgruppen, von den Filmschaffenden, nominiert werden. Von den Regisseurinnen und Regisseuren über Drehbuchautoren bis hin zum Kameramann, zur Kamerafrau sind in diesem Kuratorium alle vertreten.

Die Filmschaffenden haben entsprechende Vorschläge für die Besetzung dieses elfköpfigen Kuratoriums gemacht, nur wurden diese dezidierten Vorschläge nicht in einem einzigen Fall akzeptiert, sondern das Kuratorium wurde mit großteils branchenfremden Personen besetzt! - Ich weiß nicht, was Sie davon halten. Ich habe mich erkundigt und es hat geheißen, das hätte der Herr Bundeskanzler persönlich gemacht. Ich nehme an, es war sein Kunstbüttel. Jedenfalls denke ich, dass man hier drübergefahren ist (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist Berichterstattung?), so wie die Ministerin Gehrer bei den Universitäten. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist keine Berichterstattung!) Ich habe das Schlusswort! (GR Gerhard Pfeiffer: Einen Staatssekretär als einen "Kunstbüttel" zu bezeichnen, das ist wirklich unglaublich!) Ich erstatte Bericht zu der derzeitigen Situation. (GR Dr Matthias Tschirf: Dazu sind Sie offensichtlich nicht imstande! - GR Godwin Schuster: Nicht aufhalten lassen! Nicht aufhalten lassen!) Ich erstatte Bericht über die Aktionen des Bundes in Sachen Kunstförderung, denn die wurden hier eingefordert! (GR Gerhard Pfeiffer: Zum Geschäftsstück!) 

Zum Geschäftsstück, was das Sommerkino betrifft, kann ich etwas sehr Positives sagen, nämlich dass dieses diesmal weitgehend dem österreichischen Film gewidmet ist, und auf diesem Gebiet ist ja, weil die Förderung der Stadt Wien zum Glück greift, wieder jede Menge Erfolg zu verzeichnen. 

Es sind nicht nur weitere acht Filme aus Österreich demnächst, ab Mitte Mai, in Cannes im Rennen - zwar nicht im offiziellen, aber in der Woche der Filmkritik zum Beispiel. Ich zähle diese Filme jetzt nicht auf, man kann sie überall im Internet nachlesen. 

Weiters kann ich berichten, dass die St Balbach Art Produktion im Rahmen des Sommerkinos, dessen Förderung wir hier beschließen, das Thema des Volkskinos dem österreichischen Film widmet und dass sich auch das Filmarchiv Austria anlässlich seines Fünfjahresjubiläums dem neueren österreichischen Film widmet. Sie haben auch eine Auslastung von 80 Prozent. Man kann also, denke ich, sagen, dass die Förderung gegriffen hat und dass das die richtige Politik ist. 

Auch die AfterImage Productions, also das "Kino unter Sternen", das alle gerne besuchen, hat - in diesem Fall alte - österreichische Filme. Das kann ich nur empfehlen. Darunter sind Schmankerln wie "Die Vier im Jeep", "Der dritte Mann" oder zum Beispiel die "Liebelei" von Max Ophüls.

Das zum Sommerkino. Nicht zu vergessen ist auch das Filmfest auf dem Monte Laa, das wegen des großen Erfolgs auf fünf Tage prolongiert wurde. 

Das sind die positiven Dinge. Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Berichterstatterin, für das umfangreiche Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 (01429/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Österreichische Gesellschaft für Zeitgeschichte. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet hat sich Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Wir GRÜNE freuen uns, dass die Wehrmachtsausstellung nach Wien gekommen ist, dass sie in Wien gezeigt werden kann, und wir werden selbstverständlich der Subvention für die Durchführung des Symposions "Verbrechen der Wehrmacht" zustimmen. 

Lassen Sie mich aus gegebenem Anlass, aus Anlass der Vorkommnisse der vergangenen Wochen, kurz darauf eingehen, weshalb eine solche Ausstellung in Wien - und gerade auch in Wien, gerade in Österreich - sehr sinnvoll ist: Für ein Land, das Verantwortung für das, was im Zweiten Weltkrieg passiert ist, trägt, ist natürlich die Aufarbeitung nicht immer eine leichte Angelegenheit. Ich lebe nun seit 16 Jahren in Wien und in diesen 16 Jahren bin ich immer wieder mit drei Mythen, drei Legenden im Zusammenhang mit dieser Aufarbeitung konfrontiert gewesen. - Das ist übrigens ein üblicher Prozess: Wann immer Aufarbeitung schwierig ist, schmerzhaft ist, neigt man dazu, Legenden zu bilden und diese sich selbst und anderen zu erzählen, um einen Teil der Schuld, die einen selbst oder die eigenen Lieben trifft, besser bewältigen oder vielleicht auch leugnen zu können.

Erster Mythos: "Nichts wissen." - Ganz, ganz häufig wird man damit konfrontiert, dass insbesondere die Kriegsgeneration behauptet, nichts gewusst zu haben, nichts mitbekommen zu haben von dem, was im Zweiten Weltkrieg auch in dieser Stadt, und ganz besonders in dieser sehr, sehr jüdischen Stadt, die sie einmal war, passiert ist.

Der zweite Mythos ist der Mythos "Danke, Opa!", der Mythos, alle Verbrechen im Zweiten Weltkrieg wären mehr oder weniger von der SS begangen worden, sie wären von der SS verschuldet worden. Die Wehrmacht sei anständig gewesen, sie habe sich nichts zuschulden kommen lassen; ja schließlich waren diejenigen, die dort gekämpft haben, eingezogen worden in einen Krieg, für den sie nichts konnten. Sie mussten kämpfen, so auch die vielen, vielen Österreicher, die in diesem grauenhaften Krieg dienen mussten. Daher trifft sie keine Schuld. Die Wehrmacht hat sich in diesem Krieg mehr oder weniger keine Verbrechen zuschulden kommen lassen.

Gerade um diesen sehr schmerzhaften und sehr schwierigen Mythos aufzuarbeiten und aufzuklären, braucht Österreich dringend die Wehrmachtsausstellung. (Ruf: Andere Länder auch!)

Den dritten Mythos - oder Ausweg oder Strategie, wie wir es auch immer nennen wollen - nenne ich: "Nichts passiert." - Das ist das berühmte Geschichtsloch. Es kommt wirklich immer wieder vor, in diversen Repliken, nicht zuletzt auch in der Festveranstaltung, die wir hier in diesem Haus zur Feier des Anlasses "80 Jahre Wiener Landtag" abgehalten haben - wenn ich mir sozusagen hier auch ein Körnchen Kritik an unseren eigenen Veranstaltungen erlauben darf -: Man beginnt, man erzählt Anekdoten, eine Anekdote pro Jahr. Die letzte Anekdote ist zum Jahr 1938. - Schnitt. - Nächste Anekdote: 1945. Dazwischen nichts. Nichts! (GR Johann Hatzl: Das war schlecht!) - Das war schlecht, das sehe ich genauso. Aber ich erwähne das jetzt nicht, um diese Veranstaltung zu kritisieren, sondern weil ich es bezeichnend für einen bestimmten Umgang finde, der in dieser Stadt immer wieder anzutreffen ist und angesichts dessen es notwendig ist - so schmerzhaft es auch immer ist -, zu sagen: Nein, dazwischen war schon etwas! Dazwischen war ein sehr schmerzhaftes Stück Geschichte und es ist die Verpflichtung von uns allen, uns damit auseinander zu setzen.

Das ist also der Sinn dieser Wehrmachtsausstellung. Im Übrigen finde ich gerade solch eine Ausstellung für jeden Einzelnen besonders wertvoll, wenn es um das Gedenken geht, weil sie nämlich etwas ermöglicht, was man sonst bei den offiziellen Gedenkfeiern nicht so leicht tun kann. In den offiziellen Gedenkfeiern gibt es Reden, Kranzniederlegungen, Musik. Da weiß man, worum es geht. In einer Ausstellung, wo man ganz alleine mit sich selbst ist, wo man in Ruhe herumgehen und sich Bild für Bild anschauen kann, wo man sieht, wie es den Menschen ergangen ist und was passiert ist, da ist es viel einfacher, das Grauen zu erleben, sich wirklich in diese Zeit zu versetzen, in sich zu gehen und wirklich zu begreifen, zu fühlen, zu erleben, was passiert ist. Und vielleicht - und da wäre ich sehr froh, wenn das letztlich auch eine Auswirkung dieser Wehrmachtsausstellung in Wien wäre - ermöglicht es dem Einzelnen, nach Hause zu gehen und, so er oder sie es noch nicht getan hat, den eigenen Lieben, den eigenen Verwandten die Frage zu stellen: Was hast denn du im Krieg gemacht?, und über die Antwort, die er bekommt, nachzudenken. Das ist Teil der persönlichen Aufarbeitung.

Wer nicht weiß, was damals passiert ist, oder, schlimmer noch, wer es sehr wohl weiß, aber es leugnet, der begreift natürlich nicht, was es heißt, wenn Nazis am Heldenplatz demonstrieren, wenn Nazis über die Kärntner Straße laufen und Parolen skandieren. Der begreift auch nicht die Aufregung. 

Genau deshalb ist es mir wichtig, heute auch von hier aus noch einmal festzustellen, dass so etwas in Wien absolut unvorstellbar, nicht nur skandalös, sondern geradezu schockierend ist, dass so etwas nie wieder - nie wieder! - in dieser Stadt passieren darf. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 
Ich verstehe, ehrlich gesagt, liebe KollegInnen von der ÖVP und auch von der FPÖ, Ihre Aufregung nicht. Sie möchten offenbar nicht zur Kenntnis nehmen, weshalb das, was passiert ist, derart schmerzhaft ist, sowohl für die Wiener Bevölkerung als auch für uns GRÜNE, als auch für die SPÖ in diesem Haus. (Die GRe Dr Andreas Salcher und Dr Matthias Tschirf: Wieso wir?) Ich werde es Ihnen gleich aufzeigen, aber Sie können sich auch zu Wort melden und das richtig stellen. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, aber Sie haben eine Beschuldigung aufgestellt!) Es würde mich wirklich sehr freuen, wenn Sie erneut die Gelegenheit nutzen würden, hier herauszukommen und sich davon zu distanzieren. 
Man wusste schon, welche Art von Veranstaltung für den Heldenplatz, für diesen historischen Heldenplatz in Wien, angekündigt war. Man hat wider besserem Wissen diese Veranstaltung nicht untersagt. Man hat daraufhin - als wäre das nicht schon schlimm genug - die Kontrolle total verloren: Man hat ermöglicht, dass diese jungen Männer - wahrscheinlich waren es hauptsächlich Männer - und Frauen - wir wollen hier korrekt sein, was die Geschlechter betrifft -, dass diese Menschen über die Kärntner Straße gelaufen sind und Unvorstellbares von sich gegeben haben, wie beispielsweise "Sieg heil!", "Heil Hitler!" et cetera.

Die Polizei hat die Fehler eingestanden. Was aber ist von politischer Seite passiert? - Man hat es nicht bedauert, man hat es nicht verurteilt. Ich habe bis heute von der FPÖ noch nicht gehört, dass sie es verurteilt hätte! Man hat sich nicht entschuldigt, man hat die schweren politischen Fehler, die dazu geführt haben, nicht eingestanden, und man hat - und das ist das, was mich eigentlich am allermeisten schmerzt - nicht festgehalten, dass man dafür sorgen wird, dass so etwas nie wieder passieren wird, dass so etwas in dieser Stadt nicht sein darf, nicht sein kann und niemals wieder sein wird.

Nun ärgert sich Herr Dr Tschirf darüber - zumindest ärgerten Sie sich gestern -, dass wir den Innenminister aufgefordert haben, dass auch der Herr Landtagspräsident den Innenminister aufgefordert hat, etwas einzuhalten, was Sie als selbstverständlich ... (GR Dr Matthias Tschirf: Teil der Rechtsordnung!) - Ja, genau! Ich bin genau Ihrer Meinung! - Dazu muss ich sagen: Es tut mir Leid, aber es ist nachvollziehbar, dass man ihn dazu auffordern muss, dass er es einhält (GR Dr Matthias Tschirf: Der Innenminister hält alles ein!), weil der Herr Innenminister sich bedauerlicherweise einen großen Fehler geleistet hat (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt nicht!), indem er diese Veranstaltung nicht untersagt hat. Es geht darum, dass wir nicht wollen, dass so etwas wieder passiert. Es tut uns daher sehr Leid, denn auch wir sind traurig darüber, dass wir ihn dazu auffordern müssen, darauf zu achten, dass etwas, was eigentlich selbstverständlich ist, eingehalten wird, aber wir sehen uns dazu gezwungen, und darum möchten wir ihn dazu erneut auffordern. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Für uns ist die Einhaltung eine Selbstverständlichkeit!) 
Verehrte Damen und Herren! Abschließend: Einen Gefallen möchte ich Ihnen von dieser Stelle aus tun, gerade den Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ, die uns so vehement aufgefordert haben, uns von der Gewalt auf der Gegendemo zu distanzieren. (GR Johann Hatzl: Nein, die haben was anderes gesagt heute!) Ich möchte Ihnen nur den einen Gefallen tun, indem ich sage: Jawohl, ich habe überhaupt kein Problem damit, mich von dieser Stelle aus von jeder Form von Gewalt zu distanzieren, auch von jener, zu der es auf welcher Demo auch immer kommt, auch von der Gewalt, zu der es auf dieser Demo gekommen ist, denn Gewalt, wann und wo immer sie vorkommt, ist bedauerlich und abzulehnen.

Aber - und das ist der Punkt, um den es geht -: Wenn man sich von der Gewalt auf dieser Demo distanziert, distanziert man sich bei weitem und noch lange nicht von dem Grund, weshalb diese Demo stattgefunden hat. Diese irre Hatz gegen politische Gegner, gegen Politiker, die bei dieser Demo waren, und diese Verleumdung dieser Tausenden von Menschen, die an dieser Demo teilgenommen haben - das waren Schüler, Angestellte, Beamte, das waren Wienerinnen und Wiener, die nicht ertragen konnten, dass Neonazis am Heldenplatz eine Kundgebung abhalten -, und dieser Versuch, all diese Menschen zu kriminalisieren, ist nichts anderes als der Versuch, der erbärmliche Versuch, zu vertuschen, weshalb diese Demo stattfinden musste. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Da wir nun also alle wissen, weshalb diese Demo überhaupt stattfinden musste, nämlich als Protest dagegen, dass Nazis am Heldenplatz aufmarschieren, so muss ich Sie von dieser Stelle aus fragen: Wo waren Sie eigentlich, als diese Demo stattfand? (Ruf bei der SPÖ: "Einkaufen"!) Einkaufen? Warum waren Sie nicht bei dieser Demo? Warum haben wir Sie dort vermisst? (Ruf bei den GRÜNEN: Nein, "vermisst" haben wir Sie nicht!) Doch - im Rahmen der demokratischen Welt, der wir alle angehören! Ich hätte mich wahnsinnig gefreut, auch nur einen von Ihnen dort zu begrüßen, der mit uns gemeinsam protestieren will. Da waren Sie nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nun, das eine sage ich Ihnen: Ich war bei vielen Demonstrationen dabei in meinem Leben und ich werde hoffentlich noch bei einigen mitmachen. Aber ich kann Ihnen sagen, wofür ich immer demonstriert habe: Ich habe demonstriert für den Frieden, ich habe demonstriert für Solidarität und Menschenrechte, ich habe demonstriert für Freiheit und Demokratie. - Ich hätte gerne gewusst, wofür Sie demonstrieren, was Sie auf die Straße bringt. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm. (Ruf bei der SPÖ: ... wir eine Distanzierung hören!)

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mit Freude zur Kenntnis genommen, dass sich die Frau Stadträtin namens der grünen Fraktion von Gewalt distanziert. (GRin Mag Sonja Wehsely: Distanzieren Sie sich einmal ...!) Ich distanziere mich ebenfalls von jeglicher Gewalt, da sind wir vollkommen einer Meinung. (Ruf bei der SPÖ: Und von den Neonazis?) Demonstrationen mit Gewalt, davon distanziere ich mich, und ich distanziere mich auch von Demonstrationen, die gegen das Gesetz verstoßen, gegen das NS-Verbotsgesetz oder gegen welches auch immer. Damit habe ich nichts zu tun, damit haben wir nichts zu tun. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Und wenn es zu so etwas kommt, dann ist die Polizei aufgefordert, einzuschreiten, und soviel ich weiß, war der Polizeipräsident Schnabl permanent anwesend und ... (GR Godwin Schuster: Der ist kein Präsident!) Also gut, jedenfalls ein hoher Polizeioffizier, der sehr großes Interesse, soviel man weiß, ... (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei der FPÖ.) Herr Schnabl war jedenfalls anwesend, in Zivil anwesend, und ich nehme an, dass er weiß, wann das Verbotsgesetz überschritten wird, und dass er dann einschreitet - aber so viel zum 8. Mai.

Ich repliziere jetzt noch ganz kurz, weil mir heute hier einiges vorgehalten wurde, namentlich von der grünen Fraktion, und als Beweis das Internet herangezogen wurde. - Ich habe mir erlaubt, auch im Internet nachzusehen. Herr Kollege Ellensohn, ich habe als Suchbegriffe "David Ellensohn", "Nazi" und "Österreich" eingegeben und habe 2 612 Ergebnisse bekommen. (Oh-Rufe bei der FPÖ.) - Sie werden jetzt vielleicht sagen: Das ist aber im Zusammenhang mit Widerstand gegen Nazis. Ich habe dann eingegeben: "David Ellensohn", "Anarchie" und "Österreich", und ich erhielt 2 555 Ergebnisse (Weiterer Oh-Ruf bei der FPÖ.), und die meisten Ergebnisse bekam ich bei "David Ellensohn", "Gewalt" und "Österreich": 2 903! - Wenn Sie das auch so seriös gemacht haben wie ich (Zwischenruf der GRin Marie Ringler.), dann können wir uns ja treffen. 

Mittlerweile habe ich die Wehrmachtsausstellung besucht. Sie ist uns ja entgegengekommen. Wir haben die Möglichkeit, sie jetzt in Wien zu sehen. Insofern muss ich Ihnen Recht geben, Frau StRin Vassilakou: Es ist richtig, man geht in eine Ausstellung, man hat die Möglichkeit, dort Dinge zu sehen, darüber nachzudenken, sie zu verinnerlichen, und so gesehen ist jede Ausstellung sicherlich interessant. - Das Besondere an dieser Ausstellung ist, dass sie vom Titel her bereits eine Provokation ist und eine Schlussfolgerung nahe legt, die in der Ausstellung nicht einmal wirklich dokumentiert wird. Gleich am Beginn der Ausstellung wird sozusagen als Vorwort, und auch im Katalog als Einleitung festgestellt, dass die Wehrmacht ein verbrecherisches Vorgehen als solches an den Tag gelegt hat. Und damit sind natürlich die Teilnehmer, die am Ostfeldzug teilgenommen haben, in einem verbrecherischen Vorgehen verhaftet. Das haben ihnen nicht einmal die Nürnberger Prozesse nachgesagt! Das haben auch die SPÖ und die GRÜNEN nicht impliziert, insofern als sie ja der kleinen Wiedergutmachung an jene Opfer, die in der Sowjetunion in Kriegsgefangenschaft waren und deportiert waren, zugestimmt haben. - Genau den Vorwurf der Beteiligung an einem Verbrechen macht aber die Ausstellung, allein schon durch diese Verkürzung. 

Auch in der Ausstellung selbst stellt man, wenn man sie aufmerksam studiert, fest, dass das, was ich schon das letzte Mal erwähnt habe, nämlich Manipulation durch Weglassen, massiv vorhanden ist. Es ist auch in den zusammenfassenden Texten oft eine Verfälschung enthalten und daher entsteht auch hier wieder der Eindruck - und dieser Eindruck wurde auch verstärkt -, dass eine Tendenz wiedergegeben und ein Beweis erbracht werden soll. Eine Ausstellung, die eine Tendenz haben und einen Beweis erbringen soll, ist nicht wissenschaftlich. (Ruf bei den GRÜNEN: Das weiß er?) 

Ich habe mir auch am letzten Montag im Rahmen der "Wiener Vorlesungen" den Vortrag des Vorsitzenden der Historikerkommission zur Wehrmachtsausstellung, Prof Dr Hans Mommsen, angehört. - Es war leider kein anderer Gemeinderat anwesend. Ich hatte mir gedacht, dass sich, weil diese Ausstellung ja jetzt hier so ein wichtiges Thema ist, vielleicht auch jemand anderer anhören würde, was derjenige zu sagen hat, der sozusagen als deren Kopf dahinter steht. - Dieser Vortrag hat mich dann in meiner Meinung noch zusätzlich bestärkt. Er hat ganz gut begonnen, aber je mehr er dann zu den Verbrechen und zum Ostfeldzug der Wehrmacht selbst gekommen ist, desto allgemeiner ist er geworden, und er hat zum Teil auch Gemeinplätze losgelassen. Dann wurde Prof Mommsen im Rahmen der Diskussion dreimal aus dem Publikum - und zwar nicht von irgendwelchen Provokateuren, sondern allen Ernstes einfach aus Interesse - gefragt: Wie hoch war denn der Anteil der Wehrmachtsangehörigen an Verbrechen - das ist doch die entscheidende Frage, wenn man eine Aussage in Form des Titels "Verbrechen der Wehrmacht" trifft? Wie hoch war er denn? - Er hat dazu dreimal Wortmeldungen abgegeben, die man nicht als Antworten bezeichnen kann. Er ist überhaupt nicht darauf eingegangen. Es war erschreckend, dass das der Fachmann sein soll, der jetzt durch die ganze Bundesrepublik Deutschland und durch Österreich reist und erklärt, wie die Geschichte ausgeschaut hat, und der auch will, dass sie ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da haben Sie aber absichtlich weggehört!) Nein, ich habe nicht absichtlich weggehört, Herr Stadtrat. Sie waren zu diesem Zeitpunkt nicht mehr anwesend. Sie können mir nicht vorhalten, was ich nicht gehört habe. Er hat es drei Mal ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich habe die Antworten gehört!) Ja, aber er hat drei Mal nicht geantwortet! Er hat gesagt, allgemein ist die Wehrmacht als Institution eingebunden gewesen - aber die Frage war ja: wie viele der Wehrmachtsangehörigen waren an so etwas beteiligt? - Also, Herr Stadtrat, nicht böse sein! Ich habe mich sehr konzentriert - ich weiß nicht, ob Sie auch so konzentriert zugehört haben, wenn Sie nicht anwesend waren und vielleicht nur irgendwo am Lautsprecher mitgehört haben - und kann daher sagen: Er hat jedenfalls nicht dezidiert darauf geantwortet. - Sie waren am Anfang anwesend, Sie haben die Begrüßung vorgenommen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich war bis zum Schluss anwesend!) Am Schluss habe ich Sie nicht gesehen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist Ihr Problem!) Gut. Er hat jedenfalls nicht dezidiert darauf antworten können. Wenn der Herr Stadtrat eine Zahl weiß, dann wird er sie uns sagen, aber ich nehme an, er hat auch keine gehört. (Ruf bei der SPÖ: Ist das für Sie wirklich so interessant?)

Aber besonders perfid ist etwas, was ursprünglich als besonders objektiv dargestellt wurde. Das ist die Darstellung des Bereichs der Handlungsspielräume. - Kollege LUDWIG hat das auch bereits in seinem ersten Vortrag erklärt. Es wird also dargestellt, dass sich unterschiedliche - in diesem Fall - Offiziere der deutschen Wehrmacht unterschiedlich verhalten haben. - So weit, so gut. Es wird aber damit in Wirklichkeit suggeriert, dass all jene, die nicht zu Helden geworden sind, weil sie Befehle verweigert haben, letztlich sehr wohl Verbrecher sind, denn sie hätten ja die Möglichkeit gehabt, sich anders zu verhalten. - Das ist das Ergebnis der Darstellung betreffend die Handlungsspielräume.

Und damit komme ich nun auch zur Gegenwart, um aufzuzeigen, was hier auf der einen Seite der Kriegsgeneration abverlangt wird und was andererseits Angehörige der heutigen Generation - und gerade jene, die das so besonders einfordern - nicht zu geben bereit sind: 

Da hätte in Simmering im März eine Ausstellung über Tibet stattfinden sollen, über Künstler aus Tibet, aber natürlich auch über den Völker- und Kulturmord in Tibet. Zwei Tage vor Beginn der Ausstellung wurde diese vom BV Brix, SPÖ, abgesagt, weil es technische Probleme im Museum gibt. Auch die Eröffnungsveranstaltung selbst im Amtshaus konnte nicht stattfinden, weil es zufällig dort auch technische Probleme gab. Das heißt, die Ausstellung durfte nicht stattfinden. - Eigenartig: Es waren Prominente eingeladen, die bei der Eröffnung auch vortragen hätten sollen. Es war verwunderlich: Warum das Ganze? 

Dann stellt sich heraus, dass wenige Tage später eine Delegation der SPÖ-Simmering nach Peking fliegt - mit dabei auch Landtagspräsident Hatzl, SPÖ-Obmann von Simmering, und auch BV Brix -, um dort mit einem Pekinger Arbeiterbezirk einen Kooperationsvertrag abzuschließen. (Ruf bei der FPÖ: Über was?)

Das heißt: Offensichtlich - denn die technischen Probleme zwei Tage vorher an zwei verschiedenen Orten, die glaubt niemand - war es in der heutigen Zeit zwei SPÖ-Politikern, zumindest den maßgeblichen in Simmering, wichtiger, in Peking nicht darauf angesprochen zu werden, in ihrem eigenen Bezirk eine Ausstellung abzuhalten, die die Menschenrechtsverletzungen in Tibet, den Völkermord, den Kulturmord zeigt. Obwohl hier überhaupt keine Gefahr an Leib und Leben oder sonst irgendetwas gegeben war, nicht einmal an Vermögen, war hier offenbar der Heldenmut nicht groß genug. Daran sieht man, dass gerade jene, die mit dem moralisierenden Zeigefinger auf die Vergangenheit weisen und Personen aus dieser Vergangenheit verurteilen, heutzutage nicht einmal bereit sind, die gegenwärtigen Menschenrechtsverletzungen und den gegenwärtigen Völkermord zu verurteilen und dagegen zumindest in einem bescheidenen Ausmaß aufzutreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es bleibt zu sagen, dass wir Freiheitliche uns auch in Zukunft um das Ansehen der Kriegsgeneration kümmern werden und sie vor pauschalen und übertriebenen Angriffen in Schutz nehmen werden. Wir halten uns insofern vielmehr an das, was der Salzburger Historiker Fellner treffend mit folgenden Worten ausgedrückt hat: "Wir sollten uns hüten, die selbstgerechte Überheblichkeit der Nachgeborenen zum Maßstab des historischen Urteils werden zu lassen." (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hatzl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Es ist richtig, dass eine Eröffnung einer Tibetausstellung, so wie berichtet, aus technischen Gründen abgesagt wurde. 

Es ist nicht richtig, dass vom Bezirksvorsteher eine Ausstellung abgesagt wurde. 

Wahr ist vielmehr, dass jene Person, die einen Gutteil der Gegenstände für die Ausstellung zur Verfügung gestellt hat, dem Bezirksvorsteher mitgeteilt hat: Wenn es die Eröffnungsveranstaltung nicht gibt, zieht er seine Gegenstände aus der Ausstellung zurück. Daher ist die Ausstellung nicht mehr möglich gewesen. Das hat mit der Chinareise überhaupt nichts zu tun. 

Und das Zweite: Wahr ist vielmehr, wenn man sich meine Erklärungen und Hinweise auch im Zusammenhang mit China und Tibet nur ein bisschen zu Gemüte führt, dann weiß man, dass auch das, was zuvor behauptet wurde, in diesem Zusammenhang nicht eingebracht werden kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster ist Herr GR Dr Michael LUDWIG zum Wort gemeldet. Ihm verbleibt bis 16 Uhr noch eine Redezeit von gut 6 Minuten. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte kurz noch anschließen an das, was Herr GR Hatzl hier in Bezug auf seine Haltung zu Tibet gesagt hat. Wenn Sie, Kollege STEFAN, sagen, man muss den Mut haben, gegen Völkermord aufzutreten, gerade auch in der Gegenwart, und gegen Diktatoren, die ihre eigene Bevölkerung unterdrücken und Minderheiten in ihrem Land verfolgen und zum Teil ermorden, dann würde ich Sie bitten, das einfache Parteimitglied Ihrer Bewegung darauf aufmerksam zu machen. Vielleicht kann man ihn, wenn er das nächste Mal einem Tyrannen und Diktator die freundlichsten Grüße des österreichischen Volks überbringt, daran erinnern, dass er auch die Chuzpe haben sollte, sich beispielsweise gegen den Völkermord im Irak auszusprechen. - Also wenn Sie uns solche Vorschläge machen, bitten wir Sie, das auch in der eigenen Partei zu beherzigen. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir Sozialdemokraten werden dem vorliegenden Akt auf jeden Fall zustimmen. Es geht in diesem Akt darum, dass die Österreichische Gesellschaft für Zeitgeschichte gemeinsam mit dem Institut für Zeitgeschichte der Universität Wien ein Symposion in Begleitung zur Ausstellung "Verbrechen der Wehrmacht" durchführt. Und in der Tat ist das auch eine gute und richtige Maßnahme, damit ein Thema, das sehr stark emotionalisiert ist, wissenschaftlich bearbeitet werden kann und hier gemeinsam über die Vergangenheit unseres Landes und auch vieler Menschen unseres Landes diskutiert werden kann. Diese Emotionalitäten gibt es nicht erst seit der so genannten Wehrmachtsausstellung, diese Emotionalitäten hat es schon im Präsidentschaftswahlkampf gegeben, in dem vor allem die Frage, welche Rolle der Wehrmachtsoffizier Waldheim gespielt hat, in der österreichischen Bevölkerung ein Thema war. Von da her ist es richtig zu versuchen, Emotionen, die es in unserem Land gibt, auch wissenschaftlich zu bearbeiten, sie auch zu prüfen, verschiedene Standpunkte einfließen zu lassen und sich auch anzusehen, wie nicht nur die Generation, die damals diese Schrecknisse des Naziregimes erleiden musste, damit umgeht, sondern wie auch nachfolgende Generationen mit dieser Geschichte umgehen, und auch, welche Lehren man aus dieser Geschichte ziehen kann. 

Sicher keine richtige Konsequenz aus diesen Lehren ist es beispielsweise, den Jugendgerichtshof zu schließen, eine Einrichtung, die sich vor allem auch darum kümmert, Skinheads oder Menschen, die ein besonderes Aggressionspotenzial haben, zu betreuen. Auch da, denke ich, gibt es Möglichkeiten, auch in der Gegenwart darüber nachzudenken, wie man den heutigen Generationen diese Situationen ersparen kann. 

Die so genannte Wehrmachtsausstellung ist erfreulicherweise sehr gut besucht. Es sind in den ersten zwei Wochen rund 9 500 Personen in die Ausstellung gekommen. Rund 3 900 haben Führungen besucht, davon 3 540 Schülerinnen und Schüler in insgesamt 180 Schulklassen. 

Und in diesem Zusammenhang gibt es schon ein großes Anliegen: Da Sie sagen, dass sich gerade auch die heutige Generation kritisch mit der Ausstellung auseinander setzen soll - ich bin immer dafür, sich kritisch mit allem auseinander zu setzen, auch mit Ausstellungen, und gerade auch mit historischen Ausstellungen -, ist es mir umso unverständlicher, dass das Bildungsministerium einem Ansuchen der Ausstellungsgestalter, die Führungen für Schulklassen finanziell zu unterstützen, nicht nachgekommen ist, obwohl den Ausstellungsgestaltern das in Aussicht gestellt wurde und dann erst sehr knapp vor der Ausstellung, im März, vom Bildungsministerium abgesagt wurde. Da hätte ich eine große Chance gewittert, auch Schulklassen, Schülerinnen und Schüler, mit der Ausstellung und mit einem Teil unserer Geschichte zu konfrontieren. 

Dass man auch einen anderen Weg gehen kann, hat Herr StR Dr Mailath-Pokorny sehr gut bewiesen, indem die Möglichkeit geschaffen wurde, dass Schulklassen gemeinsam mit Zeitzeugen aus einem Pensionistenwohnhaus über diese Vergangenheit diskutieren und gemeinsam auch Erfahrungen behandeln. Das ist zugegebenermaßen sehr subjektiv und hängt auch damit zusammen, welche Erfahrungen diese Zeitzeugen einbringen, hat aber den Vorteil, dass es einen direkten Kontakt zwischen den Generationen gibt und dass die Schülerinnen und Schüler auch Gelegenheit haben, auch bei ehemaligen Wehrmachtsangehörigen nachzufragen, wie sie sich selbst in dieser Situation bewegt haben. - Umso bedauerlicher ist eigentlich diese Absage des Bildungsministeriums. 

Wenn wir die Konsequenzen für die heutige Zeit überprüfen und überlegen, welche Konsequenzen wir aus dieser leidvollen Vergangenheit, die auch viele Österreicherinnen und Österreicher erleiden mussten, ziehen, dann können wir feststellen, dass zweifellos unsere Verfassung ein Garant dafür ist, dass das nicht zu geschehen hat. Wir haben heute auch schon von Kollegin Vassilakou gehört, dass wir uns dafür auch gemeinsam einsetzen wollen, dass es keine neonazistischen Betätigungen in unserer Stadt mehr gibt. Dem kann ich nur zustimmen. 

Ich denke, es wären auch der Innenminister und die Bundesregierung gut beraten, die verschiedensten gesetzlichen Bestimmungen so auszulegen, wie es in der Verfassung vorgesehen ist. Hiefür gibt es auch positive Beispiele. Ich denke dabei etwa an die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs aus dem Jahre 1984, als die rechtsextreme ANR bei den Hochschülerschaftswahlen kandidieren wollte und der Gerichtshof damals entschieden hat, dass Behörden jeden Rechtsakt im Sinne des Verbotsgesetzes zu prüfen und entsprechend zu entscheiden haben. 

Und bei diesem Entscheid des Verfassungsgerichtshofs ist auch der antifaschistische Geist unserer Bundesverfassung in besonderer Weise betont worden. Ich denke, es gibt durchaus Möglichkeiten, auch die gesetzlichen Bestimmungen entsprechend unserer Bundesverfassung, entsprechend dem Verbotsgesetz auszudeuten, damit es eben zu keinen wiederholten Fällen von Aktivitäten und Aufmärschen von neonazistischen Gruppen und Organisationen kommt.

Und wenn Sie, Kollege STEFAN, darauf hingewiesen haben, dass Prof Mommsen sich nicht über einzelne Prozentsätze geäußert hat, dann klingt das für mich immer ein wenig so wie die Diskussion darüber, ob 6 Millionen Juden ermordet worden sind oder ob es doch "nur" - unter Anführungszeichen - 4,5 Millionen waren, oder ob es doch mehr als 6 Millionen waren. Ich denke, dass solche Prozentsätze und solche absoluten Zahlen in einer solchen Diskussion, die von Moral und Ethik geprägt sein sollte, eigentlich keinen Platz haben sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Gemeinderat, es ist 16 Uhr.

GR Dr Michael LUDWIG (fortsetzend): Ich komme schon zum Schluss. 

Ich möchte nur abschließend noch einmal darauf aufmerksam machen, dass dieses begleitende Symposium zur Wehrmachtsausstellung in vielen Aspekten, wie ich meine, auch erhellende Ergebnisse über die öffentliche Rezeption der ersten sowie der zweiten Ausstellung bringen kann. Historiker und Politologen befassen sich auch damit, wie diese beiden Ausstellungen in der Öffentlichkeit wahrgenommen worden sind. 

Wir werden deshalb als Sozialdemokraten nicht nur den vorliegenden Akt unterstützen, sondern wir werden auch alle Maßnahmen setzen, die im Rahmen unserer Möglichkeiten in dieser Stadt bestehen, dass es am 8. Mai keine gewalttätige Demonstration gibt, dass es keine Demonstration von rechtsradikalen, rechtsextremen Organisationen gibt, die das Ansehen unseres Landes und unserer Stadt beschädigen. Wir werden alle unsere Möglichkeiten einsetzen, damit es niemals wieder in unserer Stadt derartige Entwicklungen, Ereignisse und Vorkommnisse geben wird. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Ich unterbreche die Debatte zur Postnummer 32, weil es nachher ja noch Wortmeldungen gibt.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRe Heinz Christian Strache und Ing Gunther Wolfram eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete dringliche Anfrage (PGL/02055/2002/0001-KFP-MDGF) betreffend die "Zukunft der Sofiensäle in Wien" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über diesen Gegenstand stattfinde. 

Gemäß § 37 Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der dringlichen Anfrage zu erfolgen. Das wurde so von den Freiheitlichen auch gewünscht. 

Ich bitte daher die Schriftführerin um die Verlesung dieser dringlichen Anfrage.

Schriftführerin GRin Brigitte Reinberger: "Die Rettung der Sofiensäle ist für die Stadt Wien kulturelle und historische Verpflichtung! 

Die Wiener Sofiensäle sind als kulturhistorische Institution ein wesentliches Kulturgut dieser Stadt. Die klassizistischen Sofiensäle, im Volksmund auch liebevoll 'Sofie' genannt, wurden bereits im Jahre 1826 unter dem Tuchscherergehilfen Franz Morawetz als Eigentümer errichtet. Nach dem Umbau 1838 dirigierte Johann Strauß Vater den Ball zur Eröffnung. 

1864 wurde der Walzer 'Morgenblätter' von Johann Strauß Sohn im Rahmen des Concordiaballs uraufgeführt. Die Sofiensäle waren bis in die jüngste Zeit Veranstaltungsraum für wesentliche Ereignisse des kulturellen Schaffens dieser Stadt.

Im August des Vorjahres hat ein verheerender Brand - dessen Ursache bis heute noch nicht restlos aufgeklärt wurde - die Sofiensäle massiv zerstört. Die Eigentümer haben seitdem alle nicht denkmalgeschützten Teile niederreißen und einzig den Ballsaal stehen lassen. 

Die Entscheidung des Bundesdenkmalamts vom 16. April 2002, die Reste der Sofiensäle weiter unter Denkmalschutz zu stellen, war für uns Freiheitliche jedenfalls ein Grund zur Freude, aber auch zur Besorgnis, da der Betreiber bereits festgestellt hat, dass er nicht bereit sei, die Sofiensäle wiederherzustellen.

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien an den Herrn Bürgermeister nachfolgende dringliche Anfrage:

1. Welche Bedeutung messen Sie den Sofiensälen als Teil der kulturellen Identität dieser Stadt bei?

2. Welchen Standpunkt haben die Vertreter der Stadt Wien im Denkmalbeirat des Bundesdenkmalamts eingenommen?

3. Haben Sie als Vertreter Wiens Stellungnahmen gegenüber dem Bundesdenkmalamt auf Grund der Empfehlung des Denkmalbeirats zur Aufrechterhaltung des Denkmalschutzes abgegeben?

4. Welche konkreten Schritte wurden seitens der Stadt Wien seit dem Brand der Sofiensäle unternommen, um im Zusammenwirken mit dem Bundesdenkmalamt Maßnahmen zur Bewahrung der Bausubstanz der Sofiensäle anzuregen?

5. Hat es seit dem Brand der Sofiensäle Gespräche mit den Eigentümern der Sofiensäle über die weitere Zukunft der historischen Bausubstanz im Rahmen eines Gesamtprojekts gegeben?

6. Falls ja, welchen Inhalt hatten diese Gespräche beziehungsweise zu welchen Ergebnissen haben die Gespräche geführt?

7. Falls nein, warum nicht?

8. Sind Sie bereit, mit Bund und Eigentümer über eine zukünftige Gestaltung und Finanzierung der Sofiensäle in Gespräche einzutreten?

9. Sind Sie bereit, sich für das Zustandekommen einer Sonderfinanzierung gemeinsam mit dem Bund - neben einer allfälligen Mittelaufbringung durch den Altstadterhaltungsfonds - im Rahmen eines weiter gehenden Gesamtprojekts einzusetzen, um den Erhalt und die Wiedererrichtung der denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle zu ermöglichen?

10. Sind Sie bereit, im Rahmen eines Runden Tisches, Bund, Land und Eigentümer, Vertreter der im Rathaus vertretenen Parteien sowie Vertreter interessierter Gruppen, wie Bürgerinitiativen, zu gemeinsamen Gesprächen über die Zukunft der Sofiensäle einzuladen?

11. Wenn ja, wann?

12. Wenn nein, warum nicht?

13. Sehen Sie die Möglichkeit für Initiativen zur Gewinnung von finanzkräftigen Investoren für ein anzustrebendes Bauprojekt unter Einbeziehung der historischen und denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle?"

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Für die Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung dieser dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Strache das Wort.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Sofiensäle sind seit der Brandkatastrophe am 16. August des vergangenen Jahres in aller Munde, zumindest im Munde der interessierten Bevölkerung, die diesen Brand sehr, sehr aufmerksam verfolgt hat, vor allen Dingen auch die Ereignisse, die sich im Zuge des Brandes ergeben haben, und auch die Wertungen, die sehr schnell getroffen worden sind. Es war ja so, dass noch vor Ort, also zu einem Zeitpunkt, da der Brand überhaupt noch nicht einmal gelöscht war, von offiziellen Stellen mitgeteilt wurde, die Brandursache ist klar, man weiß, das war Fahrlässigkeit. Ohne dass überhaupt noch Ermittlungen stattgefunden haben, wurden also hier schon Wertungen getroffen. Das war zumindest schon einmal ein sehr eigenartiger Umstand.

Es war dann so, dass Bürger und Zeugen gesehen haben, dass Flämmarbeiten auf dem Dach stattgefunden haben, was durchwegs nicht mit den Aussagen des Eigentümers beziehungsweise des Sprechers des Eigentümers übereingestimmt hat. Es gab also unterschiedliche Aussagen und von mehreren Zeugen sind unterschiedliche Dinge wahrgenommen worden. Diese Zeugen haben sich dann auch an die "Kronen Zeitung" gewandt, die dann einen Artikel gebracht hat. Sie haben sich damals aber auch direkt an die Staatsanwaltschaft und an die Polizei, die Exekutive gewandt, und sie haben sich gewundert, warum sie eigentlich nie einvernommen werden. Die Polizei hat sich nie bei den Zeugen gemeldet, das heißt, sie hat offensichtlich überhaupt kein Interesse an diesen Zeugenaussagen gehabt, was schon sehr eigentümlich war und die Zeugen natürlich verunsichert hat. Warum gibt es das überhaupt? Wenn ich mich melde, dass ich etwas gesehen habe, warum werde ich dann nicht einmal dazu befragt? 

Diese Zeugen haben sich dann im Laufe der Monate, die ins Land gezogen sind, eben an uns gewandt, und wir haben dann diese Zeugenaussagen aufgenommen und an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet. Und da ist wiederum interessant festzustellen, dass die Staatsanwaltschaft diese Zeugen bis heute auch nicht einvernommen hat, dass sie sich bis dato nicht bemüßigt gefühlt hat, dem nachzukommen. Sie hat das an das heitere Bezirksgericht weitergeleitet, wo offensichtlich der Fall jetzt so lange liegen soll, bis es zu einer Verjährung kommt, nämlich mit 16. August. Bei dem Verdacht auf Fahrlässigkeit, der ja als Ursache für den Brand geäußert wurde, würde nämlich dann am 16. August eine Verjährung stattfinden und der Fall würde ad acta gelegt werden. (GR Heinz Hufnagl: Was sagt der Böhmdorfer zu der Geschichte?) 

Also wir haben jetzt auf alle Fälle einmal den Herrn Volksanwalt eingeschaltet, und wir werden uns - da ich gebe Ihnen Recht - natürlich auch überlegen, eventuell auch eine Aufsichtsbeschwerde einzubringen. Denn so kann es ja nicht sein, dass Zeugen sich an die Staatsanwaltschaft wenden und das nur Untätigkeit zur Folge hat. Da gebe ich Ihnen Recht. Das haben wir in Vorbereitung, dem werden wir in naher Zukunft auch entsprechend nachkommen, damit es nicht zu einer Verjährung kommt. - Auf alle Fälle ist das eine sehr, sehr eigenartige Geschichte.

Von der Brandaufklärung wegkommend. Wir alle haben sicher - der eine mehr, der andere weniger - eine Verknüpfung mit den Sofiensälen. Wenn ich die Gemeinderatskollegin hier betrachte: Sie sind des Öfteren auf Clubbings dort gewesen, wir haben uns sogar einmal gesehen. Es hat Ballveranstaltungen gegeben, und es war immer wieder sehr reizvoll zu sehen, wie sich die Stadt dort trifft, wie alle politischen Couleurs sich treffen, wie dort eigentlich auch die Möglichkeit gegeben war, nett zu plaudern, einmal über politische Parteigrenzen hinweg das eine oder andere Gläschen miteinander zu trinken. Das hat seinen Reiz gehabt, und das hat auch jeder Bürger in dieser Stadt positiv in Erinnerung. Der Bürgermeister hat das Tanzbein geschwungen bei einem Ball, hat er einmal gesagt; mit seiner Ehefrau, soweit ich weiß, und das ist eine wesentliche Erinnerung. 

Ja, jeder hat so seine Erinnerungen. Auch ich natürlich. Ich habe meine Ehefrau damals dort kennen gelernt (Heiterkeit.) und ich möchte dann natürlich das zehnjährige Jubiläum mit meiner Ehefrau dort feiern. Also ich habe natürlich auch ein Eigeninteresse, keine Frage, aber so haben viele Wienerinnen und Wiener ein Interesse daran, dass die Sofiensäle, respektive dass der historische Ballsaal wiedererrichtet wird. 

Ich denke, dass das letztlich auch ein Auftrag für die Stadt Wien sein sollte, dass sie eben auf Grund der historischen Bedeutung, auf Grund der kulturellen Bedeutung, auf Grund der gesellschaftspolitischen Bedeutung, die die Sofiensäle immer gehabt haben, auch Verantwortung übernehmen sollte. Aber es war bis dato nicht so, dass wir den Eindruck gehabt haben, dass diese Verantwortung gesucht wird. Das sage ich auch dazu. 

Wir meinen, merkwürdig war auch die Vorgangsweise, die damals nach dem Brand von Seiten des Denkmalamts an den Tag gelegt wurde. Man hat sich monatelang Zeit gelassen, für eine Schutzummantelung Sorge zu tragen, obwohl das im Bundesdenkmalschutzgesetz klar und deutlich festgeschrieben ist und man die Verpflichtung gehabt hätte, den Eigentümer zur Verantwortung zu ziehen. Es ist monatelang nichts passiert. Sehr spät kam es dann doch zu einer Schutzummantelung, die aber natürlich auch zu einer weiteren Zerstörung des Baubestands beigetragen hat. 

Es hat dann die Empfehlung des Denkmalbeirats gegeben. Die Fachleute, die Experten haben sich zusammengesetzt und festgehalten, dass sie sich dafür aussprechen, dass der Denkmalschutz aufrechterhalten bleiben soll, weil sich die Bausubstanz in einem sehr guten Zustand befindet, die Beschädigung also nicht so dramatisch ist, wie zuerst angenommen wurde, und die Möglichkeit einer Wiedererrichtung gegeben ist. Die wurde von den Fachleuten auch gleich mit einer Finanzierungssumme festgemacht. Mit rund 7 Millionen EUR, so haben die Fachexperten gemeint, könnte man durchkommen, wenn man den historischen Ballsaal wiedererrichtet und dann eben in ein neues Projekt einbindet.

Das Denkmalamt ist dieser Empfehlung des Beirats dann auch nachgekommen. Der Bürgermeister hat noch die Gelegenheit zu einer Stellungnahme gehabt, und eine der Fragen geht ja dahin, wie konkret diese Stellungnahme dazu war. 

Der Eigentümer hat dann auch noch eine Stellungnahme abgegeben, er hat aber auch angekündigt, dass er berufen wird. Er hat auch angedroht, dass er, wenn der Beschluss über den Denkmalschutz weiterhin aufrecht bleibt, auch in Zukunft untätig bleiben wird, dass er die Ruine stehen lassen wird, ohne irgendetwas vorzunehmen. Er wird sozusagen die natürliche Verrottung in Angriff nehmen, damit er dann jenes Ziel erreicht, das er eigentlich schon seit 20 Jahren erreichen will. Denn seit 20 Jahren hat ja der Eigentümer, wie mir von mehreren Seiten mitgeteilt wurde, immer wieder das Ziel geäußert und auch Anträge beziehungsweise Anfragen formuliert, die in jene Richtung gegangen sind, dass er ersucht hat, den Denkmalschutz aufzuheben, damit er dort ein anderes Projekt schaffen kann. 

Das ist zumindest etwas Unerfreuliches, dass diese Zielrichtung schon immer da war und dass er auch jetzt nach so einer traurigen Katastrophe beziehungsweise einem eigenartigen Schicksal, zu dem es hier gekommen ist, auch wieder versucht, sich mit Drohungen an die Stadt zu wenden und zu sagen: Dann mache ich halt nichts, dann bleibt dort eine Ruine stehen. Die Bürger sollen sich ärgern und irgendwann einmal, wenn die Bürger verärgert sind, dann werden sie sich schon an die Stadt wenden, und dann wird die Stadt gezwungen sein, dass sie mir die Genehmigung gibt, beziehungsweise wird das Bundesdenkmalamt dann auch sagen, dass das Vorhandene jetzt schon so zerstört ist, dass man es gänzlich abreißen kann, dass es keinen Sinn mehr macht, den Denkmalschutz aufrechtzuerhalten. 

Das kann es nicht sein. Deshalb ist es uns auch wichtig, dass man hier Lösungen findet und natürlich auch in Gespräche eintritt. Deshalb auch der Ansatz von uns, einen Runden Tisch einzuberufen. Bei diesem Runden Tisch sollen alle hier vertretenen Parteien mit einem Vertreter anwesend sein, ebenso der Eigentümer, aber natürlich auch der Bund. Denn wir sind der Meinung, dass die Verantwortung der Stadt Wien gegeben ist, dass auch der Bund durchaus bereit sein könnte, Verantwortung zu übernehmen, und dass der Eigentümer sie so oder so zu übernehmen hat. Das ist unsere Ausgangsposition. 

Wir denken, dass es auf Grund der Versicherungsmillionen, die der Eigentümer bekommen hat - und das sollen ja gar nicht so wenige sein, das sollen rund 100 Millionen S sein -, doch auch verkraftbar und einforderbar sein sollte, dass diese zweckgebunden - zumindest zu einem Teil - wieder in den Saal einfließen und je ein weiterer Teil vom Land Wien und vom Bund übernommen werden könnte. 

Darüber kann man sich ja unterschiedliche Gedanken machen, aber wichtig ist, dass man sich Gedanken macht und dass man mittels Gesprächen versucht, eine Zukunftslösung herbeizuführen, die im Interesse aller liegt, nämlich im Interesse des Eigentümers, im Interesse des Landes Wien, des Bundes, aber vor allen Dingen der Wienerinnen und Wiener, die ein Interesse daran haben, dass dieses Kulturgut, nämlich der Saal, wiedererrichtet wird und wir dazu alles in unserer Kraft stehende möglich machen und eben auch entsprechende konkrete Verhandlungen aufnehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Das ist unser Ansatz der heutigen dringlichen Anfrage. Ich habe heute schon bei der Beantwortung der mündlichen Anfrage vernehmen können, dass der Bürgermeister bei dem einen oder anderen Punkt sehr, sehr offen Interesse bekundet hat, hier natürlich eine Lösung zu finden. Das freut uns ganz besonders und wir hoffen in diesem Fall natürlich wirklich auf Sie, Herr Dr Häupl, dass es Ihnen in dieser Frage mit Ihrem Ver-
handlungsgeschick - das ich Ihnen ja selbstverständlich zugestehe und das Sie auch haben - gelingt, den Eigentümer am Verhandlungstisch zu überzeugen, dass es für ihn von Vorteil ist, aber natürlich auch für die Stadt Wien von Vorteil ist, dass hier konkret eine Lösung gefunden wird. Und ich bin davon überzeugt, dass wir uns dann, wenn es eine Lösung gibt, auch alle freuen werden und gemeinsam auf die Sofiensäle anstoßen können oder zumindest auf den Ballsaal im Rahmen eines neuen Projekts, wie das auch immer aussehen möge, ob Hotel oder ein anderes Projekt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Erlauben Sie mir zunächst eine kleine Vorbemerkung. Keine Sorge, es wird nicht eine sein, die auf die durchaus interessanten Informationen, die Sie uns gegeben haben, Bezug nimmt, nämlich jene, dass Sie dort ihre Ehefrau kennen gelernt haben und, ohne auf die zeitliche Distanz einzugehen, auch darauf hingewiesen haben, dass Sie mit einer Kollegin dort gewesen sind. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das haben Sie nicht näher definiert. Ich gehe aber davon aus, dass die Kollegin nicht die Ehefrau gewesen ist, denn das würden wir wahrscheinlich wissen, weil es mit einer Feier verbunden gewesen wäre. Also wie dem auch immer sei, ich verstehe Sie, denn zwar nicht ähnliche, geschweige denn vergleichbare Erlebnisse verbinden mich mit den Sofiensälen, aber auch ganz nette. 

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zunächst einmal steht ja außer jedem Zweifel - ich habe heute schon einmal darauf hingewiesen und wir stimmen darin auch überein -, dass die Sofiensäle selbst einen besonderen Stellenwert in kultureller und historischer Hinsicht in dieser Stadt haben. Erlauben Sie mir aber auch darauf hinzuweisen, dass der Eigentümer dieser Liegenschaft die Sofiensäle AG, also ein privater Eigentümer ist, der, wie Sie in der Begründung zu Ihrer dringlichen Anfrage ja auch ausführen, vorläufig - füge ich hinzu - nicht bereit ist, die Sofiensäle nach dem Brand wiederherzustellen; im Übrigen ungeachtet dessen, dass der Brandschaden durch Versicherungsleistungen abgedeckt ist. Und weil der private Eigentümer zunächst nicht bereit ist, die Sofiensäle wiederherzustellen, soll die öffentliche Hand für die Wiederherstellung im Wege einer Sonderfinanzierung aufkommen. - Soweit Ihr Standpunkt. 

Mein Standpunkt deckt sich mit Ihrem mit Sicherheit im ersten Punkt, also im zweifelsfrei besonderen Stellenwert der Sofiensäle in kultureller und historischer Hinsicht. Der zweite Punkt - die Eigentumsfrage und die Vorstellung in der Finanzierung - trennt uns allerdings. Ich darf hier nochmals auf das hinweisen, was ich heute morgen dazu bereits sagte, nämlich allzu frühe Bemerkungen und allzu frühe öffentliche Diskussionen über die Fragen einer öffentlichen Finanzierung oder eines öffentlichen Finanzierungsbeitrags verschärfen zweifelsfrei das Problem für den Steuerzahler und lindern es nicht. Mit dieser Bemerkung möchte ich es auch schon getan wissen. Wir haben das heute in der Früh diskutiert.

Nun zur Beantwortung Ihrer einzelnen Fragen. 

Zu Punkt 1: Welche Bedeutung messen Sie den Sofiensälen als Teil der kulturellen Identität dieser Stadt bei? 

Die 1986 erfolgte und von der Stadt Wien auch damals schon befürwortete Stellung der Sofiensäle unter Denkmalschutz lag nicht nur in der künstlerischen Qualität der an ihrer Entstehung beteiligten Architekten begründet, sie berücksichtigte auch den Stellenwert der Sofiensäle als kulturelles und historisches Zentrum des Wiener Kultur- und Gesellschaftslebens seit der frühen Gründerzeit. Von den einst zahlreichen großen Wiener Tanz- und Vergnügungsetablissements der Gründerzeit sind außer den Sofiensälen alle anderen verschwunden. Die Sofiensäle waren Veranstaltungsort unzähliger Bälle, Konzerte, Theatervorstellungen, politischer und sportlicher Veranstaltungen. Sie mussten aber nach dem 10. November 1938 auch als Sammelstelle für zum Transport nach dem Konzentrationslager Dachau vorgesehene jüdische Mitbürger des 3. und 11. Bezirks dienen. 

Die große Bedeutung der Sofiensäle in historischer und auch kultureller Hinsicht steht jedenfalls außer Streit.

Zu Punkt 2: Welchen Standpunkt haben die Vertreter der Stadt Wien im Denkmalbeirat des Bundesdenkmalamts eingenommen? 

Der Vertreter der Stadt Wien im Denkmalbeirat kommt aus dem Bereich der Kulturabteilung, die immer dafür eingetreten ist, dass die Sofiensäle erhalten werden. Im Übrigen muss ich darauf hinweisen, dass die Sitzungen des Denkmalbeirats und deren Verlauf der Vertraulichkeit unterliegen. 

Zu Punkt 3: Haben Sie als Vertreter Wiens Stellungnahmen gegenüber dem Bundesdenkmal auf Grund der Empfehlungen des Denkmalbeirats zur Aufrechterhaltung des Denkmalschutzes abgegeben? 

Eine gesonderte Stellungnahme zur Empfehlung des Denkmalbeirats, dem der Leiter der Kulturabteilung als Vertreter der Stadt Wien als Mitglied angehörte, ist nicht abgegeben worden. Nachdem wir in der Meinung übereingestimmt haben, war dies auch eine stille Einverständniserklärung. 

Zu Punkt 4: Welche konkreten Schritte wurden seitens der Stadt Wien seit dem Brand der Sofiensäle unternommen, um im Zusammenwirken mit dem Bundesdenkmalamt Maßnahmen zur Bewahrung der Bausubstanz der Sofiensäle anzuregen? 

Die Baubehörde hat zufolge des Brandereignisses vom 16. August 2001 der Grundeigentümerin der Liegenschaft mit Bescheid vom 28. August 2001 Sicherungs- und Abtragungsmaßnahmen vorgeschrieben. Die Grundeigentümerin wurde unter anderem dazu verpflichtet, Absperrungen zu errichten sowie vom Absturz bedrohte Teile zu sichern beziehungsweise zu entfernen. 

Das gegenständliche Areal wird von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 37 - Baupolizei im Rahmen des Außendienstes überwacht. Wenn den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Bautätigkeiten auffallen, die den denkmalgeschützten Teil des Gebäudes betreffen, wurde und wird das Bundesdenkmalamt davon verständigt, welches in der Folge die erforderlichen weiteren Schritte zu setzen hat. 

Die Verhinderung weiterer Schädigung der denkmalgeschützten Substanz der Sofiensäle, insbesondere durch Witterung, wurde der Liegenschaftseigentümerin vom Bundesdenkmalamt vorgeschrieben. 

Zu den Punkten 5, 6 und 7: Hat es seit dem Brand der Sofiensäle Gespräche mit dem Eigentümer der Sofiensäle über die weitere Zukunft der historischen Bausubstanz im Rahmen eines Gesamtprojekts gegeben? Falls ja, mit welchem Inhalt? Falls nein, warum nicht?

Ich darf hiezu in Erinnerung rufen, dass für das in Rede stehende Grundstück bereits vor dem Brand der Sofiensäle eine Baubewilligung für ein Kongress-, Hotel- und Bürozentrum erteilt wurde. Diese Baubewilligung berücksichtigt die denkmalgeschützten Teile des Bauwerks und hat immer noch ihre Gültigkeit. Wie Ihnen ja auch bekannt ist, hat der Eigentümer nach dem Brandereignis beim Bundesdenkmalamt die Aufhebung des Denkmalschutzes beantragt. Auch ich habe in den letzten Tagen mit Freude zur Kenntnis genommen, dass die nach dem Brand erhaltenen Teile, insbesondere der Ballsaal, das Foyer und die Fassade, nach der Entscheidung des Bundesdenkmalamts weiterhin unter Denkmalschutz gestellt sind. Damit ist auch in Zukunft gewährleistet, dass eine weitere Nutzung der Liegenschaft nur unter Bewahrung der historischen Teile der Sofiensäle verwirklicht werden kann.

Es ist aber auch zur Kenntnis zu nehmen, wenn der Eigentümer, wie von diesem bereits angekündigt, von dem ihm zustehenden Rechtsmittel Gebrauch macht und die Entscheidung des Bundesdenkmalamts rechtlich anficht. Bis zu einer endgültigen Klärung der rechtlichen Rahmenbedingungen erscheinen Gespräche mit dem Eigentümer nicht sinnvoll.

Zu Punkt 8: Sind Sie bereit, mit Bund und Eigentümer über eine zukünftige Gestaltung und Finanzierung der Sofiensäle in Gespräche einzutreten? 

Selbstverständlich bin ich bereit, mit Bund und Eigentümer in Gespräche über die Zukunft der Sofiensäle einzutreten. 

Zu Punkt 9: Sind Sie bereit, sich für das Zustandekommen einer Sonderfinanzierung gemeinsam mit dem Bund - neben einer allfälligen Mittelaufbringung durch den Altstadterhaltungsfonds - im Rahmen eines weiter gehenden Gesamtprojekts einzusetzen, um den Erhalt und die Wiedererrichtung der denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle zu ermöglichen? 

Selbstverständlich bekenne ich mich dazu, dass die Wiedererrichtung der Sofiensäle im besonderen Interesse der Stadt Wien liegt und daher der Eigentümer seitens der Stadt Wien im Bereich ihrer Möglichkeiten unterstützt werden soll. Hinsichtlich einer Sonderfinanzierung ist jedoch festzuhalten, dass es hier vor allem auch um ein Wirtschaftsprojekt geht, für das - wie ich heute in Beantwortung einer mündlichen Anfrage betreffend Sofiensäle bereits ausgeführt habe - die EU-Beihilfenregelung gilt. Schon aus diesem Grund wäre die Zusage einer Sonderfinanzierung zum jetzigen Zeitpunkt verfrüht. Letztlich gibt es auch andere Möglichkeiten des kulturellen Sponsorings, als sofort dem Steuerzahler in die Tasche zu greifen oder in die Falle einer nicht EU-konformen Beihilfe zu kommen.

Zu den Punkten 10, 11 und 12: Sind Sie bereit, im Rahmen eines Runden Tisches Bund, Land, Eigentümer, Vertreter der im Rathaus vertretenen Parteien sowie Vertreter interessierter Gruppen, wie Bürgerinitiativen, zu gemeinsamen Gesprächen über die Zukunft der Sofiensäle einzuladen? Wenn ja, wann? Wenn nein, warum nicht? 

Im Hinblick darauf, dass die Entscheidung des Bundesdenkmalamts über die Aufrechterhaltung des Denkmalschutzes noch nicht rechtskräftig ist, halte ich Gespräche über die Zukunft der Sofiensäle zum gegenwärtigen Zeitpunkt für verfrüht. Im Übrigen darf ich auch hier auf das verweisen, was ich heute Morgen in der Anfragebeantwortung über die Führung von Verhandlungen mit Eigentümern, die man zur Mitfinanzierung gewinnen will, und die Frage der Öffentlichkeit solcher Gespräche gesagt habe.

Zu Punkt 13: Sehen Sie die Möglichkeit für Initiativen zur Gewinnung von finanzkräftigen Investoren für ein anzustrebendes Bauprojekt unter Einbeziehung der historischen und denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle? 

Auch das ursprüngliche und baugenehmigte Projekt hat die Einbeziehung der historischen und denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle vorgesehen und ist seitens des Betreibers offensichtlich als wirtschaftlich angesehen gewesen. Der durch den Brand entstandene Schaden ist wohl durch die Versicherung gedeckt. Ich sehe daher keinen Anlass dafür, dass die Stadt Wien sich auf Suche nach Investoren begibt. Das ist vielmehr die Aufgabe des Eigentümers. 

Ich hoffe, ich habe damit Ihre Anfragen hinreichend beantwortet, und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung. 

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal drei Stunden beträgt. 

Zur Debatte über diese Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Ing Wolfram gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Redezeit: 20 Minuten. (GR Mag Hilmar Kabas: Du hast nicht drei Stunden Redezeit! - GR Ing Gunther Wolfram: Drei Stunden - das schaffe ich ja nicht!)

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben heute schon gehört, was ein jeder in den Sofiensälen erlebt hat, darum hätte ich Ihnen auch gerne ein Erlebnis von mir nahe gebracht, und zwar war das 1956, wo in Ungarn der Aufstand war und die Sofiensäle ein Zwischendepot waren für Decken und für Hilfsgeräte, die wir damals als junge Menschen - ich war damals in der Wiener Jugendbewegung tätig - gesammelt haben. Von dort ist das dann auf Lkw nach Ungarn weitergeschickt worden. 

Da wir ja ein gut Teil über die Sofiensäle und den ruinösen Bauzustand schon gehört haben, möchte ich Ihnen gerne die Baugeschichte und die kunst- und kulturhistorische Bedeutung der Sofiensäle nahe bringen. 

1838 wurde durch Franz Morawetz eine Badeanstalt begründet, die als Wiener Novität Schwitzen, Dunst-, Dusch-, Sturz- und Regenbäder anbot und die nach Erzherzogin Sophie den Namen Sophienbad erhielt. 1845 ließ Morawetz eine große Schwimmhalle - der heutige große Saal - nach dem Vorbild des Wiener Dianabades errichten. Beauftragt wurden mit der Erweiterung die noch jungen Architekten Eduard Van der Nüll und August Siccardsburg. Der Bau ist damit ein Frühwerk der beiden Architekten, jener Architekten - nur zur Erinnerung -, die in den späteren Jahren den repräsentativen Auftrag für die Erbauung der Wiener Staatsoper erhielten. Die Staatsoper oder, wie sie früher hieß, das Wiener Hofoperntheater war für die beiden Architekten auch schon der letzte Bau in ihrem eher kurzem Leben. Van der Nüll hatte sich auf Grund des Spottes über den Staatsopernbau - man sprach von Misch-Masch der Stile, ein spöttischer Ausspruch und Reim hieß: Gotisch, klassisch Renaissance, alles ans! - das Leben genommen. Siccardsburg konnte den Freitod seines Freundes nicht überwinden und starb im selben Jahr.

Bei den Sofiensälen ist der Kernbau des heutigen großen Saales hingegen ein bedeutendes Frühwerk der beiden Architekten Van der Nüll und Siccardsburg. Er stellt ein wichtiges Denkmal für den früheren Eisenkonstruktionsbau mit imposanten Maßen dar. Vergleichbar war damals nur noch das Dianabad. Der Bau erhielt eine basilikale Querschnittsform, wobei der höhere Mittelsaal den Raum des Schwimmbeckens beinhaltete, während die niedrigen Seitenflügel die Nebenräume aufzunehmen hatten. Die Überdachung des Bassinraums gehörte mit Abmessung von 46 mal 18 Meter zu den größten früheren Eisenkonstruktionsbauten Wiens. Als Träger eines hölzernen Dachstuhls über dem Mittelraum wurden flach geschwungene Gurten aus Gusseisenprofilen quer über den Saal gelegt, wobei sie auf tief herabgeführten Konsolpilastern an den Seitenwänden aufruhten. Der Bassinraum wurde durch hoch liegende Seitenfenster sowie durch ein mittleres Glasdachoberlicht erhellt. 

Noch vor der Fertigstellung ging man dazu über, den Sofiensaal im Winter auch als Tanz- und Ballsaal zu verwenden. Hier fand am 1. Februar 1847 zu Ehren aller in Wien anwesenden Kunstnobilitäten eine außerordentliche Ballfestivität statt, bei welcher der k.u.k. Hofballmusikdirektor Johann Strauß Vater dirigierte. 

Mit den nachträglich angebauten kleineren Sälen und den Nebenräumen verwandelte sich das Sophienbad bald alljährlich in das größte öffentliche Lokal Wiens. Hier fanden unzählige Konzerte und Maskenbälle statt. Johann Strauß Vater dirigierte im Jahr 1848 den feierlichen Eröffnungsfestball. Die Strauß-Kapelle war in den folgenden Jahrzehnten unter der Leitung seiner Söhne Johann, Josef und Eduard ein nicht wegzudenkender Bestandteil der großen traditionellen Ballveranstaltungen.

1864 waren sowohl Johann Strauß als auch Jacques Offenbach musikalische Gestalter des 2. Concordiaballes. Seit dem Jahr 1878 musizierte hier der Geiger Johann Schrammel mit seinem legendären Schrammelquartett.

Ab Mitte des 20. Jahrhunderts wurden die Sofiensäle besonders gern als Aufnahmeraum für Schallplattenaufzeichnungen verwendet. Die Wiener Philharmoniker spielten hier unter der Leitung Herbert von Karajan Dutzende Werke ein. Auch Karl Böhm und Sir George Solti nutzten dieses Haus wegen seiner hervorragenden Akustik, denn der große Saal besitzt akustisch ideale Proportionen, und durch die Überdeckung des Schwimmbeckens erhält der Saal einen unvergleichlichen Resonanzkörper unter dem Fußboden. Der Vergleich mit dem elastischen Boden einer riesenhaften Geige drängt sich hier geradezu auf.

Die komplett eingestürzte Dachkonstruktion stammt aus dem Jahr 1948. Im Zuge der damaligen Sanierung wurden grundlegende Änderungen am Gesamtkomplex vorgenommen, die einerseits viel von der historischen Ausgestaltung der Nebenräume zerstörte, andererseits einige der so genannten Sünden der vorangegangenen Umgestaltungen beseitigte. 

Nun sind gerade die Teile der Sofiensäle direkt oder indirekt vom Brand vernichtet worden, die aus dem Jahre 1948 stammten. Die restlichen Gebäudeteile, spezielle die Wände des großen Saales, wurden nur unwesentlich beschädigt, vorausgesetzt, es geschieht sofort etwas in Hinsicht auf Renovierung des denkmalgeschützten Gebäudes. Eine Integrierung des Gebäudes in einen Neubau, egal, welcher Art, ob Hotel, Büro oder Kongresshaus muss uns allen ein Anliegen sein. Das Bauwerk einem Verfall preiszugeben, so wie es der Besitzer angekündigt hat, darf es nicht geben. 

Deshalb fordere ich das Bundesdenkmalamt auf, einen Antrag auf Wiederaufbau zu stellen. Der Eigentümer hat genug Entschädigungsgelder von der Versicherung erhalten. Gegebenenfalls sollte auch die Stadt Wien für ein modernes Projekt unter Beibehaltung des historischen Kerns einen Beitrag leisten. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Als mein Vorredner begonnen hat, sein Erlebnis anzudeuten, das er in den Sofiensälen gehabt hat, habe ich mir kurz vorgestellt, das könnte doch wirklich eine interessante Debatte werden, wenn wir alle unsere Erlebnisse erzählen würden, die wir in den Sofiensälen hatten. Das würde eine gewisse kulinarische Belebung bringen. 

Aus Zeitgründen erzähle ich weder meines, noch ist es eine Aufforderung, über weitere Erlebnisse hier zu berichten. Vielleicht nur einige wenige kurze Bemerkungen dazu, weil sich ja, glaube ich, jetzt eine vernünftige Vorgangsweise abzeichnet.

Erstens: Es gibt diesen Bescheid des Denkmalamts. Dem ist Rechnung zu tragen. Es hat der Bürgermeister schon angedeutet - ich glaube, das sehen auch alle Fraktionen so -: Es ist ein Riegel vorzuschieben, damit das vom Grundeigentümer nicht so in die Länge gezogen wird, bis alles hin ist. Das ist eine öffentliche Aufgabe, hier die entsprechenden Vorkehrungen zu treffen und auch zu signalisieren: Das geht nicht - mit all den Dingen, die der Herr Bürgermeister genannt hat, bis hin zur Ersatzvornahme.

Nur eine Überlegung möchte ich noch einbringen. Alle reden über den Ballsaal, niemand redet davon, was denn da neu dazukommen sollte. Könnte man nicht auch ein bisserl darüber reden - es ist ja unstrittig, dass dort neu gebaut wird -, wie dort neu gebaut wird und dass die Qualität dessen, was dort neu gebaut wird, eine ebensolche sein sollte, wie sie bei den jetzt hochgelobten Sofiensälen in ihrer alten Form da war, oder sogar eine bessere. Da gibt es ein wunderbares Verfahren, das heißt Wettbewerb mit strengen Vorgaben. Hier würde ich von Seiten der Stadt auch Druck machen auf den Besitzer, dass ein entsprechend qualitätsorientierter Neubau stattfindet. 

Ich nehme nicht zur Kenntnis, dass es eine Bauwilligung aus dem Jahre 1989 gibt und das jetzt errichtet werden soll. Nutzen wir diese Chance, um einerseits den Ballsaal wiederherzustellen und zweitens mit einer zeitgenössischen, guten, qualitätsvollen Architektur in einem guten Verfahren eine Fortsetzung an Qualität an diesen Bauplatz zu bringen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es ist erfreulich, dass die Entscheidung des Bundesdenkmalamts so ausgefallen ist, wie sie ausgefallen ist, das heißt, dass der Denkmalschutz für die historischen Teile der Sofiensäle nicht aufgehoben worden ist. Das ist ein ganz, ganz entscheidender Schritt, der hier gelungen ist. Das ist umso erfreulicher, als es vor einigen Monaten noch anders ausgesehen hat.

An das anschließend ist es ein Bewusstseinsprozess gewesen, der dort hingeführt hat, wo wir heute sind, dass auch in diesem Haus Übereinstimmung darüber herrscht, dass diese Sofiensäle ein ganz wesentlicher kultureller und historischer Punkt dieser Stadt und des 3. Bezirks sind und dass man nicht so einfach darüber hinweggehen darf. Wir sind heute so weit und wir sollten daher von dieser Position ausgehend entsprechende weitere Schritte setzen. 

Es ist aber auch der Zeitpunkt, jener Bürgerinitiative Dankeschön zu sagen, die sich damals, Ende August, unter schwierigen Bedingungen gebildet hat, weil man noch gar nicht gewusst hat, ob das einfach alles weggerissen wird, ob ein Wohnhaus hingebaut wird oder sonst etwas. Das waren engagierte Bürger, und ich glaube, es wäre für uns alle angebracht, dieser Bürgerinitiative ein Dankeschön zu sagen. (Beifall bei der ÖVP, bei den GRÜNEN sowie des GR Ernst Woller.) 

Worum es uns geht, ist, dass wir die Verantwortung, auch die ordnungspolitische Verantwortung der Stadt wahrnehmen, dass wir nicht zusehen, dass eine Ruine als Ruine stehen bleibt, sondern dass tatsächlich eine den Ideen dieser Sofiensäle entsprechende Nutzung erfolgt. In diesem Sinne verlangen wir als ÖVP die Einrichtung eines Runden Tisches. Wir sehen hierin eine Chance. Wir haben uns ja schon heute in der Früh in der Fragestunde mit dem Herrn Bürgermeister diesbezüglich auseinander gesetzt. Wir glauben nicht, dass das irgendwelche Probleme schafft, im Gegenteil, es würde transparent werden und eine Möglichkeit geboten werden, dass tatsächlich auch Druck ausgeübt wird und die Stadt somit ihrer Verpflichtung zu einer entsprechenden ordnungspolitischen Maßnahme nachkommt. 

Ich habe daher einen Beschlussantrag, gestellt von meinem Kollegen Dr Fritz Aichinger und mir, hier vorzubringen. Dieser lautet: 

"Der Bürgermeister der Stadt Wien möge ehestmöglich einen Runden Tisch einberufen, an dem Vertreter des Bezirks, der Gemeinde, aller im Gemeinderat vertretenen Parteien, des Eigentümers und der Bürgerinitiative 'Rettet die Sofiensäle' teilnehmen. Dabei sollen etwaige Nutzungsperspektiven und Schutzmaßnahmen für die vorhandene Bausubstanz beraten werden." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. 

In der Folge sind unserer Ansicht nach verschiedene Ideen anzugehen, was sowohl die inhaltliche als auch die Finanzierungsfrage betrifft. Was die Finanzierungsfrage betrifft, glauben wir, dass sich hier auch Modelle der Public Private Partnership anbieten würden, und was die Inhalte betrifft, bietet sich ein Thema an, das zu diesem Haus gehört. Es ist ein Haus, das mit der Familie Strauß verbunden ist, und es wäre für Wien angebracht, hier ein Strauß-Zentrum einzurichten. Das sollte ernsthaft geprüft werden und in diesem Sinne stellen mein Kollege Fritz Aichinger und ich folgenden Beschlussantrag:

"Der Bürgermeister der Stadt Wien und der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft mögen sich um die Erstellung eines kulturellen Nutzungskonzepts für die Sofiensäle bemühen und dieses den Mitgliedern des Ausschusses der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft zur Beratung vorlegen." 

Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Diskussion, die wir hier führen, zeigt, dass es wichtig ist, kreativ zu sein und einen Beitrag dazu zu leisten, das kulturelle und historische Erbe dieser Stadt zu erhalten, es aber gleichzeitig auch im Geiste des 21. Jahrhunderts fortzuentwickeln. In diesem Sinne sollten wir nicht lockerlassen. Wir als Wiener Volkspartei werden das sicher nicht tun, sondern alles daransetzen, den Sofiensälen ihren Charakter als historisches und kulturelles Juwel dieser Stadt nicht nur wieder zu geben, sondern in neuer Form verstärkt zu verleihen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Woller zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Sofiensäle zählen nicht nur zu den kulturell und historisch bedeutendsten Gebäuden in dieser Stadt, ich glaube auch, dass die Sofiensäle zu den am meisten diskutierten und am besten aufgearbeiteten Themen der Stadtpolitik zählen. Die heutige Debatte und die Tatsache, dass das doch sehr starke Instrument der Opposition, eine dringliche Anfrage, dafür verwendet wird, ist nun tatsächlich ein Kompliment an diese Stadtpolitik. Wir nehmen dieses Kompliment dankend an und stellen fest: Es kann nicht wirklich große, gravierende Probleme in dieser Stadt geben, wenn das das wichtigste Thema einer dringlichen Anfrage ist. 

Ich finde es natürlich schon einigermaßen amüsant, dass die FPÖ diesen Antrag stellt, wenn man dann hört, was die beiden Hauptredner der FPÖ uns dazu zu sagen haben. Der Kollege Strache erzählt uns, dass er dort seine Frau kennen gelernt hat, was natürlich durchaus bedeutend ist, und der Kollege Wolfram erzählt uns eine zwar sehr wichtige Geschichte der Sofiensäle, aber gerade in diesem Kreis hat das eigentlich, denke ich doch, schon jeder gewusst. 

Nun, wir hatten am 1. Februar in der Aktuellen Stunde des Gemeinderats schon eine sehr ausführliche Debatte über dieses Thema. Da fragt man sich natürlich: Was gibt es jetzt Neues? StR Schicker hat Druck gemacht, dass das Bundesdenkmalamt eine Entscheidung trifft. Was neu ist: Das Bundesdenkmalamt hat Gott sei Dank eine Entscheidung getroffen. Es hat nicht nur eine Entscheidung getroffen, sondern es hat auch eine Entscheidung getroffen, die uns sehr freut. Die vorhandenen Teile der Sofiensäle, nämlich große Teile des Ballsaales, das Foyer und die Fassade, bleiben unter Denkmalschutz, und das ist nun natürlich der beste Garant dafür, dass diese Teile tatsächlich auch erhalten bleiben, worüber wir uns sehr, sehr freuen. 

Ich möchte ebenfalls der Bürgerinitiative danken, mit der wir in ständigem Kontakt sind, ich möchte aber auch den Mitarbeitern der Wiener Feuerwehr danken, denn wenn sie am 16. August nicht so tatkräftig zur Stelle gewesen wären, hätte es vielleicht weniger Teile gegeben, die man unter Denkmalschutz stellen hätte können und auch erhalten hätte können.

Nun, was ist nicht neu seit 1. Februar? - Diese Frage stellt sich auch. Nicht neu ist, dass die Sofiensäle einem privaten Eigentümer gehören. Nicht neu ist, dass es eine gültige Baubewilligung bis 30. Juni dieses Jahres gibt und dass eigentlich völlig klar ist, dass nun diese Baubewilligung konsumiert wird. Der Eigentümer hatte vor dem Brand ein taugliches Projekt, das offensichtlich auch wirtschaftlich tragfähig war, und ich sehe eigentlich nicht ein, warum es jetzt unter dieser neuen Situation nicht wirtschaftlich tragfähig sein sollte. Es ist ja skurril, zu sagen, dass durch den bedauerlichen Brand die finanzielle Situation des Eigentümers eigentlich leichter geworden ist, denn die denkmalschützerische Wiederherstellung der Sofiensäle ist auch vorher nicht leicht gewesen. 

Ich kenne den Saal sehr gut. Ich wohne als Anrainer 100 Meter neben den Sofiensälen. Ich komme da jeden Tag mehrmals vorbei. Also, es wäre vorher mit gewissen Kosten verbunden gewesen und, unter uns gesagt, es ist heute mit gewissen Kosten verbunden. Der Unterschied ist, dass der Eigentümer den Brandschaden wahrscheinlich durch eine nicht unbedeutende Summe durch die Versicherung gedeckt hat. Es ist eigentlich nicht einzusehen, warum jetzt die Umsetzung dieses gültigen Baubescheids und des Projekts schwieriger sein sollte als vorher. 

Wir sind daher nicht der Meinung, dass die Stadt Wien sich hier finanziell beteiligen muss, um dieses Projekt zu realisieren, noch dazu, wo das auch dem EU-Förderungsrecht widerspricht. 

Ich glaube, wir brauchen keine Sorge zu haben. Es gibt zwei Szenarien. Das eine Szenarium ist der Bau. Der private Eigentümer und Bauträger setzt das bewilligte Konzept um. Teil dieses Projekts ist die denkmalschützerische Erhaltung des Ballsaales und damit auch die Erfüllung des auferlegten Denkmalschutzes.

Wenn der Eigentümer wider Erwarten seine gültige Bauwilligung nicht erfüllen sollte und nicht mit dem Bau beginnen sollte, diese Baubewilligung ablaufen lassen sollte oder um eine Änderung der Baubewilligung ansucht, dann ist die Situation der Stadt eine durchaus starke. Nichts geht ohne die Stadt. Daher haben wir dann alle Möglichkeiten, unsere Interessen - und diese gelten primär der Erhaltung der Sofiensäle - umzusetzen. Und Sie können ganz sicher sein, dass die Stadt alle ihr zur Verfügung stehenden Instrumente einsetzen wird, um das öffentliche Interesse, insbesondere den Erhalt der denkmalgeschützten Teile, durchzusetzen. Der Herr Bürgermeister hat schon gesagt, er kann sich vorstellen, bis zu den härtesten Instrumenten zu gehen, insbesondere auch bis zur Ersatzvornahme. 

Da heute schon gesagt worden ist, dass der Eigentümer droht, dann muss ich sagen, dass wahrscheinlich fast alle in dieser Stadt traurig waren, als sie am 16. August gehört haben, dass die Sofiensäle in Flammen stehen. Wahrscheinlich war der Eigentümer einer der ganz wenigen, der nicht so traurig war, und jetzt ist er enttäuscht darüber, dass offensichtlich zu wenig abgebrannt ist und dass der Denkmalschutz erhalten bleibt, dass es noch genug zu schützende Teile gibt. Ich kann schon verstehen, dass er in einer ersten Trotzreaktion sagt: Ich lass' das so stehen. Das würde aber allen wirtschaftlichen Interessen widersprechen, und er hat zweifellos das Hauptinteresse der wirtschaftlichen Verwertung des Eigentums. Daher kann ich mir nicht vorstellen, dass das wirklich überlegt war, und ich glaube auch nicht, dass er das so machen wird. Es wurde vom Bürgermeister heute am Vormittag schon gesagt, dass die Stadt auch dann ihre Instrumente hat und diese auch einsetzen wird, um das zu verhindern, was er unüberlegt angekündigt hat. 

Nun zu den beiden Anträgen der ÖVP. Die SPÖ wird beide Anträge nicht unterstützen, wird nicht zustimmen. Wir sind der Meinung, dass wir auf Grund der rechtlichen Situation derzeit keine Veranlassung haben, ein kulturelles Nutzungskonzept zu erarbeiten. Es gibt eine Baubewilligung. Dieses baubewilligte Projekt inkludiert einen denkmalgeschützten Ballsaal als Veranstaltungszentrum, der genau für jene kulturellen Nutzungen geeignet ist, die die Sofiensäle über Jahrzehnte bekannt gemacht und so wertvoll gemacht haben. Das ist tatsächlich erledigt. Es besteht also kein Anlass, ein neues kulturelles Nutzungskonzept zu erstellen, zumindest nicht zum jetzigen Zeitpunkt. 

Und ein Runder Tisch - das hat der Herr Bürgermeister auch heute in der Früh schon ausgeführt - ist in der jetzigen Situation für die Stadt Wien und insbesondere für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler dieser Stadt kontraproduktiv. Wir werden daher nicht unsere eigene Position schwächen, indem wir zu einem Runden Tisch einladen. Es ist zweifellos so, dass wir gesprächsbereit sind. Wenn der Eigentümer mit uns reden will, dann kann er mit uns reden. Er kann - so wie jeder andere Bauträger in unserer Stadt - sicher mit uns reden über eine Unterstützung der Stadt Wien aus den Mitteln des Altstadterhaltungsfonds, was die denkmalschützerischen Mehrkosten betrifft, er kann aber sicher mit uns nicht reden über eine finanzielle Unterstützung eines privaten Bauprojekts, das noch dazu unserer Meinung nach finanziell leicht umsetzbar ist. 

Wir werden daher alles in unserer Macht Stehende tun, um dieses Denkmal zu schützen, es zu erhalten und den historischen Ballsaal als Veranstaltungszentrum wiederherzustellen, wir werden aber nichts tun, das dem EU-Recht widerspricht und das auf Kosten der Steuerzahler in Wien geht. Daher werden wir jetzt einmal abwarten, was der Bauträger macht, und dann werden wir sicher viele Gelegenheiten haben, darüber weiterzureden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

StR Johann Herzog: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu diesem Thema hat Herr Woller gesagt, dass ihm sozusagen die Wichtigkeit nicht einsichtig ist. Dem möchte ich doch deutlich widersprechen. Ich gehe davon aus, dass ohne die Bemühungen der Bürgerinitiative und ohne dass wir Freiheitliche dieses Thema in diesem Saal und auch in der Öffentlichkeit zum Dauerthema gemacht hätten, das wahrscheinlich bereits den Tod der Sofiensäle zur Folge gehabt hätte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn, meine Damen und Herren, das Interesse der SPÖ war die längste Zeit ein sehr bescheidenes und bis vor einiger Zeit, würde ich sagen, schlicht nicht gegeben. Die Pressedienste, die von sozialistischer Seite losgelassen wurden, sind an den Fingern einer Hand zu zählen und waren von der Aussagekraft her absolut nichtsagend. Ich möchte auch sagen, dass sich Herr Woller selbst, der ja irgendwo auch der Kulturchef der Sozialdemokraten ist, durch seine Nichtäußerung zum Thema Sofiensäle ganz besonders hervorgetan hat. 

Ich darf daher feststellen, dass die Meinungen eines Herrn Woller auch in Bezug auf die Handlungsweise des Besitzers von mir zumindest nicht geteilt werden. Ich glaube nicht, dass es ganz so einfach sein wird, mit ihm auf einen grünen Zweig zu kommen. Lange Jahre hindurch haben die Besitzer und Eigentümer den Verfall vor sich gehen lassen. Auch die Clubbings waren sicherlich nicht eine Sache, die besonders konservierend gewirkt haben. 

Kurz vor dem Brand ist dann bekanntlich diese Baubewilligung gekommen, keine Frage, und ich möchte hier vor allem meinen Dank an den Bürgermeister aussprechen, dass er heute in der Früh klare Worte gefunden hat, was die Durchsetzung der Interessen Wiens gegenüber dem Eigentümer bedeutet. Das möchte ich hervorheben. Andererseits ist es ebenso klar, dass es ein dokumentiertes Nichtinteresse von Eigentümerseite gibt, und ich möchte sagen, dass das im Winter offen geblieben wäre, wenn nicht die Bürgerinitiative und wir uns massiv für dieses Notdach eingesetzt hätten. Auch dem Denkmalamt ist hier eigentlich schon der Vorwurf zu machen, dass es sehr zögerlich vorgegangen ist und dass es durch lange Monate hindurch ohne Entscheidung die Dinge treiben hat lassen, sodass ohne die erwähnte Initiative die wenige Substanz der Sofiensäle, die noch vorhanden war, weiter zerstört worden wäre. 

Ich möchte auch feststellen, dass die Eigentümer auch nach dem Brand massive Zerstörungen durchgeführt haben. Es hat Abbruchmaßnahmen gegeben, die unglücklicherweise, durch "Zufall" - unter Anführungszeichen - auch die denkmalgeschützten Teile betroffen haben. So wurden Balkone ziemlich zerstört, und wenn man sich anschaut, wie sie vor den Abbrucharbeiten ausgesehen haben und nachher, ist ein ganz deutlicher Unterschied zu sehen. (Der Redner zeigt eine Fotografie.) Weiters ist der Saalboden vernichtet worden als ganz wesentlicher Punkt, denn der Ballsaalboden war ja dadurch, dass er ein Schwimmbad überdacht hat, der akustische Wert der Sofiensäle. Hier ist also sehr viel von den Betreibern via Abbruch gleich mit zerstört worden. 

Auf die Brandursache - das wurde heute schon gesagt - will ich gar nicht näher eingehen. Ich möchte aber doch sagen, dass, nachdem die Entscheidung über die Aufrechterhaltung des Denkmalschutzes im April endlich erfolgt ist, eben die entsprechenden Drohungen der Eigentümer gekommen sind und dass sie dann alles, was nicht niet- und nagelfest war, alles, was nicht eigens und ganz betont denkmalgeschützt war, besenrein abgerissen haben. Eine Vorgangsweise, die bedauerlich ist, und bezüglich der ich feststellen möchte, dass ich glaube, dass das Denkmalschutzgesetz hier eine Lücke hat. Ich glaube, ein einheitlicher Ensembleschutz, der die Teile, die nicht expressis verbis denkmalgeschützt sind, nicht auch in irgendeiner Form mit schützt, ist ein echter Nachteil. 

Das Ergebnis, meine Damen und Herren, können Sie hier sehen. (Der Redner zeigt weitere Fotografien.) So schaut das heute aus. Vor dem Denkmalschutz und vor den Arbeiten jetzt im Frühjahr hat es noch anders ausgeschaut. Schauen Sie sich an, was heute davon übrig geblieben ist. Noch im Winter hat es sich ganz, ganz anders dargestellt und wäre eine breite Substanz gewesen, die in einen Neubau hätte integriert werden können. 

Dieser verbliebene Rest - um es nochmals zu sagen - ist weiterhin ungemein verwundbar. Es war ganz, ganz wichtig, dass es gelungen ist, eine Eindachung vorzunehmen. Es sind noch immer massive Mauerteile dem Wetter ausgesetzt. Gott sei Dank ist jetzt die schlechte Jahreszeit vorbei, aber ich möchte doch feststellen, dass wahrscheinlich ohne zügiges Handeln - und hier ist dringender Handlungsbedarf gegeben - der Verfall dieser bestehenden Einrichtungen, die noch vorhanden sind, nur eine Frage der Zeit ist. 

Daher glaube ich nicht, dass man sagen kann, wir haben noch Zeit zuzuschauen, wir müssen nicht sofort und massiv etwas tun. Selbstverständlich, was die Finanzen betrifft, hat der Herr Bürgermeister schon Recht. Eine vorzeitige Festlegung zu irgendwelchen Leistungen ist etwas, was sicherlich unnötig wäre. Nur glaube ich, dass der Zeitpunkt schön langsam gekommen ist, wo man Perspektiven zeigen muss. Es ist notwendig, die Dinge anzugehen, Schritte zu machen, welche Veränderungen man sich vorstellt. Man kann sich nicht allein darauf verlassen, dass eine alte Baubewilligung da ist. 

Ich glaube also, auch was die finanzielle Seite betrifft, dass die Wiederherstellung der historisch interessanten und geschützten Teile der Sofiensäle aus den Versicherungsleistungen alleine nicht erreichbar sein wird. Ich glaube auch nicht, dass die Mittel des Denkmalfonds hierzu ausreichen, sondern dass man in irgendeiner Form zumindest in Aussicht stellen müsste, dass noch weitere Mittel flüssig gemacht werden, um die denkmalgeschützten Teile gemeinsam mit dem Bund zu erhalten, was meiner Meinung nach sicher EU-konform ist. Was den Rest des Neubaus betrifft - da hat Kollege Chorherr völlig Recht, wenn er sagt, dass man hier sehr auf die Qualität achten wird müssen -, wird man in einem Wettbewerb massivst darauf achten müssen, dass der Neubau, wie auch immer er ausschauen wird, ein sehr qualitativer sein wird.

Unser Vorschlag, meine Damen und Herren, geht ja in die Richtung, die auch die Sozialdemokraten bereits in der Pressemeldung vor einiger Zeit, jetzt im April, ebenfalls angesprochen haben. Wir glauben, dass ein Hotel- und Veranstaltungszentrum das Geeignetste wäre. Es würde ja auch grundsätzlich in diese Richtung gehen, wobei erhaltenswürdig neben dem Festsaal natürlich auch der Blaue Salon und die Nebenräumlichkeiten sind sowie die Mauerteile, die noch tragfähig genug sind, um in einen Neubau integriert zu werden. 

Wir glauben, dass auch eine Tiefgarage ohne Zerstörung des unter dem Festsaal liegenden Bassins möglich wäre. Wenn Sie sich anschauen, welche große Fläche hier unabhängig vom Festsaalgebäude selbst noch vorhanden ist, müsste es möglich und denkbar sein, hier eine Tiefgarage in diesem Restteil zu errichten, was eine Grundvoraussetzung ist, dass also ein Hotel- und Veranstaltungszentrum auch funktionieren kann. Und wenn die Gemeinde Wien und der Bund Beiträge leisten, dann haben sie auch die Möglichkeit, die Verwendung mitzubestimmen, was ja ein ganz wichtiger Punkt ist, auch den Wettbewerb mitzubestimmen, aber vor allem die spätere Verwendung und sich dabei Rechte zu sichern, die zum Beispiel, wie angedeutet wurde, in Richtung eines Strauß-Zentrums ebenfalls gehen könnten.

Ich glaube daher, dass es ganz, ganz notwendig ist, die Erhaltung, wie gesagt, voranzutreiben, aber auch wieder im Bereich des Festsaales das Bassin mit einem frei schwingenden Fußboden zu versehen und dadurch zu versuchen, den eigentlichen Schatz der Sofiensäle, die weltberühmte Akustik, zu erneuern.

Ich nehme aber mit Freude zur Kenntnis, dass sämtliche Fraktionen dieses Hauses sich nunmehr für eine zukünftige Gestaltung der Sofiensäle und Erhaltung der historischen Teile aussprechen. Und ich glaube, wenn wir uns alle sehr bemühen, aber auch nicht zu viel Zeit verlaufen lassen, um sozusagen das endgültige Aus der bestehenden Brandruine zu besiegeln, dann werden wir erfolgreich sein, und ich hoffe, dass auch zukünftige Generationen die Sofiensäle noch nützen können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Abstimmung der zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP.

Einer betrifft die Einberufung eines "Runden Tisches" zum Thema Sofiensäle. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit abgelehnt, gegen die Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN. (Zwischenruf bei der ÖVP.) - Ich kann sogar schnell zählen, Herr Kollege!

Der zweite Antrag wurde auch von der ÖVP eingebracht und betrifft die langfristige kulturelle Nutzung der Sofiensäle. In formeller Hinsicht wird hier auch die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig abgelehnt, gegen die Stimmen der ÖVP, der FPÖ und der GRÜNEN.

Wir kommen nun wieder zur Postnummer 32 (01429/2002-GKU), und ich darf als erstem Redner Herrn GR Ellensohn zu einer tatsächlichen Berichtigung das Wort erteilen.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ganz kurz: Herr Harald STEFAN hat behauptet, wenn er ins Internet eingibt "Ellensohn.david" und dann hat er noch drei alternative Wörter dazugehabt, dann ergibt das Hits über 2 000 jeweils, also 2 400, 2 600, 2 900. - Das ist unrichtig. 

Ich habe jetzt ein paar Suchmaschinen durchprobiert. Wenn ich nur das Wort Ellensohn, richtig geschrieben, eingebe, ohne irgendwas dazu, dann kommen bei Yahoo 334 Hits, bei Austronaut 64, bei Metacrawler 9, bei Altavista 469 und bei Google 1 310.

Sie dürfen erstens die Hits der verschiedenen Suchmaschinen nicht zusammenzählen, und Sie dürfen zweitens, wenn Sie mehrere Worte eingeben, nicht "oder" dazuschreiben, weil dann kommen Sie alternativ, weil wenn Sie hineinschreiben zum Beispiel Ellensohn und Winter, dann kommen alle für Winter, wo kein Ellensohn dabeisteht. 

Ich würde der FPÖ, die vielleicht auch Schwierigkeiten mit der Internet-Generation hat, wie sie die Volkspartei einmal gehabt hat, einen Internet-Kurs empfehlen für den Herrn STEFAN und Kollegen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich wollte mich an sich in diese Diskussion vorhin nicht mehr einbringen, aber die Wortmeldung der Frau StRin Vassilakou hat mich dazu veranlasst. Und ich sage einmal: Nachdem ich Sie persönlich kenne und schätze, nehme ich an, dass es nicht persönlich gemeint war. Allerdings sage ich Ihnen: Es gibt bestimmte Themen, bei denen wir als Volkspartei Vorwürfe oder Vorhaltungen nicht unwidersprochen im Raum stehen lassen, egal zu welcher Tageszeit.

Die ÖVP hat Tausende Funktionäre während der Zeit des Nationalsozialismus verloren, so wie andere Parteien auch. Sie hat diese Republik aufgebaut. Sie hat in den schweren Krisen, die die junge Republik hatte, im Jahre 1956 zum Beispiel die Ungarn-Krise, in führender Position für dieses Land, glaube ich, sehr gut gehandelt. Sie hat 1968 in der Tschechien-Krise richtig reagiert und sie war - das sage ich hier auch - die Partei, die die Türe geöffnet hat dafür, dass wir heute Vollmitglied der Europäischen Union sind und nicht, wie das andere Parteien wollten, jetzt in den Beitrittsverhandlungen drinnen sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir lassen uns daher von einer Partei, die erst seit ein paar Jahren im Parlament vertreten ist, nicht unsere staatspolitische Verantwortung für Österreich diffamieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ein ÖVP-Innenminister braucht auch keine Empfehlungen vom Wiener Landtagspräsidenten oder von einer anderen Partei, dass er Gesetze einzuhalten hat. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Beispiele! Da gibt es Gegenbeispiele!)
Und ich komme jetzt zum Konkreten. Da werde ich einige Überraschungen für Sie haben. 

Also zunächst zu der Veranstaltung am Heldenplatz, weil da steht ja von Ihnen der Vorwurf im Raum, dass der Innenminister sie nicht verboten hat. 

Es waren für diese Veranstaltung am Heldenplatz 9 Veranstaltungen angemeldet, 7 pro, 2 dagegen. Zuständig für die Genehmigung beziehungsweise Sie wissen ja, dass im Prinzip Demonstrationen genehmigt sind, es sei denn, sie werden unterbunden, ist die Vereins- und Veranstaltungsbehörde, und der dafür Verantwortliche ist der Dr Stiedl, der bekanntlich nicht der ÖVP, sondern einer anderen Partei angehört. 

Verantwortlich dafür, wenn eine Demonstration aus den Fugen gerät, dass gesetzwidrige Handlungen passieren, also zum Beispiel Wiederbetätigung, ist der Einsatzleiter, das ist in dem Fall der General Schnabel gewesen. (GR Harry Kopietz: Nein! Vizepräsident Marek!) 

Wie Sie daher ständig dazu kommen, dem Innenminister vorzuwerfen, dass er eine Veranstaltung nicht unterbunden hat, für die die Vereinspolizei und damit die Bundespolizeidirektion zuständig ist, das müssen Sie uns hier einmal erklären. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Einsatzleiter war Vizepräsident Marek!) Wie die Polizei in Wien sich intern strukturiert, ist nicht die Fragestellung, sondern es geht um die politische Verantwortung. (GR Harry Kopietz: Ah, jetzt auf einmal?)

Zweitens: Sie haben auch immer kritisiert, dass auf Grund des Videos, das ja im ORF gezeigt wurde ausschnittsweise, wo diese Naziparolen grölenden Menschen im Bild waren, nicht vorgegangen wurde. Das weiß ich vom Innenminister persönlich, weil ich ihn vor zwei Tagen getroffen habe. Zum damaligen Zeitpunkt, also vor zwei Tagen, war weder der ORF bereit, dem Innenministerium dieses Band zur Verfügung zu stellen, weil ja nur das Originalband die Möglichkeit geboten hätte, vorzugehen, noch waren diejenigen, die dieses Band produziert haben, bereit, es dem Innenministerium zu geben. Der ORF hat sich aufs Redaktionsgeheimnis berufen und von anderer Seite hat er es nicht bekommen. Das hat sich in der Zwischenzeit geändert. Seit gestern, seit gestern erst, verfügt der Innenminister über dieses Band und seitdem wird selbstverständlich ermittelt (GR Harry Kopietz: Jetzt ermittelt der Innenminister? Marek oder der Innenminister? Lauter Widersprüche!), und man wird selbstverständlich gegen Leute, die man dort identifizieren kann, im Sinne des Strafgesetzbuches vorgehen. Aber die Frage bleibt sehr wohl, warum diejenigen, die angeblich so ein Interesse daran hatten, dass hier verfolgt wird, dieses Band nicht sofort dem Innenminister zur Verfügung gestellt haben. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ. - Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher.) 

Entschuldigung, habe ich hier gehört, "dann hätte man es nie wieder gesehen"? Habe ich das richtig verstanden? Sie unterstellen dem Innenminister, dass er ein Band, auf dem strafbare Handlungen drauf sind, nicht wieder zurückgegeben hätte? Sie können hier herauskommen und eine tatsächliche Berichtigung machen!
Zum Stand des 8. Mai. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich weiß, dass Ihnen das unangenehm ist, wenn man einmal die Fakten auf den Tisch legt. - Zum Stand der Demonstration 8. Mai. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich habe geglaubt, Sie sind interessiert daran. Also hören Sie mir zu. 8. Mai. (GRin Martina Malyar: Nazi-Demonstration!) Ja, Nazis sind sehr unangenehm, für Sie, für uns und für diese Stadt, und daher hat man sie wirkungsvoll zu bekämpfen im Sinne der Gesetze. (Beifall bei der ÖVP und des GR Kurth-Bodo Blind.) 

Die geplanten Demonstrationen für den 8. Mai, Stand gestern, sage ich dazu, bis gestern sind im Innenministerium keine nationalsozialistischen oder den Nationalsozialisten, Neonazi nahe stehenden Gruppen angemeldet. (GR Godwin Schuster: Wer hat das gesagt?) Das ist eine Information des Innenministeriums. Ich weiß, dass es das Gerücht gibt ... (GR Godwin Schuster: Vorhin haben Sie gesagt, das war die Bundespolizeidirektion!) Das Büro des Innenministers. Ich habe mich extra erkundigt. Stand gestern Abend. (GR Harry Kopietz: Zuvor haben Sie etwas anderes gesagt!) Entschuldigung, es steht mir frei, mich als gewählter Abgeordneter kundig zu machen. Das steht Ihnen auch zu, weil heute nämlich im Raum gestanden ist, dass es eine Anmeldung einer Demonstration gibt, die quasi die Kapitulation des Deutschen Reiches betrauert. Dieses Demonstration ist mit Stand gestern noch nicht angemeldet gewesen. Ich kann Ihnen sagen, wenn es Sie interessiert, es sind schon einige Demonstrationen angemeldet (GR Harry Kopietz: In welchem Büro?), zum Beispiel eine Veranstaltung der ökologischen Linken, wenn Sie das interessiert, Thema "Antifaschistische Demonstration anlässlich der militärischen Niederlage Deutschlands", Teilnehmer 500 bis 1 000 Personen, 18.00 bis 22.00 Uhr, Universitätsring und so weiter. Interessant ist, die Veranstaltung endet um 20.30 Uhr, Schlusskundgebung vor dem Sowjetischen Siegesdenkmal am Schwarzenbergplatz. (Oh-Rufe bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Das ist zum Beispiel eine, die derzeit vorliegt. Eine angemeldete Demonstration, und die wird selbstverständlich, nehme ich an, von der Vereinsbehörde nicht unterbunden werden, weil sie sich im Rahmen der Gesetze bewegt. 

Ich möchte jetzt auch die Gelegenheit benutzen, zu dem Stellung zu nehmen, was Herr Landtagspräsident Hatzl in einer Presseaussendung heute gesagt hat: "Hatzl bedauerte zudem, dass von seinem Vorredner von der ÖVP" - damit war ich gemeint - "kein Wort des Bedauerns über die diskriminierenden Zwischenrufe des FPÖ-Abgeordneten Blind gegenüber Mitgliedern anderer Fraktionen des Gemeinderats geäußert worden wären." 

Also, sehr geehrter Landtagspräsident, manchmal frage ich mich wirklich: Der Herr Abg Blind gehört eindeutig nicht der ÖVP an, der gehört der Freiheitlichen Partei an. Wir haben auch keinerlei Koalition in Wien mit der Freiheitlichen Partei. (GR Johann Hatzl: Das ist ein bisschen schwach!) Ich bin auch nicht der Erziehungsberechtigte des Herrn Abg Blind, was zugegebenermaßen eine schwierige Aufgabe wäre. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Was habe ich damit zu tun, einen Zwischenruf des Herrn Blind zu kommentieren? - Das ist die Aufgabe des Ersten Vorsitzenden, der das meiner Meinung nach auch heute völlig richtig gehandhabt hat. Die Meinung der Österreichischen Volkspartei in Wien zu diesem Zwischenruf ist von unserem Klubobmann Matthias Tschirf in der Präsidiale klargelegt worden. Also mir hier zu unterstellen, ich identifiziere mich mit irgendetwas, weil ich es nicht dementiert habe: Ja, wenn jeder Abgeordnete hier ständig die Zwischenrufe von anderen zu dokumentieren oder richtig zu stellen hätte, wo kämen wir dann hin? Das ist die Sache vom Herrn Blind und das ist die Sache vom Herrn Vorsitzenden und von sonst gar niemandem, wenn wir über die Einhaltung von Regeln reden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und jetzt sage ich Ihnen noch was. Allen in der Sozialistischen Partei und auch bei den GRÜNEN, die sich zu Recht Sorgen über den Ablauf der Demonstration am 8. Mai machen, gebe ich einen guten Rat, denen gebe ich eine Postadresse, wo sie ihre Sorgen primär artikulieren können. Die liegt im 1. Bezirk, Schottenring 7-9, das ist das Büro für Vereins- und Versammlungsangelegenheiten der Bundespolizeidirektion Wien. Der dort verantwortliche Beamte ist der Polizeidirektor Stiedl. Wir von der Volkspartei gehen davon aus, dass diese Behörde ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ist der weisungsgebunden?) Entschuldigung, das hat nichts mit weisungsgebunden zu tun. Das ist eine Demonstration, und es ist Aufgabe der Vereinsbehörde, diese zuzulassen oder nicht zuzulassen. Und wir als Wiener Volkspartei gehen einmal davon aus, dass diese Behörde ordnungsgemäß prüfen wird, ob es sich dort um eine gegen den Rechtsstaat verstoßende Demonstration handelt, dann wird sie diese Veranstaltung klarerweise nicht zulassen und zu Recht verbieten, oder sie wird zum Schluss kommen, dass sie stattfindet. Das ist einmal primär die Verantwortung dieser Behörde und wir haben volles Vertrauen zu dieser Behörde. 

Und Sie können sicher sein, wir haben im Gegensatz zu Ihnen auch volles Vertrauen dazu, dass der Innenminister als Aufsichtsorgan dafür sorgen wird, dass seine Behörde die richtige Entscheidung trifft, und er wird sicher nicht eingreifen, wenn diese Behörde die Veranstaltung untersagt. Das heißt, die sind viel näher an der Verantwortung, als sie eigentlich wollen. Und das wollen Sie nicht wahrhaben und davon wollen Sie ablenken. Schicken Sie Ihre Post wirklich dorthin, wo sie hingehört. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Es gibt eine politische Verantwortung!) 

Für die ÖVP steht die Versammlungsfreiheit und die Meinungsfreiheit in diesem Land außer Frage. Sie bekämpft aus tiefer Überzeugung den politischen Extremismus, und sie tut das mit den Mitteln, die uns das Gesetz gibt, und das ist auch klug so, weil sonst gehen wir den Rechtsradikalen und den Linksradikalen in die Falle, die nämlich wollen, dass der Staat selbst gegen seine Gesetze verstoßt. Wir brauchen daher auch keine Zurufe. Wir gehen davon aus: Wenn dort eine strafrechtlich verbotene Veranstaltung angemeldet wird, dann wird sie nicht stattfinden, und wenn sich eine dort angemeldete Veranstaltung im Zuge der Veranstaltung in Richtung von Gewalttätigkeiten oder Wiederbetätigung entwickelt, dann wird sie von den Einsatzkräften unterbunden werden. Und das ist genau der Weg, mit dem wir mit so einer Situation umgehen sollten. Und ich habe volles Vertrauen dafür, dass die Behörden und der Innenminister das, wie auch in der Vergangenheit, gut lösen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Ellensohn zum Wort gemeldet.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich glaube, es war lediglich Unwissenheit, die Herrn Salcher zu der Aussage geführt hat, dass das Videoband nicht dem Innenministerium gezeigt werden wollte. Ich bin selber mit diesem Videoband am Sonntag zum ORF gefahren und habe dort das Band überspielen lassen, und ich habe am Montag eine Presseaussendung gemacht, in der es deutlich heißt, die Wiener Grünen verfügen über das gesamte Videomaterial des Neonaziaufmarsches in der Kärntner Straße und ich bin jederzeit gerne bereit, das Video vorzuführen. Und soweit mir bekannt ist, verfügt auch das Innenministerium über einen APA-Anschluss und die Nachrichten von uns werden auch dort gelesen. Das heißt, selbstverständlich wäre es möglich gewesen. Es hat sich bis zum heutigen Tag niemand dafür interessiert, und es hat bis zum heutigen Tag niemand von der Polizei dieses Video verlangt oder aber auch das Innenministerium. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Christian Strache: Der Gemeinderat hat sich strafbar gemacht, weil der das Videoband nicht sofort zur Polizei gegeben hat!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Hatzl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat! 

Nur ganz kurz zur Wortmeldung von Herrn GR Salcher. 

Aus der "Presse" vom 24. April darf ich zitieren: "Ob die Demonstrationen anlässlich des 57. Jahrestages des Zusammenbruchs des NS-Regimes genehmigt werden, lassen Polizei und Innenminister noch offen." - Also offensichtlich muss es Anmeldungen schon geben. Man hat Sie dann offensichtlich nicht ganz genau informiert. 

Dieser Eindruck der "Presse" verstärkt sich durch die Mitteilung der "Wiener Zeitung" vom 24. April - ich zitiere -: "Noch keine Entscheidung Strassers gibt es darüber, wer am 8. Mai, dem 57. Jahrestag des Zusammenbruchs des NS-Regimes, am Heldenplatz demonstrieren darf. Bisher sind für den Heldenplatz drei Kundgebungen angemeldet, wobei zwei dem linken, eine dem rechten Rand zuzuordnen sind." 

Das sind zwei Zeitungen, die nicht der SPÖ gehören, nicht den Grünen gehören. Die "Wiener Zeitung" ist eigentlich indirekt ein Organ der Regierung. Die "Presse" steht sicherlich auch dem Herrn Innenminister näher. Ich nehme an, dass hier besser recherchiert wurde, oder Sie haben ganz einfach von denen, die Sie gefragt haben, nicht eine richtige Antwort bekommen. Und auf das habe ich mich selbstverständlich auch gestern - ich habe das schon mehrfach gesagt - bezogen, um auch den Innenminister zu unterstützen, wenn er eine Entscheidungsfindung benötigt, dass sie relativ leicht zu finden ist, denn ich stehe nicht an zu wiederholen: Auch wenn es dabei einen Abgeordneten des österreichischen Parlaments gibt, meiner Auffassung nach ist eine Veranstaltung einer Organisation, die eigentlich den Tag, wo das NS-Regime Hitlers, des scheußlichsten Regimes, zu Grunde gegangen ist richtigerweise und berechtigterweise, als Tag der totalen Niederlage bezeichnet, in einem sehr engen Sinne eine Handlung der Wiederbetätigung, meine Damen und Herren. Und wer solche Veranstaltungen organisiert, muss daher damit rechnen, dass das in Zweifel gestellt wird, dass das mit der österreichischen Verfassung zusammenpasst, und es wäre eigentlich richtig, sich das in diesem Zusammenhang sehr genau anzusehen.

Ich ermuntere den Innenminister erneut, eine solche Veranstaltung mit solchen Kriterien nicht zuzulassen. Ich glaube, er handelt rechtskonform, wenn er das verhindert. Das einmal zu dem. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Und jetzt das Zweite. Weil Herr Salcher von der ÖVP gemeint hat, warum verlangt man von der ÖVP eine Distanzierung zu einem Zwischenruf eines freiheitlichen Abgeordneten, der ist ja nicht Mitglied bei der ÖVP, so nehme ich das als politische Botschaft zur Kenntnis und sage: Ich nehme halt zur Kenntnis, dass die ÖVP nur mehr kommentiert, wenn etwas aus ihren eigenen Reihen kommt, und zu anderen Bereichen offensichtlich nichts mehr ausspricht. 
Es ist legitim, Herr Salcher, die Bandbreite der Österreichischen Volkspartei. Ich halte fest: In dieser Bandbreite der Österreichischen Volkspartei hat es im Parlament auf Grund eines Zwischenrufs, wo in Empörung ein Abgeordneter den Ihnen bekannten Satz gesagt hat, was ihm eigentlich noch fehlt nach einer Rede einer freiheitlichen Nationalrätin, den Klubobmann der ÖVP gegeben, der sich gemeldet hat, dagegen protestiert hat, eine Entschuldigung verlangt hat. Trotzdem hat er sich am nächsten Tag gemeldet, trotz der Entschuldigung des SPÖ-Klubobmanns, und hat gesagt: Weil dieser Abgeordnete redet, fordert er auf, wer seiner Auffassung ist, dass man so etwas nicht sagen kann, den Saal zu verlassen. Also die Bundes-ÖVP hat in ihrer Bandbreite trotz Entschuldigung nichts dabei gefunden, aus dem Parlamentsplenum hinauszugehen. 

Für die Wiener ÖVP, stelle ich in dieser Bandbreite fest, ist es egal, wenn ein Abgeordneter einer Partei zu anderen sagt: Ihr seid Faschisten! 
Entschuldige, wenn ich das so sage. Ich nehme zur Kenntnis, dass die Wiener ÖVP anders ist. Leider. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Salcher gemeldet. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also ich möchte nicht, nachdem es eine tatsächliche Berichtigung ist, zu den logischen Schlussfolgerungen oder dialektischen Prinzipien des Herrn Landtagspräsidenten Stellung nehmen. 

Nur zwei Fakten zu dem, was GR Ellensohn gesagt hat. Also da steht dann Aussage gegen Aussage. Stand Dienstag Abend war, dass das Video nicht im Besitz des Innenministeriums war, weil es der ORF verhindert hat. 

Eine Frage erlaube ich mir schon: Herr Kollege Ellensohn, wenn Sie Zeuge eines schweren Verbrechens sind, das auf Video aufnehmen, dann stellen Sie das ins Internet und sagen, die Polizei soll kommen und ich gebe es ihr dann. Oder gehen Sie als Abgeordneter zur Polizei, zeigen Sie das an und stellen das Beweismaterial zur Verfügung. So würde ich das zumindest machen. 

Punkt zwei: zum Herrn Landtagspräsidenten. Sie haben mich entweder wirklich falsch verstanden oder falsch verstehen können, das kann immer passieren. Ich habe nicht gesagt, dass noch keine Demonstrationen angemeldet sind für den 8. Mai. Ich habe gesagt, dass noch keine neonazistischen Demonstrationen, Stand gestern Abend, angemeldet sind. Und wenn Sie mir zugehört hätten, dann habe ich ja gesagt, dass zum Beispiel schon eine Demonstration der ökologischen Linken angemeldet ist, und es sind mehrere Demonstrationen angemeldet. Und die Polizei und die Behörden prüfen derzeit, ob es sich bei einer der angemeldeten Veranstaltungen um eine neonationalsozialistische Gruppe handelt. 

Sie wissen aber auch, weil Sie lang genug in der Politik sind, dass bis unmittelbar vor dem 8. Mai sich noch immer zusätzliche Veranstalter melden können, um eine Demonstration am 8. Mai zu machen. 

Ich gehe nochmals davon aus, dass die Behörden das entsprechend prüfen werden, jeden einzelnen Anmelder, und dort die richtige Entscheidung treffen werden unter der Verantwortung des Innenministers. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu noch einer tatsächlichen Berichtigung hat Herr GR Ellensohn das Wort. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Schon wieder ein Fehler. Der Herr Salcher hört nicht zu. 
Ich habe kein Video selbst aufgenommen. Das war also falsch. 

Wo die strafbare Handlung ist, wenn ich ein Informationsmaterial so zuspiele, dass es in die Öffentlichkeit kommt, und dieses Informationsmaterial bis zum heutigen Tage das Innenministerium nicht interessiert, weiß ich nicht. Denn die wollen es nicht haben von mir. (GR Heinz Christian Strache: Warum haben sie es abgelehnt?) 

Ich verstehe nicht, warum der Herr Salcher darauf herumreitet (StR Johann Herzog: Sie haben es nicht verstanden!) und wieder kein einziges Wort gefunden hat, sich vom Herrn Blind in irgendeiner Art und Weise zu distanzieren, obwohl gerade vorher Herr Landtagspräsident Hatzl ihn aufmerksam gemacht hat, dass es an einem anderen Ort schon geht, dass Sie sich einmischen, wenn eine andere Fraktion was sagt. Aber da ist es Ihnen egal und das ist für mich auch sehr enttäuschend. 
Ich bin nicht in einem Haus aufgewachsen, in dem immer nur Grüne waren. Ich kenne einen Haufen Bürgerliche in Vorarlberg und in meiner Familie sind auch genug. Aber das ist enttäuschend, wirklich enttäuschend auch für mich persönlich, was die ÖVP hier für ein Trauerspiel liefert. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich komme zurück zu dem Akt, den wir für die Österreichische Gesellschaft für Zeitgeschichte beschließen. Ich glaube, dass es eine ganz wichtige Aufgabe ist, sowohl dieses Symposium als auch die Durchführung der Wehrmachtsausstellung, denn wenn sie etwas gebracht hat, dann ist es die Tatsache, dass sie zu einer Diskussion geführt hat, auch hier in dem Haus, die sehr klar Positionen offen legt, die manche hier im Hause haben. 

Ich habe gehört die Distanzierung von Gewalt von der einen Seite und ich habe nicht gehört eine Distanzierung oder die Kritik an rechtsextremen Aussagen oder an den Vorgängen bei der Nazidemonstration in der Kärntner Straße. Ich hoffe, dass diese Diskussionen weitergehen, weil sie zeigen, dass wir noch sehr viel an der Geschichte aufzuarbeiten haben. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne FPÖ.

Wir kommen nun zur Postnummer 40 (01474/2002-GKU) der Tagesordnung. Sie betrifft die Gründung der "Theaterhaus für Kinder GmbH". 

Berichterstatterin ist Frau GRin Zankl. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der vorliegende Akt ist etwas seltsam, könnte man sagen. Er hat auch eine etwas lange und etwas seltsame Geschichte. 

Sie werden sich erinnern, das Kindertheaterhaus wurde in diesem Gremium, glaube ich, schon zu Zeiten diskutiert, als noch meine Vorgängerin hier war, und noch immer sind wir der tatsächlichen Umsetzung nur einen kleinen Schritt näher gekommen.

Am 6. März ist uns ein Akt zugegangen auf Subvention des Kindertheaterhauses, Errichtungskosten, Einrichtungskosten und begleitende Kontrolle in einer Höhe von 3,5 Millionen EUR, und die Zustimmung zur Umwandlung der Faust Wien 2000 AufführungsgesmbH in die Theaterhaus für Kinder GmbH.

Am 8. April ist uns eine Abänderung zugekommen, die da hieß: "Zustimmung zur Gründung der Theaterhaus für Kinder GmbH." - Nichts war mehr mit der Subvention, immerhin 3,5 Millionen EUR.

Und dann, noch seltsamer, erreichte uns einige Stunden später der Akt "Beauftragung des Magistrats hinsichtlich der Vorbereitungsarbeiten zur Gründung der Theaterhaus für Kinder GmbH".

Das ist umso seltsamer, als am 9. April am Vormittag der Herr Bürgermeister und der Herr Kulturstadtrat eine Pressekonferenz abgehalten haben, in der sie vollmundig die nunmehrige Umsetzung des Theaterhauses für Kinder-Konzeptes, das schon so lange in der Schublade liegt, angekündigt haben. Ich frage mich nur, auf welcher Grundlage? Denn wie Sie meinen Ausführungen entnehmen konnten, haben wir in eben jenem Ausschuss am Nachmittag gerade den Vorbereitungsarbeiten für die Gründung der GmbH zugestimmt. 

Das ist deshalb besonders bedauerlich, als uns dann erklärt wurde, dass es nun einmal so sei, dass ein paar Tage vor der Beschlussfassung dem Kulturamt eine neue Kalkulation zugekommen war, in der festgehalten wurde, dass die Errichtungskosten sich nunmehr um einige Prozent erhöht hätten und damit die vorgesehene Subvention nicht mehr ausreichen würde.

Und das ist doch einigermaßen seltsam, wenn man bedenkt, dass dieses Kindertheaterhaus schon eine sehr lange Geschichte hat und auch der ehemalige StR Marboe sehr glaubhaft versichern kann, dass bereits alles geklärt war zu einem Zeitpunkt, als er noch Stadtrat war. Offensichtlich ist auch ihm die Umsetzung nicht so einfach gelungen. Aber sie war damals zumindest zu anderen Bedingungen vereinbart, nämlich zu Bedingungen, die wir jetzt nicht mehr bekommen, so scheint es, und die außerdem - und das ist ein Punkt, den ich doch sehr bedauerlich finde - das laufende Budget belasten und nicht Sondermittel des Finanzstadtrats für diese Einrichtung in Anspruch nehmen können. (Beifall des StR Dr Peter Marboe sowie des GR Dr Andreas Salcher.) Das ist sehr bedauerlich, denn es bedeutet, dass Vorbereitungsarbeiten, die offensichtlich geleistet wurden, nun nicht mehr gültig sind und man fast den Eindruck haben muss, dass in diesem Jahr zwischen der Wahl und dem Ausschuss vor einigen Wochen nichts passiert ist. Offensichtlich hat sich niemand so wirklich erkundigt, was jetzt der letzte Stand ist und ob man mit dem Geld, das man da jetzt vorgesehen hat, auch wirklich ein Kindertheaterhaus bauen kann.

Oder - und das ist eine andere Interpretationsmöglichkeit - es ist so, dass die Stadt Wien vom Museumsquartier, von dem Sie ja diese neuen Zahlen mitgeteilt bekommen haben, wieder einmal langsam, aber sicher über den Tisch gezogen wird. Und das fände ich ja noch bedauerlicher, denn dann würde sich eines wieder zeigen, was wir in den letzten Monaten ständig und die ganze Zeit beobachten müssen, nämlich dass die sozialdemokratische Kulturpolitik dieser Stadt nicht in der Lage ist, dem Mehrheitseigentümer, der doch ganz offensichtlich ein sehr konservatives Bild von Kulturpolitik im Museumsquartier durchsetzen will, etwas entgegenzusetzen. Und das fände ich noch schlimmer, deshalb noch schlimmer, weil es bedeuten würde, dass alles, was vollmundig angekündigt wurde, Gegenmodell zu Blau-Schwarz und Ähnliches, tatsächlich offensichtlich an diesem hochsymbolischen Kampfplatz nicht umgesetzt werden kann. 

Das heißt einerseits für den Steuerzahler und für die Steuerzahlerin, dass sie mehr Geld für das Kindertheaterhaus aufbringen müssen, und andererseits, dass die Wünsche der sozialdemokratischen Kulturpolitik offensichtlich völlig auf verlorenem Posten sind gegenüber Morak, Gehrer und Konsorten. 

Wir wünschen uns das Kindertheaterhaus, ja, auf jeden Fall, und wir unterstützen auch die Vorbereitungsarbeiten. Wir werden auch diesem Akt zustimmen. Aber ich wollte doch mal in aller Deutlichkeit festhalten, dass die Art und Weise, wie hier mit diesem Projekt offensichtlich umgegangen wird, doch äußerst problematisch ist und großen Anlass zur Sorge gibt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

In der Kultur tun wir uns Gott sei Dank ein bissel leichter. 

Ich kann mich eigentlich der Analyse meiner Vorrednerin, der Frau Ringler, nur vollinhaltlich anschließen und sie vielleicht noch ein bisschen ergänzen. 

Der Akt, den wir heute vorliegen haben, der ist wirklich ein skurriler. Es gibt einen gültigen Beschluss der damaligen Stadtregierung auf Errichtung des Kindertheaters. Und jetzt haben wir das quasi noch einmal so nach dem Motto: Geh, ein Jahr ist nichts passiert, jetzt tun wir die neue Stadtregierung noch einmal anfeuern, sozusagen um für die notwendige Motivation zu sorgen.

Wir werden trotzdem jetzt natürlich auch zustimmen. Wir sind immer fürs Anfeuern, wir sind immer dafür, dass was weitergeht. Aber Faktum ist natürlich schon, dass der damalige StR Marboe ein komplett fertiges Finanzierungskonzept gehabt hat. Und das muss man auch dazusagen: Das ist ja kein Projekt, das der Dr Marboe alleine betrieben hat, das war ein Projekt der Stadtregierung, und das ist immer in der Zuständigkeit Laska - Marboe gewesen. Zwischen den beiden gibt es zum Zeitpunkt, wo die Neuwahl ausgebrochen ist, ein fertig ausverhandeltes Finanzierungspapier, wo genau die Betriebs ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Bitte, dann zeigen Sie mir das!) Das zeige ich Ihnen gern nachher. Kein Problem, Herr Stadtrat. 

Es gibt einen Briefwechsel zwischen Marboe und Laska - ich lasse jetzt die Titel weg, weil die Zeit schon fortgeschritten ist, Sie werden mir das verzeihen -, da steht genau die Betriebskostenabdeckung und die Aufteilung der Kosten drinnen. Und die Kostenabrechnung, die Sie jetzt vorlegen, stimmt inhaltlich fast überein mit dem, was ohnehin zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie das Ressort übernommen haben, der Fall war. 

Sie erzeugen immer sozusagen den Eindruck: Der Dr Marboe hat die Finanzierung nicht mehr zusammengebracht . Also wenn, dann haben es Laska und Marboe nicht zusammengebracht. Und sie haben es aber zusammengebracht. Das, was Sie nicht zusammengebracht haben, ist, dann das notwendige Geld vom Finanzstadtrat herauszuholen, um das Projekt rechtzeitig zu realisieren. 

Und die Konsequenz des Ganzen ist, dass wir jetzt über ein Jahr verloren haben und dass sich in der Zwischenzeit die Kosten erhöht haben. Und warum Sie da diese Verzögerungstaktik gemacht haben, das ist mir ehrlich gesagt wirklich unverständlich. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Weil es keine Finanzierung gegeben hat!) Es gab eine ganz klare ... Ich zeige Ihnen den Brief, ich habe ihn mit, kein Problem.

Dann wollte ich noch sagen: Es gibt noch nachher einen Antrag der Freiheitlichen, der, glaube ich, allen zugegangen ist. Den werden wir unterstützen, weil das an sich ein Ansinnen ist, das wir ohnehin auch selber immer verfolgt haben. Dr Marboe wollte ja sogar dieses Kinderquartier Kinderkreativzentrum nennen. Das ist am heftigen Widerstand unseres Koalitionspartners damals gescheitert, wobei ich noch immer nicht weiß, warum. Angeblich sei der Begriff "Kinder" und "kreativ" elitär. Ich erkenne diesen Zusammenhang überhaupt nicht, weil Kreativität ist ja nicht etwas, was auf eine bestimmte Zielgruppe eingeschränkt ist, sondern Kinder sind Gott sei Dank kreativ. Ich nehme an, die meisten von uns sind auch einmal Kinder gewesen und haben auch diese Phase der Kreativität genießen können. Und daher glaube ich, dass das durchaus ein Anliegen ist, das man noch einmal erneuern sollte, dass hier aktiv auch die Kinder selbst die Möglichkeit haben, sich weiterzuentwickeln.

Von uns gibt es nach wie vor volle Unterstützung für das Kinderkreativzentrum, Kinderquartier, wie immer wir das nennen wollen. Aber jetzt ist es hoch an der Zeit, die notwendige Finanzierung sicherzustellen, damit dieser wichtige Teil des Museumsquartiers möglichst bald eröffnet werden kann. 

Und Sie kriegen den Brief von mir. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Seit Jahren wird hier diskutiert über ein Kinderkreativzentrum oder Kindertheater, auf jeden Fall über ein Areal im Museumsquartier, das Kinder nützen können oder das für Kinder zur Verfügung gestellt werden soll. 

Ich habe heute gehört, es gab ein fertiges Projekt von Marboe. Ich habe gehört, es gab ein fertiges Projekt von Mailath-Pokorny. Leider ist weder das eine noch das andere Konzept dem Akt beigelegt worden. Der Akt, den wir - so wie Marie Ringler das sagt - in der letzten Ausschusssitzung vorgelegt bekamen, war sehr dürftig. Es war ein Blatt, auf dem ganz einfach nur gefordert wird, man möge den Magistrat beauftragen, Vorbereitungsarbeiten zur Gründung des Theaterhauses einzuleiten. 

Also man muss sich dann schon fragen: Wieso hat man da jahrelang diskutiert, wenn man dann im Ausschuss eigentlich nur einer Idee zustimmen kann? 

Und ich muss schon sagen: Wenn Herr StR Mailath-Pokorny in Opposition wäre und jemand anderer würde Kulturstadtrat sein, ich könnte mir vorstellen, dass er diesem Akt auch nicht zustimmen würde. Denn wichtig wäre es schon in dieser Situation, dass wir nicht nur wüssten, was das Ganze kosten soll, sondern es wäre sehr interessant, wenn man wüsste, was man dort eigentlich vorhat. 

Und wir haben uns immer in den letzten Jahren dazu bekannt, dass es für die kommenden Generationen sehr, sehr wichtig ist, wenn sie selber aktiv und kreativ sein können. Wir haben immer wieder Anträge gestellt im Zusammenhang mit der Musikerziehung, weil wir der Meinung sind, dass Kinder, wenn sie selber etwas machen können, glückliche Kinder sind und dass das kreative Potenzial in unserem Land gefördert gehört.

Und auch hier hätte man eine ganz große Chance gehabt, Herr StR Mailath-Pokorny, in der Hinsicht etwas zu tun, und zwar in dem Fall jetzt nicht in Sachen musikalische Erziehung, sondern musische Bildung. Das heißt, man hätte hier wirklich ein Kreativzentrum aufbauen können, wo Kinder die Chance haben, selber Theater zu spielen, denn wir haben in Wien sehr viele Einrichtungen, in denen Erwachsene für Kinder spielen. Das ist auch gut so. Geografisch gesehen eigentlich fast ums Eck, in der Neubaugasse, haben wir ein sehr gutes Kinder- und Jugendtheater. Aber hier im Museumsquartier hätte einmal was ganz Neues entstehen können.

Und uns tut es sehr Leid, dass man jetzt im Ausschuss nicht einmal über ein Konzept diskutieren konnte. Es steht zwar im Antrag, ein Konzept wird nachgeliefert, aber man muss sich schon fragen: Warum war das jetzt noch nicht fertig?

Ich komme noch einmal zurück zu unserer Idee, die wir auch in Form eines Antrags einbringen werden. Wir haben das auch in unser Programm eingearbeitet. Wir sagen, dass eine erfolgreiche Kulturpolitik den kulturellen Reichtum einer Gesellschaft fördern soll. Und da kommt eben den kommenden Generationen eine große Bedeutung zu, und zwar dass man die Kreativität dieser kommenden Generationen fördert. Man sollte also Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit geben, dass sie ihre Talente und Kreativität entfalten können. Das kann nun an Schulen geschehen oder an Musikschulen, oder auch am Konservatorium, aber es kann auch so geschehen, dass man die beiden Bereiche Bildung und Kultur, also diese beiden Verantwortungen, miteinander verbindet.

Und gerade im Kindertheaterbereich hätte man wirklich eine ganz große Chance gehabt, hier etwas zu tun, weil Kinder, die aktiv was tun, sind geschützte Kinder, die sind nicht so gefährdet durch die großen Gefahren in einer Großstadt. Kinder, die nicht nur passiv vor dem Fernseher sitzen, sondern selber sich mit unserer Literatur beschäftigen können, sie selber erarbeiten können, selber kreativ sein können, diese Kinder werden auch später eine große Freude haben, Kultur zu genießen und an Kultur und Kunst Freude zu haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben deswegen einen Beschlussantrag gestellt, dass sich der Kulturstadtrat dafür einsetzen möge, Projekte, Initiativen und Einrichtungen, bei denen Kinder selber aktiv und kreativ sein können, also selbst Theater spielen, selber musizieren, selber tanzen, in Zukunft vermehrt zu fördern und zu unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich würde mich freuen, wenn alle Fraktionen diesen Antrag unterstützen würden, denn ich könnte mir vorstellen, dass das im Interesse aller Fraktionen sein wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau GRin Mag Wehsely zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich freue mich sehr, dass wir heute dem Projekt Kindertheaterhaus einen ganz wichtigen Schritt näher gekommen sind und in Wahrheit jetzt am Ziel sind. Und die, die das heute so dargestellt haben, das kann ich mir bei Kollegin Ringler nur damit erklären, dass sie halt dem Haus erst seit einem Jahr angehört und daher die Debatten in der letzten Legislaturperiode diesbezüglich nicht mitgeführt hat. 

Da muss man schon sagen, dass die Situation bis zum Amtsantritt des neuen Kulturstadtrats eine gänzlich andere war. Da war es nämlich ursprünglich so, dass das Ziel war, ein Kinderkreativzentrum im Museumsquartier zu errichten, wo - und ich zitiere jetzt wörtlich - "dort das Ziel war, die Perlen der Stadt zu finden, und die genialsten Kinder sollten dann mit Peter Stein Theater spielen." 

An der Frage, wie man denn zu diesen Perlen der Stadt kommt und woran man die Genialität von Kindern denn erkennt und wie man diese Vorauswahl vornehmen kann, daran sind irgendwie sozusagen alle, die sich damit beschäftigt haben, gescheitert. Damit ist sozusagen auch diese Kaderschmiede, die der Herr Stadtrat hier in seinem Kinderkreativzentrum geplant hat, nicht durchgeführt worden. Man hat dann weitergearbeitet an einem Konzept, das es auch schon seit einigen Jahren gibt, nämlich daran anzusetzen, dass es schon eine sehr, sehr gut funktionierende Einrichtung im Museumsquartier gibt, nämlich das Kindermuseum, das dort seit 1994 tätig ist, und aus dem heraus ist dann die Idee entstanden, ein Kindertheater auch dort zu errichten, nämlich an einem Ort, an einem sehr wichtigen Ort der Kultur und Kunst in Wien. 

Und da ist es genau darum gegangen, dass man sagt, man schafft ein Kindertheaterhaus, das eine langjährige Forderung der freien Kindertheaterszene ist, dort, wo Hochkultur auch passiert, wo viel Geld auch für Erwachsene ausgegeben wird, wo Kultur für Erwachsene passiert, und man sagt nicht, die Kinder sollen wieder irgendwo anders sein, sondern die Kinder sollen auch dort ihren Platz haben. 

Und jetzt ist gelungen, dass es gesichert ist, dass die Finanzierung für dieses Kindertheater auch da sein wird. Und das ist sozusagen ein wesentlicher Unterschied zu dem, was bisher war.

Und, liebe Kollegin Ringler, Sie können gerne die Augen verdrehen, nur, die Tatsache war, dass die Information, die im Gemeinderatsausschuss gegeben wurde, auch eine andere war als die, die jetzt hier von Ihnen dargebracht wurde, nämlich nicht, dass einige Tage vor dem Ausschuss auf einmal festgestellt worden ist, dass die Kosten andere sind, sondern dass - und das finde ich auch besonders bemerkenswert und das könnte man stundenlang diskutieren, ich verspreche Ihnen, ich werde es jetzt nicht tun - am Tag bevor der Ausschuss war, obwohl der Errichtungsgesellschaft bekannt war, dass dieser Antrag erstellt wird, auf einmal ein Brief des Geschäftsführers der Errichtungsgesellschaft kommt, in dem steht, dass die Kosten um 10 Prozent höher sind. Wieso diese Kosten jetzt auf einmal um 10 Prozent höher sind, denke ich mir, wird man verhandeln müssen. Mir erscheint das alles nicht besonders schlüssig auf den ersten Blick. Tatsache ist, dass die Errichtungsgesellschaft wusste, wann dieser Antrag in den Gemeinderatsausschuss kommt, und es sind schon eigenartige Zufälle, wenn dann am Tag davor dieser Brief kommt. 

Es gab jetzt zwei Möglichkeiten: Den Antrag komplett zurückzuziehen oder den Antrag mit den alten Zahlen zu stellen und von Anfang an vielleicht davon ausgehen zu müssen, dass sofort eine Nachtragssubvention notwendig gewesen wäre. Ich weiß nicht, ob das wirklich eine korrektere Vorgangsweise gewesen wäre als die, die jetzt gewählt worden ist, nämlich den Grundsatzbeschluss zu fassen. Und das sage ich auch: Das ist etwas anderes, als es bisher war, nämlich hier in diesem Haus, im Wiener Gemeinderat, ist der Grundsatzbeschluss über den Bau des Kindertheaters noch nicht gefasst worden. Es stimmt, dass es einen Beschluss der letzten Landesregierung gegeben hat, aber es stimmt nicht, dass das hier schon zuhauf und vielmals, so wie Sie, Kollegin Ringler, das darstellen, diskutiert worden ist.

Und, Kollege Salcher, wenn Sie sagen, die Finanzierung war gesichert und da hat es doch Papiere gegeben und mit der Kollegin Laska, dann sage ich Ihnen, und ich war bei vielen dieser Verhandlungen dabei, teilweise auch gemeinsam mit dem Kollegen Strobl sind wir stundenlang in Arbeitsgruppen diesbezüglich gesessen. Das stimmt schon. Es hat Papiere gegeben und es hat Zahlen gegeben. Das Problem war nur, dass sich StR Marboe für die Finanzierung all dessen offenbar nicht zuständig gefühlt hat. Denn wenn wir uns jetzt anschauen, wie es um die Finanzierung der Einrichtungen des Kinderquartiers bestellt ist, dann sehen wir, dass die Kinderinfo, die ein wesentlicher Bereich ist, eröffnet und finanziert aus dem Budget Laska ist und eröffnet worden ist im Dezember 2001, dass die notwendige Finanzierung für das Kindermuseum Ende letzten Jahres erst jetzt festgestanden ist unter Laska und Mailath-Pokorny und dass die Finanzierung für das Kindertheater jetzt feststeht und nicht festgestanden ist unter der Amtsführung des StR Marboe. Zahlen niederzuschreiben und zwischen Stadtratbüros hin und her zu faxen, mag das eine sein, sich darum zu kümmern, dass dieses Geld auch wirklich fließt, ist das andere. (Beifall bei der SPÖ.) Und da freue ich mich sehr, dass wir jetzt, heute, auch hier so weit sind. 

Das Ziel des Kindertheaterhauses ist es, hochwertige Kunst und Kultur für alle Kinder, die alle Perlen der Stadt sind, für alle 235 000 Kinder in dieser Stadt zu spielen, nicht irgendwo, sondern im größten Kultur- und Kunstbereich, den es in Österreich gibt. Wir wollen ein Kindertheaterhaus mit hoher Qualität, das eine Spielstätte für alle Kindertheatergruppen, die diese Qualität in dieser Stadt auch bieten, sein soll, wo natürlich auch - und ich unterstütze da auch Ihren Antrag - Kinder selbst Theater machen können. 

Und ich bin sehr froh, dass es eben hier nicht nur um das Kindertheaterhaus geht, sondern dass dieses Kindertheaterhaus auch das Kinderkulturzentrum im Museumsquartier abschließt, wo wir eben das Kindermuseum haben, wo wir die KinderInfo haben und wo wir jetzt als Nächstes das Kindertheaterhaus haben. 

Das, was es jetzt politisch noch zu erkämpfen gibt, ist, dass dort das Areal wirklich von Kindern bespielt wird, nämlich dass auch der Hof, der dort ist, nicht leer stehen muss, wie es der Wunsch der Errichtungsgesellschaft ist, sondern von Kindern dort bespielt wird. Denn ich denke, wenn uns das nicht gelingt, dann könnte es passieren, dass das Museumsquartier oder das Areal des Museumsquartiers das schönste und teuerste Pensionistenbankerl wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr StR Marboe. Ich erteile es ihm. 

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich bin es der Frau Kollegin Laska schuldig, aber auch der Frau Kollegin Ringler, als Zeitzeuge da einfach die Dinge zurechtzurücken. Also das hat jetzt den Charakter, auch wenn es formal nicht so angemeldet wurde, einer Berichtigung. Die könnte man genauso gut in den Protokollen der diversen Wortmeldungen nachlesen. 

Aber es geht hier einfach nicht, Frau Kollegin Wehsely, dass Sie herauskommen und sagen: Bis 2001 war alles so mit elitärem Zentrum oder so ähnlich und dann war es ganz anders. (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) Sekunde. Wenn es Briefe von Frau Laska und von mir gibt, ich glaube, es sind inzwischen sechs, die wir da ausgegraben haben, vom 2. August 1999 zum Beispiel, da war die Koalitionsregierung total in Schwung. Wir haben gemeinsam mit Frau Laska dieses Projekt betrieben. Wir haben immer betont, da soll der allgemeine Zugang sein. Es soll daneben auch eine Workshopleiste geben und so weiter. Und das wurde am 2. August 1999 niedergelegt. Und, wie gesagt, ich bin das den schon erwähnten Kolleginnen schuldig, das vorzulesen. Gemeinsam unterschrieben von der Frau Vizebürgermeisterin und von mir, auf einem gemeinsamen Briefpapier, wo steht: "Sehr geehrter Herr Dr Waldner!" Das war an die Museumsquartier-Errichtungs- und Betriebsgesellschaft gerichtet. "Wir werden das Projekt Kinderquartier, bestehend aus dem Kindermuseum, dem Kindertheater sowie einer Service-Info und Workshopleiste, nach Maßgabe unserer Möglichkeiten unterstützen." 

Gefolgt von einem Brief im Dezember 1999, wieder von beiden unterschrieben, links Frau Laska, rechts Herr Marboe: "Der bisherige Stand der Finanzierung des Projekts Kinderquartier ist jener, dass die Umbaukosten in Bezug auf das Theater und die Errichtungskosten des Kindermuseums im Gesamtbetrag der Museumsquartiererrichtung aufgehen." - Also eine klare Kostenvereinbarung. "Einrichtungs- und Ausstattungskosten für die gesamte Institution Kinderquartier müssen getrennt geplant werden. Weiters dürfen wir darauf hinweisen, dass für den Service-Info- und Workshopteil Räumlichkeiten in Aussicht gestellt wurden, deren Bestimmung und Adaptierung noch einer endgültigen Klärung bedürfen." 

Das war die famose Wirtschaftlichkeitsprüfung, die dann auch durchgeführt wurde. Das wurde in einem Brief an die Frau Laska mitgeteilt, worauf sie mir - und jetzt sind wir schon im März - am 12. März 2001 10.07 Uhr das Okay zurückgefaxt hat, dass diese Kostenaufstellung außer Streit gestellt wird zwischen den beiden Ressorts. 

Und damit das auch klar ist: Der nächste Schritt - so war es vereinbart -, fifty-fifty sollten die Kosten geteilt werden. Ob jetzt fifty-fifty bei allen Einrichtungen oder nicht, war noch zu besprechen. Aber jedenfalls fifty-fifty in den Budgets. 

Der nächste Schritt wäre - das ist vollkommen richtig, damit das jetzt einmal klar gesagt wird - nach einer Totalkosteneinigung zwischen den beiden Ressorts der Weg zum Finanzstadtrat. Also vorher noch zur Finanzstadträtin, dann zum Finanzstadtrat. Dieser Weg konnte wegen den darauf nur wenige Woche später erfolgenden Wahlen nicht mehr stattfinden. 

Und Sie erinnern sich, und der Kollege Mailath-Pokorny wird sich auch erinnern, wie ich ihm den Vorwurf gemacht habe, dass er dieses junktimierte Paket zwischen unseren Ressorts aufgeschnürt hat, dass er nicht, um dieses Gesamtpaket zu besprechen, zum Finanzstadtrat gegangen ist, sondern das Kindermuseum einmal finanzieren hat lassen, damit er das als ersten Schritt macht. Ich habe das als schweren taktischen Fehler empfunden, weil die Finanz natürlich sagt: Okay, jetzt machen wir einmal das Kindermuseum - so wurde es auch hier berichtet -, und das Kindertheater verhandeln wir nachher. Man kann mich ja berichtigen. 

Was ist jetzt herausgekommen bei den Verhandlungen nachher? - So wurde es damals hier berichtet. Das Kindermuseum wird jetzt einmal budgetiert, und das Kindertheater wird nachher verhandelt. Und jetzt ist mein Eindruck, und da haben einfach alle, die heute das Wort ergriffen haben, Recht, dass die Nachverhandlungen nicht sehr erfolgreich waren, denn jetzt höre ich, es muss aus dem Kulturbudget finanziert werden. Na, da muss ja irgendwo was passiert sein. 

Und dann, und da ist natürlich dieser Akt entlarvend. Es kam ja auf die Tagesordnung des Kulturausschusses zuerst dieser Akt. Na, man höre und staune und schaue sich die Zahlen an, die da eingebracht wurden: Das sind auf den Cent genau die Zahlen, die bereits ausverhandelt waren zwischen den beiden Ressorts. Das war der erste Akt. 

Auf einmal kriegen wir eine Nachricht: Der Akt wird zurückgezogen, es kommt ein anderer, der soll nicht mehr gelten. Und im anderen steht dann nur mehr allgemein: Es wird eine GmbH zu gründen sein. Natürlich werden wir das auch unterstützen und sind dafür. 

Und dann kam die Geschichte mit der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft, die natürlich gesagt hat: Na jetzt, nach einem Jahr, sind die Baukosten gestiegen und müssen neu verhandelt werden.

Aber damit das einfach klar und deutlich ausgesprochen wird: Die Verantwortung für diese Kostensteigerung tragen eindeutig die, die ein ganzes Jahr lang offensichtlich nichts gemacht haben und eine endgültige Entscheidung hinausgezögert haben. 

In meinen Augen kann es dazu einfach keinen Widerspruch geben, sondern es ist nur zu hoffen, dass das jetzt möglichst schnell nachgeholt wird, damit das Kindertheater nicht auf ewig oder lange Zeiten aufgeschoben werden muss und wir möglichst bald bei der Premiere dort alle anwesend sein können. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also die Zeit ist fortgeschritten und ich weigere mich zunehmend, sozusagen die wunderbaren Erzählungen von früher und was nicht alles geschehen ist und finanziert und erledigt war zu kommentieren. 

Herr StR Marboe! Es gibt viele Briefe, das ist in der Tat richtig. Ich kriege auch nach wie vor viele Briefe, nicht zuletzt auch von dir. 

Tatsache ist, dass weder das Kindermuseum noch das Kindertheater finanziert waren. Es gab Gespräche zwischen den einzelnen Ressorts. Dafür ist dir auch zu danken und den Kolleginnen und Kollegen des Hauses, die sich sehr dafür eingesetzt haben. Das stimmt. Darüber gibt es zahlreiche Aufzeichnungen. 

Allein, das Geld, die Finanzierung, hat es nicht gegeben, und zwar weder für das Kindermuseum noch für das Kindertheater. Und das ist eigentlich alles, worum es geht. 

Ich bin auch, ehrlich gesagt, ein bisschen müde, mir immer anhören zu müssen, was nicht alles schon gut gelaufen ist und was jetzt schlechter läuft. Ich bin dafür, dass wir uns über die Tatsachen unterhalten. 

Und da sage ich danke auch für die guten Ratschläge, die ich bekomme, dass man sich besonders beim Herrn Finanzstadtrat um zusätzliche Mittel bemühen muss. Das tue ich ohnedies. Und es gibt auch schon sehr viele zusätzliche Mittel. 

Aber es kann ja auch nicht der Weisheit letzter Schluss sein, dass man sozusagen einfach sagt, na ja, wenn ich irgendetwas finanzieren will, dann wird es halt zusätzlich ein Geld geben oder auch nicht, sondern das ist ja auch eigentlich die politische Aufgabe, dass man mit dem vorhandenen Budget das umsetzt, wozu man aufgerufen ist und was wir wollen.

Die Geschichte also, dass das finanziert ist und dass es dann irgendwelche "Okays" und was weiß ich was alles gegeben hat, ist schlicht und einfach nicht richtig und geht auch aus den Akten nicht hervor. Aber das ist ja auch gar nichts Böses. Ich verstehe das schon. Man hat immer wieder gute Ideen und versucht sie dann auch umzusetzen und da kamen dann tatsächlich die Wahlen. Das ist auch in Ordnung, ist auch sehr in Ordnung. Das ist auch kein Vorwurf. Ich bitte nur, ein bisschen von der Geschichte herunterzusteigen, dass man das alles erledigt hatte und sozusagen jetzt in der neuen Zeit liefe das viel langsamer und viel schlechter. 

Tatsache ist, es ist jetzt zum ersten Mal budgetiert! Es gibt zum ersten Mal für dieses Kindertheaterhaus ein Budget und das, liebe Kollegin Ringler, ist nun in der Tat der qualitative Unterschied zu früher. Aber ich glaube, wir brauchen uns gar nicht sehr darüber unterhalten. Wir sind, das ist, glaube ich, das Wichtige, alle einer Meinung, dass es ein solches Kindertheater geben soll. Wenn Sie da mich und das Haus weiter darin unterstützen, dass wir die Finanzmittel dafür zur Verfügung stellen können, dann ist das wunderbar. Dann werden wir in der Tat, und das ist, glaube ich, das Wichtigste, im Herbst des nächsten Jahres 2003 ein Kindertheater eröffnen können, wozu ich Sie dann alle herzlich einlade. Da werden wir uns hoffentlich nicht mehr darüber streiten, wer wann was schon gemacht hat, sondern dann wird es hoffentlich spätestens in eineinhalb Jahren stehen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der Freiheitlichen Partei über das Kindertheater, wo Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit geboten wird, ihr Talent und ihre Kreativität zu entfalten. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert.

Ich darf nun bitten, wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen. Danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 42 (01585/2002-GKU). Sie betrifft eine Jahressubvention an den Verein IG Freie Theaterarbeit. 

Hier gibt es keine Rednerin.

Ich darf nun bitten, wer für diesen Antrag ist, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne F, ohne Freiheitliche.

Es gelangt nun die Postnummer 4 (01347/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neuregelung des Elternbeitrags ab 1. September 2002. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Martina LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Erste ist Frau GRin Sommer-Smolik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es geht in diesem Geschäftsstück um die Neuregelung der Elternbeiträge. Wir werden diesem Geschäftsstück nicht zustimmen. Für uns sind, wie schon im Ausschuss auch mitgeteilt, die Elternbeiträge für Kindergärten und Horte der Stadt Wien grundsätzlich zu hoch. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir nach wie vor der Meinung sind, dass man in die Berechnung der Elternbeiträge die Wohnkosten miteinbeziehen sollte. Wir wissen alle, dass wir hier schon jahrelang entsprechende Anträge gestellt haben, die von Seiten der SPÖ abgelehnt wurden und es wird sich wahrscheinlich auch in dieser Hinsicht nichts ändern.

Es ist richtig, dass durch die Anhebung der Bemessungsgrundlage auf 1 000 EUR, bis zu der keine Besuchsbeiträge gezahlt werden müssen, die unteren EinkommensbezieherInnen entlastet werden. Das ist richtig. Das ist auch gut so. Nur darüber hinaus bei einem Einkommen von 1 225 EUR sieht es nämlich ganz anders aus. 

Wenn man sich ansieht, was der durchschnittliche männliche Arbeitnehmer im Jahr 2001 in Wien verdient hat, so waren das 1 245 EUR. Von den Frauen möchte ich hier ja nicht reden, weil die fallen meistens, wenn sie Alleinerzieherinnen sind, unter die jetzt angehobene Bemessungsgrundlagenerhöhung. 

Schaut man sich diese mittleren, nicht wirklich hohen Einkommen an, so stellt man fest, dass es hier eklatante massive Preissteigerungen um einige Euro pro Monat gegeben hat. In diesem Akt ist dazu nur ganz lapidar angemerkt - ich zitiere -: "Für den Ganztagesbesuch liegen die Beiträge aus strukturellen Gründen etwas über einer Erhöhung gemäß Verbraucherpreisindex 2001".

Für uns ist das keine soziale Staffelung, denn es ist nicht einzusehen, warum es die mittleren beziehungsweise nicht wirklich hohen Einkommen in diesem Ausmaß treffen soll.

Es ist auch nicht wirklich neu, dass wir und auch die betroffenen KindergartenpädagogInnen schon seit Jahren darauf warten, dass sich bezüglich Qualitätsverbesserung beim Betreuungsangebot in den Kindergärten etwas tut. Nach wie vor haben wir in Wien die Situation, dass wir in dem angeblich so kinderfreundlichen Wien 25 bis 28 Kinder in einer Kindergartengruppe mit einer Fachkraft haben und nach wie vor ist das Raumangebot nicht wirklich so, wie wir uns das vorstellen.

Dass diese Arbeits- und andere Bedingungen, Spielbedingungen, für die Angestellten, für die PädagogInnen, für die Kinder nicht wirklich das sind, was wir unter Qualität verstehen, ist klar und ich würde das nicht als kinderfreundlich und auch nicht als arbeitnehmerInnenfreundlich bezeichnen.

Unserer Meinung nach sind Kindergärten alles andere als Aufbewahrungsstätten. Es ist durch Studien belegt, dass Kinder, wenn sie sich in diesen beengten Verhältnissen einen ganz Tag lang aufhalten - wenig Platz, viele Kinder -, in ihrer Entwicklung nicht wirklich gefördert werden, sondern eher in ihrer Entwicklung behindert werden. Von Wohlfühlen ist dann schon gar keine Rede mehr.

Es ist für uns auch notwendig, dass der Kindergarten endlich als Bildungseinrichtung gesehen wird und hier auch endlich einmal dementsprechend gehandelt wird. Wir warten ja schon einige Zeit darauf, dass die Novellierung des Kindertagesheimgesetzes kommt, was ja durch Frau StRin Laska angekündigt wurde. Aber bis jetzt ist auch hier davon nicht wirklich etwas zu merken und es ist die Frage, ob sich in Bezug auf Qualität in dieser Stadt in den Kindergärten demnächst etwas umsetzen, also verändern wird. 

Unsere Vorschläge bezüglich Qualität - damit dann nicht wieder kommt: Die GRÜNEN machen keine Vorschläge - sind bekannt, seit Jahren bekannt. Es braucht wesentlich kleinere Gruppen, es braucht mehr pädagogisch ausgebildete PädagogInnen, BetreuerInnen, die aber auch genügend Zeit haben, sich weiterzubilden, sich fortzubilden, für Elterngespräche, für Supervision, für Teamgespräche und alles andere, was jetzt zu kurz kommt. Es braucht ein Berufsbild für die HelferInnen und es braucht mehr Platz und mehr Freiraum, denn die 2 Quadratmeter pro Kind sind unserer Meinung nach ein schlechter Scherz. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Zu den beiden Anträgen, die sich auch mit diesen Elternbeiträgen beschäftigen und die dann wahrscheinlich eingebracht werden, der eine ist von der ÖVP, der andere von der FPÖ: 

Zum ÖVP-Antrag zum kostenlosen Vorschuljahr. Wäre nicht die Begründung, so wie sie hier steht, könnten wir ja vielleicht zustimmen, aber die sprachliche Entwicklung und die pädagogische Vorbereitung erst ab dem fünften Lebensjahr anzusetzen, ist doch etwas spät. Wenn man sich die Entwicklungspsychologie von Kindern anschaut, so fängt die sprachliche Entwicklung a) im Mutterleib an und b) dann wirklich mit zwei Monaten, wenn die ersten Laute gebildet werden. Sollte die sprachliche Entwicklung erst ab fünf Jahren anfangen, dann hätten wir wahrscheinlich ein größeres Problem in diesem Land. Also diese sprachliche Entwicklung kann es ja wohl nicht sein, die erst ab fünf Jahren gefördert werden soll. Und die Ausrichtung, die in diesem Antrag erkennbar ist, nämlich die Ausrichtung auf die Vorbildung, auf die Schule, das heißt die Vorziehung der Schule in den Kindergarten, ist meiner Meinung nach nicht sinnvoll, denn gerade die Kinder brauchen diese Zeit im Kindergarten vor der Schule, um auch Kind sein zu dürfen und sich hier auch dementsprechend verhalten zu können und nicht um schon diese Leistungsorientierung, dieses Trimmen auf Leistungserbringung und darauf, die Besten, die Schnellsten zu sein, kennen zu lernen. Es geht um die soziale Entwicklung und nicht um das Vorziehen der Schulbildung. Deswegen können wir diesem Antrag nicht zustimmen. 

Zum Antrag der FPÖ, der sehr populistisch die sofortige Kostenfreistellung der Kindergartenplätze in Wien verlangt, nämlich ab dem Herbst 2002. Die Begründung hier ist unserer Meinung nach richtig. Es geht darum, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist. Es geht darum, dass die Erziehungsarbeit der Eltern ergänzt wird und damit auch die Erwerbstätigkeit der Eltern ermöglicht wird. Und es ist auch von uns ein langfristiges Ziel, dass die Kindergärten kostenfrei sind. Aber man kann sich nicht hier hinstellen und dann einen Antrag einbringen, ab Herbst 2002 soll das passieren - das ist in einigen Monaten, in vier Monaten ,- und so im Drüberfahren sagen, so, ab jetzt ist es kostenfrei, wo sich bei der Qualität in den Kindergärten nichts ändern wird. Im Gegenteil. Wir befürchten, dass sich mit einer völligen Kostenfreistellung von Kindergärten die Betreuungs- und Qualitätssituation eher verschlechtern wird und auch deswegen werden wir diesem Antrag nicht zustimmen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch wir von der Österreichischen Volkspartei werden diesem Gesetzesantrag nicht unsere Zustimmung geben, obwohl durchaus einige Ansätze positiv zu bewerten sind. Ich komme zuerst zum Positiven. 

Ich halte es für sehr gut, dass jetzt ein erweiterter Teilzeitbereich eingeführt wird, nämlich von 6.00 bis 14.00 Uhr und von 12.00 bis 18.00 Uhr. Das ist für berufstätige Eltern gut und das ist auch sicher für die ganze Flexibilität in der heutigen Arbeitswelt zu begrüßen. Ich halte auch die Gleichstellung der Elternbeiträge für Krippen und Kindertagesheime für richtig. Und natürlich finden wir es auch richtig, dass besonders einkommensschwache Familien noch stärker gefördert werden. Aber, und nun kommt schon das Aber: Das darf doch nicht zu Lasten der anderen Familien gehen! Das ist etwas, was absolut nicht einzusehen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Aufkommensneutral, Frau Vizebürgermeisterin, haben Sie im Ausschuss gesagt, und genau das halte ich für Wiens Familien unzumutbar. Eine Weltstadt Wien, die sich durch das Kinderbetreuungsgeld, das ach die böse Regierung eingeführt hat, Millionenbeträge erspart - also das heißt, Mittel wären vorhanden -, ist nicht bereit, hier wirklich zu sagen, ich schütze Einkommensschwache im Besonderen, aber ich erhöhe nicht bei jenen, wo ich glaube, sie können es sich leisten. Die können es sich eben nicht leisten und darauf werde ich noch zurückkommen. 

Frau Vizebürgermeisterin, Sie bezeichnen Wien ja als Herzeigestadt, gerade im Sozialbereich. Worauf sind Sie so stolz? Sind Sie so stolz, dass wir österreichweit mit Abstand die höchsten Kinderbeiträge haben? Sind Sie so stolz, wie wir gestern gehört haben, dass wir die höchste Arbeitslosenzahl in Österreich haben? Oder sind Sie so stolz, dass gerade bei der Sozialhilfe Wien im Bereich der AlleinerzieherInnen am viertletzten Platz steht und bei Familien mit drei Kindern am zweitletzten Platz? - Darauf, glaube ich, kann man eigentlich nicht stolz sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Aber nun zurück zum Elternbeitrag. Tatsächlich ist der Kinderbetrag in Wien zu teuer und vor allem im unteren Mittelstand. Meine Kollegin von der grünen Fraktion hat schon gesagt, bei einem Einkommen von rund 30 000 S zahlen die Familien pro Kind 3 500 S! Und, meine Damen und Herren, das sind nicht die Reichsten der Gesellschaft. Das sind junge Paare, die einen Hausstand gründen, die Kinder bekommen, die eine Reihe von Belastungen haben, die beide meistens berufstätig sind, um eben all diesen Verpflichtungen nachzukommen. Und da verlangt die Gemeinde Wien 3 500 S, obwohl aus den Daten des Statistischen Handbuchs der Stadt Wien sehr klar hervorgeht, dass die durchschnittlichen Haushaltsausgaben erheblich darüber liegen. Frau Vizebürgermeisterin, wir sind gerne bereit, Verhandlungen aufzunehmen, um zu einer positiven Lösung für die Familien Wiens zu kommen.

Daher werden auch mein Kollege Prof Strobl, die Kollegin Lakatha und ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, wo wir Sie, Frau Vizebürgermeisterin, auffordern, die Neuregelung der Elternbeiträge für Kindertagesheime für Vollzahler den statistischen Gegebenheiten anzupassen. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich komme auch noch zum Antrag der Freiheitlichen Partei, der hier vorliegt, und zwar ab September Kindergarten zum Nulltarif. Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich hätte auch gerne goldene Äpfel und ich hätte gerne Gratispickerl und ich hätte gerne Gratisauto, Gratisurlaub et cetera. Das alles kann man sich wünschen und das hört sich auch ganz gut an. Allerdings muss alles finanzierbar sein. Wenn wir wissen, dass 47 000 Kinder in Wien den Kindergarten besuchen, so ...(GR Dr Helmut GÜNTHER: Wie ist das in Niederösterreich, Frau Kollegin?) In Niederösterreich ist es ja nicht so. In Niederösterreich ist Halbtagskindergarten frei und wenn man den ganzen Tag braucht, kostet es 1 000 S plus Essensgeld. Also, da ist schon ein Unterschied. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Wir wären glücklich in Wien, wenn das so wäre!) Das kann durchaus ein langfristiges Ziel sein, aber wissen Sie, ich finde es halt realitätsfern und ich finde es halt populistisch, wenn man so einen Antrag einbringt und sagt, im September soll das schon durchgeführt werden. 

Die Wiener ÖVP will familienfreundliche Schritte für die Familien mit Kindern setzen, die realistisch, aber sozial ausgewogen und auch umsetzbar sind. 

Frau Vizebürgermeisterin, sorgen Sie dafür, dass Wiens Eltern einen Kindergartenplatz auch tatsächlich finanzieren können! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ing RUDOLPH gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich gehöre diesem hohen Haus jetzt ungefähr ein Jahr an und durfte hier während dieser Zeit des Öfteren Reden hören, wo Wien so als rot-grünes Gegenmodell zum Bund präsentiert wurde. Der Bund, der hier seine Politik macht und Wien macht es genau konträr. Aus der Sicht der Wiener Stadtregierung macht Wien es natürlich besser. Es ist durchaus legitim, es so zu sehen, nur: Wie schaut dieses rot-grüne Wiener Gegenmodell aus? 

Das rot-grüne Wiener Gegenmodell zu dem, was vom Bund getan wurde und getan wird, schaut so aus: Der Bund hat das Kinderbetreuungsgeld eingeführt und das bedeutet jetzt 6 000 S pro Monat und das bedeutet jetzt die Möglichkeit, es bis zu 36 Monate zu bekommen. Früher waren es maximal 24 Monate. Das bedeutet jetzt ein Hinaufheben der Zuverdienstgrenze auf 200 000 S pro Jahr. Früher war man an der Geringfügigkeitsgrenze festgenagelt. Es ist gerade eine Leistung, die für AlleinerzieherInnen besondern wichtig ist, dass man hier diese Zuverdienstgrenze so angehoben hat. Und man hat den Bezieherkreis erweitert. Man hat nicht einen Teil der möglichen Empfänger von Haus aus ausgegrenzt. Das hat man nicht gemacht. Man hat das beseitigt. Es gibt jetzt die Möglichkeit für Studenten, Studentinnen, selbständige AlleinerzieherInnen, Hausmänner, Hausfrauen, all das zu beziehen. Früher war das nicht möglich. Der Bund hat es möglich gemacht, dass hier Geld für die Familien flüssig gemacht wird, flüssig gemacht wurde, und das trotz Budgetsanierung. Das muss man dazusagen. (Kopfschütteln bei GRin Mag Sonja Wehsely.) Man hatte ja hier eine gewaltige Hypothek, Frau Mag Wehsely! 30 Jahre Sozialismus haben sich natürlich auf die Staatsfinanzen ganz massiv negativ ausgewirkt und dies wird ja jetzt auch mitkompensiert.

Daher schaut das so aus: Der Bund saniert das Budget, gibt den Familien das Geld und die Gemeinde Wien nimmt es auf der anderen Seite wieder. Die Gemeinde Wien nimmt es wieder über erhöhte Kindergartenbeiträge ein und sagt: Das ist schon gut so, wenn der Bund das Budget saniert und den Familien mehr Geld zur Verfügung stellt, damit dann die Gemeinde Wien hergehen kann und sagt: Wunderbar, diese Einnahmenquellen erschließen wir uns, wir setzen die Tarife hinauf. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber es ist ja das nicht das Einzige. Sie finden das zum Lachen. Also ich glaube, dass denjenigen, die jetzt mehr zahlen müssen, das Lachen vergehen wird, wenn sie die neuen Zahlungsvorschreibungen bekommen. 

Das ist ja nicht die einzige Belastung, die man hier hat, sondern während der Bund beispielsweise emsig darüber verhandelt, die Abfertigung neu zu organisieren - etwas, was gerade für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer was ganz, ganz Wesentliches und Wichtiges ist, um mehr Mobilität am Arbeitsmarkt zu bekommen -, was macht die Gemeinde Wien? - Sie lässt es zu, dass die Tarife für den öffentlichen Verkehr erhöht werden. Also eine Maßnahme zur Mobilitätssteigerung wird hier von der Gemeinde Wien teurer gemacht. Das ist ja an sich genau etwas, wie wir es uns eigentlich nicht vorstellen, dass die Tarife hier hinaufgesetzt werden. Also auf der einen Seite macht der Bund das Leben leichter, währenddessen das rot-grüne Gegenmodell in Wien das Leben teurer macht. 

Ein anderes Beispiel: Die Möglichkeit, Eigentumserwerb zu schaffen. Hier macht man das Wohnen einfacher und leichter. Wie schaut es in Wien aus? - Da sind erhöhte Müllgebühren angekündigt und erhöhte Müllgebühren schlagen sich auf die Betriebskosten und damit wird das Wohnen in Wien teurer. Also währenddessen der Bund versucht, das Wohnen leichter zu machen, die Eigentumsbildung leichter zu machen, wird auf der Landesebene hier in Wien leider alles teurer. 

Ja, wie schaut es aus? Der Strompreis zum Beispiel, den Sie erhöht haben. Auch das trifft natürlich die Familien ganz massiv durch den KWK-Zuschlag. Jetzt gebe ich schon zu, irgendwann einmal sind natürlich die Fähigkeiten des Bundes erschöpft, all das, was Wien an Preissteigerung macht, zu kompensieren. (Heiterkeit  bei der SPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Wer hat denn die Abgaben verdoppelt, Herr Kollege RUDOLPH? Wer hat verdoppelt?) Das geht ganz einfach nicht. Man kann nicht zuerst ein sozialistisches Budget sanieren, dann die Preissteigerungen der Gemeinde Wien kompensieren, und dann die hier durchaus gegebene Fantasie bei der Gemeinde Wien, die Tarife in die Höhe zu schnalzen, auch noch ausgleichen. (GR Christian Oxonitsch: Wer hat die Abgaben verdoppelt?) 

Aber ich glaube, Sie haben eine Chance, das zu kompensieren. Sie haben eine Chance, das insofern zu kompensieren, als wir hier heute einen Beschlussantrag einbringen, von dem zwar alle meine Vorredner gesagt haben, es ist richtig, es geht ihnen nur ein bisschen zu schnell. Das mag sein. Vielleicht sind wir halt ein bisschen schneller als die anderen. Das ist durchaus richtig so und gut so, und da sind uns ja dann andere gefolgt. 
Ich darf Sie zum Beispiel auf einen Artikel im "Standard" aufmerksam machen, Herr Klubobmann Oxonitsch. Es ist nicht der Artikel im "Standard", der sich so mit den SPÖ-Interna beschäftigt, sondern es geht um den Kindergartenartikel, der heute im "Standard" auf Seite 11 zu lesen ist: "Kindergärten: Aus einem Euro mach vier". Es gibt hier eine Schweizer Studie, die hier zitiert wird. Um es nicht allzu lang zu machen, gibt es einen Kernsatz, der da drinnen steht: "Jeder investierte Franken bringt 3 bis 4 Franken an die Gesellschaft zurück, denn" - und so schließt dann dieser Artikel - "langfristig würden", so heißt es in der Studie, "die Kinder weniger zusätzliche schulische Förderungsmaßnahmen benötigen und für Zürich", es sind Schweizer Untersuchungen, "entstehen weniger Aufwendungen auf Grund krimineller Handlungen schlecht integrierter Jugendlicher". Das heißt, jede Investition in Kinderbetreuungseinrichtungen, und das ist genau das, was wir wollen, nämlich dass sie auch besser wahrgenommen werden - also nicht sie teurer zu machen, sondern sie leichter zu machen (GR Christian Oxonitsch: Der Kollege Westenthaler kann sich aber einen Kindergartenplatz schon leisten?), sie nämlich leichter besuchbar zu machen, indem man es sich halt leisten kann -, wäre ein Schritt in diese Richtung. (GR Christian Oxonitsch: Der Kollege Westenthaler kann sich das aber schon gut leisten?) 

Ich lese und sehe mit großem Interesse, dass Sie sich zwar über den Jugendgerichtshof große Sorgen machen und dass die Sozialdemokratie jetzt hergeht und sagt, wir sind dafür, dass ein Gefängnis erhalten bleibt. Früher war die Linie der Sozialdemokratie ja eigentlich, Gefängnisse zu sperren, währenddessen sagen Sie jetzt, Sie wollen ein Gefängnis erhalten haben. (Aufregung bei der SPÖ.) Das ist ja ein interessanter Paradigmenwechsel (GR Godwin Schuster: Der Jugendgerichtshof soll ja jetzt ein Gefängnis werden!), aber das, was wir hier wollen, ist genau im Sinne dieser Studie. Hier wird Geld gut investiert und das, was für den Franken gilt, gilt natürlich für den Euro genauso. Jeder investierte Euro in die Familien bringt 3 bis 4 Franken an uns alle zurück. Diese sozialpolitische Umwegrentabilität halten wir für gescheit, dass wir das Geld dort hinein investieren. Na, selbstverständlich kostet das etwas. Das ist schon klar. Aber ich glaube, die sozialen Folgewirkungen, die damit zu verknüpfen sind, sind derartig positiv, dass diese Investition sich allemal rechnet. 

Ich ersuche daher, hier unserem Antrag "Seitens der zuständigen Stadträtin sind alle Maßnahmen zu veranlassen, damit ab Herbst 2002 Kinderbetreuungsplätze in Wien für alle in Wien wohnhaften Kinder bis zum sechsten Lebensjahr kostenfrei zur Verfügung gestellt werden" Ihre Zustimmung zu geben. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Wehsely gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ein bissel habe ich den Eindruck, dass von manchen meiner Vorredner der Akt nicht ganz gelesen worden ist, weil manche sehr wichtige Punkte überhaupt nicht genannt worden sind. 

Es stehen heute bei diesem Antrag drei Punkte im Vordergrund: 

1. Das ist eine weit reichende Entlastung der Einkommensschwächsten. Nämlich alle, die 1 000 EUR oder darunter verdienen, werden in Zukunft überhaupt keinen Kindergartenbeitrag mehr zahlen müssen. Sie mussten bisher immerhin bis zu 68 EUR zahlen. 

2. Wir werden heute außerdem die Gleichstellung der Beiträge für Kindergärten und Krippe beschließen, und wir werden 

3. und das ist ganz besonders wichtig, insbesondere für die, wie den Herrn Kollegen - wie heißt der Herr Kollege? - RUDOLPH, der über die Wichtigkeit der Vereinbarkeit von Kinderbetreuungseinrichtungen mit Familie und Beruf gesprochen hat und darüber, eine weitere Flexibilisierung im Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen zu beschließen, nämlich den Zweidritteltag. 

Zunächst einmal möchte ich zu der Frage der Beiträge etwas sagen. Ich glaube schon, dass es wichtig ist zu sagen, dass auch zu den Vollbeiträgen die Stadt Wien als zusätzliche Förderung 6 000 S finanziert. Ich weiß nicht, von welchen Zahlen Sie da hier ausgehen, es ist aber auch im Akt klar zu lesen, dass nur ein Viertel der Eltern der Kinder, die den Kindergarten besuchen, den Vollbeitrag bezahlen. Ein Viertel, wie gesagt, der Besucher hat den Vollbeitrag und ein Drittel hat bisher gar keinen Beitrag bezahlt. Durch diese Reform der Tarife, die wir heute beschließen werden, wird die Zahl derer, die keinen Beitrag zahlen muss, weit größer werden. Es werden nämlich die sein, die es ganz besonders brauchen, und das sind insbesondere allein stehende und allein erziehende Frauen.

Wir werden heute weiters beschließen - und das habe ich auch bis jetzt nicht gehört, obwohl das eine wesentliche Änderung ist -, dass der Abzug des Beitrags für weitere Kinder erhöht worden ist. Das heißt, wenn es Geschwisterkinder gibt, wird sich der Beitrag weiter reduzieren.

Zum Punkt der Flexibilisierung scheint es mir wichtig, das auch ein bisschen auszuführen, weil dazu überhaupt noch nichts gesagt worden ist. Es ist derzeit schon möglich, die Kinder in den städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen vormittags und nachmittags halbtags in den Kindergarten zu geben, um sie dort qualitativ hochwertig betreuen zu lassen. Es wird jetzt den Wünschen der Eltern entsprechend eine weitere Flexibilisierung ab Herbst 2002 geben, nämlich den so genannten Zweidritteltag, wo die Kinder von in der Früh bis 14 Uhr oder von mittags bis am Abend betreut werden.

Weiters wird es ab Herbst 2002 ein Pilotprojekt an fünf Standorten geben, die verkehrsgünstig gelegen und in der Nähe von Einkaufsgegenden sind, wo bis 20 Uhr Kindergartenbetrieb sein wird. Das ist nicht nur ein Wunsch der Eltern, sondern es ist auf Grund der beruflichen Situation und der familiären Situationen auch eine Notwendigkeit. 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Kindern ist insbesondere für Frauen nur dann möglich, wenn es ausreichend Kinderbetreuungseinrichtungen gibt. Ich sage deshalb "insbesondere für Frauen nur dann möglich", weil die Kinderbetreuungsarbeit vorwiegend von Frauen geleistet wird. Ich zumindest habe noch selten Diskussionen mit Männern geführt, die sagen, sie können leider nicht arbeiten gehen, weil sie ein Kind betreuen müssen. Diese Debatte führe ich eigentlich immer nur mit Frauen. Daher haben wir hier sehr viel mit Bewusstseinsarbeit zu tun.

Kollege Strobl! Wenn es bei Ihnen und in Ihrer Partei anders ist, dann kann es sich vielleicht auch einmal im Frauenanteil der Abgeordneten niederschlagen. (GR Walter Strobl: Ich habe drei Töchter!) Na, das lässt ja nur Positives vermuten. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 
Wenn Herr Kollege RUDOLPH heute aus dem "Standard" zitiert hat, was er als wesentlichen Satz erkennt, dann teile ich das, dass das ein wichtiger und richtiger Satz ist, dass jeder Franken oder Euro oder welche Währung auch immer eingesetzt wird die richtige ist. Ich würde ihm aber auch anraten, den Anfang dieses Artikels zu lesen, wo nämlich die Sicht des Herrn Frauenministers Haupt zur Kinderbetreuung zitiert wird, der da meint, dass so manche jugendliche Oma besser für Kinderbetreuung geeignet ist, als irgendeine qualifizierte Kindergärtnerin, die um 17.00 Uhr den Schreibtisch verlässt! Ich weiß nicht, in welchen Kindergärten der Herr Frauenminister Haupt schon war, nur, das dürfte offensichtlich eine vorherrschende Meinung von der Arbeit von KindergartenpädagogInnen in Ihrer Fraktion sein. (Aufregung bei der FPÖ.)

Wichtig erscheint es mir auch, darauf hinzuweisen - weil das hier auch noch nicht gesagt worden ist -, dass der Grad der Flächendeckung und auch der Grad der Qualität, den Wien im Kinderbetreuungsbereich bietet, in Österreich einzigartig ist. 

Frau Kollegin Korosec, wenn Sie sagen, in Wien ist das am allerteuersten, dann muss man natürlich auch Gleiches mit Gleichem vergleichen! Wenn in Niederösterreich die Kindergärten zu Mittag zusperren, dann ist es ein Leichtes zu sagen, man stellt dieses Angebot bis (GR Dr Matthias Tschirf: Nicht überall! - GR Walter Strobl: Nicht überall!) mittags gratis zur Verfügung. 

Gut ist auch Ihr Zwischenruf, Herr Klubobmann: "Nicht überall." Also es ist schon schön, wenn es dann vielleicht drei Kindergärten gibt, die länger offen haben. Tatsache, Herr Kollege Tschirf, ist jedenfalls, dass, wenn man die Kinderbetreuung in Niederösterreich ganztags beansprucht, man genau dasselbe wie in Wien zahlt und es aber die Subjektförderung in diesem Ausmaß nicht gibt. (GR Walter Strobl: Das ist richtig!) 
Wir haben in Wien über 12 500 Plätze für Kinder unter drei Jahren. Das ist die doch beachtliche Zahl von 48,9 Prozent. 

Wir haben bei den 3- bis 6‑Jährigen für über 93 Prozent Plätze. 

Wir haben 34 Betriebskindergärten und - das ist auch sehr wesentlich - eine flächendeckende Nachmittagsbetreuung für alle 6- bis 10‑Jährigen. 

Das erreichen wir, trotzdem der Bund, was die Kinderbetreuung betrifft, nichts mehr dazufinanziert, weil die Kindergartenmilliarde gestrichen ist.

Sie werden vielleicht verfolgt haben, dass im März in Barcelona der EU-Gipfel war, wo unter anderem auch beschlossen worden ist, dass die Europäische Union das Ziel hat, bis zum Jahr 2010 bei der Kinderbetreuung einen 90‑prozentigen Deckungsgrad für alle 3- bis 6‑Jährigen und einen 33‑prozentigen Deckungsgrad für alle bis 3‑Jährigen zu erreichen.

Ich glaube, dass wir sehr stolz sein können, dass wir diesen Deckungsgrad längst erreicht und überschritten haben. Ich würde nur insbesondere die Fraktionen, die derzeit die Bundesregierung stellen, bitten, langsam einmal darüber nachzudenken, wie denn das außerhalb Wiens umgesetzt werden soll, denn Tatsache ist, dass, wenn man den Standard, der derzeit in Wien herrscht, erreichen will, 100 000 Kinderbetreuungsplätze fehlen! 100 000 Kinderbetreuungsplätze sind, glaube ich, nicht von heute auf morgen zu erreichen. Vielleicht könnte man sich schon etwas überlegen, bevor man Milliarden S in sanfte Ausstiegshilfen der Frauen aus dem Erwerbsprozess buttert, indem man Kinderbetreuungsgeld ausschickt, wo es ja außer in Wien nirgends die Möglichkeit gibt zu sagen, ich nehme dieses Geld und bleibe zu Hause oder ich nehme dieses Geld und finanziere mir damit eine Kinderbetreuungseinrichtung, weil es einfach außerhalb Wiens diese Kinderbetreuungseinrichtungen nicht gibt. Das heißt, das Kindergeld außerhalb Wiens kann nur dazu führen, dass die Frauen noch länger zu Hause bleiben. 

Gestern ist auch schon das Wort gefallen, es gibt dieses Kinderbetreuungsgeld für die Frauen. Da ging es sozusagen nicht darum, dass es das für die Kinder oder für die Familien gibt. Da steht eine sehr große Arbeit vor Ihnen. Da würde ich Ihnen vielleicht anraten, dass Sie Ihr Engagement nicht da reinstecken, hier Anträge einzubringen, dass die Kindergartenplätze gratis sein sollen, weil ich glaube, mit kostenfrei werden wir uns schwer tun, weil die Kosten ja trotzdem da sind, denn wenn Sie eine Forderung stellen, glaube ich, dann können Sie die Forderung nach Gratiskindergarten bis sechs Jahre stellen, sondern dass Sie sich überlegen, wie man diesen Deckungsgrad, der hier in Wien herrscht, österreichweit erreichen könnte. Da glaube ich nämlich, dass sehr, sehr viel zu tun ist. 

Ich denke auch, dass es sehr eigenartig ist, Herr Kollege RUDOLPH, wenn Sie sich hier herstellen und sagen, und da kann man einfach nur lachen: 30 Jahre sozialdemokratische oder wie Sie immer sagen sozialistische Politik und diese Bundesregierung muss das jetzt alles gutmachen. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das ist eine Tatsache! Eine Tatsache!) 

Tatsache ist, dass gerade in diesem Bereich diese Bundesregierung alles kaputt macht, denn die Kindergartenmilliarde ist von dieser Bundesregierung wieder abgeschafft worden. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das sind die Edlinger-Budgets!)
Die Studiengebühren sind von dieser Bundesregierung eingeführt worden.

Die Kürzungen im Bildungsbereich sind von dieser Bundesregierung (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das sind die Edlinger-Budgets!) durchgeführt worden.

Der Jugendgerichtshof wird von dieser Bundesregierung abgeschafft.

Die Gebührenerhöhungen im Bund, die ein Vielfaches sind von dem, wo Sie sich hier immer wieder künstlich erregen, sind im Bund durchgeführt worden. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das sind die Edlinger-Budgets!)
Die Lehrlingsstiftungen sind von dieser Bundesregierung gestrichen worden.

Die Vorlehre ist von dieser Bundesregierung eingeführt worden. (GR Ing Herbert RUDOLPH: Das sind die Edlinger-Budgets!)
Die Streichung der Förderung für die Betriebskindergärten ist von dieser Bundesregierung durchgeführt worden.

Die Ambulanzgebühr ist von dieser Bundesregierung eingeführt worden.

Die Unfallrenten wurden von dieser Bundesregierung besteuert.

Ich könnte jetzt Stunden weitersprechen! Und dass Sie dabei vor Scham nicht rot werden (Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP.), wenn Sie sich hier hinstellen und sagen, das alles, nämlich das Kinderbetreuungsgeld, das verschafft den Österreicherinnen und Österreichern, obwohl Sie das Budget sanieren müssen ... (GR Walter Strobl: Millionen haben Sie sich erspart! Millionen!) Da muss ich Ihnen schon eines ganz klar sagen, und das wissen Sie genauso gut wie ich: Die Budgetsanierung finanziert nicht der Bund, die finanzieren die Länder und Gemeinden! Da brauchen Sie nicht so zu tun, als ob der Bund irgendetwas dazu beitragen würde! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Sie haben sich Millionen erspart!) 
Ich denke, dass das ein guter Schritt ist, den wir heute hier setzen. Ich glaube, dass hier auch wieder klar wird, und zwar für alle, die es verstehen wollen, eindeutig klar wird - für die, die es nicht verstehen wollen, kann man es eh nur zur Kenntnis nehmen -, dass das, was Wien hier im Bereich der Kinderbetreuung tut, das gelebte Gegenmodell zu dem ist, was im Bund stattfindet, nämlich die Möglichkeit, Beruf und Kinderbetreuung zu vereinen. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie, diesem Poststück zuzustimmen, nachdem die Debatte beendet ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Einen schönen Nachmittag! (GR Walter Strobl: Abend!)
Es ist ja so, dass ich eigentlich vorgehabt habe, mit dazu beizutragen, dass es insgesamt kürzer wird und überhaupt auf die Wortmeldung zu verzichten. Ich werde es jetzt auch kurz machen. Aber es gibt ein paar Punkte, die, glaube ich, wesentlich sind, zu erwähnen.

Ich werde zunächst auf den Antrag des Kollegen RUDOLPH und seine Wortmeldung eingehen, bevor ich auf die Tariferhöhung für die Kinderbetreuungsplätze eingehen werde.

Der Kollege RUDOLPH stellt sich her und sagt: Der Bund hat gespart und Wien belastet. Der Bund schafft das Nulldefizit und Wien belastet.

Ich glaube, da muss man einmal mit einem Märchen aufräumen oder der Kollege RUDOLPH kann nicht Budget lesen. Das Maastricht relevante Defizit ist möglicherweise bei Null, aber der Bund hat nach wie vor ein Defizit. Er hat ein Defizit auf Bundesebene trotz der höchsten Steuer- und Abgabenquote, wo jeder es wahrscheinlich geschafft hätte, das Defizit auf Bundesebene etwas zu senken. Das ist nicht schwer, wenn man den Menschen in den letzten zwei Jahren extrem viel Geld aus der Tasche gezogen hat. 

Des Weiteren wird das Maastrichtdefizit minimiert, weil neben dem, dass die Menschen auf Bundesebene belastet wurden, die Bundesländer maßgeblich dazu beitragen müssen, dass das gesamtstaatliche Budgetdefizit reduziert wird. Und Sie vergessen, dass diese Bundesregierung maßgeblich den innerösterreichischen Stabilitätspakt, der selbstverständlich in den Bundesländern zu Belastungen führen hat müssen, initiiert hat. Das, was man da der Stadt Wien und auch den KollegInnen der Sozialdemokratie höchstens vorwerfen kann, ist, dass sie diesen Maßnahmen zugestimmt haben, dass Wien einen Budgetüberschuss von rund 4,5 Milliarden S einfahren muss, weil eines kann man relativ leicht sagen: Wäre Wien jetzt nicht verpflichtet, 4,5 Milliarden S Budgetüberschuss zu machen, dann könnten wir tatsächlich darüber reden, ob es möglich und politisch sinnvoll wäre, die Kindertagesheimplätze kostenlos für alle zu gestalten. Mit 4,5 Milliarden S mehr ist es möglich. Das ist dann eine politische Entscheidung.

Doch was Sie heute mit Ihrem Antrag machen, ist Populismus sondergleichen. Ihre Fraktion zwingt mit dem Mythos Nulldefizit Bundesländern Einsparungsmaßnahmen auf, belastet gleichzeitig die Bevölkerung und Sie machen nicht einmal einen einzigen Vorschlag, woher Sie das Geld nehmen wollen, um die Kindertagesheimplätze in Wien kostenlos zu machen! 

Klar würden wir uns auch freuen, aber ich habe es mir jetzt nur überschlagsmäßig durchgerechnet, um welche Summe es geht. Selbst da ist die Frage noch nicht überlegt, ob es sinnvoller ist, qualitative Verbesserungen im Bereich der Kinderbetreuungsplätze zu machen, das heißt kleinere Gruppen, mehr Betreuung, alles Sachen, die in Wirklichkeit wichtig wären, wie meine Kollegin Sommer-Smolik ausführlich dargelegt hat. Das ist noch nicht einmal drinnen. Aber wenn wir die Einnahmen, die im Vorjahr erzielt worden sind, einfach weglässt, dann fehlen einmal rund 30,5 Millionen EUR. Gut, die fehlen einmal, rund 400 Millionen S. Nur darf man natürlich dann nicht vergessen, wenn es einen kostenlosen Kinderbetreuungsplatz in Wien gibt, dass selbstverständlich natürlich alle Eltern - auch die, die privat- oder gemeinnützige Plätze in Anspruch nehmen, das sind ungefähr 45 Prozent aller Plätze, wenn ich es richtig im Kopf habe - sagen würden: Wir wollen auch einen kostenlosen Kinderbetreuungsplatz. 

Also gehen wir einmal davon aus, dass ungefähr 60 Millionen EUR notwendig wären, um das sicherzustellen. Wie gesagt, noch ohne Qualitätsverbesserung. Ich glaube, dass zunächst einmal der Qualitätsverbesserung der Vorrang eingeräumt werden sollte, wenngleich auch wir der Meinung sind - dazu komme ich später -, dass in der jetzigen Situation die Tarife dennoch zu hoch sind.

Aber machen Sie einen Vorschlag, wo diese 60 Millionen EUR herkommen sollen! Stellen Sie Alternativen zur Disposition! Dass Wien den Stabilitätspakt aufkündigt, kommt ja für Sie nicht in Frage (GR Dr Helmut GÜNTHER: Für Wien auch nicht!), weil das ja das Nulldefizit in Frage stellt. Dass möglicherweise im Bereich von unnötigen Volksgaragen und Tiefgaragen gespart werden könnte, kommt für Sie nicht in Frage, weil für Sie sind Autos immer noch wichtiger als Kinder. Das werfen wir Ihnen ja schon seit langem vor. Aber Sie stimmen jeder Tiefgarage, jeder Volksgarage nach wie vor zu. 

Wo sind andere Bereiche oder wollen Sie in Wien eine neue Steuer einführen? Ist es das? Wollen Sie die Wiener Abgabenquote weiter erhöhen? - Kommen Sie raus, erklären Sie ... (GR Gerhard Pfeiffer: Wie viele Subventionen gibt es für sozialistische Gesellschaften?) Kommen Sie raus, erklären Sie ... (GR Gerhard Pfeiffer: Wie viele Subventionen gibt es denn für sozialistische Gesellschaften? - Aufregung bei der ÖVP.) Dann erklären Sie ... (GR Gerhard Pfeiffer: Wie viele Subventionen gibt es? Wie viele?) Herr Pfeiffer! Herr Pfeiffer, nicht irgendwie nur flapsig rausplaudern. Kommen Sie raus, sagen Sie konkret, wo die 60 Millionen EUR sind. Dann reden auch wir darüber. (GR Gerhard Pfeiffer: Dann dürfen Sie nicht dauernd fragen, wenn Sie nicht eine Antwort wollen!) Ja, melden Sie sich zum Wort und sagen Sie dann an Hand der Budgetposten ganz konkret die Geschichte. 

Also ich erwarte von Ihnen eine Antwort, dass es nicht als plumpe populistische Forderung stehen bleibt, und dann kann man darüber nachdenken, ob das sinnvoll ist.

Jetzt kommen wir zu den Kinderbetreuungstarifen, zu der Änderung. Es wird so dargestellt, als ob die jetzige Änderung ein massiver sozialer Fortschritt wäre. Sie ist es für alle Familien und AlleinerzieherInnen, die ein Nettoeinkommen von unter 1 000 EUR haben. Nur, die Realität und die Armutsgrenze und die Gefahr, unter die Armutsgrenze zu rutschen, die ist vor allem dann erheblich über den 1 000 EUR, wenn man zwei oder drei Kinder hat. Und das wissen Sie. 

Wenn man sich als Beispiel nur anschaut, wenn möglicherweise eine Familie oder AlleinerzieherIn mit einem Familiennettoeinkommen von 1 300 EUR und zwei Kindern einen Kindergartenplatz braucht, zahlt sie nichts. Hat sie 1 315 EUR Familiennettoeinkommen, dann kosten die Kinderbetreuungsplätze ohne Essen schon 80 EUR, übersetzt - 8 mal 7 ist 56 mal 2 - ungefähr 1 400 S. Das heißt, wo ist da eine Einschleifregelung? - Es kann passieren, wenn jemand um 5 EUR zu viel verdient, zahlt er plötzlich 80 EUR. Es ist fast egal, ob ein Mensch 1 000 EUR Familiennettoeinkommen hat oder 1 045 EURO, weil man dann trotzdem 40 EUR Beitrag zahlt. Da fehlt meines Erachtens eine intelligente Einschleifregelung. In Zeiten von Computern wäre das ganz, ganz einfach und ganz, ganz leicht machbar, dass man nicht bestraft wird, wenn man gerade ein Äuzerl über dieser Null-Beitragsgrundlage für einen Kindergartenplatz liegt. 

Ich würde mir erwarten, dass das auch auf Ihre offenen Ohren stößt und dass man sich zumindest bei einer nächsten Novellierung der Beitragssätze über fließende Beitragsstaffelungen unterhalten kann, wenn wir bis dahin tatsächlich nicht schon so weit sind, dass es möglich ist, insgesamt kostenlose Kindergartenplätze qualitativ verbessert zur Verfügung zu stellen. 

Ein letztes Beispiel noch: Rund 32 000 S Familiennettoeinkommen und zwei Kinder. Damit ist man für beide Kinder über der Höchstbeitragsgrundlage, auch wenn man sozusagen die Kinder gegenseitig abzieht, und bezahlt dann für den Kindergartenplatz für beide Kinder zusammen rund 5 500 S. Jetzt kommt das Essensgeld noch dazu. Es heißt, fast ein Viertel bis ein Drittel des Familiennettoeinkommens ist nur für den Bereich der Kinderbetreuung in Kindertagesheimplätzen. Da ist noch nicht dabei, was Kinder ansonsten auch noch kosten. Wenn man auch noch davon ausgeht, dass die Wohnkosten in Wien bis zu einem Drittel des Nettoeinkommens ausmachen, dann bleibt nicht mehr so viel. Da merkt man wirklich, wie hoch mit der Höchstbeitragsgrundlage die Kinderbetreuung in Wien tatsächlich ist, wenn man nur knapp darüber liegt, und wie viel sie kostet und wie viel sie Menschen mit Kindern belastet. 

Jetzt kommen wir zu einem Punkt, wo es fast gänzlich unverständlich wird, dass es in der jetzigen Zeit zu einer Erhöhung der Beitragssätze für die Kinderbetreuungsplätze kommt, denn seit Jahren - und das ist schon ein Vorwurf auch an die Sozialdemokratische Fraktion - wird im Bereich der Kindertagesheime unseriös budgetiert. In jedem Budgetvoranschlag der letzten Jahre wurden die Einnahmen aus den Leistungserlösen um fast 20 Prozent unterschätzt, das heißt man hat sich beim Budgetvoranschlag auch immer hinstellen können und sagen können: Wie super und wie günstig sind unsere Kinderbetreuungsplätze. Aber in Wirklichkeit hat man um 20 Prozent mehr eingenommen. Und die Personalkosten wurden im Jahr 2000 noch um 147 Millionen S zu hoch ausgewiesen und jetzt im Jahr 2001 werden sie noch immer um ungefähr 97 Millionen S zu hoch ausgewiesen. Also im Budgetvoranschlag stehen rund 100 Millionen S mehr drinnen, als tatsächlich ausgegeben wurde. 

Alleine bei diesen beiden vor allem ausgabenseitigen Summen sieht man - und man muss ja schon davon ausgehen, dass prinzipiell seriös budgetiert wird -, dass es nicht notwendig ist, die Beiträge zu erhöhen, um den zunächst geglaubten Kostendeckungsgrad im Bereich der Kinderbetreuung einzuhalten, denn wenn man glaubt, dass man in Wirklichkeit um 100 Millionen S mehr ausgeben kann, als dann tatsächlich ausgegeben wurde, dann muss man nicht zusätzlich die Eltern belasten, sondern dann könnte man sich in Wirklichkeit ein sinnvolles Modell überlegen, wie man bei einer beitragsfreien Grundlage, die jetzt von Ihnen angehoben wurde, insgesamt alle Kinderbetreuungsplätze günstiger zur Verfügung stellen könnte. 

Dasselbe gilt im Übrigen auch für den Kostendeckungsgrad beim Essen in den Kindertagesheimen. Da wurde ursprünglich auch budgetiert, dass man mit einem Kostendeckungsgrad von 73 Prozent auskommt und die Eltern wurden mit 81 Prozent belastet. Da kommt man nicht auf die Idee zu sagen: Sehr gut, wir geben weniger aus, geben wir das Geld den Eltern zurück. Nein.

Dann ein letzter Punkt, der mich im Zuge des vorliegenden Rechnungsabschlusses - im Ausschuss war er ja schon - bei den Kindertagesheimen eigentlich sehr bestürzt gemacht hat, insbesondere deshalb, weil wir uns alle bewusst sind - zumindest auf dieser Seite -, dass die Bevölkerung in starkem und hohem Maße durch die blau-schwarze Bundesregierung belastet wurde. Trotz Sinken der Kinderbetreuungsplätze der Gemeinde Wien um 1,3 Prozent stiegen die Einnahmen aus Elternbeiträgen um 9 Prozent! Das heißt, weniger Eltern haben um 9 Prozent mehr Beiträge geleistet und das, obwohl genau diese Eltern von der Bundesregierung schon vielfach belastet wurden! Anstatt jetzt diesen Eltern das Geld zurückzugeben, um zu schauen, dass man gemeinsam günstigere Betreuungsplätze auf die Füße stellt, erhöhen Sie die Tarife. Und das lehnen wir ab. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Lakatha gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur kurz auf meine Vorrednerin, die GRin Wehsely, eingehen und ich muss sagen, ich bewundere immer Ihr Temperament und Ihren verbalen Einsatz bei Ihren Reden. Ich würde allerdings lügen, wenn ich sage, es tut mir Leid, dass Sie nicht noch eine Stunde Argumente aufzählen können, die gegen die Bundesregierung sprechen. Sie haben es Gott sei Dank nicht gemacht. Das einzige Argument ... (GR Christian Oxonitsch: Können schon! Können schon! - GR Johann Driemer: Können schon!) Das einzige Argument, das Sie auch immer wieder ins Treffen führen, ist: 100 000 Kindergartenplätze fehlen in Österreich und es gibt keine Kindergartenmilliarde mehr. Nur erwähnen Sie nie - und das ist nicht das erste Mal -, dass auch bereits unter Finanzminister Edlinger beschlossen war, dass diese Kindergartenmilliarde nicht mehr zur Auszahlung kommt. Also wir wiederholen uns öfters, wir beide, aber das ist nicht so tragisch. 

Des Weiteren haben Sie gesagt, wir gehen immer nur auf Nachteile ein, wir vergessen all das Positive. Meine Kollegin Korosec hat sehr wohl angeführt, dass wir das sehr gut finden, dass es jetzt für Teilzeitbeschäftigte ein Angebot gibt und dass es auch für halbtags ein eigenes Angebot gibt. Ich bin auch gerne bereit zu sagen, dass ich froh bin, dass die Preise geregelt sind, dass die Eltern wissen, wann sie etwas zurückbekommen und was in der Ferienzeit zu zahlen ist. Ich sage auch gerne, wir begrüßen diese Pilotprojekte, die bei Einkaufszentren und U‑Bahn-Stationen sind und bis 8 Uhr offen sind. Das ist eine ganz tolle Idee und ist wirklich notwendig. Es gibt vielleicht noch andere Punkte, die ich anführen kann, aber es gibt auch Punkte, die wir kritisieren. 

Die Bemessungsgrundlage hat meine Kollegin Korosec bereits angeführt. Sie gehen von einem flächendeckenden oder fast flächendeckenden Aspekt in Wien aus. Das heißt, es werden Kindergartenplätze durch die Gemeinde Wien und sehr viele durch die gemeinnützigen Träger und auch durch private Kindergärten zur Verfügung gestellt. Das, was uns stört und was wir eigentlich auch nicht akzeptieren können, ist, dass ausschließlich nur den Eltern, die in gemeindeeigenen Kindergärten ihre Kinder haben, beim Einkommen geholfen wird. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das stimmt nicht! Das stimmt nicht!) Das stimmt schon. (GRin Josefa Tomsik: Nein!) Sie bekommen es nur dann, wenn im gemeindeeigenen Kindergarten kein Platz ist. Dann wird es weitergegeben. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das stimmt nicht!) Wenn Sie es mir nachher anders erklären, so ist das überhaupt kein Problem. 

Ich verstehe es nämlich deshalb nicht, weil ja gerade von der Gemeinde Wien Etliches ausgelagert wurde. Das heißt, es gab den Bau und man hat einen privaten Betreiber gefunden. Ich habe gestern noch angerufen und da hat man mir gesagt, dort müssen die Kinder, wenn sie nicht von der Gemeinde Wien abgewiesen wurden, den vollen Betrag zahlen. Das ist etwas, was wir nicht akzeptieren können, denn dadurch können Eltern mit einem kleineren Einkommen, wenn sie nämlich auf die Ermäßigung angewiesen sind, ihre Kinder nur in gemeindeeigene Kindergärten geben und nicht auch in andere gemeinnützige Kindergärten. Das ist bitte eine absolute Benachteiligung, weil es keine Wahlfreiheit gibt. Letztlich hat die Gemeinde Wien einen ungeheuren Werbevorteil, denn wenn ich dort weniger zahl', dann geb' ich die Kinder eben dorthin. 

Daher haben die GRe Strobl, Korosec und Lakatha folgenden Beschlussantrag eingebracht:

"Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport möge sich für eine vollkommene Gleichstellung gemeinnütziger Kindergärten gegenüber Kindergärten der Gemeinde Wien einsetzen. Einkommensschwachen Eltern, deren Kinder einen gemeinnützigen Kindergarten besuchen, sollen exakt die gleichen Ermäßigungen gewährt werden, wie Eltern, deren Kinder einen Kindergarten der Gemeinde Wien besuchen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die gleichen Gemeinderäte haben noch einen weiteren Antrag vorbereitet, und zwar geht es darum, dass die ÖVP fordert, dass das letzte Kindergartenjahr gratis angeboten wird, und zwar allen Kindern, um sie auf den Schuleintritt vorzubereiten. Das heißt nicht, dass sie in irgendeiner Form gedrillt werden sollen, sondern dass sie sich schon an ein Gemeinschaftsgefühl gewöhnen. Dieses Jahr soll auch der sprachlichen Integration von Kinder dienen, deren Muttersprache nicht Deutsch ist. Also die sprachliche Integration ist bitte so zu verstehen. 

Der Antrag, der von den gleichen Gemeinderäten eingebracht wird, lautet daher:

"Um allen Kindern einen guten Start in die Schulzeit zu ermöglichen, sollte das Vorschuljahr in Wiener Kindergärten von allen zu leistenden Beiträgen befreit werden. Dies ist im Sinne der Chancengleichheit, der Sprachintegration und sozialer Ausgewogenheit sinnvoll. 

Der Beschlussantrag als solches lautet:

Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport möge sich dafür einsetzen, dass das letzte Jahr von Kindern in Kindertageseinrichtungen von sämtlichen Beiträgen befreit wird."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Da sich die ÖVP für die Wahlfreiheit und die Chancengleichheit aller Kinder einsetzt, werden wir dem Geschäftsstück nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Ich wollte auf ein paar Punkte noch eingehen. 

Frau Kollegin Korosec, Sie haben gefragt, worauf wir stolz sind. Wir sind stolz darauf, dass drei Viertel aller Kinderkrippen Österreichs in Wien sind. Wir sind stolz darauf, dass wir in Wien, im Gegensatz zu allen anderen Bundesländern, bei den Kinderkrippen einen 50‑prozentigen Versorgungsgrad haben. Wir sind stolz darauf, dass wir in Wien 100 Prozent Versorgungsgrad bei den 3- bis 6‑Jährigen haben. Wir sind stolz darauf, dass wir vor kurzem als kinderfreundlichstes Bundesland ausgezeichnet wurden und wir sind stolz darauf, dass wir hier durch dieses Poststück noch mehr sozial schwächere Familien bis 1 000 EUR Einkommen unterstützen können, damit diese - und das ist, denke ich mir, auch das Herzstück des heutigen Poststücks - in Zukunft in Wien keinen Beitrag mehr in Kindergärten zu zahlen haben. Dass sie es sich in Niederösterreich leisten können, stimmt vielleicht insofern ein Stückchen mehr, weil es dort keine gibt. Also, insofern erübrigt sich diese Frage. 

Der Kollege Tschirf hat es schon gesagt, es gibt ein paar wenige, die ganztägig offen haben. Tatsache ist, in großen Bereichen Österreichs sperren Kindergärten zu Mittag zu beziehungsweise sind überhaupt nur halbtags geöffnet.

Zum Zweiten wollte ich noch allgemein etwas anmerken, weil in der Diskussion Geldleistungen versus Dienstleistung - Infrastruktur in Wirklichkeit eine der Hauptdebatten war. Wenn man über die Grenzen Österreichs hinausschaut, ein bisschen einen europäischen Vergleich anstellt und auch ein bisschen auf Geburtenraten und Familienfreundlichkeit beziehungsweise Frauenerwerbsquoten schaut - darauf legt, glaube ich, auch die ÖVP immer ganz großen Wert -, dann möchte ich nur ein Beispiel bringen, nämlich Dänemark. Dänemark weist im europäischen Vergleich die höchste Frauenerwerbsquote, die niedrigste Lohndifferenz zwischen den Geschlechtern und das höchste Versorgungsniveau mit öffentlich finanzierten Kinderbetreuungseinrichtungen auf. Gleichzeitig ist die Geburtenrate in Dänemark eine der höchsten in Europa. Das ist kein Zufall. Ich denke mir, auch die Daten des letzten Jahres haben, wenn man sich die Geburtenrate ansieht, deutlich gemacht, dass finanzielle Zuckerln - das sage ich jetzt einmal dazu - nicht das sind, was Familien in Österreich wie auch in Europa brauchen, um sich zu entschließen, Kinder auf die Welt zu bringen. Es ist nämlich sicherlich kein Zufall, dass im letzten Jahr die Geburtenrate in Österreich das erste Mal - und zwar über 3 Prozent - wieder abgesunken ist.

Drittens wollte ich sagen, die Kindergartenmilliarde war nicht eine Milliarde, die dann ohnedies wieder eingestellt worden ist - ich glaube, die Kollegin Lakatha hat das gesagt -, sondern die Kindergartenmilliarde wurde abgeschafft, und zwar zu dem Zeitpunkt, als die blau-schwarze Bundesregierung angetreten ist. (GR Josef Wagner: Die war nie auf Dauer bestimmt!) Das finde ich sehr schade. Die Kindergartenmilliarde ist immer wieder über einen längeren, nämlich einen zweijährigen, Zeitraum beschlossen worden und wurde, solange Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen noch in der Bundesregierung waren, immer wieder für weitere Jahre erweitert. (GR Dr Matthias Tschirf: Edlinger!) Ich glaube, seitdem Sie mit der FPÖ in der Bundesregierung sind - so viel steht fest -, gibt es keinen Schilling für Kinderbetreuung in diesem Land und 100 000 Kinderbetreuungsplätze fehlen. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich bitte um Berichterstattung! Keine Rede halten!) 

Vierter und abschließender Punkt ist die soziale Staffelung, weil Sie es angesprochen haben, Kollegin Lakatha. Tatsache ist, dass die soziale Staffelung im Zuge des Leistungszukaufs in allen Kinderbetreuungseinrichtungen dieser Stadt möglich ist. 

Abschließend möchte ich sagen, dass ich stolz darauf bin, dass wir Familien bis 1 000 EUR in Zukunft kostenlos Kinderbetreuung in Wien zur Verfügung stellen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Frau GRin Jerusalem hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. (GR Josef Wagner: Das geht nach der Berichterstatterin doch gar nicht mehr!) Eine tatsächliche Berichtigung ist jederzeit möglich. So ist es festgehalten. Deswegen habe ich ihr das Wort erteilt.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich bin sehr froh, jetzt eine tatsächliche Berichtigung zu dem zu machen, was die Frau Berichterstatterin gesagt hat. Es mag nämlich schon so sein, dass es diese soziale Staffelung für Eltern, die ihre Kinder in gemeinnützigen Kindergärten haben, auf irgendeinem Papier gibt. Wir haben es vielfach auch in Aussagen der Frau StRin Laska schon gehört. Wir wissen aber auch, dass die Praxis eine vollkommen andere ist. Das berichten uns nicht nur viele private gemeinnützige Einrichtungen, sondern das berichten auch viele Eltern. Viele Eltern rufen immer wieder bei der MA 11A oder dort, wo die Plätze vermittelt werden, an und beschweren sich darüber. Sie werden nie gehört, außer sie haben das große Glück und den guten Einfall, entweder mich oder in Zukunft die Claudia Sommer-Smolik oder die Frau Lakatha oder die Frau Korosec anzurufen und wir rufen dann bei der MA 11A an und machen Druck und sorgen dafür, dass das tatsächlich auch so gemacht wird, wie es die Frau Stadträtin versprochen hat. 

Die Praxis funktioniert null. Darauf brauchen Sie wirklich nicht stolz zu sein! Ich an Ihrer Stelle hätte das am Schluss nicht noch erwähnt, denn Sie wissen ganz genau, dass das nicht richtig ist! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Frau Berichterstatterin hat mich gefragt, ob sie noch einmal ein Schlusswort haben kann. Sie hat immer das Schlusswort. - Wollen Sie sich noch einmal zum Wort melden? 

Berichterstatterin GRin Martina LUDWIG: Ja, danke. - Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wir haben das schon öfters diskutiert. Sie haben selber gesagt, das mag schon so sein, dass es so ist, aber in der Praxis gibt es Fälle, wo das dann irgendwie nicht zur Anwendung kommt. Dazu kann ich nur das wiederholen, was ich mittlerweile schon zigmal selbst gehört habe, auch in den vielen Diskussionen im Ausschuss, dass, wenn es zu solchen Fällen kommt, Sie die Frau Stadträtin regelmäßig aufgefordert hat, ihr diese weiterzugeben. Ich denke mir, das ist hoffentlich auch schon Praxis bei Ihnen geworden, dass wir das nicht immer nur am Rednerpult oder im Ausschuss verbal austauschen (GRin Mag Sonja Wehsely: Kein einziges Mal!), sondern wenn Sie diese Fälle haben, diese auch wirklich der Frau Stadträtin zukommen lassen, um irgendwann einmal ein auch in der Praxis gut funktionierendes Netz zu haben. 

Aber ich bin froh, dass Sie hier festgestellt haben, dass es in Wien tatsächlich so ist, dass der Leistungszukauf in allen anderen Betreuungseinrichtungen möglich ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist, ohne die Stimmen der GRÜNEN, der Freiheitlichen und der ÖVP, mehrheitlich der Fall. Dieser Antrag ist somit angenommen.

Es liegen zu diesem Antrag vier Beschlussanträge vor, die ich in der Reihenfolge des Eintreffens abstimmen lassen werde.

Der Erste kam von der ÖVP, von Strobl, Korosec und Lakatha, und betrifft die Überarbeitung der Elternbeiträge für Kindertagesheime.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dieser Antrag hat die erforderliche Mehrheit nicht erreicht.

Der nächste Antrag kommt von der FPÖ, von RUDOLPH, Römer und Strache, betreffend kostenfreie Kinderbetreuungsplätze.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Auch dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit erlangt und ist deswegen nicht angenommen.

Der nächste Antrag kommt von der ÖVP, Strobl, Korosec und Lakatha, und zwar geht es hier um die Wahlfreiheit des Kindergartenplatzes für einkommensschwache Familien.

Wer diesem Beschlussantrag zustimmen möchte, möge die Hand heben. - Auch dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit erreicht und ist nicht angenommen.

Wir kommen zum letzten Antrag, der von der ÖVP kommt, Strobl, Korosec und Lakatha. Es geht hier um die Einführung eines kostenfreien Vorschuljahrs in den Wiener Kindergärten.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Auch dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit erlangt.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 6 (01280/2002-GJS). Er betrifft die Neufestsetzung der Preise für die Benützung der städtischen Bäder. 

Hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dieser Antrag ist, gegen die Stimmen der FPÖ und ÖVP, mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 8 (01475/2002-GJS). Dieser Tagesordnungspunkt betrifft die Neuregelung der Benützungsentgelte und der Bestandszinse für Sportanlagen. 

Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet, und wir kommen somit sofort zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP, der Fall.

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt, und zwar ist das die Postnummer 11 (01452/2002-GJS). Sie betrifft die Errichtung des Sozialzentrums für den 3. und 11. Bezirk in Wien 3, Schlachthausgasse 41a. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Malyar, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Martina Malyar: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte es jetzt wirklich kurz machen. Wir stimmen diesem Geschäftsstück zu und ich möchte auch darauf hinweisen, dass hier eine Reform vorgenommen wird, die von den Grünen seit langem eingefordert wird. 

Sie können sich sicherlich an so manche Streitigkeiten, die wir hier hatten, erinnern, als ich gesagt habe, dass das Sozialamt eine Einrichtung ist, wo Leute arbeiten, die mit den Klientinnen und Klienten auf äußerst unfreundliche bis menschenunwürdige Art und Weise umgehen. Das war immer meine heftige Kritik, die damit zu tun hat, dass im Sozialamt keine Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter arbeiten, sondern Verwaltungsbeamte, die auch unter schändlichen Arbeitsbedingungen zu leiden haben - das muss man gleich dazusagen -, wo unsere Forderung immer war, es sollen Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter die ersten Gespräche mit den Klientinnen und Klienten führen. 

Das wird in Zukunft so sein. Dort findet jetzt eine Reform statt, die ohnehin mühsamst über die Bühne geht. Wir wissen, wie wahnsinnig schwierig das in der Umsetzung ist. Schon deswegen unterstützen wir das sehr und stimmen dem Poststück zu. 

Nachdem bei den ganzen Vereinen, die Subventionsnehmer der MA 12 sind, vielfach Jugendliche davon betroffen sind, die es zum Teil leider mit der Polizei und mit den Gesetzen zu tun bekommen und die unter Umständen sogar straffällig werden, möchte ich diesen Tagesordnungspunkt dazu benutzen, einen Antrag zum Thema "Jugendgerichtshof" einzubringen. Ich denke, es ist in dieser Stadt vielen Menschen ein Anliegen, dass der Jugendgerichtshof so, wie er ist, und so, wie er gut arbeitet, bestehen bleibt. Die Fachwelt hat einen Aufschrei diesbezüglich getätigt und uns alle aufgefordert, sich heftig dafür einzusetzen, dass der Jugendgerichtshof erhalten bleibt. 

Deshalb bringe ich den folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein: "Der Wiener Gemeinderat spricht sich ausdrücklich für die Erhaltung des Jugendgerichtshofs als getrennt von anderen Gerichten geführte Einrichtung aus und ersucht Herrn Bgm Dr Häupl, sich bei allen dafür zuständigen Stellen, insbesondere bei Herrn Justizminister Dr Böhmdorfer, mit ganzer Kraft für die Erhaltung des Jugendgerichtshofs einzusetzen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich gehe davon aus und hoffe sehr, dass dieser Antrag in diesem Hause eine Mehrheit erhalten wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Stubenvoll gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Man kann nur sagen, alles, was hier zum Jugendgerichtshof gesagt wurde, sowohl in der Anfragebeantwortung als auch in den Debattenbeiträgen, dass dieses Instrument der Jugendgerichtsbarkeit, aber auch des Jugendstrafvollzugs erhalten bleiben soll, kann man nur voll unterstützen. Meine Fraktion wird das auch tun. Wir werden sowohl den Antrag der Grünen unterstützen, als auch selbst einen Antrag einbringen, der sogar noch etwas weiter gefasst wird. 

Wenn wir heute den Akt über ein neues Sozialzentrum beschließen, dann denke ich, es war immer auch im Sinne der Sozialdemokratie, dass wir versuchen, präventiv zu wirken und möglichst großen Schaden zu verhindern, denn all jene Jugendlichen, die einmal straffällig geworden sind, sind unter Umständen später potenzielle Klienten des Sozialamts und haben dadurch weniger Chancen auf Integration, vor allem darauf, später einen Arbeitsplatz zu bekommen und kosten insofern dann der Allgemeinheit mehr Geld. 

Die neuen Sozialzentren, die flächendeckend in Wien eingerichtet werden sollen, haben ein völlig neues organisatorisches und inhaltliches Konzept. Es war wirklich ein mühsamer Weg. Wir haben, glaube ich, zehn Jahre lang darüber diskutiert, aber es ist endlich so weit, dass SozialarbeiterInnen und SachbearbeiterInnen in einem Team gemeinsam arbeiten, so die Angebote und die Beratung und Betreuung genau auf die Bedürfnisse der Klienten abstimmen können, dadurch vor allem ein maßgeschneidertes Hilfsangebot schaffen können und so viel treffsicherer und zielgenauer die Probleme der Arbeitslosigkeit, der Wohnungslosigkeit, der Schulden, der physischen, psychischen und familiären Probleme in dieser Stadt bekämpfen können. 

Ich bin wirklich sehr zuversichtlich, dass wir durch dieses Unterstützungsmanagement im Sinne des New Public Managements auch das Selbsthilfepotenzial unserer Klienten stärken werden. Wir hoffen, dass wir dadurch zu weniger Sozialhilfebeziehern kommen werden, weil "Integration statt Ausgrenzung" unser Prinzip ist. Wir wollen damit nicht eine Verwaltung der Armut, sondern eine maßgeschneiderte Unterstützung der Klienten erreichen. 

In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Einen Gegen- oder Abänderungsantrag gibt es nicht. 

Ich bitte die Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig der Fall. 

Ich habe jetzt noch etwas von einem zweiten Antrag gehört. (GRin Erika Stubenvoll: Der wurde für später eingebracht! - GR Christian Oxonitsch: Erst bei der nächsten Postnummer!) - Entschuldigung, ich bin etwas abgehalten worden. (Allgemeine Heiterkeit.) Im Gespräch passiert es als Vorsitzender schon, dass man viele andere Dinge auch diskutiert. Es kann dann passieren, dass man das eine oder andere überhört. 

Also haben wir hier nur einen Beschlussantrag, und zwar von den GRÜNEN, Jerusalem, Sommer-Smolik, und es geht um die Erhaltung des Jugendgerichtshofs. 

Ich bitte die Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen nun zum nächsten Tagesordnungspunkt, und zwar zur Postnummer 17 (01496/2002-GJS). Sie betrifft eine Subvention an den Verein wienXtra. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Betreffend JungbürgerInnenveranstaltung möchte ich vorausschicken, wir haben nichts gegen diese Veranstaltungen wie Sommerball der jungen WienerInnen oder Stadt-Wien-Partys. Beim Musical "Wake Up" tue ich mir schon ein bisschen schwerer. Nicht, dass ich etwas gegen den Rainhard Fendrich habe, aber ob das wirklich das tolle Angebot ist, das sollen die Jugendlichen beurteilen. Der "Sky Day" ist Geschmackssache. Ob es wirklich trendsportartig toll ist, Jugendliche zu einer Fallschirmsportveranstaltung einzuladen, das sei dahingestellt. 

Ich habe schon im November bezüglich der JungbürgerInnenveranstaltung gemeint, dass es nicht daran liegt, dass es diese Veranstaltungen gibt, dass wir nicht wirklich 100‑prozentig zufrieden sind, sondern dass es darüber hinausgehen muss, und zwar die jungen WählerInnen in dieser Stadt auch aktiv an der Politik teilhaben zu lassen und die Politikverdrossenheit, die es unter den Jugendlichen gibt, in Angriff zu nehmen. Wenn in diesem Akt steht, dass eine der Zielsetzungen dieser Großveranstaltungen ist, die Verbesserung des Verhältnisses der jungen MitbürgerInnen zur Politik und zur Verwaltung zu erreichen, dann frage ich mich, wie das gehen soll, wenn elegante Ballveranstaltungen oder eben diese Stadt-Wien-Partys abgehalten werden, die eigentlich - das ist auch gut so - dem Entertainment und dem Sichwohlfühlen, Lustigsein und Spaßhaben dienen, aber sicher nicht dazu geeignet sind, Politik zu transportieren beziehungsweise die jungen Menschen zu animieren, sich an der Politik zu beteiligen. 

Ich möchte deshalb gemeinsam mit der Kollegin Jerusalem einen Antrag einbringen: 

"1. Wir fordern die zuständige Magistratsabteilung auf, ein Konzept zu entwickeln, das über Entertainment hinausgeht, sondern viel mehr nach wissenschaftlichen Richtlinien zur Jugendbeteiligung am öffentlichen Leben gestaltet wird. 

2. Zur Verstärkung der Mitbestimmung von jungen Menschen veranstaltet die Stadt Wien zweimal jährlich einen Jugendgemeinderat. Die Ergebnisse daraus werden in den zuständigen Gemeinderatsausschüssen behandelt."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss. 

Wir werden diesem Akt schweren Herzens zustimmen, weil wir nichts gegen diese Veranstaltungen haben, aber man sollte sich schon überlegen, ob wir nicht mehr anbieten, um die jungen WählerInnen an der Politik teilhaben zu lassen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Novak-Schild zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Guten Abend, meine Damen und Herren, weil es ist inzwischen schon Abend!

Das vorliegende Poststück behandelt die JungbürgerInnenveranstaltungen, zu denen die Bundeshauptstadt jährlich anlässlich der Volljährigkeit ihrer jungen Bewohnerinnen und Bewohner einlädt. Diese Veranstaltungen dienen vor allem dazu, die JungbürgerInnen als gleichberechtigte Mitglieder in der Gesellschaft willkommen zu heißen, mit ihnen quasi ihre Volljährigkeit zu feiern und so die ersten Informationen für Bürgerinnen und Bürger zu geben, was die Politik und die Verwaltung dieser Stadt anbelangt. Das wird auch heuer wieder im Rahmen der Einladung zu diesen JungbürgerInnenveranstaltungen passieren. Es wird eine CD‑ROM produziert werden, die viele Informationen und nützlich Tipps und Links, auch für das Internet, beinhalten wird. Weiters wird es, um den politischen Diskussionsansatz ein bisschen zu erfüllen, im Internet eine Homepage geben, auf der gevotet werden kann, auf der zu bestimmten relevanten jugendlichen Themen Stellung bezogen wird und Diskussionen stattfinden sollen.

Die heurigen Veranstaltungen werden sehr gut besucht werden, nehme ich an, vor allem deshalb, weil wir heuer zwei Jahrgänge zu diesen Veranstaltungen einladen. Das ist deshalb notwendig geworden, weil die Bundesregierung die Volljährigkeit auf 18 Jahre herabgesetzt hat. Diese Herabsetzung war aus meiner Sicht der erste Stein zu einem Puzzle, der ganz klar ein Bild der Verschlechterung für Jugendliche zeigt. Viele weitere Puzzlesteine sind inzwischen gefolgt, von der Auflösung der Jugendpolizei angefangen bis zur - jetzt ganz aktuell - Zerspaltung und Zerschlagung des Jugendgerichtshofs.

Meine Damen und Herren, diese geplante Zerschlagung des Jugendgerichtshofs - dazu muss ich einfach Stellung beziehen und etwas sagen - ist kontraproduktiv und in Wahrheit ein Skandal! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Meldungen und Stellungnahmen von ExpertInnen von JugendbetreuerInnen, von JugendrichterInnen und Staatsanwälten hören gar nicht mehr auf, reißen nicht mehr ab, da alle schon schwere Bedenken dagegen äußern und sagen, warum sie glauben, dass es nicht sinnvoll ist, den Jugendgerichtshof in der jetzigen Form aufzulösen und zu zerstören. Mein zentraler Kritikpunkt geht vor allem dahingehend, dass ein System, das sehr gut funktioniert hat, sehr sensibel ist und seit 1928 besteht, in einer kompletten Nacht- und Nebelaktion quasi per Fax, ohne vorher mit irgendjemandem darüber zu reden - geschweige denn mit der Stadt darüber zu reden -, einfach aufgelöst und zerschlagen wird, und zwar mit der Argumentation, ein bisschen Geld einzusparen, das aber überhaupt nicht zur Relation des Angebots und des Engagements des Jugendgerichtshofs steht. Das ist ein eindeutiger Schlag ins Gesicht der Jugendlichen in dieser Stadt und zeigt auch den Stellenwert, den Jugendliche und die Bedürfnisse der Jugendlichen bei den Parteien der Bundesregierung haben, nämlich anscheinend so gut wie keinen, denn es dürfte sie nicht interessieren, welche Bedürfnisse die Jugendlichen haben und was sie in Wahrheit brauchen. Den jungen WienerInnen ist damit eine faire Chance auf Wiedereingliederung in die Gesellschaft genommen worden, wenn sie einmal straffällig geworden sind. Der Jugendgerichtshof hat hier sehr viel Hilfe geleistet und mit sehr außergewöhnlichen Methoden viel erreicht. Das wird im Endeffekt auch zum Anstieg der Jugendkriminalität und damit zur Verschlechterung der Lebensqualität in Wien führen. 

Wirklich erschüttern tut mich eigentlich auch, dass die ÖVP diesen Plänen des Herrn Böhmdorfer zustimmt, damit die Sicherheitsstruktur in Wien gefährdet und kein Interesse an den Bedürfnissen der Jugendlichen hat. (GR Georg Fuchs: So ein Blödsinn!) Die Verantwortung dafür ist dann wenigstens sehr klar. Sie hat einen Namen und eine Adresse. Diese Verantwortung tragen Bundesminister Böhmdorfer, die Freiheitliche Partei und die ÖVP.

Aus diesem Grund möchte ich jetzt einen Beschluss- und Resolutionsantrag im Sinne der Jugendlichen und im Sinne der zukünftigen JungbürgerInnen stellen, der lautet: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. von den für insbesondere die Jugendlichen und die Stadt Wien äußerst schädlichen Plänen der Zerschlagung des Jugendgerichtshofs Abstand zu nehmen,

2. das Gefangenenhaus des Jugendgerichtshofs personell und finanziell besser auszustatten, damit dieses die gesetzlichen Aufgaben noch besser erfüllen kann." (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, Sie haben jetzt, hier und heute, die Gelegenheit - ich habe leider vorher gesehen, Sie haben die erste nicht wahrgenommen, aber es gibt immer wieder eine zweite Chance -, zu zeigen, dass Sie auf der Seite der Jugendlichen in Wien sind und dass Sie zu Ihnen stehen, indem Sie diesen Antrag annehmen. Wenn Sie das nicht tun, ist das eine klare Abfuhr an die Jugendlichen und ein weiterer Schlag in deren Gesicht. 

Das würde ich sehr schade finden. Darum bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Antrag und zum Poststück. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 17 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke. Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Ich lasse zuerst den Beschlussantrag der Grünen, bezüglich JungbürgerInnenveranstaltungen, abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP, angenommen. 

Ich lasse weiters den Beschlussantrag der SPÖ bezüglich Jugendgerichtshof abstimmen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen. (GR Johann Hatzl: Das ist traurig! Die ÖVP ist schon wieder unter der Fuchtel vom Böhmdorfer!) 

Postnummer 18 (01501/2002-GJS) betrifft eine Subvention an den Verein "Public Netbase/ t0/Institut für neue Kulturtechnologien". 

Hierzu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen. 

Postnummer 3 (01586/2002-GIF) betrifft das Vorhaben "Inbetriebnahme des 4. Wiener Frauenhauses".

Hierzu liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen wieder zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 67 (01749/2002-GFW). Sie betrifft eine Erhöhung des zinsenfreien Darlehens an die CTF Finanzierungsberatungs- und Betreuer GmbH zur Finanzierung einer Garage in Wien 12, Steinbauerpark. 
Bevor der Berichterstatter, Herr GR Ekkamp, einleitet, darf ich mitteilen, dass ich im Interesse des Hauses mit Herrn GR Mag Maresch vereinbart habe, dass er nicht nur zum 12. Bezirk, Steinbauerpark, sprechen darf, sondern auch gleich zu einer ähnlich gearteten Anlage in der Leopoldau. 

Bitte, Herr GR Ekkamp. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Professor. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die Zustimmung werden wir Ihnen leider nicht gewähren können. Herr GR Stürzenbecher hat zuerst gemeint, die GRÜNEN haben mehr oder weniger fast schon etwas Religiöses, warum Sie permanent gegen die Garagen sind. Jetzt möchte ich umgekehrt grundsätzlich einmal sagen, nachdem sich Kollege Schieder letztes Mal gewundert hat, ob sich der Maresch geirrt hat, vielleicht doch gegen die Garagen ist, oder doch dafür ist, welche Bedingungen es gäbe, damit wir für Garagen wären. 
Der erste Punkt ist der Eins-zu-eins-Rückbau an der Oberfläche. Damit hat die SPÖ keine Freude und schon gar nicht die ÖVP. AnrainerInnensammelgaragen gehen in der jetzigen Konstruktion nicht, würde die Gemeinde Wien selber die Garagen bauen, ginge das. Das macht sie aber nicht, sondern sie hat eine Konstruktion gewählt, wo, sage ich einmal, die STPM sehr viel baut. Die STPM gehört zu 51 Prozent - wenn ich mich nicht täusche - den Wiener Stadtwerken, 49 Prozent hält ein internationaler Konzern, und ist, sage ich jetzt einmal, ein bisschen mit dem ÖAMTC und ein bisschen mit der ÖVP verwandt, aber das werden wir andernorts noch diskutieren. Deswegen handelt es sich um eine klassische großkoalitionäre Geschichte und deswegen vermuten wir permanent die jeweiligen Zustimmungen, die wir dabei haben.

Aber jetzt zurück zu dem, warum wir Garagen unter bestimmten Bedingungen durchaus befürworten:

Der zweite Punkt ist das Vorliegen eines Konzepts, warum man die Garage braucht, wie das an der Oberfläche ist, ob es soundso viel Überparkung gibt oder auch nicht. Da hätten wir bei all diesen Untersuchungen gerne geklärt, wie viele Autos bei 107, 110 oder gar 120 Prozent aus dem Umland zugefahren sind. (GR Kurth-Bodo Blind: Sind Sie bald fertig!) Kollege Blind, sagen Sie heute besser nichts! Oder ist er heute nicht da? - Ah ja, doch! Ich habe schon geglaubt, er redet heute wieder einmal drein. 

Ein wichtiger Punkt ist, dass es ganz wichtig ist, die AnrainerInnen und die BürgerInnen in die Diskussion, was an der Oberfläche passiert, einzubeziehen. Das ist eigentlich nie passiert.

Weiters wichtig sind die Wiederherstellung der Oberfläche und in keinem Fall unter einem Park. Deswegen sind wir heute auch gegen die Währinger Parkgarage.

Aus diesem Grunde haben wir einen Beschlussantrag eingebracht, den ich gleich dem Herrn Berichterstatter weitergebe und der lautet:

"Für Garagen, welche aus Mitteln der Parkometerabgabe über die gängige Förderungspraxis, 20 Prozent der Errichtungskosten, hinaus zusätzlich in Form von Direktzuschüssen oder in Form von Darlehen gefördert werden, möge der Wiener Gemeinderat beschließen, dass:

1. in der Umgebung des Garagenstandorts vor Errichtung der geplanten Garage eine Bedarfsprüfung durchgeführt wird. Dabei soll einerseits der Ist-Zustand, unter anderem auch der Anteil der Autos mit Nichtwiener Kennzeichen im öffentlichen Straßenraum erhoben werden und andererseits auch eine Gegenüberstellung von gemeldeten Autos zur Anzahl von Stellplätzen auf öffentlichen und privaten Flächen in der näheren Umgebung erfolgen." - Genau dieser Punkt ist niemals bei irgendeiner Volksgarage durchgeführt worden.

2. jedenfalls in der Umgebung des geplanten Garagenstandorts vor Inbetriebnahme der P&R‑Garage" - das ist sozusagen der nächste Tagesordnungspunkt - "eine Parkraumbewirtschaftung eingeführt wird, um EinpendlerInnen dazu zu bringen, wirklich in der P&R‑Garage zu parken, und nicht gratis im öffentlichen Straßenraum in der näheren Umgebung der Anlage.

3. jedenfalls vor der Beschlussfassung für eine Volksgarage eine Parkraumbewirtschaftung in ihrer näheren Umgebung beziehungsweise im betreffenden Bezirk eingeführt wird, um zuerst dieses Potenzial für die Erlangung freien Parkraums zu nutzen."
Jetzt schauen wir uns gleich den zweiten Tagesordnungspunkt an, weil Eile notwendig ist. Die Steinbauerparkgarage erfüllt alle diese Kriterien überhaupt nicht. Das habe ich schon beim letzten Mal gesagt. Der jetzige Garagenkoordinator spekuliert vielleicht mit der zukünftigen Bezirksvorstehung. Macht nichts, braucht eine dritte Garage oder nur ein drittes Deck, wollen wir nicht, aber Sie stimmen sowieso zu.

Jetzt zu einem Vertrag, zu einem Aktenstück, das die P&R‑Anlage in Floridsdorf, genauer gesagt an der zukünftigen Endstelle der U 1, betrifft. Ich habe zwar versprochen, nicht so lange zu reden, aber es ist so, meine Mutter ist jetzt 75 Jahre alt geworden und das hängt natürlich nicht ganz mit ihr zusammen, sondern es ist so, wenn meine Mutter diese Garagenbetreiberin gewesen wäre, hätte sie zu ihrem 75. Geburtstag die letzte Rate dieses Darlehens zahlen müssen. Meine Mutter ist 1927 geboren, also wir hätten jetzt vielleicht mit ihr die Zahlung der letzten Rate abgefeiert. Jetzt muss man sich einmal vorstellen, was von 1927 bis jetzt passiert ist. Heute haben wir schon ein wenig Wehrmachtsgeschichte gehabt. Wir haben Erste Republik, Bürgerkrieg, Austrofaschismus, Naziregime, Kriegsende (GR Mag Christoph Chorherr: Besatzungsmächte!), Zweite Republik, dann vielleicht sogar die Androhung einer Dritten Republik gehabt. Auf jeden Fall hat sich einiges getan. (GR Mag Christoph Chorherr: Die Beatles!) Die Beatles, genau! Was haben wir noch gehabt? - Marlene Dietrich, der Blaue Engel, Prof Unrat und wie sie immer alle heißen. Das wäre eine ganz nette Geschichte, und in der Zeit hätte meine Mutter, wenn sie die Garagenbetreiberin gewesen wäre, kein einziges Mal irgendwelche Zinsen zahlen müssen. Ein Supervertrag, nicht schlecht! Den hätte ich auch gern.

Wenn man jetzt bedenkt, dass die Inflation in dieser Zeit ein bisschen oszilliert hat, es die Währungsreform in Österreich gegeben hat, 1 000 Prozent Inflation, so hätte das nichts gemacht, ich hätte damals, im Jahr 1927, 1929, 1930 sozusagen ganz locker die Garage ausbezahlt gehabt, kein Problem. Genau das steht in dem Vertrag.

Aber ein noch viel besseres Ding kommt. Ich habe außen herum überhaupt keine Parkraumbewirtschaftung. Es ist eigentlich komplett egal, ob jemand darin steht oder nicht. Garantiert ist, wenn nicht so viel hereinkommt, wie die Betriebskosten ausmachen, dann brauche ich eigentlich überhaupt nichts zurückzuzahlen. Ein Supervertrag! Das heißt, ich habe die 100‑prozentige Garantie, egal was passiert, ich brauche mich eigentlich nicht zu fürchten. 

Noch einmal: Inflation völlig egal! 75 Jahre werden wir alle miteinander nicht mehr erleben, wenn das ausgezahlt ist. Vielleicht gibt es ein paar Rekordverdächtige, das weiß man nicht, für mich geht es sich nicht mehr aus. Außerdem brauche ich eigentlich nichts zu bezahlen, wenn sich die Leute rundherum gratis einparken können. Aus diesem Grunde sind wir dagegen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Danke, Herr Vorsitzender! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Die Zeit der Ökonomie ist angesagt, aber ein paar Bemerkungen noch zum Kollegen Maresch:

Wenn er gesagt hat, ein Mandatar dieses Hauses spricht von einer religiösen Situation der GRÜNEN, wenn sie etwas von Garagen hören (GR Mag Rüdiger Maresch: Fast religiös!), so würde ich es nicht so formulieren. Ich würde sagen, sie reagieren reflexartig. Wenn sie etwas von Garagen hören, dann reagieren sie so.

Auch die Meinung mit dem Konzept, das man erstellen muss, wenn eine Garage notwendig ist, mag durchaus ein Weg sein, aber ich gehe immer davon aus, wenn man vor lauter Zählen, Ergründungen und Erforschungen nicht dazu kommt, dass eine Garage errichtet wird, leiden die Anrainer unter dem starken Verkehrsaufkommen. Ich gehe immer davon aus, dass die Kommunalpolitiker, sprich die Bezirkspolitiker, sehr genau darüber Bescheid wissen, in welchen Bezirksteilen eine Garage notwendig ist und sie das so zum Ausdruck bringen, damit diese rasch verwirklicht wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Parkpickerl im 12. Bezirk!)

Ich kann Sie auch im Bereich von Oberflächengestaltungen beruhigen. Es wird sehr wohl darüber nachgedacht, auch im Bereich der Währinger Parkgarage. Der Währinger Park wird im überwiegenden Teil wieder so hergestellt - natürlich leicht verändert, mit den Aus- und Einfahrten -, wie er derzeit aussieht.

Auch bei der von Ihnen genannten Steinbauergarage haben Sie gesagt, sie erfüllt nicht die Forderungen der GRÜNEN. Das mag durchaus sein, aber ich glaube, für die Mehrheit dieses Hauses sind die Bedingungen erfüllt. Sie könnten hinfahren und sich das ansehen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich war schon dort!) Sie haben sich das angeschaut. Wahrscheinlich haben Sie auch die Parkraumnot gesehen, denn sonst wäre diese Garage in der ersten Phase mit 170 Stellplätzen nicht ausverkauft gewesen. Beim Spatenstich, bei der Aufstellung der Infotafel, sind innerhalb von einer Woche bereits weitere 80 Neuanmeldungen an diese Firma gekommen. Deshalb wurde auch ein viertes Geschoss dazugebaut. 

Zu dem Antrag denke ich, ich habe zu Punkt eins schon etwas gesagt. Eine Bedarfsprüfung ist Anschauungssache. Ich glaube, ein Betrieb, der eine solche Garage baut - das baut nicht die Stadt Wien allein, sondern da gibt es auch Firmen, wie im 12. Bezirk die Firma CTF -, prüft natürlich genauso die Wirtschaftlichkeit, denn er hat weiterhin Kosten in diesem Bereich. 

Ob bei einer Park-and-ride-Anlage, wie in Punkt zwei Ihres Beschlussantrags beschrieben, zuerst eine Parkraumbewirtschaftung eingeführt wird, muss man auch diskutieren. Ich denke, eine Park-and-ride-Anlage ist eher für den Stadtrand gedacht. Deshalb sollte man sich überlegen, ob man am Stadtrand eigentlich eine Parkraumbewirtschaftung braucht. 

Ich gebe Ihnen in Bezug auf den Umstieg durchaus Recht. Wir haben in Wien 200 000 Einpendler und Einpendlerinnen und sehr viele davon sind motorisiert. Diesbezüglich müssen sicher Maßnahmen getroffen werden, damit mehr Leute auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen. Dazu gehört natürlich auch, dass im Raum von Niederösterreich vor Ort Park-and-ride-Anlagen entstehen müssen. Dafür gibt es Konzepte mit über 20 000 Park-and-ride-Stellplätzen. Leider sind diese Konzepte noch nicht erfüllt. Da könnte es durchaus sein, dass wir die öffentlichen Verkehrsmitteln nach Wien attraktivieren und die Intervalle verdichten. Gerade in der Früh und in den Abendstunden oder ab 8, 9 Uhr fährt fast kein Zug mehr nach Niederösterreich hinaus. In diesem Bereich gehört einiges gemacht. Natürlich würde auch ein modernes rollendes Material mit neuen Wagons zur Attraktivierung führen. 


In Bezug auf die Frage in Ihrem Antrag, was zuerst ist, die Parkraumbewirtschaftung oder die Volksgarage, glaube ich, man sollte den Bezirken überlassen, was notwendig ist. Wenn ich zuerst lange über eine Einführung einer Parkraumbewirtschaftung diskutiere, kann ich wahrscheinlich schon Jahre vorher den Menschen helfen, indem ich leistbare Garagen errichte. Ich glaube, es ist auch das Ziel dieser Wiener Stadtregierung, dass den Menschen in den Bereichen, wo viel Verkehr ist, geholfen wird.

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. Für den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN empfehle ich die Ablehnung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 67 ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Zum vorliegenden Beschlussantrag, betreffend Parkraumbewirtschaftung, wurde die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte wieder ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist der kleinstmögliche Nenner und ist somit abgelehnt. 

Postnummer 69 (01766/2002-GFW) betrifft ein zinsenfreies Darlehen an die STPM Städtische Parkraummanagement GmbH zur teilweisen Finanzierung der Errichtung der Park-and-ride-Anlage Leopoldau.

Hierzu liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen somit zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Postnummer 72 (01782/2002-GFW) betrifft die 4. GR-Subventionsliste 2002. 

Wir kommen, nachdem keine Wortmeldung vorliegt, gleich zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen. 

Zuerst lasse ich die Subvention für die Wiener Landwirtschaftskammer abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Den Rest lese ich jetzt nicht vor. 

Wer für die restliche Subventionsliste ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Postnummer 73 (01787/2002-GFW) betrifft eine Subvention an den Verein Fahrradclub Vienna Bike. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Somit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt. 

(Schluss um 19.43 Uhr.)

